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WIR SIND FÜR SIE DA!
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Soweit in den folgenden Ausführungen personenbezogene Bezeichnungen nur in 
männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise.

Die Abkürzung „BK“ bei den Tabellen-Übersichten steht für Bezirkskammern.
Die Abkürzung „IBK“ bei den Tabellen-Übersichten steht für die jeweilige Fachabteilung 
in der AK Tirol in Innsbruck.
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Übersicht Leistungen und Erfolge  
der AK Tirol 2017

Gesetzesbegutachtungen

Bundesgesetze 			   93  

Verordnungen 			   151  

Landesgesetze   			   91  

internationale Abkommen & EU-Vorschriften   			   52  

sonstige Stellungnahmen 			   251

Beratungen

Persönliche Beratungen			   74.080

Telefonische Beratungen			   231.240

Schriftliche Beratungen			   14.130

Summe Beratungen			   319.450

Interventions-, Rechtsschutz- und Insolvenzakten

	 Neue Fälle		  Erfolge 

Interventionsakten	 12.228	 € 	 9,524.040

Rechtsschutzakten	 2.286	 € 	34,906.110

Insolvenzakten	 864	 €	 2,492.360

Summe		  €	 46,922.580

Direkte finanzielle Zuwendungen an AK Mitglieder

zinsfrei gewährtes Wohnungsdarlehen		  €      	 221.960

ausbezahlte Beträge aus dem Unterstützungsfonds		  €       	416.580

direkt ausbezahlte Aus- und Weiterbildungsbeihilfen		  €    	1,571.180

Unterstützung im Rahmen der Weihnachtsaktion		  €         	66.050

Summe		  €    	2,275.770
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Mit voller Kraft für die Tiroler Arbeitnehmer

Geschäftsberichte haben stets eines gemeinsam: Sie enthalten viele Zahlen. Doch wenn es um 
die AK geht, so spiegeln diese Zahlen wider, wie wichtig die AK für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ist – vor allem dann, wenn Not am Mann ist.

Das zeigt schon ein kleiner Auszug aus der Leistungsbilanz für 2017: 319.450 Mal wandten 
sich Mitglieder an die AK Tirol – schriftlich, telefonisch oder bei einem persönlichen Besuch. Mit 
103.170 Kontakten betraf fast ein Drittel das Arbeitsrecht, weitere 63.240 den Konsumenten-
schutz und 48.120 das Sozialrecht. Insgesamt konnten die Experten rund 47 Millionen Euro für 
Betroffene erkämpfen, außerdem zahlte die AK Tirol 1,57 Millionen Euro als Bildungsförderungen 
und mehr als 700.000 Euro an in Not geratene Mitglieder aus. Solche Leistungen können na-
türlich nur im Rahmen einer Solidargemeinschaft erbracht werden, in die jedes Mitglied seinen 
Beitrag einzahlt und dafür auf starke Hilfe zählen kann, wenn es sie einmal braucht.

Bei den Menschen in Tirol, übrigens nicht nur bei den Mitgliedern, ist die AK hochangesehen, 
das belegen Umfragen. Und trotzdem – oder vielleicht gerade deshalb versuchen Vertreter neo-
liberaler Kreise, deren Leistungen madig zu machen und möchten Arbeiterkammer und Sozial-
partnerschaft am liebsten abgeschafft wissen. Der Grund dafür liegt auf der Hand: Denn ohne 
eine starke unabhängige Interessenvertretung fällt es leicht, rückschrittliche Maßnahmen umzu-
setzen: Den 12-Stunden-Tag etwa, oder das Aus für die Notstandshilfe usw.

Hier stehen turbulente Zeiten bevor. „Wehret den Anfängen“, muss deshalb die Devise lauten. In 
diesem Zusammenhang kann nicht oft genug daran erinnert werden, dass die Arbeiterkammer 
schon einmal 1938 aufgelöst und nach langen harten Jahren voll Gewalt, Diktatur, Krieg und Not 
1945 wiedererrichtet wurde.

Um den polemischen Halb- und Unwahrheiten der Einpeitscher mit Fakten entgegen zu treten, 
suchte die AK Tirol im abgelaufenen Jahr im Rahmen einer Kontaktoffensive noch verstärkt den 
Dialog mit den Menschen und informierte sie über die Angebote und Leistungen.

Machen Sie sich auf den folgenden Seiten selbst ein Bild! Unser Dank gebührt allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sowie unsere Anerkennung den Kammerrätinnen und Kammerräten 
aller Fraktionen, die sich wieder mit vollem Einsatz für die gemeinsamen Ziele engagiert haben.

Vorwort

Erwin Zangerl, AK Präsident	 Mag. Gerhard Pirchner, AK Direktor
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DAS LEISTET
DEINE

Sie haben Rechte. 
Wir helfen, dass Sie auch  
zu Ihrem Recht kommen!  GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

DATEN & ZAHLEN 2017 ZU DEN LEISTUNGEN & ERFOLGEN

tirol.arbeiterkammer.at
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 ARBEITER- 
 KAMMER 

Rechts-
schutz

46,9 Millionen € für die AK Mitglieder
... nach Pleiten (Insolvenzrecht), 
bei Problemen am Arbeitsplatz, 
in Pensions fragen (Sozialrecht), 
in Steuerfragen und für 
Konsumenten herausgeholt.

Insolvenz-
rechtArbeitsrecht Steuern Konsumenten-

schutz
Berechnung auf Basis Rechnungsabschluss 2017

AK Tirol Beiträge

39.960.600 €

25%19%

14,5%

12%
8%

15,5%

VorsorgeInformation
Unterstützung

2% Selbstverwaltung

3%
Leistungen 
an die BAK

1%
Einhebung des 
AK Beitrages

Konsumenten-
schutz

Ausbildung,
Beihilfen

2017

Diese wurden eingesetzt für:

Bildungs-
förderungen

Ausbezahlt wurden: 1,571.180 €

2.484

359.220

268.940
zahlen Mitgliedsbeitrag*

MITGLIEDER vertreten wir Tag für Tag!

25,1%

74,9%

90.280
sind vom Beitrag 
befreit

AK-BEITRAG

* Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag 
beträgt netto weniger als 7 Euro im Monat,

der Höchstbeitrag netto 14,44 Euro im Monat
(Österreich-Durchschnitt).

 Begut- 
 achtungen
von Verordnungen und Gesetzen
387

VerordnungenBundes-
gesetze

Landesgesetze

EU &
Interna-
tionales

151

52

91

93

stehen mit Rat und Tat zur Seite. 
322Mitarbeiter

Das entspricht ca.
1120 Mitgliedern pro 
AK Mitarbeiter.

gab es im Jahr 2017 von den Experten für unsere Mitglieder. Hier die wichtigsten Themen & Beratungsarten:
319.450 Beratungen

Arbeit, Soziales 
& Insolvenz
Konsumenten-
schutz

Steuerrecht

Bildung & Unter-
stützungen

182.650 Beratungen

81.620

23.400

31.780

WORÜBER

telefonisch

persönlich

schriftlich,  
per E-Mail

231.240 Beratungen

74.080

14.130 WIE

100.000 100.000 200.000

32,4 
Sozialgerichts-

verfahren

8,0 2,02,02,5

Stand der 
AK Tirol Mitglieder 

per 31.12.2017

20180302_LeistungenAKTirol_2017_A3.indd   1 21.03.18   12:40

DAS LEISTET
DEINE

Sie haben Rechte. 
Wir helfen, dass Sie auch  
zu Ihrem Recht kommen!  GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

DATEN & ZAHLEN 2017 ZU DEN LEISTUNGEN & ERFOLGEN

tirol.arbeiterkammer.at

Qu
ell

en
: A

rb
eit

er
ka

mm
er

 – 
All

e A
ng

ab
en

 20
17 

/ G
rafi

k: 
Jo

sé
 Co

ll/
B.A

.C.
K. 

Gr
afi

k &
 M

ult
im

ed
ia 

Gm
bH

  
Illu

s: 
E. 

Bo
atm

an
, T

. T
ee

nc
k, 

A. 
Sh

lai
n, 

Jo
ha

nn
a, 

Pa
rm

ely
n, 

A. 
Na

rve
ka

r /
 al

l f
ro

m 
Th

e N
ou

n P
ro

jec
t

 ARBEITER- 
 KAMMER 

Rechts-
schutz

46,9 Millionen € für die AK Mitglieder
... nach Pleiten (Insolvenzrecht), 
bei Problemen am Arbeitsplatz, 
in Pensions fragen (Sozialrecht), 
in Steuerfragen und für 
Konsumenten herausgeholt.

Insolvenz-
rechtArbeitsrecht Steuern Konsumenten-

schutz
Berechnung auf Basis Rechnungsabschluss 2017

AK Tirol Beiträge

39.960.600 €

25%19%

14,5%

12%
8%

15,5%

VorsorgeInformation
Unterstützung

2% Selbstverwaltung

3%
Leistungen 
an die BAK

1%
Einhebung des 
AK Beitrages

Konsumenten-
schutz

Ausbildung,
Beihilfen

2017

Diese wurden eingesetzt für:

Bildungs-
förderungen

Ausbezahlt wurden: 1,571.180 €

2.484

359.220

268.940
zahlen Mitgliedsbeitrag*

MITGLIEDER vertreten wir Tag für Tag!

25,1%

74,9%

90.280
sind vom Beitrag 
befreit

AK-BEITRAG

* Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag 
beträgt netto weniger als 7 Euro im Monat,

der Höchstbeitrag netto 14,44 Euro im Monat
(Österreich-Durchschnitt).

 Begut- 
 achtungen
von Verordnungen und Gesetzen
387

VerordnungenBundes-
gesetze

Landesgesetze

EU &
Interna-
tionales

151

52

91

93

stehen mit Rat und Tat zur Seite. 
322Mitarbeiter

Das entspricht ca.
1120 Mitgliedern pro 
AK Mitarbeiter.

gab es im Jahr 2017 von den Experten für unsere Mitglieder. Hier die wichtigsten Themen & Beratungsarten:
319.450 Beratungen

Arbeit, Soziales 
& Insolvenz
Konsumenten-
schutz

Steuerrecht

Bildung & Unter-
stützungen

182.650 Beratungen

81.620

23.400

31.780

WORÜBER

telefonisch

persönlich

schriftlich,  
per E-Mail

231.240 Beratungen

74.080

14.130 WIE

100.000 100.000 200.000

32,4 
Sozialgerichts-

verfahren

8,0 2,02,02,5

Stand der 
AK Tirol Mitglieder 

per 31.12.2017

20180302_LeistungenAKTirol_2017_A3.indd   1 21.03.18   12:40

DAS LEISTET
DEINE

Sie haben Rechte. 
Wir helfen, dass Sie auch  
zu Ihrem Recht kommen!  GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

DATEN & ZAHLEN 2017 ZU DEN LEISTUNGEN & ERFOLGEN

tirol.arbeiterkammer.at

Qu
ell

en
: A

rb
eit

er
ka

mm
er

 – 
All

e A
ng

ab
en

 20
17 

/ G
rafi

k: 
Jo

sé
 Co

ll/
B.A

.C.
K. 

Gr
afi

k &
 M

ult
im

ed
ia 

Gm
bH

  
Illu

s: 
E. 

Bo
atm

an
, T

. T
ee

nc
k, 

A. 
Sh

lai
n, 

Jo
ha

nn
a, 

Pa
rm

ely
n, 

A. 
Na

rve
ka

r /
 al

l f
ro

m 
Th

e N
ou

n P
ro

jec
t

 ARBEITER- 
 KAMMER 

Rechts-
schutz

46,9 Millionen € für die AK Mitglieder
... nach Pleiten (Insolvenzrecht), 
bei Problemen am Arbeitsplatz, 
in Pensions fragen (Sozialrecht), 
in Steuerfragen und für 
Konsumenten herausgeholt.

Insolvenz-
rechtArbeitsrecht Steuern Konsumenten-

schutz
Berechnung auf Basis Rechnungsabschluss 2017

AK Tirol Beiträge

39.960.600 €

25%19%

14,5%

12%
8%

15,5%

VorsorgeInformation
Unterstützung

2% Selbstverwaltung

3%
Leistungen 
an die BAK

1%
Einhebung des 
AK Beitrages

Konsumenten-
schutz

Ausbildung,
Beihilfen

2017

Diese wurden eingesetzt für:

Bildungs-
förderungen

Ausbezahlt wurden: 1,571.180 €

2.484

359.220

268.940
zahlen Mitgliedsbeitrag*

MITGLIEDER vertreten wir Tag für Tag!

25,1%

74,9%

90.280
sind vom Beitrag 
befreit

AK-BEITRAG

* Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag 
beträgt netto weniger als 7 Euro im Monat,

der Höchstbeitrag netto 14,44 Euro im Monat
(Österreich-Durchschnitt).

 Begut- 
 achtungen
von Verordnungen und Gesetzen
387

VerordnungenBundes-
gesetze

Landesgesetze

EU &
Interna-
tionales

151

52

91

93

stehen mit Rat und Tat zur Seite. 
322Mitarbeiter

Das entspricht ca.
1120 Mitgliedern pro 
AK Mitarbeiter.

gab es im Jahr 2017 von den Experten für unsere Mitglieder. Hier die wichtigsten Themen & Beratungsarten:
319.450 Beratungen

Arbeit, Soziales 
& Insolvenz
Konsumenten-
schutz

Steuerrecht

Bildung & Unter-
stützungen

182.650 Beratungen

81.620

23.400

31.780

WORÜBER

telefonisch

persönlich

schriftlich,  
per E-Mail

231.240 Beratungen

74.080

14.130 WIE

100.000 100.000 200.000

32,4 
Sozialgerichts-

verfahren

8,0 2,02,02,5

Stand der 
AK Tirol Mitglieder 

per 31.12.2017

20180302_LeistungenAKTirol_2017_A3.indd   1 21.03.18   12:40



5

Warum die AK stark ist

Die AK vertritt die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Österreich – und hat daher die Kraft 
von mehr als drei Millionen Menschen. Mit ihrem Beitrag werden Leistungen wie Rechtsbera-
tung, Rechtsschutz, Unterstützung bei Insolvenz und Konsumentenberatung finanziert. Dank 
ihrer Unterstützung verfügt die AK über Top-Experten, die für bessere Gesetze in ihrem Interesse 
eintreten. Im Schnitt beträgt ihr Beitrag im Monat  rund 7 Euro netto – das ist viel weniger als eine 
einzige Anwaltsstunde oder eine Rechtschutzversicherung kostet. Mehr als 800.000 Mitglieder 
zahlen keinen Beitrag – weil sie geringfügig oder gar nichts verdienen – erhalten aber die volle 
Leistung.

Warum die AK wichtig ist

Wir leben in einem Land, in dem sozialer Friede herrscht – das wichtigste Gut. Diesen sozialen 
Frieden garantiert die Sozialpartnerschaft – die AK ist Teil dieser Partnerschaft. Wer die AK an-
greift, gefährdet die Sozialpartnerschaft und damit den sozialen Frieden und die Sicherheit in 
Österreich. Die Pflichtmitgliedschaft sichert die Grundlage der AK. Nur wenn alle an Bord sind, 
sichert das eine starke Interessenvertretung und die solidarische Finanzierung  der Leistungen 
für die Mitglieder. Ohne Sozialpartner ist der Sozialstaat gefährdet – und damit ihr soziales Netz, 
wenn einmal etwas passieren sollte. Auf den Sozialstaat können wir uns verlassen.

AK als starker Partner

Die AK unterstützt die Gewerkschaften mit Wirtschaftsanalysen bei den Kollektivvertrags-Ver-
handlungen. Ohne Sozialpartnerschaft gibt es keine Kollektivverträge und damit keine automa-
tischen Lohn- und Gehaltserhöhungen. Derzeit ist Österreich im internationalen Vergleich bei 
den Kollektivverträgen führend. In keinem Land der Welt gibt es mehr Absicherung. Die Kollek-
tivverträge sichern ihr Einkommen, ihre Rechte und ihre soziale Sicherheit. Darum beneidet uns 
das  Ausland – gerade in bewegten Zeiten. Der österreichische Weg gilt als weltweites Vorzeige-
modell – dank der Sozialpartnerschaft.

AK Geschäftsbericht 2017
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AK Vorstand
Präsident Erwin Zangerl
Vizeprä. Verena Steinlechner-Graziadei
Vizepräsident Reinhold Winkler
Vizepräsident Ambros Knapp
Tanja Rupprecht
Werner Salzburger
Fritz Gurgiser
Klaus Rainer
Christian Hauser
Bernhard Höfler
Helmut Deutinger

Kontrollausschuss
Vorsitzende Katharina Willi
Vorsitzende-Stv. Heribert Mariacher
Doris Bergmann
Markus Obojes
Christian Matt
Gottfried Kostenzer
Dr. Heinrich Lechner
Thomas Orgler
Hubert Preyer
Thomas Keusch
Leonhard Klocker
Florian Tauber
Ulrike Ernstbrunner
Christoph Scheiber
Rüdiger Müller

Ausschuss Arbeitsmarkt 
und Wirtschaftspolitik
Vorsitzender Johann Seiwald
Vorsitzender-Stv. DI (FH) Christian Larch
Christoph Stillebacher
Thomas Lintner
Hannes Urban
Heinrich Kirchmair
Otto Leist
Christian Hauser
Vera Sartori

 

Ausschuss Umwelt und Verkehr
Vorsitzender Stefan Scherl
Vorsitzender-Stv. Leonhard Klocker
Markus Obojes
Thomas Lintner
Doris Bergmann
Hubert Preyer
Günter Mayr
Christian Hauser
Rüdiger Müller

Ausschuss Soziales
Vorsitzende Beate Flunger
Vorsitzende-Stv. Sabine Linzgieseder
Martina Nowara
Nadja Hackl
Gerhard Hödl
Thomas Orgler
Christopher Hatzl
Abdulkadir Özdemir
Daniela Brüstle-Supper

Ausschuss Recht
Vorsitzender Gottfried Kostenzer
Vorsitzender-Stv. Reinhard Carpentari
Hannes Urban
Christian Matt
Mag. Martin Schaffenrath MBA MBA MPA
Dr. Heinrich Lechner
DI (FH) Barbara Nerad
Bernhard Höfler
Rüdiger Müller

Ausschuss Konsument
Vorsitzender Hannes Urban
Vorsitzender-Stv. Eva Carpentari
Martina Nowara
Petra Grössl-Wechselberger
Christoph Stillebacher
Reinhard Carpentari
Franz Lanthaler
DI (FH) Barbara Nerad
Adem Küpeli

Selbstverwaltung 31.12.2017
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Ausschuss Gesundheit und Pflege
Vorsitzende Petra Grössl-Wechselberger
Vorsitzende-Stv. Gerhard Margreiter
Elfriede Moser
Manuela Schober
Gerhard Hödl
Johann Seiwald
Ulrike Ernstbrunner
Karin Wutte
Daniela Brüstle-Supper

Ausschuss Frauen-, 
Familien- und Gesellschaftspolitik
Vorsitzende Edith Stimpfl
Vorsitzende-Stv. DI (FH) Christian Larch
Robert Senn
Petra Grössl-Wechselberger
Nadja Hackl
Eva Carpentari
Ulrike Ernstbrunner
Karin Wutte
Vera Sartori

Ausschuss Arbeitsrecht
Vorsitzender Thomas Lintner
Vorsitzender-Stv. Ernst Schwabegger
Johann Seiwald
Thomas Keusch
Daniela Holaus
Doris Bergmann
Florian Tauber
Christoph Scheiber
Helmut Deutinger

Ausschuss Bildung
Vorsitzender Robert Senn
Vorsitzender-Stv. Doris Bergmann
Daniela Holaus
Hubert Preyer
Nadja Hackl
Gottfried Kostenzer
Thomas Lintner
Christoph Scheiber
Abdulkadir Özdemir
Adem Küpeli

Ausschuss Betriebe und Sicherheit
Vorsitzender Günter Blaas
Vorsitzender-Stv. Sieghard Wachter
Thomas Lintner
Ernst Schwabegger
Hubert Preyer
Gerhard Margreiter
Bernhard Höfler
Florian Tauber
Helmut Deutinger

Ausschuss Junge Arbeitnehmer
Vorsitzender Klaus Purner
Vorsitzender-Stv. Markus Obojes
Robert Senn
Martina Nowara
Erwin Bachmann
Christoph Stillebacher
Silvia Nagele
Christopher Hatzl
Katharina Willi

Interessenpolitischer Ausschuss
Vorsitzende Nadja Hackl
Vorsitzende-Stv. Christian Matt
Gottfried Kostenzer
Gerhard Hödl
Doris Bergmann
Elfriede Moser
Otto Leist
Günter Mayr
Helmut Deutinger
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DAS WICHTIGSTE 

IN KÜRZE:

103.170  Beratungen

 31.260  persönlich

 69.370  telefonisch

   2.540  schriftlich

3.020 außergerichtliche 

Interventionen

508 neue Rechtsschutzakten

Vertretungserfolge:

Ergebnis außergerichtlicher 

Interventionen  € 5,816 Mio

Ergebnis abgeschlossener 

Rechtsschutzakten  € 1,799 Mio

Summe 

Vertretungserfolge € 7,615 Mio

Arbeitsrecht
ACP prod/Fotolia.com
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Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   1

Verordnungen			   1

Landesgesetze			   2

internationale Abkommen und EU-Vorschriften			   2

Stellungnahmen zu Gutachten, Einzelfall- und sonstigen Entscheidungen			   5

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

■■ Begutachtung BUAG-Novelle 2017
■■ Begutachtung Novelle Tiroler GemeindevertragsbedienstetenG
■■ Co-Begutachtung work life balance 
■■ Co-Begutachtung Arbeitnehmerschutz Deregulierungsgesetz
■■ Stellungnahme: Liste gemeinnütziger Tätigkeiten von Asylwerbern des BMI
■■ Stellungnahme: Arbeitsprogramm der Bundesregierung für 2017/2018 – arbeitsrechtliche 

und arbeitsrechtspolitische Themen
■■ Stellungnahme: Neuregelung der Angleichung Arbeiter – Angestellte
■■ Stellungnahme: Arbeitsrechtliche Aspekte des aktuellen Regierungsprogramms 

Rechtsgutachten über:
■■ Beschäftigung von Tourismusschülern bei auswärtigen Events
■■ Rechtsstellung der Bediensteten des KH Zams
■■ Arbeiten am 24. und 31. Dezember 2018 (Sonntage)
■■ Rechtsfragen zum Patentvertrag
■■ Rechtsfragen zum Mediengesetz

Mitgliederinfo

■■ Tipps für einen unbeschwerten Urlaub
■■ Neuauflage zahlreicher arbeitsrechtlicher Broschüren,  

insbesondere neu: Steuertipps für Eltern 

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Arbeitsrecht			   7

Sitzungen Ausschuss Frauen-, Familien- und Gesellschaftspolitik			   8

Vertretung der Arbeitnehmerinteressen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   17

Externe Vorträge und Schulungen			   6

ACP prod/Fotolia.com

 Tipps für einen 
unbeschwerten 

Urlaub

WIR SIND FÜR SIE DA!
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Folgende Veranstaltungen und Aktivitäten 
sind besonders zu erwähnen:

■■ Teilnahme an AMS-Informationsveranstaltungen  
für Wiedereinsteigerinnen

■■ Veranstaltung informiert.eltern.werden

In den Ausschuss-Sitzungen Arbeitsrecht  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ VfGH: Besonderer Kündigungsschutz nach MSchG und VKG ist nicht verfassungswidrig! 
■■ Einklagung von Lohnabrechnungen – derzeitiger Diskussionsstand
■■ Altersdiskriminierung bei zwangsläufiger Überschreitung der vom Arbeitgeber  

bei Stellenausschreibung eingezogenen Gehaltsgrenze durch kollektivvertragliche  
Anrechnung von Vordienstzeiten?

■■ Begutachtung: Änderung des AZG für angestellte Apotheker
■■ Arbeitsrechtliche Fragestellungen zur Dienstreise
■■ Arbeitsprogramm der Bundesregierung für 2017/2018 – arbeitsrechtliche  

und arbeitsrechtspolitische Themen
■■ Beschäftigung von Tourismusschülern bei auswärtigen Events
■■ OLG-Entscheidung: Bauarbeiter habe in Wahrheit Arbeitsverhältnis zu Mittelsmann
■■ Beschlossene Arbeitsrechts-Anträge der AK Vollversammlungen  

in den Jahren 2013 bis 2016
■■ Rechtsschutzfall: Abfertigung Neu: Konto des nicht mehr bestehenden Arbeitgebers  

leergeräumt – keine Abfertigung mehr für die letzten Antragsteller?
■■ Auswertung Gehaltsangaben in Stellenanzeigen 2016
■■ Rechtsschutzbericht 2016
■■ Begutachtung: BUAG-Novelle 2017
■■ Evaluierung Vertrauensanwälte 2016
■■ Gleichstellungsgesetz von Männern und Frauen im Aufsichtsrat
■■ Arbeitszeit – Darstellung der Problematik / Themenführerschaft
■■ Musterverfahren: keine gesetzliche Regelung der Bildungsteilzeit im Tiroler öffentlichen 

Dienstrecht – Abfertigung nur im Teilzeitausmaß?
■■ Gerichtliche Durchsetzung von Überstunden – höhere Anforderungen an Beweisbarkeit?
■■ Angleichung Arbeiter – Angestellte
■■ Begutachtung: Novelle Gemeinde-VertragsbedienstetenG 2012
■■ Rechtsschutzfall: 116 Einzelklagen gegen ÖBB wegen Rechtswidrigkeit  

der Dienstrechtsnovelle 2015 
■■ Rechtsschutzfall Musterverfahren gegen Post AG:  

niedrigeres Entgelt für Ferial-Zusteller zulässig?
■■ AK Wien: Strafverfahren gegen Arbeitnehmerinnen wegen Inanspruchnahme  

der Arbeiterkammer
■■ Arbeiten am 24. Dezember und 31. Jänner 2017
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WIR SIND FÜR SIE DA!

informiert.eltern.werden
Mo. 23. Oktober 2017, 18 bis ca. 20 Uhr
AK Tirol in Innsbruck, Maximilianstraße 7
■   Schwangerschaftsbegleitung  ■   Ein Kind verändert vieles  ■   Das Recht der Eltern am 
Arbeitsplatz  ■   Kinderbetreuungsgeld NEU & Finanzielles rund um Geburt und Baby

Der Infoabend ist kostenlos. Anmeldung unter 
0800/22 55 22 -1645 oder eltern@ak-tirol.com
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In den Ausschuss-Sitzungen Frauen-, Familien- und Gesellschaftspolitik 
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ Entlassungsschutz nach dem Väter-Karenzgesetz – verfassungsrechtliche Bedenken? 
■■ Wiedereingliederungsteilzeit
■■ Arbeitsprogramm der Bundesregierung 2017/2018 
■■ FRAUEN.MANAGEMENT.REPORT 2017 – Aufsichtsrat, Geschäftsführung und Prokura 
■■ Internationaler Frauentag 2018
■■ Kind da, Job weg? – Erhebung der AK Wien
■■ Getrennter Arbeitsmarkt? Eine Erkundung von Beschäftigung und  

Einkommen der Frauen und Männer in Tirol 
■■ Kinderbetreuung im Fokus: Zum Verhältnis von Betreuungsangebot, Arbeitsmarkt und  

familiärer Praxis – Studie im Rahmen des Leader-Projekts Regionalmanagement KUUSK 
und der AK Tirol 

■■ Anspruch einer Vertragsbediensteten (I-VBG) im Mutterschutz auf Ergänzungsbetrag  
zum Wochengeld – E des OGH 18.08.2016, 9 ObA 96/16g

■■ Gehaltsangaben in Stellenanzeigen – Erhebung der AK Tirol 
■■ AK-Studie: Nachhilfe in Österreich 2017 
■■ Kinderbetreuungsatlas Tirol 
■■ Wiedereinstiegsmonitoring Tirol: Ein Überblick über die Ergebnisse  

der Kohorten 2006 bis 2014 
■■ Reaktion auf den Antrag „Der Familienzeitbonus muss ein Bonus sein und darf nicht  

vom Kinderbetreuungsgeld in Abzug gebracht werden!“
■■ Änderung des Mutterschutzgesetzes – Vereinfachung des Verfahrens für die vorzeitige  

Freistellung, Mutterschutzverordnung (MSchV) 
■■ Bericht „Austausch der Frauenreferentinnen der Länderkammern“ 
■■ EUR 1.500,- Schadenersatz für einmalige rassistische Belästigung, Entscheidung  

des OLG Ibk 14.3.2017, 15 Ra 13/17z
■■ 3. Österreichischer Männerbericht: Bedeutung der Kinderbetreuung, Arbeitsteilung  

und Pflegeleistungen

Die bedeutendsten Gremien,  
in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

■■ Bundeseinigungsamt Lohnverhandlungen Mindestlohntarife Hausgehilfen,  
Hausangestellte, Hausbesorger

■■ Behindertenausschuss - Bundessozialamt
■■ AMS-Arbeitnehmerkurientagung
■■ Redaktion arbeits- und sozialrechtliche Fachzeitschrift „Das Recht der Arbeit“
■■ BAK-Arbeitsgruppe „Arbeitsrecht“
■■ BAK-Expertengruppe „Solo-Selbständige“
■■ Sozialpolitischer Arbeitskreis
■■ Rechtsschutz-Führungskräfte
■■ AMS-Landesdirektorium
■■ Mitwirkung bei Schlichtungsverfahren (im Anlassfall)
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Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

■■ Burnoutprävention
■■ Entlassungsrecht
■■ Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Unfall
■■ Grundlagen Arbeitsrecht für Gesundheits- und Sozialberufe

Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Arbeitsrechtliche Beratungen der Arbeitnehmer 
(inkl. Mobbingberatungen)

			     IBK	 BK	       Summe 

persönliche Beratungsgespräche			   10.900	 20.360	 31.260

telefonische Beratung und Auskünfte			   38.110	 31.260	 69.370

schriftliche Anfragen / Beratungen			   1.610	 930	 2.540

Beratungen gesamt			   50.620	 52.550	 103.170

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

Rufbereitschaft

Im vergangenen Jahr haben sich oft Mitglieder an die AK Tirol gewandt und sich nach der Ver-
pflichtung zur Erreichbarkeit in der Freizeit erkundigt. Die Mitglieder haben sich vermehrt über 
Kontaktaufnahme ihres Arbeitgebers/Vorgesetzten per eMail und per Telefon beschwert und sich 
über die rechtlichen Bestimmungen der Rufbereitschaft informiert.

Die Experten teilten dabei mit, dass es keinen Zwang zur Erreichbarkeit über Handy oder eMail 
gibt. Eine sogenannte Rufbereitschaft muss in jedem Fall vereinbart sein. Die Mitglieder wurden 
darüber aufgeklärt, dass sie während der Rufbereitschaft ihren Aufenthaltsort frei wählen kön-
nen, sich jedoch so verhalten müssen, dass sie binnen kurzer Zeit nach Verständigung durch den 
Arbeitgeber die Arbeit antreten können. Die Mitglieder wurden ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass sie im Sinne der eben genannten Grenzen, den Aufenthaltsort frei wählen können.

Davon unterscheidet sich die „Arbeitsbereitschaft“, bei welcher der Aufenthaltsort vom Arbeit-
geber vorgegeben wird. Rufbereitschaft darf außerhalb der Arbeitszeit grundsätzlich nur an zehn 
Tagen pro Monat und überdies nur während maximal zwei wöchentlicher Ruhezeiten pro Monat 
vereinbart werden. Im Falle eines tatsächlichen Einsatzes ist sowohl die Wegzeit als auch die 
tatsächliche Arbeitsleistung als Arbeitszeit zu werten.
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Kündigung versus einvernehmliche Dienstauflösung

Häufig wurden die Arbeitsrechtsspezialisten der AK Tirol im vergangenen Jahr mit der Frage kon-
frontiert, ob im Falle der Auflösung ihres Dienstverhältnisses bei Dienstgeberkündigung eine vom 
Arbeitgeber gleichzeitig angebotene einvernehmlichen Dienstauflösung vorteilhafter sei. Denn 
bei Kündigungen durch den Dienstgeber werden Arbeitnehmer immer wieder dienstfreigestellt 
und gleichzeitig eine einvernehmliche Dienstauflösung angeboten, mit dem Argument, dass dies 
für die Arbeitnehmer besser sei, da es sich im Dienstzeugnis positiv auswirke und insgesamt ein 
besseres Bild bei einem potentiellen, neuen Arbeitgeber machen würde.

Die Experten klärten diesbezüglich darüber auf, dass die Beendigungsart nirgendswo aufscheint 
und auch im Dienstzeugnis keine negativen versteckten Bewertungen stehen dürfen und über 
Wunsch des Arbeitnehmers auch die Beendigungsart des Dienstverhältnisses nicht genannt wer-
den darf. Es wurde zur Vorsicht gemahnt und dargestellt, dass eine einvernehmliche Auflösung 
finanziell schlechter sein kann als eine Kündigung. Denn durch die einvernehmliche Dienstauf-
lösung, die in der Regel zum nächstmöglichen Termin stattfindet, gehen die Ansprüche auf das 
Entgelt während der Kündigungsfrist, die anteiligen Sonderzahlungen, die Postensuchtage und 
Urlaubstage sowie die Möglichkeit einer Kündigungsanfechtung verloren. Die Experten warnten 
vor überstürzten Unterschriftsleistungen und wiesen darauf hin, dass niemand zur Unterschrift 
gezwungen werden kann. 

Entlassung

Vermehrt haben die Spezialisten der arbeitsrechtlichen Abteilung im abgelaufenen Jahr Fragen 
zur Entlassung im Dienstverhältnis erhalten. Oft kam es zu Missverständnissen und Verwechs-
lungen zwischen Kündigung und Entlassung.

Die Experten der AK Tirol haben die Mitglieder über die Voraussetzungen für eine Entlassung 
aufgeklärt und darüber informiert, dass die Entlassung die sofortige Beendigung des Dienst-
verhältnisses durch den Arbeitgeber bei einem wichtigen Grund ist und für den Arbeitnehmer 
massive Nachteile mit sich bringt. Dem Arbeitnehmer muss bei der Entlassung ein grobes Fehl-
verhalten zum Verhängnis werden. Die Mitglieder wurden rechtlich darüber beraten, dass die Ent-
lassungsgründe so gewichtig sein müssen, dass die weitere Zusammenarbeit unzumutbar und 
das Dienstverhältnis so zerrüttet wird, dass es den Arbeitgeber zur sofortigen Beendigung be-
rechtigt. Als Beispiele dafür wurden den Mitgliedern Verfehlungen wie bspw. Diebstahl, schwere 
Beleidigung, Handgreiflichkeiten, schwerer Vertrauensbruch oder beharrliche Vernachlässigung 
von Pflichten genannt. Die Experten klärten insbesondere über die finanziellen Nachteile einer 
Entlassung auf und wiesen darauf hin, dass bei einer Entlassung kein Anspruch auf Abfertigung 
alt besteht und Arbeiter in der Regel den Anspruch auf Sonderzahlungen im laufenden Kalen-
derjahr verlieren und darüber hinaus eine Sperre beim Arbeitslosengeldbezug von 28 Tagen die 
Folge ist.

Die Juristen der AK Tirol klärten die Mitglieder insbesondere darüber auf, dass man im Falle einer 
ungerechtfertigten Entlassung Schadenersatzansprüche in Form einer Kündigungsentschädi-
gung geltend machen kann, wobei die Frist zur gerichtlichen Geltendmachung 6 Monate ab 
Beendigung beträgt. Die Mitglieder wurden darüber informiert, dass der Arbeitgeber den Arbeit-
nehmer bei einem solchen Schadenersatz vermögensmäßig so wie bei einer ordnungsgemäßen 
Kündigung stellen muss und man in Sonderfällen auch die Wiederherstellung des Arbeitsverhält-
nisses einklagen kann. 
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Schadenersatzanspruch des Dienstgebers

Viele Arbeitnehmer gaben an, dass ein vermeintlich von ihnen verursachter Schaden mit lau-
fenden Entgeltansprüchen aufgerechnet worden ist. Dies auch dann, wenn der Verursacher des 
Schadens nicht festgestellt werden kann (etwa bei Kassenmankos, wenn mehrere Personen 
Zugang zu ein- und derselben Kassa haben). Auch wird die Höhe des Schadens nicht immer 
nachgewiesen, sondern teilweise willkürlich angegeben. All dies ist unzulässig. Während des 
aufrechten Bestandes des Arbeitsverhältnisses ist eine Aufrechnung nur zulässig, wenn der Ar-
beitnehmer nicht innerhalb von 14 Tagen ab Zugehen der Aufrechnungserklärung dieser wider-
spricht. Der Arbeitgeber kann nur mit „richtigen“ Schadenersatzforderungen gegen Ansprüche 
aus dem Arbeitsverhältnis aufrechnen. Eine solche liegt nur dann vor, wenn sie vom Arbeitgeber 
im Sinne der im Dienstnehmerhaftpflichtgesetz enthaltenen Kriterien (also insbesondere nach 
dem Grad des Verschuldens) gemindert wurde. Mindert der Arbeitgeber die Schadenersatzfor-
derung nicht oder zu wenig, ist die Aufrechnung insofern unwirksam.

Dienstverhinderung aus wichtigen Gründen

Gesetz und Kollektivverträge sehen bei verschiedenen Verhinderungsgründen einen zeitlich be-
grenzten Anspruch auf Entgeltfortzahlung vor. Während dieser Zeit sind Dienstnehmer von der 
Erbringung ihrer Arbeitsleistung befreit. Anlassfälle sind beispielsweise familiäre Angelegenhei-
ten wie Geburten, Eheschließungen, Todesfälle, aber auch notwendige Arztbesuche oder fakti-
sche Verhinderungsgründe wie Verkehrsprobleme. Nach wie vor existieren gravierende Unter-
schiede zwischen Arbeitern und Angestellten. Während das Angestelltengesetz einen allgemein 
formulierten Anspruch normiert, welcher durch Kollektivverträge niemals eingeschränkt werden 
kann, so ist die Situation bei Arbeitern genau umgekehrt. Der Arbeiter hat in der Regel nur dann 
Anspruch auf Entgeltfortzahlung, wenn der Dienstverhinderungsgrund in der zumeist taxativen 
Aufzählung im Kollektivvertrag erwähnt ist. Diese ungerechte Benachteiligung der Arbeiter wird 
– wie von der AK Tirol schon seit Jahren verlangt – endlich mit Juli 2018 beseitigt.

Überstunden

Immer wieder wenden sich Mitglieder wegen der nicht korrekten Bezahlung von Überstunden 
an die AK Tirol. Für Unklarheit sorgt dabei oftmals die rechtliche Qualifikation als Überstun-
de, da zahlreiche rechtliche Möglichkeiten der flexiblen Arbeitszeitgestaltung existieren. Geprüft 
wird anhand des jeweiligen Arbeitszeitmodells, ob und welche Überstunden vorliegen und wie  
diese zu vergüten sind. Prinzipiell gilt, dass der Arbeitgeber Überstunden in Geld bezahlen muss. 
Alternativ kann die Abgeltung durch Zeitausgleich erfolgen, jedoch nur nach entsprechender 
Vereinbarung. Immer wieder wird unzulässig eine Abgeltung der Überstunden im Verhältnis 1:1 
vereinbart.

Verfall

Ein alltägliches Beratungsthema stellen Verfallsklauseln dar, welche regelmäßig in Kollektivver-
trägen und in Einzelverträgen festgelegt werden. Diese zielen darauf ab, die gesetzliche Verjäh-
rungsfrist von drei Jahren deutlich zu verkürzen. So verfallen in manchen Branchen geleistete, 
aber nicht bezahlte Überstunden nach dem Ablauf von nur wenigen Monaten, falls diese nicht 
vorher schriftlich geltend gemacht wurden. Diese schriftliche Geltendmachung erfolgt aber im 
aufrechten Dienstverhältnis in den meisten Fällen aus Angst vor einem Jobverlust nicht. Dies 
hat zur Folge, dass die Überstundenbezahlung nicht mehr eingefordert und eingeklagt werden 
kann, sondern der Anspruch darauf endgültig erloschen ist. Darüber hinaus weisen die Refe-
renten der AK Tirol darauf hin, dass es aus Beweisgründen ratsam ist, tägliche minutengenaue  
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Aufzeichnungen zu führen, wann und wie gearbeitet wurde, samt Arbeitspausen und Begrün-
dung für die Mehr- oder Überstundenleistung.

Pflegefreistellung

Häufig werden Fragen zur bezahlten Freistellung wegen der Pflege eines im gemeinsamen Haus-
halt lebenden nahen Angehörigen beantwortet. Hierbei wird oftmals darauf hingewiesen, dass 
die Arbeitnehmer Anspruch auf diese Freistellung haben und es sich um ein einseitiges Recht, 
ohne Vereinbarungsnotwendigkeit mit dem Arbeitgeber, handelt. Gemeinhin wird der Anspruch 
auf Pflegefreistellung so verstanden, dass pro Arbeitsjahr ein Anspruch auf bis zu einer Woche 
zusteht. Aber bei dieser „einen Woche“ handelt es um die „regelmäßige wöchentliche Arbeits-
zeit“, sodass auch regelmäßig geleistete Mehr- und Überstunden einzubeziehen sind. Wird ein 
Kind, das das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet hat, innerhalb desselben Jahres neuerlich 
krank, steht den Arbeitnehmern eine zweite Woche zu. Wichtig ist auch die Information, dass 
die Pflegefreistellung nur stundenweise konsumiert werden kann und den Eltern ein freies Wahl-
recht zusteht, wer von beiden eine notwendige Freistellung für ihr Kind in Anspruch nimmt. Die 
Pflegefreistellung muss unverzüglich dem Arbeitgeber gemeldet werden. Der Arbeitgeber kann 
zwar eine ärztliche Bestätigung verlangen, er muss jedoch auch die allenfalls damit verbundenen 
Kosten für die Ausstellung übernehmen.

Mobbing

Alle Gespräche werden vertraulich behandelt. In dem Erstgespräch geht es zunächst darum, 
abzuklären, ob es sich überhaupt um Mobbing handelt. Gemeinsam mit den Betroffenen wird 
die Situation am Arbeitsplatz analysiert und die einzelnen Merkmale des Begriffes Mobbing  
herausgearbeitet. In Fachkreisen wird nämlich erst dann von Mobbing gesprochen, wenn gewisse 
Voraussetzungen vorliegen. So müssen zum Beispiel die Angriffe gezielt und systematisch statt-
finden. Außerdem müssen diese häufig auftreten, sodass der Prozess der gezielten Schikane 
deutlich erkennbar wird. In dieser gemeinsamen Analysephase kann sich nicht selten heraus-
stellen, dass es sich gar nicht um Mobbing, sondern vielmehr um Konflikte am Arbeitsplatz, 
unklare Aufgabenbereiche oder auch um problematisches Führungsverhalten von Vorgesetzten 
handelt. Auch bei einem einmaligen Streit mit einem Arbeitskollegen kann noch nicht von Mob-
bing gesprochen werden. Durch diese Analyse gewinnen die Betroffenen wieder Handlungs-
kompetenzen und Spielräume, es wird Hilfe zur Selbsthilfe geleistet.

Begleitend zu dieser psychosozialen Beratung erfolgt eine juristische Beratung. Aufgrund der 
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers ist dieser gesetzlich dazu verpflichtet, seine Arbeitnehmer vor 
Mobbinghandlungen am Arbeitsplatz zu schützen. Das Führen eines sogenannten Mobbing-
tagebuches kann Subtiles sichtbar und beweisbar machen. Neben diesen persönlichen Beratun-
gen erfolgten zahlreiche telefonische Beratungen von hilfesuchenden Arbeitnehmern, vor allem 
auch aus entfernteren Bezirken. Um Mobbing zu vermeiden, müssen Maßnahmen gesetzt wer-
den, bevor Anzeichen von Mobbing überhaupt sichtbar werden. Um Mobbing früh zu erken-
nen, ist Wissen darüber notwendig. Daher wird auch auf das Thema der Prävention besonderen  
Wert gelegt.

Burnoutberatung

Im Rahmen der Burnoutberatung wurden Beratungen für Menschen mit seelischen Fragestel-
lungen, vor allem im Bereich der Work-Life-Balance, der Potentialentwicklung und der Burnout-
prävention durchgeführt. Weiters wurden Vorträge in den Bezirkskammern sowie Seminare für 
Betriebsräte am Seehof gehalten.
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Kündigungsentschädigung bei Kündigung ohne Einhaltung  
der gesetzlichen bzw. kollektivvertraglichen Kündigungsfrist

Werden Kündigungstermine bzw. Kündigungsfristen nicht eingehalten, ohne dass ein Entlas-
sungsgrund vorliegt, handelt es sich um eine zeitwidrige Kündigung. In diesem Fall gebührt dem 
Arbeitnehmer eine Kündigungsentschädigung. Es handelt sich dabei um einen Ersatzanspruch 
auf das Entgelt bis zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch ordnungsgemäße Kündi-
gung. Somit steht dem Arbeitnehmer jenes Entgelt zu, das ihm bei einer ordnungsgemäßen Be-
endigung seines Arbeitsverhältnisses auszuzahlen wäre (bei unbefristeten Arbeitsverhältnissen 
bis zum Ablauf der fiktiv einzuhaltenden Kündigungsfristen und -termine, bei befristeten bis zum 
Zeitablauf, sofern keine Kündigungsmöglichkeit im Dienstvertrag vereinbart ist). Das Arbeitsver-
hältnis wird zwar zum ausgesprochenen falschen Termin aufgelöst, die Kündigungsentschädi-
gung steht allerdings bis zum nächstfolgenden möglichen Kündigungstermin zu. Zusätzlich zum 
laufenden Entgelt gebühren dem Arbeitnehmer für diesen Zeitraum die aliquote Urlaubsersatz-
leistung sowie die anteiligen Sonderzahlungen. Die Kündigungsentschädigung gebührt für die 
ersten drei Monate sofort bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses, der Rest jeweils zum verein-
barten oder gesetzlich festgelegten Fälligkeitstermin unter Anrechnung dessen, was sich der Ar-
beitnehmer dadurch erspart, anderweitig erworben oder zu erwerben absichtlich versäumt hat.

Die gesetzliche Verfallsfrist für die Geltendmachung einer Kündigungsentschädigung beträgt 
für Arbeiter wie Angestellte 6 Monate. Verstreicht diese Frist, ist eine Geltendmachung ausge-
schlossen.

Urlaubsverbrauch während Dienstfreistellung

Immer wieder Thema von außergerichtlichen Vertretungen ist der Urlaubsverbrauch während 
einer Dienstfreistellung nach erfolgter Dienstgeberkündigung. Denn im Zuge einer Dienstge-
berkündigung erfolgt oftmals gleichzeitig eine Dienstfreistellung unter Anrechnung sämtlicher 
Urlaubsansprüche. Der Arbeitgeber kann aber durch eine Dienstfreistellung den Urlaubsver-
brauch nicht einseitig erzwingen, sondern es bedarf einer Urlaubsvereinbarung mit Zustimmung 
des Arbeitnehmers. Wichtig ist, dass der Arbeitnehmer einem solchen Vorgehen ausdrücklich  
widerspricht, damit man die Annahme einer schlüssigen Urlaubsvereinbarung verhindert. Damit 
wird sichergestellt, dass jedenfalls keine Urlaubsvereinbarung zustande kommt und der offene 
Resturlaub als Urlaubsersatzleistung ausbezahlt wird.

Keine Entgeltfortzahlung im Krankenstand

Oftmals wird Arbeitnehmern die Entgeltfortzahlung im Krankenstand mit der Begründung vor-
enthalten, es seien Mitteilungs- und Nachweispflichten nicht eingehalten worden. Erkrankt 
ein Arbeitnehmer, muss er den Arbeitgeber unverzüglich über die Arbeitsunfähigkeit informie-
ren, erst über Verlangen des Arbeitgebers ist eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbestätigung zu  

Außergerichtliche Vertretungen der Arbeitnehmer, Interventionen

			   IBK	      BK	  Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle			   1.270	 1.750	 3.020

für die Arbeitnehmer erzielte Vertretungserfolge in außergerichtlichen Interventionsfällen in 	 €	 2,889 Mio	 2,927 Mio	 5,816 Mio

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:
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Rechtsschutz

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

			   IBK	 BK	  Summe 

für die Arbeitnehmer eingebrachte Klagen			   360	 148	 508

Streitwerte der eingebrachten Klagen in €			   2,475 Mio	 0,706 Mio	 3,181 Mio

abgeschlossene gerichtliche Verfahren inkl. RS-Abschlüsse in / als Konkursverfahren 		  367	 158	 525

Streitwerte der abgeschlossenen Verfahren in € (inkl. Abschlüsse als Insolvenzakt)		  2,100 Mio	 0,990 Mio	 3,090 Mio

für die Arbeitnehmer erzielte Vertretungserfolge in gerichtlichen Verfahren in € 

(inkl. Abschlüsse als Insolvenzakt)			   1,233 Mio	 0,566 Mio	 1,779 Mio

Zur Erklärung: nicht alle Klagen sind mit einem Streitwert versehen, siehe z.B. Kündigungsan-
fechtungen.

übermitteln, in der die Ursache und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit enthalten 
sind. Dieses Verlangen muss im konkreten Einzelfall gestellt werden, eine diesbezügliche Rege-
lung im Arbeitsvertrag ist nicht ausreichend.

Im Zuge der Intervention der AK Tirol stellt sich zumeist heraus, dass tatsächlich keine vorwerf-
baren Versäumnisse vorliegen. Besteht der Vorwurf etwa darin, der Arbeitnehmer habe keine 
Arbeitsunfähigkeitsbestätigung vorgelegt, so zeigt sich oft, dass er gar nicht zur Vorlage aufge-
fordert wurde. Wird ihm vorgeworfen, die vorgelegte Bestätigung enthalte keine Information zur 
voraussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit ergibt sich häufig, dass gar keine diesbezügliche 
Ergänzung der Bestätigung verlangt wurde. Besteht der Vorwurf darin, der Arbeitnehmer habe 
auf die Aufforderung des Arbeitgebers zur Ergänzung der Bestätigung nicht oder nicht recht-
zeitig reagiert, ergibt sich immer wieder, dass der Arbeitnehmer durchaus seinen Arzt darum 
ersucht hat, dieser aber die voraussichtliche Dauer medizinisch nicht prognostizieren konnte.

Lohnzettel, Endabrechnung, Dienstzeugnis, Überstunden

Oftmals beinhaltet die außergerichtliche Vertretung die Einforderung von Endabrechnungen und 
des daraus resultierenden Entgelts sowie bereits erfolglos eingeforderter Dienstzeugnisse. Zur 
abschließenden Kontrolle, ob ein Arbeitnehmer tatsächlich alle ihm zustehenden Ansprüche er-
halten hat, müssen zusätzlich immer wieder die während des laufenden Arbeitsverhältnisses 
nicht ausgefolgten monatlichen Lohnabrechnungen geltend gemacht werden.

Häufig wird eine zu geringe Urlaubsersatzleistung abgerechnet, da vom Arbeitgeber einseitig 
gewährte freie Tage nachträglich in Urlaubstage „umgedeutet“ oder vom Arbeitnehmer nicht zu 
vertretende zeitliche Minderleistungen („Minusstunden“) mit dem Urlaubsguthaben gegenver-
rechnet werden.

Gegenstand von Interventionen ist darüber hinaus die Abgeltung von bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses noch bestehenden Zeitguthaben aus Mehr- oder Überstundenleistung sowie 
des Entgelts für von einer Pauschale nicht abgedeckten Überstunden.
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OGH bestätigt Rechtsansicht der AK Tirol: 
Entlassungsschutz für Mütter und Väter gem MSchG und VKG

Der Oberste Gerichtshof hat entschieden, dass der gesetzlich im Mutterschutzgesetz und Vä-
terkarenzgesetz verankerte Entlassungsschutz dazu führt, dass das tatsächliche Vorliegen eines 
Entlassungsgrundes nicht mehr überprüft werden muss, falls der Arbeitgeber die Klage auf Zu-
stimmung zur Entlassung nicht rechtzeitig eingebracht hat.

Im konkreten Fall hatte der Arbeitgeber die Klage auf Zustimmung zur Entlassung zu spät einge-
bracht, was dazu geführt hat, dass im Leistungsprozess des Arbeitnehmers gegen den Arbeitge-
ber auf Abfertigung und Kündigungsentschädigung die Entlassungsgründe nicht mehr zu prüfen 
waren – der Arbeitnehmer hat alle eingeklagten Ansprüche zur Gänze erhalten.

OGH bestätigt Rechtsansicht der AK Tirol: 
Übergeleiteten Vertragsbediensteten der Post AG steht aufgrund  
betrieblicher Übung Mittagspause unter Anrechnung auf die Dienstzeit zu 

In österreichweiten Medien (Standard, Presse) wurde über diese OGH-Entscheidung berichtet. 
In der vom Zentralausschuss von der FSG mit Dirimierungsrecht des Vorsitzenden beschlossenen 
„Ist-Zeit-BV“ der Post AG ist vorgesehen, dass Zustellern keine Mittagspause mehr unter An-
rechnung auf die Dienstzeit gewährt wird.

Die AK Tirol hat immer die Auffassung vertreten, dass diese Passage der Betriebsvereinbarung 
rechtswidrig, und zwar sowohl für Beamte als auch für übergeleitete Vertragsbedienstete ist. 
Dass bei Beamten diese Betriebsvereinbarung gesetzwidrig ist, wurde bereits vom VwGH ent-
schieden und darüber berichtet. Nun wurde auch vom OGH bestätigt, dass den übergeleiteten 
Vertragsbediensteten der Post AG dieser Anspruch aufgrund betrieblicher Übung und damit 
aufgrund einer konkludenten Ergänzung des Arbeitsvertrages zusteht. Denn eine Betriebsverein-
barung darf nicht verschlechternd in den Arbeitsvertrag eingreifen.

Musterverfahren: 
Fehlende gesetzliche Regelung der Bildungsteilzeit 
im Tiroler Öffentlichen Dienstrecht

Eine Gemeindevertragsbedienstete hat mit ihrem Arbeitgeber eine Bildungsteilzeitvereinbarung 
abgeschlossen. Das Dienstverhältnis unterliegt der Abfertigung alt. Die Dienstnehmerin hat das 
Arbeitsverhältnis im Zuge der Eheschließung gekündigt (Sonderregelung im öffentlichen Dienst-
recht: Abfertigung steht zu). Die Gemeinde hat die Abfertigung nach dem Ausmaß der Teilzeitbe-
schäftigung berechnet und ausbezahlt.

Für Arbeitnehmer von privaten Arbeitgebern, die eine Bildungsteilzeit abgeschlossen haben, gilt 
die Sonderregelung des § 11a AVRAG. Über einen Verweis ist klar geregelt, dass die Abfertigung 
mit jenem Entgeltausmaß zusteht, das vor der Bildungsteilzeit bestanden hat. Aus dem Anwen-
dungsbereich des AVRAG sind aber Bundes-, Landes- und Gemeindebedienstete ausdrücklich 
ausgenommen.

Das Tiroler G-VBG enthält für die Bildungskarenz eine eigene Regelung, auch für die Berechnung 
der Abfertigung alt in § 124 Abs 12 G-VBG. Danach ist bei der Ermittlung der Abfertigung im 
Falle der Beendigung eines Dienstverhältnisses während des Bildungskarenzurlaubes das dem 

Erläuterungen zu den Rechtsschutzfällen 2017:
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Vertragsbediensteten für den letzten Monat vor dem Antritt des Bildungskarenzurlaubes gebüh-
rende Monatsentgelt und die Kinderzulage zugrunde zu legen.

Die AK Tirol hat gegenüber der Gemeinde mit einem „Größenschluss“ argumentiert: Wenn selbst 
im Falle der gänzlichen Freistellung eines Vertragsbediensteten wegen der Inanspruchnahme  
einer Bildungsmaßnahme die ungeschmälerte Abfertigung zusteht, dann muss dies umso mehr 
im geringeren Fall der nur teilweisen Freistellung aufgrund einer vereinbarten Bildungsteilzeit 
gelten. Ansonsten wäre ja ein überhaupt nicht dienstleistungsverpflichteter Vertragsbediensteter 
vermögensmäßig besser gestellt, als derjenige, der neben der Absolvierung seiner Bildungs-
maßnahme Dienstleistungen für seinen Dienstgeber erbringt. Da die Gemeinde keine Zahlung 
geleistet hat, wurde von der AK Tirol Rechtsschutz gewährt. Dieses Musterverfahren befindet 
sich derzeit in 1. Instanz.

Keine Zuständigkeit des Verwaltungsdirektors des BKH Kufstein  
zur Beendigung von Arbeitsverhältnissen

Die Gerichte verneinen die alleinige Zuständigkeit des Verwaltungsdirektors eines Bezirkskran-
kenhauses zur Entscheidung über den Ausspruch einer Beendigungserklärung. Vielmehr soll die 
kollegiale Führung der Krankenanstalt dafür zuständig sein.

Gegenständlich handelte es sich um eine fristlose Entlassung einer Mitarbeiterin in einem Be-
zirkskrankenhaus. Mit Rechtsschutz der AK Tirol wurde die Unwirksamkeit dieser Entlassungs-
erklärung gerichtlich bestätigt. Die Entscheidung ist rechtskräftig, der OGH hat die außerordent-
liche Revision des Dienstgebers zurückgewiesen. Während des laufenden Verfahrens wurde die 
betreffende Mitarbeiterin auch noch gekündigt, in Form einer Eventualkündigung, welche gelten 
sollte, falls die Entlassung einer gerichtlichen Prüfung nicht standhalten sollte. Auch gegen diese 
Eventualkündigung wurde nunmehr mittels Rechtsschutzdeckung der AK Tirol geklagt.

Die AK Tirol geht davon aus, dass auch die kollegiale Führung dieser Krankenanstalt nicht für 
derartige Dienstrechtsangelegenheiten zuständig ist, sondern der tatsächliche Dienstgeber, 
nämlich der Gemeindeverband, der das Bezirkskrankenhaus selbst betreibt.

Allgemeine Serviceleistungen

Erhebungen und Tests

Erhebungen und Tests werden in der Arbeitsrechtsabteilung nur ausnahmsweise und aufgrund 
eines speziellen Auftrages durchgeführt.

Einhaltung der verpflichtenden Gehaltsangabe in Stelleninseraten in Tiroler Zeitungen

■■ Erhebungszeitraum: Februar und März 2017;
■■ insgesamt wurden 6.466 Stellenanzeigen ausgewertet,  

davon enthielten 3.802 keine Gehaltsangabe;
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■■ das bedeutet: 58,80 % der Stelleninserate verletzen das Gesetz;
■■ dies ist ein deutlich schlechterer Wert als in den Vorjahren  

(2013: 48,73 %; 2014: 54,20 %; 2015: 58,30 %; 2016: 58,50%)

Zusätzlich: Sonderauswertung zur verpflichtenden Gehaltsangabe 
in Stelleninseraten im Hotel- und Gastgewerbe

Ausgewertet wurden insgesamt 787 Stellenanzeigen, davon 379 von Hotels und 408 von Gast-
gewerbebetrieben. Insgesamt enthielten 68,36% der Stellenanzeigen keine Gehaltsangabe, das 
ist deutlich schlechter als der für alle Branchen erhobene Wert.

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Projekten, Konzepten, Veranstaltungen und Grundlagenarbeit					     10

■■ Einhaltung der verpflichtenden Gehaltsangabe in Stellenanzeigen
■■ rechtswidrige Konkurrenzklauseln, insbesondere Verstoß gegen Arbeitnehmerfreizügigkeit 

als EU-Marktfreiheit
■■ effektiver Schutz von Arbeitnehmern bei Arbeitgeber-Kündigung nach der Mitteilung  

von bevorstehenden Operationen, Kur- und Rehabilitationsaufenthalten
■■ Der Familienzeitbonus muss ein Bonus sein und darf nicht vom Kinderbetreuungsgeld  

in Abzug gebracht werden!
■■ Keine gesetzliche Regelung der Bildungsteilzeit im Tiroler Öffentlichen Dienstrecht –  

Abfertigung nur im Teilzeitausmaß?
■■ Niedrigeres Gehalt für Ferialarbeitnehmer bei gleicher Arbeit zulässig?
■■ Kinderbetreuungsatlas Tirol 
■■ Wiedereinstiegsmonitoring Tirol
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

18.960  Beratungen

 670  persönlich in der AK IBK

 710  persönlich vor Ort

 17.150  telefonisch

 430  schriftlich

266 Betriebsratsfonds-Revisionen

6 Betriebsrats-Neugründungen

41 Vertretungen in Sachen des 

Betriebsrates, Kollektiv

62 Betreuung von Betriebsratswahlen

836 Insolvenzvertretungen

€ 2,437 Mio lukrierte Insolvenzgelder

AK Betriebsrätekolleg der Arbeiterkam-

mern für Salzburg, Tirol und Vorarlberg – 

3 Monate mit gesamt 18 Teilnehmern

Stabstelle Betriebsservice

mit dem Spezialbereich

Insolvenzen und 

Verein Biwest
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Stabstelle Betriebsservice

mit dem Spezialbereich

Insolvenzen und 

Verein Biwest
Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   5

Verordnungen und Landesgesetze			   7

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

■■ Insolvenzordnung-Anpassungsnovelle InsVO
■■ ASchG-VO, SFK-VO, Bühnen-FK-V, FK-V
■■ Insolvenzrechtsänderungsgesetz IRÄG
■■ Arbeitnehmerinnenschutzgesetz – Änderung (ASchG)
■■ Arbeitsinspektionsgesetz – Änderung
■■ AZG/ARG/MSchG – Änderung
■■ Druckgeräteberichtsverordnung DGBV
■■ Arbeitsstättenverordnung – Änderung
■■ Arbeitnehmerschutzverordnung Verkehr – Änderung
■■ Medizinische Strahlenschutzverordnung

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Betriebe und Sicherheit 			   6

Vertretung der Arbeitnehmerinteressen in Sitzungen, Besprechungen und Veranstaltungen			   238

Externe Vorträge und Schulungen			   27

Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

■■ Teilnahme an der österreichweiten AK Betriebsräteberatertagung in Niederösterreich
■■ Mehrere Wahlreferententagungen
■■ Arbeitnehmerschutzreferententagungen
■■ Forum Prävention
■■ Gemeinsame Begehungen mit dem Arbeitsinspektorat direkt in Betrieben 
■■ Insolvenzreferententagung

In den Ausschuss-Sitzungen Betriebe und Sicherheit am Arbeitsplatz 
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ Berichte aus dem Betriebsservice
■■ Festlegung des Programmes für 2017
■■ Gesundheitsschädigende Arbeitsstoffe
■■ Exkursion Fa. Sandoz, Kundl
■■ Schwerpunktthema „Dacharbeiten“
■■ Berichte über die Aussprachen mit den Interessenvertretungen beim Arbeitsinspektorat
■■ Aktuelles von der Arbeitnehmerschutzreferententagung
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Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

■■ Bundeseinigungsamt (Lohnverhandlungen Mindestlohntarife Hausgehilfen,  
Hausangestellte, Hausbesorger)

■■ Mitgliedschaft beim ISA (Insolvenzschutzverband für ArbeitnehmerInnen)

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

■■ Rechtsstellung des Betriebsrates im Betrieb
■■ Neues Landes-Entlohnungsschema
■■ Arbeitsverfassungsrecht für Betriebsräte
■■ Datenschutz für Betriebsräte

Seminarreihe „AK Seminare für Betriebsräte“ im Bildungshaus Seehof

Seminare und Schulungen Betriebsräte			   67

Folgende Seminare wurden 2017 angeboten:

■■ Arbeitsrecht für Betriebsräte (Basiskurs) 
■■ Neu im Betriebsrat? 
■■ Der Betriebsrat im Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) (Basiskurs) 
■■ Grundzüge des Arbeitszeitgesetzes und des Arbeitsruhegesetzes 
■■ Die Betriebsrats-Geschäftsordnung BRGO 
■■ Grundzüge der Personalverrechnung
■■ Arbeitnehmerschutz für Betriebsräte 
■■ Die Betriebsvereinbarung (Aufbau)
■■ Der Betriebsratsfonds 
■■ Engagiert sein und doch cool bleiben 
■■ Der Betriebsrat als Krisenmanager
■■ Mobbing – ein Wegweiser für Betriebsräte
■■ Datenschutz für Betriebsräte
■■ Burnoutprävention – leicht gemacht
■■ Die Sprache des Managements entschlüsseln

Seminare und Schulungen im Bildungshaus Seehof
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Verein Biwest
Aus- und Weiterbildung für Mitglieder von Betriebsräten

Die Förderung von Aus- und Weiterbildung von Arbeitnehmern und deren innerbetrieblichen Ver-
tretern (Betriebsräte, Personalvertreter) ist eine der zentralen Prinzipien der Arbeitnehmerinter-
essensvertretung in Österreich. Diesen historischen Wurzeln fühlt sich die Arbeiterkammer Tirol 
naturgemäß verpflichtet und geht dies auch aus dem Arbeiterkammergesetz hervor.

Die Arbeiterkammer Tirol kommt ihrem mannigfaltigen gesetzlichen Auftrag natürlich nach und 
steht in Kooperation mit dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, dessen Gewerkschaften 
und dem Verband Österreichischer Gewerkschaftlicher Bildung. Dies zeigt sich, neben der För-
derung von Lehrgängen, Projekten und Kampagnen, vor allem auch durch die Bereitstellung der 
Infrastruktur (Bildungseinrichtungen) seitens der Kammern für Arbeiter und Angestellte.

Durch diese Kooperation ist es möglich, eine zielgruppenorientierte Fülle an Kursen, Workshops 
und Lehrgängen anzubieten.

Zielgruppe

Mitglieder von Betriebsräten und Personalvertretungen gehören der Unternehmung in der Regel 
schon längere Zeit an und durchlaufen, sowohl eine betriebliche als auch „interessenspoliti-
sche“ Sozialisation. Diese Personengruppe steht oft bestausgebildeten Führungsstäben gegen-
über, mit denen sie sich zu messen hat. Einerseits wird von ihnen erwartet, Führungskräften auf  
Augenhöhe zu begegnen und gleichzeitig empathisch der Belegschaft bei der Bewältigung  
ihrer kleinen wie großen Probleme unterstützend zur Seite zu stehen. Die Arbeiterkammer Tirol 
beschäftigt sich seit jeher mit der Frage, was Mitgliedern von Betriebsräten und Personalver-
tretungen im Rahmen von Weiterbildungsangeboten geboten werden soll, um bei den täglichen 
Herausforderungen als Arbeitnehmerinteressensvertreter zu bestehen.

Zur Bewertung und der Sicherstellung, dass weiterhin qualitativ hochwertige Bildungsarbeit ge-
leistet werden kann, werden Evaluationen im Sinne einer Totalerhebung durchgeführt.

Die Bildungsangebote werden somit stets evaluiert und darauf untersucht, welche Faktoren für 
einen Erfolg entscheidend sind. Dies wird aus den gesammelten Evaluationsergebnissen und  
Erfahrungen ausgearbeitet und enthält, neben Handlungsempfehlungen für zukünftige Lehrgänge, 
auch Anregungen für die Erweiterung des Bildungsangebotes.

Entsprechend dem Aufgabengebiet und der rechtlichen Betreuung der Betriebsräte durch die 
Stabstelle Betriebsservice übernimmt die Arbeiterkammer Tirol bei der Aus- und Weiterbildung 
von Arbeitnehmerinteressensvertretern speziell die Bereiche Recht und Wirtschaft.

Im Jahr 2017 wurden 30 Seminare für Betriebsräte abgehalten.
Dies entspricht 53 Tage zu 371 Unterrichtseinheiten.
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AK Seminare für Betriebsräte

Neu im Betriebsrat?
Einführung in die Aufgaben eines Betriebsrates, Rechte und Pflichten eines Betriebsrates,  
Service und Hilfestellung für Betriebsräte;

Grundzüge des Arbeitszeitgesetzes und des Krankenanstalten-Arbeitszeitgesetzes
Das Arbeitszeitrecht ist eines der wichtigsten und zugleich schwierigsten Themen für den  
Betriebsrat. 
Grundlagen des Arbeitszeitgesetzes (AZG), Grundlagen des Arbeitsruhegesetzes (ARG), Einblick 
in diese komplexe Rechtsmaterie;

Der Betriebsrat im Arbeitsverfassungsgesetz (ArbVG) / Basiskurs
Die wesentlichen Mitwirkungsrechte in der Praxis – kurz und kompakt. Rechtsstellung des Be-
triebsrates, Funktionen des Betriebsrates, Rechte und Pflichten des Betriebsrates, Organisation 
der Belegschaftsvertretung, Mitbestimmungsrechte;

Arbeitnehmerschutz für Betriebsräte
Überblick und Hilfestellungen im Arbeitnehmerschutz in der Belegschaftsvertretung. Grundlagen 
des Arbeitnehmerschutzes, Rechte und Befugnisse des Betriebsrates im Arbeitnehmerschutz, 
Grundzüge der Gefahrenverhütung, Aufgabe und Vorgangsweise des Arbeitsinspektorates;

Arbeitsrecht für Betriebsräte / Basiskurs
Systematische Darstellung des individuellen Arbeitsrechts mit Beispielen aus der Praxis.
Einführung ins individuelle Arbeitsrecht, Arbeitsrecht in der betrieblichen Praxis, Beginn und Be-
endigung von Dienstverhältnissen, Arbeits-, Fürsorge-, Treue- und Entgeltpflicht;

Grundzüge der Personalverrechnung für Betriebsräte
für privatrechtliche Arbeitsverhältnisse. Basics, Rechtliche Grundlagen, Grundzüge der Abrech-
nung von Löhnen und Gehältern;

Die Betriebsvereinbarung / Aufbau
Mehr als nur ein Vertrag zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat. Chance, Möglichkeiten und 
Spielräume für Betriebsräte, verbindliche Normen und Verbesserungen für alle Arbeitnehmer 
eines Betriebes zu formulieren. Grundlagen der Betriebsvereinbarung (Regelungsbefugnisse, 
Inhalte, Rechtswirkung), Arten von Betriebsvereinbarungen, Beispiele aus der Praxis von der 
„freien“ Betriebsvereinbarung bis zum Sozialplan;

Der Betriebsrat als Krisenmanager
Mitwirkung des Betriebsrates in schwierigen Zeiten. Mitgestalten in Krisenzeiten, Erfolgreiche 
Krisenkommunikation, Maßnahmen in der Krise (von der Kurzarbeit bis zur Arbeitsstiftung);

Datenschutz im Arbeitsrecht
Datenschutzrechtliche Bestimmungen für die betriebsrätliche Praxis. Daten für den Betriebsrat, 
Betriebsvereinbarungen zum Datenschutz, Datenschutzgrundverordnung DSGVO;

Der Betriebsratsfonds
Rechtliche Grundlagen rund um den Betriebsratsfonds, Informationen aus der Praxis. Rechtliche 
Grundlagen, Betriebsratsumlage, Betriebsratsfonds, Sacherfordernisse, Verwendungszweck, 
Haftung;
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Die Sprache des Managements entschlüsseln
Prozessoptimierung, Liquidität, Budget & Co. Eigenkapitalquote – Wie solide ist mein Unterneh-
men? Produktivität – im Kampf gegen die Konkurrenz , Gewinnmaximierung – Warum und Wie? 
Eigentümerinteressen, Flexibilisierung – Chance oder Fluch? – Outsourcing, Leiharbeiter, Bonität 
– Daran hängt die Zukunft? – Banken und Investoren, Geschäftsbericht / Jahresabschluss – Hilf-
reich wofür?

Mobbing – ein Wegweiser für Betriebsräte
Immer wieder werden Betriebsräte mit Beschwerden und Klagen von Mitarbeitern konfrontiert: 
Man werde gemobbt, vom Team oder von der Leitung, es sei nicht mehr auszuhalten, der Be-
triebsrat solle doch dagegen etwas unternehmen. Ziel des Seminars ist es, Orientierung zu ge-
ben, indem wir folgende Themen gemeinsam bearbeiten:

■■ Was verstehen wir eigentlich genau unter „Mobbing“?
■■ Was ist ein Konflikt? 
■■ Was hat das eine mit dem anderen zu tun?
■■ Welche Handlungsmöglichkeiten gibt es für Betriebsräte bei Mobbing bzw. bei Konflikten?

Engagiert sein und doch cool bleiben
Über die Kunst, sich voll auf alle Herausforderungen im zwischenmenschlichen Miteinander ein-
zulassen und trotzdem sich innerlich so zu schützen, dass sie nicht nachhaltig belasten. Theorie 
über Spiegelneuronen und die Basis von Empathie, eine gute Balance zwischen Empathie und 
Abgrenzung finden, Abgrenzen leicht gemacht, die eigene passende innere Haltung finden, wel-
che die Balance zu halten helfen kann;

Burnoutprävention – leicht gemacht
Was ist Burnout eigentlich, woran kann man es erkennen und wie kann man sich davor  
schützen? Definition und Symptome von Burnout kennenlernen, Ursachen für Burnout erkennen, 
wie kann ich jemanden Burnout-Gefährdeten im Arbeitskontext ansprechen, „Do´s and Dont`s“ 
rund um Burnout, Prävention von Burnout in Theorie und Praxis;

Gesamt besuchten im Jahr 2017 396 Teilnehmer unsere Seminare. 
244 männliche Teilnehmer (61,6 %) und 153 weibliche Teilnehmerinnen (38,4 %).

29. Mai 2017 
Lehrlingsausbildung 
und Jugendbeschäftigung

 ■ Berufsausbildungsrecht, 
 ■ Jugendarbeitsschutz, 
 ■ Lehre aus bildungs-, sozial- 

und wirtschaftspolitischer Sicht

Vortragende: Expertinnen und Experten der AK Tirol

30. Mai 2017 
Engagiert sein und doch cool bleiben

Über die Kunst, sich voll auf alle Herausforderungen im zwi-
schenmenschlichen Miteinander einzulassen und trotzdem 
innerlich so abgegrenzt zu sein, dass sie nicht belasten. 

 ■ Theorie über Spiegelneuronen 
und die Basis von Empathie

 ■ Innere Selbstfürsorge zur eigenen Psychohygiene
 ■ „detached concern“ als positive Bewältigungsstrategie 
 ■ Abgrenzen leicht gemacht

Vortragende: Dr. Carolin Juen de Quintero, M.A. / AK Tirol

Seminarort

AK Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck
info@ak-seehof.com
www.ak-seehof.com 

Seminarstart jeweils um 9 Uhr 

Seminaranmeldung:
Arbeiterkammer Tirol
Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck
Tel.: 0800 / 22 55 22-1935
brseminare@ak-tirol.com

Innsbruck-Seehof

AK Seminare
für Betriebsräte

Erstes Halbjahr 2017

Jetzt 
anmelden!
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DAS AK BETRIEBSRÄTE-KOLLEG 

Vollzeitlehrgang
Dauer von 14 Wochen

Speziell für Arbeitnehmervertreter in Funktionen der/des 
Vorsitzenden oder als Stellvertreter (Kooperation der Arbeiter-
kammern Tirol, Salzburg und Vorarlberg).

Aus der Praxis für die Praxis!

Dabei stehen Teamwork, zügiger Lernfortschritt, praxisorien-
tierte Lehrinhalte, intensive Betreuung, inhaltliche Qualität und 
persönliches Wohlbefi nden der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer im Mittelpunkt.

Inhalte

 ■  Arbeits- und Sozialrecht 

 ■  Betriebs- und Volkswirtschaftslehre

 ■  Kommunikations- und Rhetoriktraining

 ■  Beratungstechniken und Führungskompetenz

 ■  Erarbeitung von Konfl iktlösungsstrategien

 ■  Strategien der BetriebsrätInnentätigkeit

 ■  Durchsetzungs- und Verhandlungstraining

Information zum AK Betriebsräte-Kolleg:
Mag. Norbert Nairz MBA
Arbeiterkammer Tirol
Tel.: 0800 / 22 55 22-2105
biwest@ak-tirol.com

Seminarstart jeweils um 9 Uhr

WIR SIND FÜR SIE DA!

Seminarort

AK Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck
info@ak-seehof.com
www.ak-seehof.com 

Seminarzeiten von 9 bis ca. 16 Uhr

Seminaranmeldung:
Arbeiterkammer Tirol
Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck

Bianca Lerch
Tel.: 0800 / 22 55 22-1935
brseminare@ak-tirol.com

Innsbruck-Seehof

AK Seminare
für Betriebsräte

Zweites Halbjahr 2017
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WIR SIND FÜR SIE DA!

Jetzt 
anmelden!

SIEHE RÜCKSEITE

Beteiligten entstehen können?

 ■ Erkennen von Konfl ikten und dem Wesen des 
spezifi schen Konfl ikts

 ■ Konfl iktanalyse als Wegweiser bezüglich 
Interventionen

 ■ Selbstfürsorge in Konfl iktsituationen
 ■ Eigene und fremde Verhaltensweisen in Konfl ikten 

verstehen lernen
 ■ den Entwicklungsimpuls im Konfl ikt erkennen

Vortragende: Dr. Carolin Juen de Quintero, M.A. / AK Tirol

5. – 7. Dezember 2017 
Die Sprache des Managements 
entschlüsseln

Prozessoptimierung, Liquidität, Budget & Co

 ■ Eigenkapitalquote – 
Wie solide ist mein Unternehmen?

 ■ Produktivität – im Kampf gegen die Konkurrenz
 ■ Gewinnmaximierung – Warum und Wie? 

Eigentümerinteressen
 ■ Flexibilisierung – Chance oder Fluch? – Outsourcing, 

Leiharbeiter
 ■ Bonität – Daran hängt die Zukunft? – Banken 

und Investoren
 ■ Geschäftsbericht / Jahresabschluss – Hilfreich wofür?

Vortragende: Mag. Fabienne Margreiter 
(HEMSI brainstories)

11. – 13. Dezember 2017 
Die Betriebsvereinbarung / Aufbau

Mehr als nur ein Vertrag zwischen Arbeitgeber und 
Betriebsrat. Chance, Möglichkeiten und Spielräume für 
Betriebsräte verbindliche Normen und Verbesserungen 
für alle Arbeitnehmer eines Betriebes zu formuliert.

 ■ Grundlagen der Betriebsvereinbarung
 − Regelungsbefugnisse
 − Inhalte
 − Rechtswirkung

 ■ Arten von Betriebsvereinbarungen

 ■ Beispiele aus der Praxis von der „freien“ 
Betriebsvereinbarung bis zum Sozialplan

Vortragende: Mag. Georg Humer, 
Mag. Martin Soucek / AK Tirol

14. – 15. Dezember 2017
Die Betriebsrats-Geschäftsordnung BRGO

Wissenswertes zur Organisation der Belegschafts-
vertretung kurz und kompakt.

 ■ Von der Einberufung einer Gruppenversammlung 
bis zur Konzernvertretung

 ■ Geschäftsordnung der einzelnen Organe
 − Konstituierung
 − Rechtsstellung der Mitglieder
 − Übertragung der Aufgaben
 − Wahl der Funktionäre
 − Geschäftsführung
 − etc.

Vortragender: Mag. Georg Humer, Johann Ofner / AK Tirol

Seminarort

AK Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck
info@ak-seehof.com
www.ak-seehof.com 

Seminarzeiten von 9 bis ca. 16 Uhr

Seminaranmeldung:
Arbeiterkammer Tirol
Bildungshaus Seehof
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck

Bianca Lerch
Tel.: 0800 / 22 55 22-1935
brseminare@ak-tirol.com

Innsbruck-Seehof

AK Seminare
für Betriebsräte

Zweites Halbjahr 2017
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Titelseiten - Kurse 2017
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Evaluierung

Jedes Seminar bzw. jeder Vortragende wird von der Kursadministration einem Evaluationspro-
zess unterzogen. Der Einfachheit halber erfolgt die Evaluierung nach dem Schulnotensystem  
(1= sehr Gut bis 5 = nicht Genügend). Mit der Durchschnittsevaluierung werden alle kursrelevan-
ten Parameter, wie beispielsweise fachliches Knowhow, Praxistauglichkeit, Methodik, Lernma-
terial sowie Organisation und Rahmenbedingungen abgebildet. 

Für die abgehaltenen Seminare 2017 ergibt sich eine Durchschnittsevaluierung von 1,20 (sehr Gut).

Als Vortragende standen den Teilnehmern erfahrene Experten der Arbeiterkammer Tirol, des 
ÖGB, Arbeitsinspektorates Innsbruck, der AUVA, sowie Arbeits- und Organisationspsychologen 
zur Verfügung.

AK Betriebsrätekolleg

Das vierte AK Betriebsrätekolleg fand im Zeitraum vom 27.3. – 30.6.2017 statt. In Summe ab-
solvierten 18 Teilnehmer (14 männlich und 4 weiblich) das Betriebsrätekolleg. Es waren von den 
Teilnehmern 61 Unterrichtstage mit 499 Unterrichtseinheiten zu absolvieren. Die Schwerpunkte 
lagen bei Recht, Wirtschaft und Soziale Kompetenz.

Recht 
■■ Stufenbau der Arbeitsrechtsordnung – Zusammenwirken der Rechtsquellen 
■■ Einteilung des Arbeitsrechts 
■■ Arbeitsverhältnis – Arbeitnehmergruppen 
■■ Arbeitsvertrag – Vertragsabschluss und Vertragsgestaltung
■■ Arbeitspflicht des Arbeitnehmer 
■■ Entgelt 
■■ Arbeitsverhinderungen
■■ Treuepflichten 
■■ Fürsorgepflicht – Arbeitnehmerschutzrecht
■■ Schadenersatz im Arbeitsrecht

Verein Biwest: Alle Teilnehmer mit Direktor Mag. Gerhard Pirchner (AK Tirol), AK Präsidenten Erwin Zangerl (AK Tirol), 
Hubert Hämmerle (AK Vorarlberg), Siegfried Pichler (AK Salzburg) und dem Biwest-Team 
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■■ Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
■■ Kollektivvertrag 
■■ Organisation der Belegschaft – Mitwirkungsrechte 
■■ Betriebsvereinbarung 
■■ Betriebsübergang 

Wirtschaft
■■ Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre
■■ Buchhaltung und Kostenrechnung
■■ Bilanz UGB
■■ Personal und Organisation
■■ Marketing, Produktion, Vertrieb
■■ Wirtschaftliche Mitbestimmung – Rechte
■■ Wettbewerb, Kartelle
■■ Managementtheorien 

Grundlagen politische Ökonomie
■■ Verteilungsgerechtigkeit, Teil I: Einkommen, Vermögen, Sozialstaat
■■ Verteilungsgerechtigkeit, Teil II: Budget & Steuern
■■ Beschäftigung, Arbeitslosigkeit, Beschäftigungspolitik
■■ Der öffentliche Sektor – die Privatisierungswelle rollt
■■ Der Finanzsektor

Soziale Kompetenz
■■ Persönlichkeitsanalyse, Potenziale erkennen
■■ Teamentwicklung
■■ Auftrittskompetenz
■■ Verhandlung 
■■ Kommunikationszirkel
■■ Betriebsratsspezifische Kommunikationsbasis
■■ Management im Betriebsrat
■■ Medientraining
■■ Strategiezirkel

Infos zum Lehrgang 
Das vierte AK Betriebsrätekolleg fand im Zeitraum vom 27.3. – 30.6.2017 statt:

■■ 12 Wochen in Innsbruck, AK Bildungshaus Seehof
■■ 1 Woche in Feldkirch, AK Vorarlberg (Inhalte: Kommunikations- & Medientraining)
■■ 1 Woche in Salzburg, AK Salzburg (Inhalte: Politische Ökonomie, BWL 2)

Im Rahmen des AK Betriebsrätekollegs wurden alle Inhaltsblöcke jedes Vortragenden, die 
Rahmenbedingungen, Serviceleistungen sowie die Lehrgangsorganisation und Administration 
ausführlich evaluiert. Ziel dieser umfangreichen Evaluierung ist, den Anforderungen von Qua-
litätsmanagementsystemen nach den Prüfnormen DIN EN ISO 9001:2015 sowie DIN EN ISO 
29990:2010 zu entsprechen. Die Auswertung der Daten aus über 5.000 Evaluierungsbögen er-
gibt eine Durchschnittsevaluierung von 1,17 (sehr Gut).
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Das ständige Qualitätsmanagement seitens der Kursadministration und der Lehrgangsleitung 
führte neben der aus dem Bericht ersichtlichen Teilnehmerzufriedenheit zur Zertifizierung nach 
den oben genannten Normen mit Wirkung vom September 2016 und für den Geltungsbereich 
Aus- und Weiterbildung und Qualifizierung.

Die Erfahrungen sowie die durchgängig positiven Feedbacks aus den vergangenen Lehrgängen 
fließen natürlich in die weitere Optimierung der Lehrgänge ein.

Der nächste Lehrgang des AK Betriebsrätekollegs findet im Zeitraum vom 26.3. – 29.6.2018 
wieder im AK Bildungshaus Seehof statt.

Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Arbeitsrechtliche Beratungen der Arbeitnehmer,
im speziellen von Betriebsräten und Insolvenzberatungen

				  

			   IBK Summe 

persönliche Beratungsgespräche			   670

telefonische Beratung und Auskünfte			   17.150

Insolvenzberatungen vor Ort Betriebsräteberatungen in den Betrieben (circa)			   710

schriftliche Anfragen / Beratungen			   430

Beratungen gesamt			   18.960

Kosten

Die Kosten werden von den Kammern für Arbei-
ter und Angestellte für Salzburg, Tirol und Vor-
arlberg getragen.

Entsendung 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer werden von 
der zuständigen Arbeiterkammer in den Lehr-
gang entsandt. 

Bewerbung und Kontakt

Arbeiterkammer Tirol
AK Betriebsräte-Kolleg
Mag. Norbert Nairz, MSc MBA
Gramartstraße 10, 6020 Innsbruck
Tel: 0800/22 55 22-2105
norbert.nairz@ak-tirol.com

Arbeiterkammer Salzburg
Direktor Dr. Martin Neureiter
Markus-Sittikus-Straße 10, 5020 Salzburg 
Tel: 0662/86 87-538
martin.neureiter@ak-salzburg.at

Arbeiterkammer Vorarlberg
Manfred Brunner
Widnau 4, 6800 Feldkirch
Tel: 050 258-1510
manfred.brunner@ak-vorarlberg.at

 Verein biwest

www.ak-seehof.com
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AK Betriebsräte-Kolleg
Innsbruck-Seehof

Begrüßung der Teilnehmer durch die Präsidenten Siegfried Pichler (AK Salzburg), Erwin Zangerl (AK Tirol), 
Erich Foglar (ÖGB) und Hubert Hämmerle (AK Vorarlberg) (vl.)



31AK Geschäftsbericht 2017

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

Das Betriebsservice der AK Tirol ist die Anlauf- und Beratungsstelle für Betriebsräte. Hier findet 
eine intensive rechtliche Betreuung in arbeitsrechtlichen Fragen statt, vor allem bei der rechtli-
chen Unterstützung beim Abschluss von Betriebsvereinbarungen, die immer wichtiger werden. 
Das AK Betriebsservice wird auch direkt vor Ort in den Firmen aktiv – gerade bei plötzlich auftre-
tenden Krisensituationen ist dies ein unschätzbarer Vorteil! Bei Betriebsversammlungen können 
die Beschäftigten auf das umfangreiche Know-how des AK Betriebsservice zählen.

Auffallend war 2017, dass die Versuche, unliebsame Betriebsräte zu entfernen oder Gründungen 
gleich gar nicht aufkommen zu lassen, zugenommen haben. Stark nachgefragt wurde nach wie 
vor die Beratung und Vertretung jener Betriebsräte sowie Personalvertreter, die in Bereichen des 
öffentlichen Dienstrechts beschäftigt sind.

In erster Linie betrifft dies die verschiedenen (Landes- und Bezirks-)Krankenhäuser, aber auch 
Gemeinde- und Gemeindeverbandsalten- und pflegeheime. Die Beratungsleistungen auf diesem 
Gebiet konnten auch durch Vorträge zu diesem Thema, z.T. vor Ort in den Betrieben, ergänzt 
werden.

Das Betriebsservice der AK Tirol ist auch regelmäßig an der Verhandlung und am Abschluss von 
Sozialplänen federführend beteiligt. Gerade bei Betriebsschließungen und Personalabbau sind 
dies wichtige Maßnahmen, um die entstehenden Härten zu mildern. So konnten seit Bestehen 
des Betriebsservice der AK Tirol im Rahmen von Sozialplänen bereits mehrere Millionen Euro 
zugunsten der betroffenen Beschäftigten erzielt werden, dies zusätzlich zu weiteren wichtigen 
Maßnahmen wie Arbeitsstiftungen, Umschulungsmaßnahmen, etc.

Arbeitnehmerschutz

Hier wurden zahlreiche Anfragen zu den unterschiedlichsten Themen des Arbeitnehmerschut-
zes beantwortet, angefangen von Arbeitskleidung, Nichtraucherschutz, Raumtemperaturen in  
Arbeitsräumen, Bildschirmarbeit, persönlicher Schutzausrüstung über das Thema „Auswahl von 
Sicherheitsfachkraft und Arbeitsmediziner“, Evaluierung psychischer Belastungen, Ergonomie 
am Arbeitsplatz bis hin zur betrieblichen Gesundheitsförderung, Hygiene am Arbeitsplatz und 
den Rechten des Betriebsrates im Arbeitnehmerschutz.

Neben der regelmäßigen Teilnahme an der Aussprache mit den Interessenvertretungen am Ar-
beitsplatz wurde auch eine Begehung gemeinsam mit dem Arbeitsinspektorat bei einem Hotel-
betrieb im Zillertal vorgenommen.

Rechtsschutz

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

					     IBK Summe 

für die Arbeitnehmer eingebrachte Klagen					     9

abgeschlossene gerichtliche Verfahren 					     14

Erfolge abgeschlossener Rechtsschutzfälle in €					     255.130
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Erläuterungen zu den Rechtsschutzfällen 2017:

Kernbereich ist hier das Führen von Feststellungsverfahren im Sinne des Arbeitsverfassungs-
gesetzes: Wenn Betriebsräte an ihren außergerichtlichen Möglichkeiten der Durchsetzung ihrer 
Rechte gescheitert sind, bleibt oft nur mehr der Gang zu Gericht.

Auffallend ist, dass es nunmehr immer wieder Klagen von Arbeitgebern auf gerichtliche Zu-
stimmung zur Kündigung, ja sogar Entlassung von Betriebsratsmitgliedern gibt. War dies über 
Jahre eine ausgesprochene Seltenheit, so nehmen diese Fälle nunmehr deutlich zu. Es ist dies 
zweifellos ein weiteres Anzeichen dafür, dass den Betriebsräten zunehmend ein rauerer Wind 
entgegenbläst.

Allgemeine Serviceleistungen

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Als wesentlich ist für diesen Bereich einmal mehr die Konzeption und Durchführung der hervorra-
gend angenommenen Schulungen und Seminare für Betriebsräte zu erwähnen.

Sowohl die im Rahmen der Seminarreihe für Betriebsräte regelmäßig angebotenen Seminare 
wie aber auch punktuell und anlassbezogen veranstaltete Fachseminare bringen für Betriebsräte 
einen erheblichen Mehrwert und werden dementsprechend stark nachgefragt.
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Spezialbereich Betriebe

Betriebsversammlungen, -besuche und -besichtigungen			   144

Betriebsratssitzungen			   153

Betriebsratsfonds-Revisionen			   266

Neugründung von Betriebsräten			   6

Betriebsvereinbarungen, Betreuung & Beratung			   351

Intervention, Vertretung in Sachen des Betriebsrates, Kollektiv			   41

Begleitung von Betriebsratswahlen			   62

Neu begonnene Sozialplanverhandlungen			   2

Betriebsratsfonds-Revisionen:

2017 wurden durch die Stabstelle Betriebsservice 135 Fonds und durch die Bezirkskammern 
131 Fonds geprüft.

Organisation, Beratung und Durchführung von Betriebsratsgründungen  
und Betriebsratswahlen, insbesondere bei folgenden Unternehmen:

■■ Tourismusverband Innsbruck und seine Feriendörfer
■■ Medizinische Universität Innsbruck – wiss. Personal
■■ Veolia (Kundl)
■■ Jugendland
■■ Eule
■■ Hornbach (leider aufgrund Kündigung des Initiators nicht finalisiert)
■■ ARBÖ
■■ Theurl Holz (gemeinsam mit BK Lienz)
■■ STS Kristallwelten Wattens (Arbeiter-BR)
■■ Ahrental Abfallbehandlung GmbH (AAG)

Zu erwähnen ist hierbei, dass es eine Vielzahl an Beratungen und Betreuungen im Zusammen-
hang mit geplanten oder zumindest beabsichtigten Betriebsratsgründungen gibt, wobei nur der 
deutlich geringere Teil dann tatsächlich in einer Betriebsratswahl mündet. In unzähligen Fällen 
hingegen geben die Initiatoren auf oder trauen sich nicht über die Betriebsratsgründung, zu groß 
ist die Angst vor Repressalien seitens des Arbeitgebers.



34 AK Geschäftsbericht 2017

Zu den Interventionen, Vertretungen in Sachen des Betriebsrates  
und Kollektivthemen sind zu erwähnen:

Die Einhaltung der arbeitsverfassungsrechtlich gewährleisteten Ansprüche des Betriebsrates, 
insbesondere der Informations- und Mitwirkungsrechte, steht hier ganz klar im Vordergrund. Be-
triebsräte werden von ihren Arbeitgebern allzu häufig nicht informiert bzw. wird nicht daran ge-
dacht, eine vom Gesetz geforderte Zustimmung seitens des Betriebsrates einzuholen.

Eine der Hauptaufgaben des AK Betriebsservice besteht außerdem darin, Betriebsräte bei der 
Konzeption sowie beim Abschluss von Betriebsvereinbarungen behilflich zu sein.

Gerade hier besteht in der täglichen Praxis permanent das Problem, dass der Arbeitgeber den 
Betriebsrat unter Druck zu setzen versucht, um nur möglichst schnell zu einem – für ihn positiven 
– Ergebnis zu gelangen. Es ist wichtig, den Betriebsrat auch darin zu unterstützen, dass es eben 
nicht auf die Schnelligkeit des Abschlusses der Betriebsvereinbarung, sondern auf die Qualität 
des Inhalts ankommt und der Betriebsrat hier durchaus auch „Macht“ zeigen kann. Insbesondere 
hier wird deutlich, wie notwendig die entsprechende fachliche Unterstützung ist, geht es doch in 
diesem Bereich gleich einmal um eine hohe Anzahl betroffener Mitarbeiter.

©
 R

ob
er

t K
ne

sc
hk

e 
– 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

 



35AK Geschäftsbericht 2017

Vertretung von betroffenen  
Arbeitnehmern in Insolvenzverfahren

				  

	  IBK	      BK	            Summe 

eingebrachte Insolvenzanträge	 729	 107	 836

abgeschlossene Insolvenzverfahren			   886

für die Arbeitnehmer erzielte Erfolge in Insolvenzverfahren in €	 1,980 Mio	 0,457 Mio	 2,437 Mio

Betriebsversammlungen in Insolvenzverfahren			   21

Teilnehmer bei Betriebsversammlungen			   480

Bei den von Insolvenzen betroffenen Arbeitnehmern kam es nur zu einem geringfügigen Rück-
gang. Positiv zu vermerken ist jedoch, dass es im Jahr 2017 kaum Großinsolvenzen gab. Bezo-
gen auf die betroffenen Arbeitnehmer nimmt die Insolvenz der Gebrüder Murauer GmbH mit 96 
Arbeitnehmern die traurige Spitzenposition ein. 

Bei der Beratung wurde die persönliche Betreuung vor Ort in den Mittelpunkt gestellt. Dies zeigt 
sich auch in der stark gestiegenen Zahl der Teilnehmer bei Betriebsversammlungen. Leider hat 
sich auch im Jahr 2017 herausgestellt, dass der Großteil der Insolvenzen von den Unternehmern 
selbst verursacht wird. 

Gerade in der Kleingastronomie, dem Baunebengewerbe, dem Kleintransportgewerbe und dem 
Reinigungsgewerbe verfügen viele Unternehmer nicht über die im heutigen Wirtschaftsleben 
unerlässlichen betriebswirtschaftlichen Kenntnisse.

In Anbetracht des niedrigen Zinsniveaus, den guten Auslastungszahlen der heimischen Touris-
musbranche und der anziehenden Konjunktur ist für das Jahr 2018 nicht mit einem dramatischen 
Anstieg der Insolvenzzahlen zu rechnen. 

2017 sind vor allem folgende Insolvenzen zu erwähnen:

Gebrüder Murauer Gesellschaft m.b.H                                                   		           	 96 AN

Clean- Service Schramm & Partner Dienstleistungen Wattens GmbH            			   49 AN

Europatrans Logistik GmbH                                                                      	    		   33 AN

Martin Janos Transportunternehmen                                                               			   27 AN

Kurz Matthias Hausmeister                                                                              			   27 AN

Tiroler Strick und Walk GmbH                                                                          			   23 AN
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

30 Gesetzesbegutachtungen

48.120  Beratungen

12.630  persönlich

32.970  telefonisch

 2.520  schriftlich

1.746 Rechtsschutzakten

2.150 Vertretungen 

vor Gericht

Sozialrecht

mit dem Spezial-

bereich Gesundheit 

und Pfl ege

koszivu/Fotolia.com 
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Kollektive Interessenvertretung
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   7

Verordnungen			   16

Landesgesetze			   6

internationale Abkommen und EU-Vorschriften			   1

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

Im Jahr 2017 war eine Vielzahl von Begutachtungen zu geplanten Änderungen, sei es von  
Gesetzen oder Verordnungen, von der Sozialpolitischen Abteilung vorzunehmen. 

Besonders erwähnenswert war der Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem u.a. das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz geändert werden soll. Mit dem vorliegenden Entwurf soll eine finan-
zielle Erleichterung für Kleinbetriebe hinsichtlich der Entgeltfortzahlung im Fall einer Erkrankung 
oder eines Arbeitsunfalles umgesetzt werden. Den entsprechenden erläuternden Bemerkungen 
zu den geplanten Bestimmungen kann entnommen werden, dass gerade für Kleinbetriebe eine 
Erkrankung oder ein Arbeitsunfall eines Mitarbeiters, trotz der bisher schon gebührenden Ent-
geltfortzahlungszuschüsse, oft existenzbedrohend sein kann. Um diese Kleinunternehmen mit 
bis zu 10 Mitarbeitern in Zukunft besser zu unterstützen, ist vorgesehen, dass die bisher nur im 
Ausmaß von 50% des fortbezahlten Entgeltes gebührenden Zuschussleistungen weiter ausge-
baut und auf 75% angehoben werden sollen. Dabei ist beabsichtigt, dass die Zuschüsse weiter 
unverändert aus Mitteln der Unfallversicherung erstattet werden. Begründet wurde diese Maß-
nahme indirekt auch damit, dass sie dem Schutz der Dienstnehmer diene, da sich Kleinbetriebe 
ohne Zuschussleistungen die übrigen notwendigen Ersatzkräfte nicht leisten könnten, sodass zu 
befürchten sei, dass bisherige Dienstnehmer im Krankenstand gekündigt werden würden. Durch 
derartige Maßnahmen könnte allenfalls eine Kündigung hintangehalten werden.

Weiters wurde nicht nur der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler Mindestsicherungsge-
setz geändert werden soll, sondern auch zwei damit in Zusammenhang stehende Entwürfe von 
Verordnungen in die Begutachtung geschickt.

Die im Gesetzesentwurf vorgesehenen Änderungen umfassen u.a. einschneidende Veränderun-
gen im Bereich der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes und der Hilfe zur Sicherung des 
Wohnbedarfes.

So ist im Bereich der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhaltes die Neudefinition maßgebli-
cher Begriffe (Alleinstehender, Alleinerzieher, Wohngemeinschaft), damit zusammenhängend die 
teilweise Neuschaffung bzw. Herabsetzung von Richtsätzen sowie die Einschränkung des an-
spruchsberechtigten Personenkreises für Sonderzahlungen vorgesehen.

Die mit der Hilfe zum Schutz des Wohnbedarfs vorgeschlagenen Änderungen sehen zum einen 
vor, dass abgehend von der bisherigen Praxis nicht mehr die tatsächlichen, ortsüblichen Kosten 
für die Miete, sondern nur mehr jene tatsächlichen Kosten getragen werden sollen, die die in 
der entsprechenden Verordnung bezirksweise festgesetzten Höchstbeträge nicht überschreiten. 
Zum anderen wird die Möglichkeit vorgesehen, die Sicherung des Wohnbedarfs durch Sachleis-
tungen zu erbringen.

koszivu/Fotolia.com 
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Mitgliederinfo

■■ Von der Geburt bis zur Pension –  
Diese Werte ändern sich 2017

■■ Gesund bleiben trotz Stress
■■ Alles zu Gesundheitsberufen
■■ Pflegeberufe: Das ist neu
■■ Fit und gesund in den Frühling
■■ Wenn Pflege Schmerzen bringt
■■ Hilfe bei Pension und Pflegegeld
■■ Endlich Aus für den Regress
■■ Gesund mit alten Hausmitteln
■■ Inforeihe zum Thema Pflege
■■ Pflegebedürftig, was nun?
■■ Registrierung mit System

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Soziales			   5

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   352

Externe Vorträge und Schulungen			   24

Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

Laienrichterschulungen
Bereits im Herbst 2016 hat die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Tirol die Laienrichter für die ab 01.01.2017 beim Landesgericht Innsbruck als Arbeits- und  
Sozialgericht beginnende neue Funktionsperiode bestellt. Das bisherige Fortbildungsange-
bot wurde dahingehend erweitert, als dass regelmäßige wiederkehrende Schulungen für die 
Laienrichter zweimal im Jahr angeboten werden. Die erste entsprechende Schulung fand am 
18.05.2017 statt. Themenschwerpunkte waren am Vormittag aus sozialversicherungsrechtlicher 
Sicht die Bereiche Invaliditätspension, Berufsunfähigkeitspension, Rehabilitationsgeld und am 
Nachmittag aus arbeitsrechtlicher Sicht die Entgeltfortzahlung bei Krankheit und Unfall. Im Rah-
men der zweiten Fortbildungsveranstaltung für Laienrichter am 28.11.2017 waren der Vormittag 
der Sozialversicherung und der Nachmittag dem Arbeitsrecht gewidmet. 

Alles zu Gesundheitsberufen
Expertinnen und Experten informieren zu Ausbildungen im Gesundheits- und Sozialbereich, 
wie zu P� ege(fach)assistenz, Dipl. Gesundheits- und Krankenp� ege, Alten-, Familien-, 
Behindertenarbeit bzw. –begleitung sowie zu Biomedizinischer Analytik, Diätologie, 
Ergotherapie, Logopädie, Physiotherapie, Radiologietechnologie oder Hebamme.

Do. 2. Februar, 19 Uhr
in der AK Innsbruck
Maximilianstraße 7

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 1515 oder bildung@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

WIR SIND FÜR SIE DA!

P� egeberufe: Das ist neu
Neben der Diplomp� ege und der P� egeassistenz gibt es jetzt auch die P� egefachassistenz 
mit einer zweijährigen Ausbildung. Weitere Neuregelungen im Gesundheits- und Kranken-
p� egegesetz sind u. a. die Aktualisierung der Tätigkeitsbereiche und die Anpassung der 
Sonderausbildung. Experten informieren über die wichtigsten Änderungen. 

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 3737 oder schwaz@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

BEZIRKSKAMMER  SCHWAZ

Do. 19. Jänner, 19 Uhr
in der AK Schwaz
Münchner Straße 20
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Im sozialrechtlichen Teil wurden die Bestimmungen betreffend das Pflegegeld und im arbeits-
rechtlichen Teil das Entlassungsrecht abgehandelt, wobei nicht nur auf die geltenden Bestim-
mungen, sondern auch auf die praktischen Fälle am Gericht Bezug genommen wurde. Bei bei-
den Veranstaltungen konnte eine sehr große Teilnehmeranzahl verzeichnet werden.

In den Ausschuss-Sitzungen Soziales  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

Sozialversicherungsrechtliche Änderungen 2017
Mit den Bestimmungen im SVÄG 2016 kommt es zu wesentlichen Änderungen im Pensionsrecht.
Besteht ein Anspruch auf Alterspension und nimmt der Versicherte die Pension nicht in Anspruch, 
sondern arbeitet er weiter, halbiert sich der Dienstgeber-/Dienstnehmerbeitrag für höchstens  
3 Jahre des Aufschubes. Mit dieser Bestimmung soll ein Anreiz für einen längeren Verbleib im 
Arbeitsleben erreicht werden.

Die Übertragung der Teilgutschriften im Rahmen des sogenannten „Splittings“ wurde vom zeitli-
chen Rahmen und vom Umfang her erweitert. Nunmehr kann der Antrag bis zum 10. Lebensjahr 
für höchstens 7 Jahre gestellt werden.

Im Bereich der Ausgleichszulage wurde ein neuer Richtwert geschaffen. Dieser kommt für Bezie-
her einer Eigenpension mit mindestens 360 Beitragsmonaten der Pflichtversicherung auf Grund 
einer Erwerbstätigkeit zum Tragen. Dieser Richtwert wurde für das Jahr 2017 mit € 1.000,- fest-
gesetzt. Künftig werden sämtliche Versicherungszeiten, auch die vor dem Jahr 2005 erworbe-
nen, für die Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen für die Alterspension nach den Bestim-
mungen des APG herangezogen.

Weiters:
■■ Entwurf der Novelle zum Tiroler Mindestsicherungsgesetz,
■■ Register für Gesundheitsberufe,
■■ Tiroler Mindestsicherungsgesetz,
■■ Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes betreffend die Schwerarbeitspension,
■■ „24-Stunden-Betreuung“: Vorstellung des Vorarlberger Weges und

Referat zum Thema „Inkrafttreten des Pflegeregressverbotes“ mit 01.01.2018
Die Höhe der Heimkosten variiert. In den meisten Alten- und Pflegeheimen setzen sich die Ge-
bühren aus einem Grundbetrag und einem Zuschlag entsprechend dem Ausmaß der Pflegebe-
dürftigkeit zusammen. Neben dem Pflegegeld und der Pension wird auch das sonstige Einkom-
men zur Deckung der Heimkosten herangezogen. 

Am 29.06.2017 hat der Nationalrat beschlossen, dass ein Zugriff auf das Vermögen von in sta-
tionären Pflegeeinrichtungen aufgenommenen Personen, deren Angehörigen, Erben sowie Ge-
schenksnehmern im Rahmen der Sozialhilfe zur Abdeckung der Pflegekosten ab 01.01.2018 un-
zulässig ist. Ab diesem Zeitpunkt dürfen Ersatzansprüche nicht mehr geltend gemacht werden, 
laufende Verfahren sind einzustellen. Insoweit Landesgesetze dem entgegenstehen, treten die 
betreffenden Bestimmungen zu diesem Zeitpunkt außer Kraft.

Die Regelung umfasst sämtliches Vermögen ohne Berücksichtigung von dessen Höhe. Zum Ver-
mögen sind Immobilien, Liegenschaften (Wohnungseigentum), Barvermögen und Sparbücher 
zu rechnen. Hingegen sind sämtliche wiederkehrende Leistungen und Ansprüche (Pensionen, 
Unterhaltsansprüche, sonstige Einkünfte) vom Verbot des Pflegeregresses nicht umfasst.
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Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

■■ Behindertenbeirat
■■ Behindertenausschuss gemäß § 12 Behinderteneinstellungsgesetz

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

■■ Seminar „Kinderbetreuungsgeld Neu“
■■ Seminar „Pflegegeld“ für in der Pflege tätige Personen
■■ Fortbildungsveranstaltungen für die Laienrichter am Landesgericht Innsbruck als Arbeits- 

und Sozialgericht, am Oberlandesgericht Innsbruck in Arbeits- und Sozialrechtssachen 
sowie am Obersten Gerichtshof

Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Sozialrechtliche Beratungen der AK Mitglieder 

	   IBK	 BK	       Summe 

persönliche Beratungsgespräche	 5.310	 7.320	 12.630

telefonische Beratung und Auskünfte	 21.040	 11.930	 32.970

schriftliche Anfragen / Beratungen	 2.160	 360	 2.520

Beratungen gesamt	 28.510	 19.610	 48.120

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

■■ Invaliditätspension / Berufsunfähigkeitspension / Rehabilitationsgeld
■■ Anerkennung von Schwerarbeitszeiten
■■ Ausgleichszulage
■■ Pflegegeld
■■ Kinderbetreuungsgeld / Wochengeld
■■ Mindestsicherung 
■■ Arbeitslosengeld / Notstandshilfe
■■ Behinderteneigenschaft – Grad der Behinderung

Beispielshaft dürfen folgende Beratungsschwerpunkte herausgehoben werden:

Gleich wie in den Vorjahren haben die Anfragen in der Beratung sämtliche Bereiche der  
Sozialversicherung betroffen, jedoch konnte auf Grund verschiedener gesetzlicher Änderungen 
temporär eine Zunahme an Anfragen zum Thema „Mindestsicherung“, „Notstandshilfe“ und  
„Pflegeregress“ sowie „Kinderbetreuungsgeld Neu“ verzeichnet werden.
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Außergerichtliche Vertretungen der AK Mitglieder, Interventionen

	   IBK	 BK	       Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle	 70	 390	 460

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:

Im Jahr 2017 haben die außergerichtlichen Interventionen den gesamten Bereich der Sozial-
versicherung abgedeckt. Mit der Abschaffung des Pflegeregresses mit 01.01.2018 war diese 
Problematik mitverantwortlich für die Steigerung der Interventionen.

Rechtsschutz

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

für die AK Mitglieder eingebrachte Klagen			   1.746

abgeschlossene gerichtliche Verfahren 			   1.675

Rechtsvertretungen vor dem Landesgericht IBK als Arbeits- und Sozialgericht			   2.150

Berufungen bei OLG, Revisionen bei OGH			   7

Von den 1.746 eingebrachten Klagen waren 1.565 gegen die Pensionsversicherung. 

Erläuterungen zu den Rechtsschutzfällen 2017:

Die hohe Anzahl an Rechtsschutzfällen im Jahr 2017 hat neben den bereits im Bericht 2016 an-
geführten Gründen ihre Ursache auch darin, dass seitens der Sozialversicherungsträger in vielen 
Bereichen eine geänderte Haltung eingenommen wurde.

Gerade im Bereich der Ausgleichzulage kam es in verschiedenen Konstellationen zu Änderungen 
in Bezug auf die Anrechnung von Einkünften, nicht nur bei Vorliegen von Lebensgemeinschaften, 
sondern auch im klassischen Familienverband.

In einer nicht zu unterschätzenden Anzahl war die Sozialpolitische Abteilung auch mit Rechts-
schutzfällen befasst, in denen Personen das Rehabilitationsgeld erstmals nach dessen Zuerken-
nung entzogen wurde.
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Allgemeine Serviceleistungen
Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen			   35

Projekt „Registrierung Gesundheitsberufe“

Die Berufsverbände, die Arbeiterkammer sowie auch der ÖGB, haben sich schon seit 2013 für 
ein Register für Gesundheitsberufe eingesetzt. Im September 2016 wurde das Gesundheitsbe-
ruferegister-Gesetz (GBRG) von National- und Bundesrat beschlossen. Die Bundesarbeitskam-
mer ist somit die zuständige Registrierungsbehörde für alle AK Mitglieder. In der BAK Haupt-
versammlung im November 2017 wurde den Länderkammern mittels BAK Beschluss zum 
Registrierungsregulativ die Durchführung der Registrierung im jeweiligen Bundesland übertra-
gen. Die zuständige Länderkammer muss somit vor Aufnahme der neuen Tätigkeit nur mehr die 
Geschäftsordnung mittels Beschluss der Vollversammlung beschließen. 

Das Register für Gesundheitsberufe soll den registrierungspflichtigen GuK- und MTD Berufen 
v.a. mehr Anerkennung bringen, denn nur wer die entsprechenden Qualifikationen hat, wird re-
gistriert und erhält einen offiziellen Berufsausweis. Höhere Patientensicherheit sowie mehr Trans-
parenz aufgrund der öffentlichen Einsicht im Register sind weitere wichtige Faktoren welche für 
das Register sprechen. Anhand der detaillierten Erfassung der betroffenen Gesundheitsberufe 
können sowohl die Länder als auch der Bund erstmals statistische Auswertungen, z.B. zur Ver-
sorgungsdichte, durchführen und hilft diese neue Möglichkeit v.a. bei der Bedarfsplanung sowie 
beim Erkennen von Versorgungslücken. Das Register bringt erhebliche administrative Erleich-
terungen für Personalverwaltungen und Behörden, weil sich alle in Zukunft auf das Register als 
behördliche Überprüfung verlassen können.

Neben einer österreichweiten Projektgruppe der BAK mit Vertretern aller Länderkammern sowie 
in gemeinsamen Sitzungen mit der Gesundheit Österreich GmbH (zweite Registrierungsbehörde) 
und dem Bundesministerium für Gesundheit, bereitet sich auch die AK Tirol intensiv für die be-
vorstehende Aufgabe vor. Anhand von Datenrecherchen und Gesprächen mit dem Land Tirol 
sowie mit den Sozialversicherungsträgern, konnten erste Schätzungszahlen (rund 15.000) von 
den betroffenen Berufsangehörigen für Tirol ermittelt werden. Mit den Schätzungszahlen wurde 
das gesamte Projekt in den verschiedenen betroffenen Bereichen wie Personalplanung, EDV 
Ausstattung, Räumlichkeiten usw. vorangetrieben. Im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit wurden 
erste Informationsmaterialien (Info-Falter, Beitrag in der Arbeiterzeitung, Webpage, etc.) erarbei-
tet und für die zu registrierenden Berufsangehörigen zur Verfügung gestellt.
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Gesundheit und Pflege

Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen: 
 
Bundesgesetz, mit dem das Gesundheitsberuferegister-Gesetz,  
das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz und das MTD-Gesetz  
geändert werden (GBRG-Novelle) 

Im Rahmen dieser Novelle wurde von Seiten der AK insbesondere die Gebührenbefreiung im 
Rahmen des Registrierungsverfahrens angeregt. Mit dieser Novelle sollte auch der Tätigkeitsbe-
reich im Rahmen der Spezialisierung „Hospiz- und Palliativversorgung“, welche erst durch die 
GuKG-Novelle 2016 neu hinzugekommen ist, derart abgeändert werden, sodass der ursprüng-
lich angedachte Tätigkeitsbereich eine starke Einschränkung erfahren hätte. 

Gesundheitsreformumsetzungsgesetz 2017 (GRUG 2017)

Mit diesem Gesetz sollte die Primärversorgung gestärkt werden und zudem die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Primärversorgungseinheiten geschaffen werden. Zum Kernteam der 
Primärversorgungseinheiten zählen nunmehr neben dem Arzt und der Ordinationsassistenz auch 
der gehobene Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege, wobei das Gesetz jedoch keinerlei 
Regelungen darüber enthält, wie der Einsatz der letztgenannten Berufsgruppe erfolgen solle. 
So könnten z.B. die Gesundheitsförderung oder die Schulgesundheit als solche Einsatzgebiete 
angesehen werden. 

Verordnung über die Abgabe von HIV-Tests zur Eigenanwendung

Mit dieser Verordnung wurde es ermöglicht, dass sich Personen HIV-Tests zur Eigenanwendung 
in öffentlichen Apotheken nach entsprechender Beratung über falsch positive und falsch nega-
tive Resultate holen können. Erste Studien aus Ländern, in welchen bereits Selbsttests möglich 
sind, ergaben, dass dieses Angebot eine sinnvolle Ergänzung zu den bereits bestehenden HIV-
Testangeboten darstellen.

Mitgliederinfo

„Das Tagebuch schafft Klarheit“

Folgende Broschüren wurden aktualisiert:
■■ Pflegebedarf – Was nun?
■■ Fortbildungen für Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Gesundheit und Pflege					     7

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen				    21

Externe Vorträge und Schulungen					     16
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Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

Pflegestiftung
Im Rahmen der Sitzung wurde unter anderem besprochen, dass auf Grund einer Bedarfs-
meldung insbesondere der Sozial- und Gesundheitssprengel die Heimhilfehausbildung in das 
Ausbildungsangebot der Pflegestiftung aufgenommen wird. Was den Bedarf am gehobenen 
Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege anbelangt, so wurde von Seiten der Altenwohn- und  
Pflegeheime sowie der Sozialsprengel nur ein sehr geringer Bedarf angemeldet, so dass der 
gehobenen Dienst mit FH-Ausbildung nicht in die Ausbildungsliste aufgenommen wurde.

In den Ausschuss-Sitzungen Gesundheit und Pflege  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ 24-Stunden-Personenbetreuung am Beispiel Vorarlberg
■■ Registrierung der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe und der gehobenen  

medizinisch-technischen Dienste
■■ Abschaffung des Pflegeregresses
■■ Personalmangel in den Altenwohn- und Pflegeheimen
■■ Auswirkungen des GuKG, insbesondere das fehlende Interesse an einer Ausbildung  

zur Pflegefachassistenz
■■ Ausbildung im Bildungszentrum Zams

Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

Berufsrechtliche Bestimmungen verschiedener Gesundheitsberufe, wie z.B. das Gesundheits- 
und Krankenpflegesetz oder das Med. Assistenzberufegesetz, sehen vor, dass die Interessens-
vertretung der Dienstnehmer sowohl in Prüfungs- als auch Aufnahmekommissionen vertreten 
ist. Aus diesem Grund ist die AK Tirol in der Aufnahmekommission für die Gesundheits- und 
Krankenpflegeberufe sowie die Medizinischen Assistenzberufe und in den Prüfungskommis-
sionen im AZW, dem Gesundheitspädagogischen Zentrum und der CW-Consult im Rahmen der 
Abschlussprüfungen der Ordinationsassistenz vertreten. 

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

Gesundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG) und die Novelle 2016
Anfang 2017 erhielten die Mitglieder insbesondere zur GuKG-Novelle 2016 Informationen über 
die neuen Kompetenzen, die Dreiteilung des Pflegeberufes sowie über die neuen Spezialisierun-
gen, wie das Wundmanagement und Stomaversorgung oder die Hospiz- und Palliativversorgung.

Informationen über die AK Tirol am AZW
Im Rahmen der Ausbildung an der Krankenpflegeschule zum gehobenen Dienst für Gesund-
heits- und Krankenpflege erhielten die Auszubildenden Informationen über die Arbeiterkammer.

24-Stunden-Personenbetreuung und Hilfsmittel
Hier erhielten die Teilnehmer Informationen über die rechtlichen Rahmenbedingungen der  
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Personenbetreuungen, Unterstützungsmöglichkeiten aber auch über Hilfsmittel, welche die  
Pflege und Betreuung der Angehörigen zu Hause unterstützen.

Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Die Abschaffung des Pflegeregresses war insbesondere gegen Ende des Jahres ein Thema, wel-
ches für Betroffene von großem Interesse war. Nach wie vor gibt es eine Vielzahl von Anfragen 
zum Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, welche insbesondere die Tätigkeitsbereiche be-
treffen. Auch der Unterschied zwischen Pflegefachassistenz, eine Berufsgruppe, welche mit der 
GuKG-Novelle 2016 neu hinzugekommen ist, wird immer wieder von Personen angefragt, die sich 
für eine Ausbildung in diesem Bereich interessieren. Ebenso ist auch die 24-Stunden-Personen-
betreuung immer wieder Thema. Die dazu anfallenden Fragen betreffen vor allem eine mögliche 
Unterstützung oder wer die Notwendigkeit einer 24-Stunden-Personenbetreuung feststellt.

Allgemeine Serviceleistungen
Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen					     4

AK Fortbildungen für Gesundheits- und Sozialberufe					     23

Fortbildungen für Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe
Sowohl am Seehof als auch in der Schöpfstraße wurden für die Mitarbeiter in den Gesundheits- 
und Sozialbetreuungsberufen Fortbildungen angeboten. Die Rückmeldungen zu den einzelnen 
Fortbildungen, welche in einigen Fällen auch zweitägig angesetzt waren, waren durchwegs po-
sitiv. Auf Grund der großen Nachfrage des Workshops Kinaesthetics wurde für diesen sogar ein 
zweiter Termin angeboten. 

An fachspezifischen Seminaren wurden u.a. auch „Einführung in die Validation“, „Aromapflege-
Basiskurs“, „Mini-Somatologie“ und „Mobilisation von demenzkranken Menschen“ angeboten.

Gesund mit alten Hausmitteln
Rund 100 Personen nahmen an der Veranstaltung „Gesund mit alten Hausmitteln“ teil. Sie erhiel-
ten nicht nur theoretische Informationen, sondern konnten auch praktisch die Wirkung einzelner 
Hausmittel ausprobieren.

Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht
Ein Notar referierte über die Vorsorgevollmacht und die Patientenverfügung. Ein Internist unter-
stützte ihn bei den medizinischen Fragen und brachte Praxisbeispiele, an Hand derer er erklärte, 
welche Inhalte von ärztlicher Seite in einer Patientenverfügung möglich sind.
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

12.630 Beratungen 

und Auskünfte

180 außergerichtliche 

Interventionen

€ 121.210 erzielte außer-

gerichtliche Vertretungserfolge

€ 8.200 erzielte gerichtliche 

Vertretungserfolge

24 Insolvenzvertretungen

€ 54.800 lukrierte 

Insolvenzgelder

141 externe Vorträge und 

Schulungen von Jugendlichen

339 Betriebsbesuche

Lehrlings- und 

Jugendschutz

blackday/Fotolia.com
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Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Stellungnahmen gem. § 8(13), 28(1), 13(2) BAG; Anrechnung von Schulzeiten auf Lehrzeiten, Förderungen			   116

Landesgesetze			   1

Erläuterung zu Stellungnahmen gem. 

§ 8(13) BAG: Antrag auf Erhöhung der Lehrlingshöchstzahlen  
(für Betriebe, die noch einen Lehrling mehr als bisher ausbilden wollen):

Für jeden Lehrberuf ist exakt festgelegt, wie viele facheinschlägig ausgebildete Personen auf 
einen Lehrling kommen müssen. Damit soll sichergestellt werden, dass die Lehrlingsausbildung 
auch tatsächlich in einem fachlich gediegenen Umfeld stattfindet und ausreichend Mitarbeiter 
vorhanden sind, von denen Lehrlinge etwas lernen können. In Einzelfällen kann nun diese so ge-
nannte Verhältniszahl auf Antrag des Betriebes überschritten werden. Hierfür muss die arbeits-
marktpolitische Situation in der Region sprechen sowie der Umstand, dass der betreffende Be-
trieb aufgrund der vorliegenden Erfahrungen trotzdem eine gute Ausbildung sicherstellen kann.

§ 28(1) BAG: Antrag auf Verkürzung der Lehrzeit  
(durch vorhergehenden Schulbesuch, Lehre etc.):

Auf Antrag kann eine in einer fachlich verwandten Schulausbildung verbrachte Zeit auf ein neu 
abzuschließendes Lehrverhältnis in Anrechnung gebracht werden. Dies ist bis zum Ausmaß der 
halben Lehrzeitdauer möglich und bedarf auch eines Gutachtens des Landesberufsausbildungs-
beirats. Hierbei werden die in der Schule unterrichteten Fächer sowie deren Benotung berück-
sichtigt. Im Übrigen unterliegt das Ausmaß der Anrechnung aber der freien Disposition der Lehr-
vertragsparteien, was die völlig inakzeptable Folgewirkung hat, dass etwa Absolventen einer 
Handelsschule oder einer Fachschule für wirtschaftliche Berufe – durchaus auch mit sehr guten 
Noten – noch ein, zumeist zwei und in seltenen Fällen sogar drei Jahre Lehrzeit absolvieren müs-
sen. Die Abschaffung dieses sowohl pädagogischen als auch bildungspolitischen und volkswirt-
schaftlichen Unsinns ist eine zentrale Forderung der Arbeiterkammer Tirol zur Bildungspolitik.

§ 13(2) BAG: Antrag auf Anrechnung einer schulischen Ausbildung auf die 
Lehrzeit (ebenfalls durch vorhergehenden Schulbesuch):

Unter diese Bestimmung fällt die Anrechnung ausländischer Ausbildungszeiten auf österrei- 
chische Lehrzeiten ebenso wie die Anrechnung von heimischen Schulzeiten über das im § 28 
Abs 1 BAG zulässige Höchstmaß hinaus.
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Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

Zu begutachten war 2017 das Lehrberufspaket dieses Jahres, in welchem die Ausbildungs-
ordnungen der Lehrberufe Buchbinder, Einzelhandel, Fertigteilhausbau, Holztechnik, Pflasterer, 
Reifen- und Vulkanisationstechnik, Sonnenschutztechnik, Wärme-, Kälte-, Schall- und Brand-
schutztechnik neu verordnet bzw. geändert wurden. Des Weiteren wurde der Ausbildungsver-
such „Zahnärztliche Fachassistenz“ um weitere drei Jahre verlängert. 

Mitgliederinfo

Die Jugendabteilung der AK Tirol wendet sich an ihre Mitglieder über verschiedenste Medien. 
Darunter fallen die schriftlichen, per Post versandten Informationen an Lehrlinge verschiedener 
Branchen, die Information „Geld für Lehrlinge“, sowie seitens der Jugendabteilung verteilte Bro-
schüren: 

■■ Arbeitszeitkalender für Lehrlinge
■■ Deine Rechte als Lehrling
■■ Lehrlings- und Jugendschutz
■■ Arbeiten in den Ferien
■■ Pflichtpraktikum im Hotel- und Gastgewerbe
■■ Von der Schule in die Lehre
■■ Studieren, Arbeiten, Wohnen.

Ferner sind die Betreuung der Jugendseite auf der Hompage der AK Tirol sowie die Betreuung 
der Facebookseite „future at work“ zu nennen. Regelmäßige Berichte in der Tiroler Arbeiterzei-
tung über die Arbeit der Jugendabteilung sowie jugendrelevante Themen runden das Bild ab.

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Junge Arbeitnehmer			   8

Vertretung der Interessen Jugendlicher in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   109

Externe Vorträge und Schulungen			   141

In den Ausschuss-Sitzungen Junge Arbeitnehmer  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ Bestellung von Lehrabschlussprüfungsbeisitzern
■■ Bericht „Jugend in Aktion“
■■ Übertritt von der überbetrieblichen Ausbildung in die reguläre Lehre
■■ Begrüßungsgeschenke für Lehrlinge
■■ Thematik der Trainingsabende bei Friseurlehrlingen
■■ Elternabende der Jugendabteilung
■■ Lehrlings-Projektwettbewerb
■■ Arbeitswelt und Schule – Angebote der Jugendabteilung
■■ Lehrlingsstatistik 2016

JETZT 
anmelden zum 

 MEGAEVENT 

                              
des Jahres!

 

Mit der AK Tirol zu deinem Lehrabschluss-Event.

Alle Infos zur Anmeldung fi ndest du auf der Rückseite!

   LENA,
FLOWRAG 
UND LEMO

Jetzt 
anmelden 
und mitfeiern!

Sa. 10. Juni 2017 KUFSTEIN – Open Air
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 ■ Erhebung unter Friseurlehrlingen
 ■ Thementage der Jugendabteilung
 ■ Tag der Lehre 2017
 ■ Diverse Rechtsfälle der Jugendabteilung
 ■ ÖGB-Vorschlag Lehrlingsausbildung neu
 ■ Abschlussevent für Lehrabsolventen
 ■ Regionale Prüferabende
 ■ Fachveranstaltung Workbrunch
 ■ Beschulung Landschaftsgärtnerlehrlinge
 ■ Marketingschiene „AK-Young“
 ■ Befragung Metallerlehrlinge
 ■ Befragung Tourismuslehrlinge
 ■ Ausbildungsprobleme in verschiedenen 

Tiroler Lehrbetrieben
 ■ Ausbildung bis 18
 ■ Aktuelle Situation am Lehrstellenmarkt
 ■ Evaluierung der schulischen und betrieblichen 

Ausbildungen im Tourismus
 ■ Initiative Ausbildungsqualität KFZ-Lehrlinge
 ■ Angebote des Info-Eck
 ■ Wirtschaftsfestival Steinach
 ■ Betriebsbesuch IKEA
 ■ Ausbilderkongress des Ausbilderforums
 ■ Lehrlingswettbewerbe der Gastronomie
 ■ Ausgezeichneter Tiroler Lehrbetrieb
 ■ Befragung Prüfungsbeisitzer
 ■ Demokratie – Planspiel New-Land
 ■ Jahresprogramm 2018

Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

 ■ Landesberufsausbildungsbeirat 
 ■ Steuerungsgruppe Ausbilderforum
 ■ Landesberufsschulbeirat 
 ■ Arbeitsgruppe der Jugendreferenten der österreichischen Länderkammern
 ■ Gremium Integrative Berufsausbildung Tirol
 ■ Jury Ausgezeichneter Tiroler Lehrbetrieb
 ■ Jury Lehrling des Monats
 ■ Steuerungsgruppe Lehrlingscoaching
 ■ Jury Weiterbildungspass des Ausbilderforums
 ■ Expertengruppe der Fachkräfteplattform

Vorträge bei Schülern und Lehrlingen:
Im Geschäftsjahr 2017 hat die Jugendabteilung 141 Vorträge gehalten.
Die Adressaten dieser meist auf die Themen der Jugendabteilung (Arbeitsrecht, Jugendarbeits-
schutz, Jugendarbeitsmarkt usw.) fokussierten Referate waren Lehrlinge in den Tiroler Fachbe-
rufsschulen, Schüler der Polytechnischen Schulen, Jugendliche in Maßnahmen des Auffang-
netzes des AMS, Jugendliche in Jugendzentren sowie Schüler höherer Schulen.

Tipps zur Lehrplatz-Suche
Jugendliche und Eltern aufgepasst: Expertinnen und Experten von AK, BFI und Berufsschule 
sowie Ausbilder aus der Praxis geben Tipps und helfen weiter bei der Entscheidung „Welcher 
Lehrplatz ist der richtige?“ Anschließend besteht die Möglichkeit, sich über einzelne 
Lehrberufe und die Lehre mit Matura zu informieren.

Mi. 21. Februar, 18.30 Uhr
in der AK Tirol in Innsbruck
Maximilianstraße 7

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 1566 oder jugend@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

WIR SIND FÜR SIE DA!

Ferialjob und Pflichtpraktikum
Eltern und Jugendliche erfahren von AK Experten, welche rechtlichen Aspekte bei Ferialjob 
und Pflichtpraktikum zu beachten sind. Während fürs Jobben im Sommer die üblichen 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen gelten, steht beim Pflichpraktikum der Lehr- und 
Ausbildungszweck im Vordergrund. 

Di. 13. März, 18.30 Uhr
in der AK Tirol in Innsbruck
Maximilianstraße 7

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 1566 oder jugend@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

WIR SIND FÜR SIE DA!
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Eltern-Infoabend:

Mein Kind in der Lehre
16. Jänner 2017 · 18:30 Uhr

ACHTUNG:

Es wird um 

Anmeldung

 gebeten!

Arbeiterkammer Tirol · Maximilianstraße 7,  Innsbruck
Tel. 0800/22 55 22-1566 · jugend@ak-tirol.com · www.ak-tirol.com

Wir  beleuchten  folgende Themen: 

➤  Rechte & Pflichten aus dem Lehrverhältnis

➤ Eltern als Partner im Lehrverhältnis

➤ Mit der Lehre zum beruflichen Erfolg

➤ Lösungswege bei Schwierigkeiten

➤ Unterstützungen und Förderungen

Anmeldung 

unter jugend@ak-tirol.com 

oder 0800/22 55 22-1566 

bis zum 9. Jänner 2017!
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Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Arbeitsrechtliche Beratungen Jugendlicher und Lehrlinge 
(inkl. Insolvenz-, Mobbing- und Arbeitnehmerschutzberatungen)

	   IBK	 BK	      Summe 

persönliche Beratungsgespräche	 780	 1.000	 1.780

telefonische Beratung und Auskünfte	 8.340	 1.900	 10.240

schriftliche Anfragen / Beratungen	 540	 70	 610

Beratungen gesamt	 9.660	 2.970	 12.630

 

Belehrungen gem. § 15 BAG bei vorzeitiger Beendigung des Lehrverhältnisses	 250	 231	 481

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

■■ Allgemeines Jugendarbeitsrecht (Entlassung von Lehrlingen, Urlaube, Haftung, Arbeitszeit)
■■ Mutterschutzrecht
■■ Pflichtpraktika für Schüler Berufsbildender Höherer Schulen,  

insbesondere Handelsschulen und Handelsakademien
■■ Ferialarbeit
■■ Ausbildungsqualität in Lehrverhältnissen
■■ Insolvenz von Lehrbetrieben

Außergerichtliche Vertretungen  
der Jugendlichen und Lehrlinge, Interventionen				  

	 IBK	 BK	       Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle	 90	 90	 180

für die Jugendlichen erzielte Vertretungserfolge in außergerichtlichen Interventionsfällen in €	 82.310	 38.900	 121.210

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:

■■ Lehrvertragslösungen
■■ Urlaubsrecht
■■ Pflichtpraktikum
■■ Arbeitszeitrecht
■■ Dienstnehmerhaftpflichtrecht
■■ Mutterschutzrecht
■■ Krankenstandproblematiken
■■ Berufsschulausbildung
■■ Entlohnung
■■ Betriebliche Ausbildungsqualität
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Rechtsschutz  

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

für die Jugendlichen eingebrachte Klagen			   1

Streitwerte der eingebrachten Klagen in €			   2.870

abgeschlossene gerichtliche Verfahren 			   4

für die Jugendlichen erzielte Vertretungserfolge in gerichtlichen Verfahren in €			   8.200

Rechtsvertretungen vor dem Landesgericht IBK als Arbeits- und Sozialgericht			   3

Themen der abgeschlossenen Rechtsschutzfälle 2017:

■■ Abgeltung geleisteter Überstunden
■■ Klärung der Art des Beschäftigungsverhältnisses
■■ Nachzahlung ausständiger Entlohnungsbestandteile
■■ Kündigungsentschädigungsansprüche nach Vertragslösung

Vertretung von betroffenen Jugendlichen in Insolvenzverfahren

eingebrachte Insolvenzanträge			   24

abgeschlossene Insolvenzverfahren			   26

für die Jugendlichen erzielte Erfolge in Insolvenzverfahren in €			   54.800

Die Vertretung von Jugendlichen, die von Konkursfällen betroffen sind, geht über die reine Gel-
tendmachung offener Lohnansprüche beim Insolvenz-Ausfallgeldfonds weit hinaus. Der in der 
Regel mit dem Konkurs verbundene Lehrplatzverlust macht die Entwicklung einer Strategie bis 
zum erfolgreichen Abschluss der Berufsausbildung erforderlich. Dazu sind insbesondere einzel-
fallsbezogene Vernetzungsaktivitäten mit dem AMS sowie den Tiroler Fachberufsschulen not-
wendig.

Allgemeine Serviceleistungen
Erhebungen und Tests

Erhebungen und Studien			   7

Im Berichtszeitraum wurden von der Jugendabteilung  
Befragungen folgender Gruppen durchgeführt:

■■ Lehrabschlussprüfungsbeisitzer
■■ Lehrlinge im Metallgewerbe
■■ Erhebung Friseurlehrlinge
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■■ Befragung KFZ-Techniklehrlinge
■■ Lehrling im Tourismus
■■ Betriebsbezogene Befragungen
■■ Mitgliederzufriedenheit

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Projekten und Veranstaltungen			   31

Folgende Projekte wurden von der Jugendabteilung organisiert:

Thementage
Die AK Tirol lud an vier Tagen Klassen höherer Schulen zu einem 
Info-Tag mit Workshops zu den Themen Arbeitsrecht für Jugendli-
che, Safer Internet, Konsumentenschutz, Europa und globaler Ar-
beitsmarkt ein. Damit sollten neben den klassischen Kammerzuge-
hörigen (Lehrlinge und jugendliche Hilfskräfte) weitere Zielgruppen 
im Jugendbereich erschlossen werden. 

Infoabend: Ferialjob
Bei diesem Abend für Jugendliche und ihre Eltern kommen arbeitsrechtliche Fragen rund um 
Ferialtätigkeit und Sommerjob zur Sprache.

Infoabend: Tipps zur Lehrplatzsuche
Angehende Lehrlinge werden ausführlich über Möglichkeiten bei der Lehrplatzsuche, das  
System der Berufsschule sowie konkrete Ausbildungsmöglichkeiten durch Praktiker aus Tiroler 
Lehrbetrieben informiert.

Studierendenberatung
In Kooperation mit der Österreichischen Hochschülerschaft führt die Jugendabteilung der AK 
Tirol Arbeitsrechtsberatungen für Studierende durch. Dringende arbeitsrechtliche Anfragen wer-
den direkt an die Jugendabteilung weitergeleitet und dort bearbeitet.
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Sicherheits- und Kostenfallen

    bei Internet, Handy und Co.  

„Arbeitsrecht einfach erklärt“ 

    Tipps rund um Job und (P� icht-)Praktikum

„Wirtschaft mit sozialer Verantwortung“

                     Chancengleichheit, Globalisierung, Nachhaltigkeit

6. oder 7. Februar 2017
AK Thementag



53AK Geschäftsbericht 2017

Berufsschuldirektorentagung
Alljährlich lädt die AK Tirol die Direktoren der Tiroler Fachberufsschulen zu einem Fachvortrag 
und Meinungsaustausch betreffend Fragen der Berufsausbildung ein. Das Berufsschulwesen 
ist ein maßgeblicher Partner der Arbeiterkammer Tirol. Die Tagung 2017 fand in der Werkstätte 
Wattens, einem innovativen Zentrum für Gründer und Start-ups statt. Dabei wurden auch die 
Möglichkeiten des dort eingerichteten Fab-Lab vorgestellt. Die enge Zusammenarbeit mit den 
Berufsschulen zeigt sich bei verschiedenen Aktivitäten:

■■ Verteilung von Lehrlingsmappen
■■ Durchführung von Abschlussfeiern und Verteilung von Abschlussgeschenken durch  

Funktionäre der AK Tirol
■■ Regelmäßige Informationsvorträge zu Jugendarbeitsrecht und Ausbildungsfragen 
■■ Verschiedenste Kooperationen in Einzelfällen

Workbrunch
Unter dem Titel Workbrunch wurde auch 2017 wieder eine Veranstaltung durchgeführt, die die 
Handlungsträger der Lehrlingsausbildung (Betriebe, Ausbilder, Berufsschullehrer, Sozialpartner, 
Land Tirol, AMS und andere) zu pädagogischen und bildungspolitischen Fragen im Rahmen ei-
ner Vortrags- und Diskussionstagung versammelt. Im vergangenen Jahr stand das Thema „Eva-
luation des Lernfortschritts“ im Vordergrund. Dabei wurden „best-practice“-Beispiele präsentiert 
und Möglichkeiten eines funktionierenden „Controllings“ im Ausbildungsbereich besprochen.

Lernunterstützung für Lehrlinge
Während für Schüler weiterführender Schulen das Angebot von Nachhilfe flächendeckend gege-
ben ist und das österreichische Schulsystem die Existenz und das Wohlleben zahlreicher Nach-
hilfeinstitute ermöglicht, gibt es für Lehrlinge, die oft auch mit schulischen Problemen zu kämp-
fen haben, kein derartiges Angebot bzw. ist es den Lehrlingen gegenüber nicht ausreichend 
kommuniziert. Die Jugendabteilung der AK Tirol hat diese Lücke geschlossen und bietet allen 
interessierten Lehrlingen Gutscheine für acht kostenlose Nachhilfe-Doppelstunden bei Tiroler 
Nachhilfeinstituten an. Damit sollen Jugendliche dabei unterstützt werden, die Berufsschule po-
sitiv zu bestehen. Eine negative Berufsschulklasse führt nämlich dazu, dass die Parallelität Lehr-
jahr und Schuljahr nicht mehr stimmt und sich die schulische Ausbildung während der Lehrzeit 
in vielen Fällen nicht mehr ausgeht.

Einladung zum AK Workbrunch

BFI Tirol in Innsbruck
Ing.-Etzel-Straße 7

Anmeldung 
bis 13. April 2017 erforderlich 
unter Tel. 0800/225522 - 1566 
oder jugend@ak-tirol.com

Programm siehe Rückseite >

BFI Tirol in Innsbruck
Ing.-Etzel-Straße 7

Anmeldung
bis 13. April 2017 erforderlich 
unter Tel. 0800/225522 - 1566 
oder jugend@ak-tirol.comoder jugend@ak-tirol.com

Programm siehe Rückseite >

Ing.-Etzel-Straße 7unter Tel. 0800/225522 - 1566 
oder jugend@ak-tirol.com

Begleitung und Überprüfung 
von Lernprozessen in der 

Lehrlingsausbildung 

Mi. 19. April 2017
9 bis 12 Uhr

Checkpoint 
Ausbildungsstand

Impressionen vom AK Workbrunch 2017
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Lehrlings-Projektwettbewerb
In enger Kooperation mit den Tiroler Fachberufsschulen hat die Arbei-
terkammer Tirol im Jahr 2017 wieder einen großen Projektwettbewerb 
für Lehrlinge durchgeführt. Die eingereichten Arbeitsprojekte zeigen 
das fachliche Niveau sowie das Engagement der Lehrlinge und ihrer 
Lehrpersonen. Unter den eingereichten Arbeiten wurden die zehn Besten 
ausgewählt und beim feierlichen Finale des Wettbewerbs im Landhaus 
Innsbruck vor großem Publikum präsentiert. Drei der vorgestellten 
Arbeiten wurden als Sieger gekürt. 

Das sind die Siegerprojekte 2017:

Tiroler Fachberufsschule für Garten, Raum und Mode
Kunstwerke, auf denen man gehen kann
Bodenleger

Der Gedanke des Projekts ist es, den Lehrberuf des Bodenlegers auf eine andere Art und Weise 
den Menschen näher zu bringen. Es wurden Werkstücke aus verschiedenen Materialen angefer-
tigt, diese werden an stark frequentierten Plätzen vorgestellt.  

BEI 
MEINER
LEHREHREHREHR

MACH MIT!

Die Arbeiten werden bei der Präsentationsveranstaltung am Do. 8. Juni 2017, 
18.30 Uhr im Landhaus Tirol vorgestellt. Weitere Details und Teilnahme-
bedingungen fi ndest Du auf der Rückseite oder wende Dich direkt an unsere
AK Jugendabteilung, Tel.: 0800/22 55 22 – 1566 · jugend@ak-tirol.com

BEI MEINER LEHR! Mach mit beim großen AK Lehrlings-Projekt-
Wettbewerb 2017. Für die Gewinner winken tolle Geldpreise. 
Die Teilnahme ist bis spätestens 5. Mai 2017 möglich.
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a2_design/Fotolia.com

LEHRLINGSWETTBEWERB 2017
ARBEITERKAMMER TIROL

Impressionen vom AK Lehrlings-Projektwettbewerb 2017
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Tiroler Fachberufsschule für Holztechnik
Arbeitstisch Bison
Tischler

In der Werkstatt wurde ein Schleiftisch für Lehrlinge gebraucht. Die Schüler machten sich Ge-
danken dazu und haben einen multifunktionalen Schleif- und Arbeitstisch geschaffen. Der ge-
samte Aufbau ist darauf ausgelegt, dass immer zwei Lehrlinge gleichzeitig arbeiten können. 

Tiroler Fachberufsschule Lienz
Im Herzen die Natur
Bürokauffrauen

Die Schülerinnen haben es sich zur Aufgabe gemacht, den Mitschülerinnen den Nationalpark 
Hohe Tauern näher zu bringen. Dafür haben sie eine Umfrage gemacht und im Anschluss daran 
einen Folder über drei Weitwanderwege Osttirols geschaffen.  

Betriebe
  IBK BK      Summe

Betriebsbesuche (§3a BAG-Verfahren, Arbeitsinspektor, ausgezeichneter Lehrbetrieb) 130 209 339

Gemäß § 3a Berufsausbildungsgesetz müssen Betriebe, die erstmals Lehrlinge ausbilden, im 
Rahmen eines Feststellungsverfahrens begutachtet werden. Bei den diesbezüglichen Lokal-
augenscheinen der Wirtschaftskammer-Lehrlingsstelle nehmen auch Vertreter der Arbeiterkam-
mer Tirol teil. Zusätzliche Betriebsbesuche ergeben sich bei Kontrollen in Kooperation mit dem 
Arbeitsinspektorat sowie bei der Auditierung von Lehrbetrieben, die sich für das Zertifi kat „Aus-
gezeichneter Tiroler Lehrbetrieb“ bewerben. In Einzelfällen werden Betriebe auch gemeinsam 
mit der WK-Lehrlingsstelle besucht, um Ausbildungsprobleme vor Ort zu besprechen und nach 
Möglichkeit zu lösen. 
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

 23.400  Beratungen

 7.110  persönlich

 970  persönlich bei den Steuerspartagen

 14.150 telefonisch

 1.170  schriftlich

Steuerspartage 2017

mit 12 Terminen in den Bezirken und

Innsbruck mit 970 Beratungen

und 1.510 Anträgen

102 Begutachtungen zu Verordnungen

52 Begutachtungen zu Bundesgesetzen

64 Begutachtungen zu Landesgesetzen

49 Begutachtungen zu internationalen 

Abkommen und EU-Vorschriften

Projekte: „sole24ore“ und 

„Kinderbetreuung Kufstein“

Wirtschaftspolitik

Steuerrecht, Umwelt 

und Verkehr, Statistik, 

Europarecht

Africa Studio/Fotolia.com 
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Wirtschaftspolitik

Steuerrecht, Umwelt 

und Verkehr, Statistik, 

Europarecht

Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   52

Verordnungen			   102

Landesgesetze			   64

internationale Abkommen und EU-Vorschriften			   49

Stellungnahmen zu Gutachten, Einzelfall- und sonstigen Entscheidungen			   122

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

■■ Bundesstraßen-Mautgesetz 2002
■■ Multilaterales Investitionsschiedsgericht und Multilateraler Investitionsgerichtshof
■■ Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und Festlegung der Modalitäten für die 

Durchführung der Verordnung Nr. 883/2004
■■ EU-Konsultation - Zugang zum internationalen Markt für Bus- und Reisebusdienste 
■■ Bundesabfallwirtschaftsplan 2017
■■ Ladenöffnungszeiten im Handel
■■ Öffnungszeiten Apotheken
■■ Ökostromgesetz, Gaswirtschaftsgesetz, Biogas-Nachfolgetarifverordnung 2017
■■ Ökostrompauschale-Verordnung 2018 und Ökostrom-Einspeisetarifverordnung 2018
■■ EU-Konsultation zu gemeinsamen Agrarpolitik nach 2020
■■ Arbeitsmarktintegrationsgesetz
■■ Vergaberechtsreformgesetz 2017
■■ Tiroler Straßengesetz – Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm
■■ Verwaltungskostenrückstellungsverordnung
■■ Automatenglücksspielverordnung Novelle 2017
■■ Fahrverbotskalender 2017
■■ Tiroler Buchmacher- und Totalisateurgesetz
■■ Investmentfonds-Liquiditätsrisikomanagementverordnung
■■ Elektrizitätsbinnenmarkt-Verordnung
■■ Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz
■■ Immissionsschutzgesetz-Luft und Ozongesetz
■■ Tiroler Zukunftsstiftung
■■ Befristete Beschäftigung von Ausländern im Sommertourismus und Wintertourismus
■■ Kraftfahrzeugsteuergesetz und zur motorbezogenen Versicherungssteuer
■■ Interventionsverordnung
■■ Börsegesetz 2018 und Wertpapieraufsichtsgesetz 2018
■■ Gewerbeordnung 1994 zur Umsetzung der 4. Geldwäsche – Richtlinie
■■ Aktionsprogramm 2012 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat  

aus landwirtschaftlichen Quellen
■■ Tiroler Vergnügungssteuer 2017
■■ Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen
■■ Verkehrsverbund Tirol GmbH-Genehmigung Besonderer Beförderungsbedingungen
■■ Wirtschaftliche Eigentümer Registergesetz
■■ Initiative auf EU-Ebene im Bereich Fahrgastrechte im multimodalen Transport
■■ Leitstrategie Eisenbahninfrastruktur – Konsultation
■■ Tiroler Flurverfassungslandesgesetz 1996 und Bewirtschaftungsbeitragsverordnung 
■■ EU-Mobilitätspaket (Infrastruktur, Marktzugang, Umwelt und Sozialvorschriften)

Africa Studio/Fotolia.com 
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■■ Tiroler Gas-, Heizungs- und Klimaanlagengesetz und Tiroler Archivgesetz
■■ Ziviltechnikergesetz 2018
■■ Steuererklärungsformulare 2017
■■ Bankwesengesetz, Einlagensicherungs- und Anlegerentschädigungsgesetz,  

das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Kapitalmarkt- und Versicherungs- 
aufsichtsgesetz 2016 - Warenderivateverordnung

■■ Vorschlag für einen öffentlich-rechtlichen Abrufdienst mit fiktionalem Schwerpunkt 
■■ Eigentümerkontrollverordnung 2016
■■ Vignettenpreisverordnung 2017 und Mauttarifverordnung 2017
■■ Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds 2014-2020
■■ Tiroler Bauordnung und Tiroler Verkehrsaufschließungsabgabengesetz 2011
■■ Tiroler Waldordnung 2005 und Durchführungsverordnung Hektarsätze
■■ Abschnitt des Inns zur hochwertigen Gewässerstrecke erklärt wird
■■ Begrenzung von Abwasseremissionen – Zellstoff und Papier
■■ Tiroler Stiftungs- und Fondsgesetz 2008
■■ Schaffung eines Rahmens für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen
■■ Öffentliche Konsultation zur Verordnung über die EU-Flugsicherheitsliste
■■ EU-Vorschlag - Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr 
■■ Landes-Feuerwehrgesetz 2001
■■ Innsbrucker Taxitarif 2018
■■ Nicht-legislatives Vergabepaket der Europäischen Kommission
■■ Kraftstoffverordnung 2012 – Führerscheingesetz-Gesundheitsverordnung
■■ REFIT – Initiativen zur Vereinfachung/Streichung von EU-Rechtstexten
■■ EU-Vorschlag – Förderung sauberer und effizienter Straßenfahrzeuge
■■ Netzbenutzerkategorien-Verordnung
■■ Positionspapier zu einer Europäischen Arbeitsbehörde
■■ Messgeräte-Einführungsverordnung
■■ Nachhaltige landwirtschaftliche Ausgangsstoffe-Verordnung
■■ Elektronischer Flächenwidmungsplan

Vorteil aus dem Dienstverhältnis bei Altersteilzeit

Der VwGH hat kürzlich festgestellt, dass die vom Arbeitgeber im Rahmen einer Altersteilzeitver-
einbarung entrichteten Dienstnehmeranteile zur Sozialversicherung (bis zur Höhe des ursprüng-
lichen Verdienstes) einen Vorteil aus dem Dienstverhältnis darstellen und dadurch die Lohnne-
benkosten des Arbeitgebers erhöhen. Es wurde gemutmaßt und befürchtet, dass dieser Vorteil 
aus dem Dienstverhältnis auch negative Auswirkungen auf die Lohnsteuerhöhe haben könnte. 
Dies ist jedoch nicht der Fall, da die Sozialversicherungsbeiträge wiederum als Werbungskosten 
absetzbar sind und somit die Lohnsteuerbemessung gleich hoch bleibt. Für die Arbeitnehmer 
bedeutet daher diese Erkenntnis des VwGH keine finanzielle Schlechterstellung. 

VVT Tarifreform - deutliche  Verbilligung für Pendler ab Juni 2017

Nach längerer Diskussion und Vorbereitung wurde jetzt die Tarifreform des VVT vom Land 
Tirol beschlossen und bekannt gegeben. Diese beinhaltet, dass für € 490,- eine Jah-
resnetzkarte für ganz Tirol einschließlich des Stadtverkehres Innsbruck angeboten wird.
Die Änderung der Tarifstruktur bedeutet einen Meilenstein für den Öffentlichen Verkehr in  
Tirol, setzt jahrelange Forderungen der Arbeiterkammer Tirol um und bedeutet für tausende  
Pendler in unserem Land eine wesentliche Kostenentlastung. Im Vergleich zur bisherigen  
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Jahresnetzkarte stellt dies eine Verbilligung von ca. 75 % (€ 2.074,-) dar; die Strecke Kuf-
stein - Innsbruck mit Stadtverkehr kostete bisher € 1.769,-, ohne Stadtverkehr Innsbruck  
€ 1.551,-; Jenbach - Innsbruck ohne Stadtverkehr € 1.026,-; Inzing - Innsbruck ohne Stadt-
verkehr € 634,-, mit Stadtverkehr € 852,-. Wer keine Netzkarte für ganz Tirol braucht, 
kann die neu geschaffene Regionskarte erwerben, die in 2 Regionen gültig ist (z.B. Inns-
bruck sowie Gnadenwald bis Ellbögen, Gegend Schwaz und gesamtes Zillertal, usw.) und  
€ 380,-  kostet.

Multilaterales Investitionsschiedsgericht

Aus Anlass des CETA-Abkommens mit Kanada und des geplanten TTIP-Abkommens mit den 
USA sind die bisher vorherrschenden bilateralen Investitionsschiedsgerichte in Verruf geraten. 
Diese Schiedsgerichte, welche im Falle von Streitigkeiten aus bilateralen Investitionsschutzab-
kommen von Unternehmen angerufen werden können und ad hoc eingerichtet werden, unterla-
gen bisher keiner Verfahrensordnung und deren Entscheidungen konnten nicht bekämpft werden. 
Aus diesem Anlass hat die Kommission die Idee eines multilateralen Investitionsschiedsgerichts 
entwickelt, welches für alle bilateralen Investitionsschutzabkommen zuständig werden soll. Ge-
rade im Zusammenhang mit Kanada und den USA führt aber jede Sondergerichtsbarkeit zu einer 
Besserstellung der ausländischen Investoren und Unternehmen im Gegensatz zu einheimischen, 
da letzteren nur der nationale Gerichtsweg offen steht. Daher sprechen wir uns bei Abkommen 
mit Staaten, die ein hochentwickeltes Rechtschutzsystem besitzen, welches jenem in Europa 
ähnelt, gegen eine solche Schiedsgerichtsbarkeit außerhalb des ordentlichen Rechtsweges aus.

Rauchfangkehrer-Kehrtarifverordnung 2017

Aufgrund eines EU-Vorabentscheidungsverfahrens mussten Änderungen in den Bestimmungen 
der österreichischen Gewerbeordnung hinsichtlich Rauchfangkehrer vorgenommen werden. 
Die Gewerbeordnung dient als Rechtsgrundlage für die Erlassung von Rauchfangkehrertarife 
in den Bundesländern. Daraus folgte, dass die Novellierung des Tiroler Rauchfangkehretarifes 
2017 (letzte Novelle 2015) nicht nur inflationsangepasste Tariferhöhungen enthält, sondern auch, 
dass die Tarife nur für sicherheitsrelevante (feuerpolizeiliche) Tätigkeiten gelten. Es wurde in § 1 
Abs. 2 des Tarifes eine Bestimmung aufgenommen, welche nicht sicherheitsrelevante Tätigkei-
ten von der Anwendung des Rauchfangkehrertarifes ausnimmt. Die Einrichtung einer sozialpart-
nerschaftlich vereinbarten Schlichtungseinrichtung mit dem Schwerpunkt Tarifangelegenheiten 
harrt derzeit jedoch noch der Umsetzung, da in der Zwischenzeit unerwartete administrative 
Hindernisse im Bereich der Landesverwaltung zutage getreten sind.

Elektrizitätsbinnenmarkt-Verordnung

Die AK Tirol sieht die Bemühungen, auf Unionsebene den Energiesektor neu zu gestalten und 
den europäischen Strommarkt einheitlich zu regulieren, durchaus kritisch. Der in der Verordnung 
erwähnte Begriff „Kurzfristmarkt“ ist für die Konsumenten irreführend und wird auch nicht wei-
ter ausgeführt. Auch die Argumentation von Marktöffnung, Flexibilisierung, verbesserte Markt- 
chancen usw. gehen am Ziel vorbei, denn das Problem liegt nicht im Markt, sondern beim Netz. 
Dieses wurde über die letzten zwei Jahrzehnte wenig bis gar nicht ausgebaut. Außerdem sieht die 
Arbeiterkammer Tirol die geplante Ausdehnung von Kompetenzen an grenzübergreifende Regulie-
rungsbehörden sehr kritisch, da die Stellung der nationalen Regulierungsbehörden geschwächt 
wird und somit eine Entziehung der nationalen Mechanismen der Volkswirtschaft stattfindet. 
Die sogenannten Laststeuerungslösungen (Engpässe in der Stromerzeugung werden durch den 
Einsatz moderner Technologien entgegengesteuert) sind ebenfalls skeptisch zu betrachten, da 
hier die Konsumenten, die in das Netz ihren Strom einspeisen, gedrängt werden, eine Form  
unternehmerischer Verantwortung zu übernehmen. Auch die beschriebene Grundkonzeption, 
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dass jeder Endkunde „das Recht auf einen dynamischen Stromtarif durch seinen Anbieter einge-
räumt bekommt“, ist sehr skeptisch zu betrachten, da sich hier eine enorme Intransparenz ergibt.

Die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol sieht die geplante Elektrizitätsbinnenmarkt-
Verordnung sehr kritisch und hält diesen Entwurf für eine EU-Verordnung nicht geeignet.

Novelle der IG-L Messkonzeptverordnung 2012 (IG-L-MKV 2012)  
sowie zur Novelle der Ozonmesskonzeptverordnung (Ozon-MKV)

Bei der Begutachtung der geplanten Novelle wurde auf den Missstand hingewiesen, dass ledig-
lich im Unterland IG-L Messstellen errichtet wurden, jedoch keine einzige im Oberland installiert 
ist. Außerdem wurde kritisiert, dass nur zwei der fünf Messstellen in Tirol den SO2-Wert (Schwe-
feldioxid) erfassen, dieses Dioxid jedoch vom KFZ-Verkehr freigesetzt wird und daher ebenfalls 
gemessen werden sollte. Gleich verhält es sich bei den CO-Werten (Kohlenmonoxid), denn die 
Entstehung wird durch Motoren auf viel befahrenen Straßen herbeigeführt, daher wäre es drin-
gend notwendig, dieses Gas auf der A12 Inntalautobahn zu messen. Außerdem wurde angeregt, 
eine Messstation in Kufstein zu installieren, da nämlich im Zuge der Grenzkontrollen und der 
Mautflüchtlinge der Verkehr in Kufstein überdimensional hohe Ausmaße annimmt und somit die 
gesamte Luftbelastung gemessen werden kann.

Die AK Tirol nimmt den Entwurf zur Kenntnis, stellt jedoch klar, dass die Gesundheit der Bevöl-
kerung, sowie der Schutz des Wirtschaftsstandortes an oberster Stelle stehen und ersucht um 
Berücksichtigung der erwähnten Punkte.

Stellungnahme Gemeinsame Agrarpolitik

Bisher war die Tendenz dahingehend zu beobachten, dass Förderungen der Landwirtschaft aus 
Mitteln der GAP innerhalb Österreichs nicht immer mit der ländlichen Bevölkerung, sondern 
sehr häufig mit Landwirten bzw. der Landwirtschaft gleichgesetzt wurde. Eine Zielsetzung für 
die Zukunft muss es sein, stärker den ländlichen Raum als Lebens- und Wirtschaftsraum mit 
den speziellen Erfordernissen und Defiziten zu betrachten. Dies bedeutet eine Abkehr von pro-
duktionslastigen Fördermodellen in Richtung Erhöhung der Attraktivität peripherer Regionen und 
Stärkung des Prinzips der Strukturförderung und weniger der Produkt(preis)-förderung. Durch 
striktere Vorgaben der GAP betreffend der Höhe von Förderungsvergaben von derzeit 5 % auf 
mindestens 20 % bei Bottom-up-Initiativen wie LEADER könnte die ländliche Bevölkerung in 
größerem Umfang durch Infrastrukturmaßnahmen profitieren. 

Umfassende Stellungnahme zum Vergaberechtsreformgesetz 

Hinsichtlich der Schwellenwerte trägt der vorliegende Gesetzesentwurf unseres Erachtens nicht 
zur Vereinfachung bei. Insgesamt finden sich zu viele unterschiedliche Schwellenwerte, abhängig 
von der Art des öffentlichen Auftraggebers, der Dienstleistung und je nach Art des Vergabever-
fahrens. Hier wäre eine Vereinheitlichung aus unserer Sicht wünschenswert, die es dem öffent-
lichen Auftraggeber erleichtert, auch ohne fachliche Unterstützung externer Berater oder darauf 
spezialisierte Rechtsanwaltskanzleien ein Vergabeverfahren kostengünstig durchzuführen. Was 
die Ausschlussgründe betrifft, wird der öffentliche Auftraggeber unseres Erachtens zu stark in 
die Pflicht genommen, indem er beispielsweise schwere Verfehlungen gegen Bestimmungen des 
Arbeits-, Sozial- und Umweltrechts selbst in geeigneter Weise nachzuweisen hat. Die gesetzlich 
normierte Pflicht, einen Auftragnehmer nicht mehr ausschließen zu dürfen, obwohl dieser seiner 
Steuerpflicht nicht nachgekommen ist, nur weil er mittlerweile eine Vereinbarung getroffen hat, 
Steuern, zu deren Leistung er von Gesetzes wegen sowieso verpflichtet wäre, zu leisten, führt die 
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Sanktionsmöglichkeit des Ausschlusses von der öffentlichen Auftragsvergabe ad absurdum. Es 
besteht kein Grund, einer verbindlichen zivilrechtlichen Vereinbarung einen höheren Stellenwert 
beizumessen als einer gesetzlichen Verpflichtung. Hingegen wird die Betonung des Bestange-
botsprinzips von der AK Tirol ausdrücklich begrüßt. Hier hätte der Gesetzgeber aber bereits im 
Gesetz durchaus deutlichere Worte finden können und nicht nur in den Erläuterungen. Wir schla-
gen zudem auf gesetzlicher Ebene eine Maximalgewichtung des Preises bei 75 % vor. Ansons-
ten könnten die sonstigen Zuschlagskriterien zur Farce verkommen, nur um dem Buchstaben 
des Gesetzes Genüge zu tun. Die ausdrückliche Verpflichtung zum Bestangebotsprinzip sollte 
bei Bauaufträgen bereits ab einer Summe unter 1 Mio. Euro festgeschrieben werden. Dass der 
öffentliche Auftraggeber die Einhaltung arbeits-, sozial- und umweltrechtlicher Bestimmungen 
in der Ausschreibung vorzusehen hat und sich der Bieter verpflichten muss, bei der Durchfüh-
rung des Auftrages in Österreich die einschlägigen Kollektivverträge einzuhalten, entspricht einer 
langjährigen Forderung der AK Tirol. Diese auf zivilrechtlicher Basis vertraglich vorgeschriebenen 
Regelungen an den öffentlichen Auftragnehmer macht jedoch nur dann Sinn, wenn sie mit einer 
entsprechenden Vertragsstrafe pönalisiert sind und der Auftraggeber gesetzlich verpflichtet wird, 
deren Einhaltung auch selbst zu kontrollieren. Schließlich sollte ein Rückgriff auf Subunternehmer 
im Einzelfall vom öffentlichen Auftraggeber immer beschränkt werden dürfen.

Begutachtung Standortagentur-Gesetz

Das Gesetz zur Errichtung der Zukunftsstiftung Tirol wurde einer Novelle unterzogen. Nachdem 
bereits seit Jahren der Begriff „Zukunftsstiftung Tirol“ nicht mehr für die Betriebsansiedlungs-
agentur des Landes Tirol gebräuchlich war, wurde der neue Name – Standortagentur Tirol – nun 
auch im Gesetz verankert. Daneben wurden auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes im 
Gesetz fachliche Voraussetzungen für Mitglieder des Kuratoriums der Standortagentur definiert, 
sowie die Entscheidungsbefugnisse des Kuratoriums erweitert.

Zum ersten Punkt, den fachlichen Qualifikationen, meldete die Arbeiterkammer Tirol in der Stel-
lungnahme zum Gesetz, Bedenken an. Dies insofern, als das Gesetz vorsieht, dass als Qua-
lifikationen insbesondere verantwortungsvolle Positionen in Wissenschaft und Wirtschaft, als 
bedeutend angesehen werden. Dadurch könnten, im Umkehrschluss, Personen mit besonderen 
Fähigkeiten, welche über einen anderen fachlichen Hintergrund verfügen, nicht zum Zuge kom-
men (z.B. Personen mit umfangreicher administrativer Erfahrung, Fachspezialisten aus Verwal-
tung, innovative Denker abseits etablierter Einrichtungen, Unternehmen, usw.). Nach unserer 
Ansicht würde sich die Tiroler Landesregierung, welche die Kuratoriumsmitglieder beruft, ohne 
Notwendigkeit selbst beschränken. 

Änderung des Tiroler Flur-Verfassungslandesgesetzes 1996

Zusammenfassend gewährleistet dieses Gesetz neben anderen Bestimmungen die Verwaltung 
der atypischen Gemeindegutsagrargemeinschaften durch ein vom Gemeinderat bestelltes Or-
gan der Agrargemeinschaft (Substanzverwalter). Mit  Erkenntnis vom 11.06.2008 wurde vom 
Verfassungsgerichtshof festgestellt, dass Bestimmungen dieses Gesetzes (z.B. Eigentumsüber-
tragungen von Gemeinden auf Agrargemeinschaften) verfassungswidrig waren. In einer umfas-
senden Stellungnahme wurde darauf hingewiesen, dass einige der nunmehr vorgeschlagenen 
Änderungen des Gesetzes lediglich eine geringfügige Verbesserung hinsichtlich der Ausweitung 
der ohnehin sehr umstrittenen Regelungen darstellt. Substantielle Verbesserungen sieht die No-
velle leider nicht vor. Die zur Diskussion stehende Gesetzesänderung berücksichtigt nur legisti-
sche Minimalerfordernisse, große bestehende Konfliktfelder bleiben außer Betracht. Wenn der 
Gesetzgeber die Problematik gelöst haben wollte, so könnte er die Bereinigung von Amts wegen 
festlegen und nicht die Klärung auf dem Rechtsweg den Gemeinden überlassen. 
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Beschäftigten in Tirol auf Basis der Lohnsteuerdaten 2015

Übersicht der Ausgaben 2017
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Sitzungen, Vorträge und Besprechungen 

Sitzungen Ausschuss Arbeitsmarkt und Wirtschaftspolitik			   8

Sitzungen Ausschuss Umwelt und Verkehr			   7

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   480

Externe Vorträge und Schulungen			   40

Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

■■ Fachkräfteplattform – Task Force
■■ Veranstaltung Working Poor – Arm trotz Arbeit
■■ Mehrfache Treffen betreffend Einrichtung einer Gesprächsplattform für Beschwerden  

bei Tätigkeiten der Rauchfangkehrer in Tirol
■■ Steigende Arbeitslosigkeit in Tirol – Konjunktur oder Mismatch am Arbeitsmarkt 
■■ Veranstaltungsreihe in der Euregio zu den Themen Leistbares Wohnen,  

Arbeitsmarkt und Soziale Sicherheit mit AFI und LaRes (Trient, Bozen, Innsbruck)
■■ Podiumsdiskussion zur 24 Stunden Personenbetreuung mit Landesrat Dr. Bernhard Tilg und  

Projektabschluss sole24ore
■■ Präsentation der Studie zur Kinderbetreuungssituation in der Region  

Kufstein-Untere Schranne Kaiserwinkel mit Landesrätin Dr. Beate Palfrader

In den Ausschuss-Sitzungen Arbeitsmarkt und Wirtschaftspolitik  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ Rückblick auf die letzten Jahre in Tirol: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Inflation
■■ Aktuelle arbeitsmarktrelevante Gesetze: Beschäftigungsbonus, Arbeitsmarktintegrationsgesetz
■■ Vorstellung und Besichtigung Firma Recheis GmbH
■■ Lohnnebenkosten: Zusammensetzung und Entwicklung
■■ Behandlung der zugewiesenen Anträge aus der 171. Vollversammlung
■■ Veranstaltung-Exkursion: Die Beschäftigungspolitik in der Euregio Gegenwart  

und Herausforderungen
■■ Onlinehandel Auswirkungen in Österreich und Ausschussantrag: Anpassung der Tagsätze
■■ Die Entsenderichtlinie: Ist-Stand und aktuelle Beschlüsse im EU-Parlament und Rat

In den Ausschuss-Sitzungen Umwelt und Verkehr  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

■■ Auswertung der Verkehrszahlen auf Tirols Straßen
■■ Lärm: Ein Problem – schon davon gehört?
■■ Der Verkehrsverbund Tirol: Tarifreform 2017 und die Vergabe öffentlicher Linien
■■ Netzentgelte im Strombereich – ein Ausblick in die Zukunft
■■ Das EU-Mobilitätspaket – neue Rahmenbedingungen für den zukünftigen Straßenverkehr
■■ Beschwerden bei Tätigkeiten der Rauchfangkehrer in Tirol
■■ Umweltschonende Energie – ein Überblick über Biomasse bzw. Bioenergie
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Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

■■ amg Tirol – Arbeitsmarktförderungs GmbH (AMG)
■■ Tiroler Arbeitsmarktbeirat
■■ Tiroler Beschäftigungspakt
■■ Fachkräfteplattform – Task Force
■■ AMS Ausländerbeschäftigung
■■ Elektrizitätsbeirat und Energielenkungsbeirat
■■ Tiroler Mobilitätssterne und Tiroler Energiepreis
■■ Euregio Umweltpreis (Tirol-Südtirol-Trentino)
■■ e5-Kommission Gemeinden
■■ Gemeinnützige Werkstätten Tirol (Geschützte Werkstätte)
■■ Kooperationsbeirat
■■ Naturschutzbeirat
■■ Raumordnungsbeirat
■■ Untergruppe Grundfragen der Raumordnung
■■ Sozialpartner-Arbeitsgruppen
■■ Tiroler Bodenfonds
■■ Tiroler Wirtschaftsbeirat
■■ Bundesfinanzgericht
■■ Unternehmen des Öffentlichen Verkehrs (ÖBB, IVB, VVT, Post)

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

■■ Vortrag zu den EuGH-Urteilen zum ÖBB-Dienstrecht vor ÖBB Betriebsräten  
aus ganz Österreich

■■ Vortrag zur Arbeitnehmerveranlagung / Steuern
■■ AK Schultag – Gestaltung einer Einheit für Schulklassen
■■ Grenzgänger-Infoveranstaltung AK Kufstein, AK Reutte
■■ Vortrag zur Digitalisierung
■■ Vorträge in Schulen (EU aus Sicht der AK, Krise in Europa, „Arbeitswelt und Schule“)
■■ Vortrag bei Landtagsenquete zum Thema „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“
■■ Vortrag zum Thema Frauen am Tiroler Arbeitsmarkt
■■ Vortrag zum Rauchfangkehrertarif / Schlichtungsstelle
■■ Vortrag zum Online-Handel in Österreich
■■ Stadtregion als Wirtschaftsraum, Arbeits- und Ausbildungsplatz im Zeitalter  

der Digitalisierung
■■ Vortrag zu EPU´s bei Josefikreis
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Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

persönliche Beratungen der AK Mitglieder
				  

	 IBK	 BK	       Summe 

persönliche Beratungsgespräche	 2.590	 4.520	 7.110

Beratungen während der Steuerspartage			   970

telefonische Beratung und Auskünfte	 12.300	 1.850	 14.150

schriftliche Anfragen / Beratungen	 970	 200	 1.170

Beratungen gesamt	 15.860	 6.570	 23.400

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

■■ Steuerspartage – intensive Beratung von Mitgliedern in allen Bezirken
■■ Arbeitnehmerveranlagung – Überprüfung Lohnabrechnungen
■■ Antragslose Arbeitnehmerveranlagung
■■ Familienbeihilfe, Grenzüberschreitende Familienleistungen
■■ Auslandspraktika und Fördermöglichkeiten
■■ Sozialversicherungs- und Steuerpflicht bei Auslandsentsendungen
■■ Grenzgänger
■■ Anerkennung ausländischer Diplome / Berufsqualifikationen
■■ Rauchfangkehrertarife
■■ Bilanzanalysen 
■■ Beratungen von Betriebsräten in wirtschaftlichen Angelegenheiten
■■ Grundverkehrsfragen
■■ Immobilienpreise und Entwicklung
■■ Abrechnung Energieversorgung – Fragen zu Leistungen von Energieversorgern  

Energietechnische Fragen / Gebäudesanierung / Energiesysteme / Erstellung  
von Verbrauchsprofilen / Plausibilitätsprüfungen / Energiepreise

■■ Nebenbeschäftigung – steuerliche Aspekte, allgemeine Beratung (Werkvertrag,  
freie Dienstnehmer, selbständige Tätigkeit, etc.)

■■ Indexberatungen und Wertsicherungsberechnungen
■■ Anfragen und Beschwerden zu Energierechnungen / Nachrechnungen
■■ Anfragen und Beschwerden über Unternehmen im Öffentlichen Personennah-  

und Fernverkehr
■■ Tiroler Gemeindeordnung
■■ Raumordnung und Flächenwidmung
■■ Rechtliche und technische Fragen zu Raumordnung und Baurecht
■■ Nachrechnung Abgabenvorschreibungen von Gemeinden – Überprüfungen 
■■ (z.B. Erschließungskostenbeiträge, Kanal- und Wassergebühren, etc.)
■■ Technische Fragen zu Grundbuch und Servituten
■■ Beratungen zu ÖBB-, VVT- und IVB-Angelegenheiten
■■ Strom- und Gasanbieterwechsel, Neukundenrabatte – Beratungen zu Smart Meter
■■ Geänderte Fahrpläne im öffentlichen Verkehr
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Außergerichtliche Vertretungen der AK Mitglieder, Interventionen

	   IBK	   BK	       Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle	 236	 230	 466

Neu angelegte EU-Akten	 18		  18

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:

■■ Arbeitnehmerveranlagung – Beschwerden beim Finanzamt
■■ Interventionen bei Energieversorgern: TIWAG, TIGAS, IKB, u.a.
■■ Interventionen bei ÖBB, VVT, IVB
■■ Tiroler Gemeinden (Müllgebühren, Kanal, Wasser, Erschließungskosten etc.)
■■ Raumordnung, Baurecht
■■ Familienbeihilfe
■■ Kostenerstattung bei Auslandsbehandlung

Rechtsschutz

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

Erläuterungen zu den Rechtsschutzfällen 2017:

EuGH Rechtssache Stollwitzer –  
ÖBB Dienstrecht zur Anerkennung von Vordienstzeiten

Im Rahmen des Verfahrens zur Nicht-Anrechnung von Vordienstzeiten (Rechtssache Stollwitzer) 
fand 2017 eine Verhandlung vor dem Europäischen Gerichtshof statt. Dieses erneute Verfahren 
wurde notwendig, da das Bundesbahngesetz nach dem Urteil in der Rechtssache Starjakob, die 
von der AK Tirol vor dem EuGH gewonnen wurde, zu Lasten der anderen ÖBB-Bediensteten und 
nicht im Sinne des Urteils novelliert wurde. In der mündlichen Verhandlung wurde die Rechts-
ansicht der AK Tirol nochmals verständlich dargebracht und den EuGH-Richtern die eigentliche 
Problematik des Falles klar dargestellt. Dies erwies sich als notwendig, da die Vorlagefragen des 
OLG Innsbruck in eine völlig falsche Richtung zielten. 
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Aufrechtes Beschäftigungsverhältnis auch bei Karenzverlängerung –  
vom OGH Recht bekommen

In der Rechtsfrage, ob bei einer Karenzverlängerung, die über den 2-Jahres-Zeitraum des 
MSchG hinausgeht, aber auf einem kollektivvertraglichen Anspruch beruht (hier: SWÖ-KV), aus 
Sicht des europäischen koordinierenden Sozialversicherungsrecht (VO 883/2004) das Dienst-
verhältnis weiterhin aufrecht bleibt, hat uns der Oberste Gerichthof entgegen der Meinung des 
OLG Innsbruck, der TGKK sowie des Familienministeriums Recht gegeben. Faktisch ging es 
darum, ob bei der Geburt eines weiteren Kindes während der Karenzverlängerung für das erste 
Kind sich Österreich auf den Standpunkt zurückziehen kann, für Familienleistungen nicht mehr 
zuständig zu sein, da das arbeitsrechtlich nach wie vor aufrechte Dienstverhältnis zu einem 
österr. Dienstgeber aus sozialversicherungsrechtlicher Sicht (KBGG) bereits beendet sei. Diese 
Rechtsmeinung wurde nun bereits zum zweiten Mal wiederlegt, nachdem der EuGH bereits ein-
mal in einem Verfahren der AK Tirol zur alten EU-Verordnung zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit (VO 1408/71) zum selben Ergebnis gelangt ist, welches nach Inkrafttreten der 
Nachfolgeverordnung 883/2004, von Österreich wieder ignoriert wurde.

Vergleich mit TGKK zum Kinderbetreuungsgeld

Nachdem bereits zwei von uns geführte Verfahren vor Höchstgerichten (OGH und EuGH) jeweils 
zugunsten der betroffenen Arbeitnehmer ausgegangen sind, konnte in einem gleich gelagerten 
Fall, in dem das Kinderbetreuungsgeld von der TGKK erneut mit der Begründung verweigert 
worden war, dass bei einer Karenzverlängerung keine Beschäftigung in Österreich mehr vor-
liegt, wenn sich der Wohnort hier nicht mehr befindet, ein gerichtlicher Vergleich abgeschlossen 
werden, in dem die TGKK unserem Mitglied die eingeklagte Summe an Kinderbetreuungsgeld 
in voller Höhe zuerkannt hat. Leider ist die Vorgehensweise der TGKK auf Weisung des Familien-
ministeriums trotz eindeutiger gegenteiliger Judikatur der Höchstgerichte immer noch jene, dass 
in vergleichbaren Fällen das Kinderbetreuungsgeld verweigert wird und die betroffenen (meist) 
Mütter erst vor Gericht ziehen müssen, um Recht zu bekommen. Dies bringt frisch gebackene 
Eltern in eine äußerst unbefriedigende und teils prekäre Situation, da die Auszahlung des Kinder-
betreuungsgeldes (das als Ersatz des Einkommens die finanzielle Existenz während der Karenz 
sichern sollte) erst mit deutlicher Verspätung erfolgt und dieser Zeitraum von den Jungfamilien 
finanziell zu überbrücken ist. 

Erneut Verfahren gegen TGKK wegen Nichtberechnung  
von Kinderbetreuungsgeld rechtskräftig gewonnen

Obwohl in einem gleichgelagerten Fall einer Grenzgängerin, die in Südtirol wohnte und in Tirol 
arbeitete, das OLG Innsbruck einer von der AK Tirol vertretenen Arbeitnehmerin im Jahr 2016 
rechtskräftig Recht gegeben hat, dass in diesem Fall das einkommensabhängige Kinderbetreu-
ungsgeld auf Basis des italienischen Steuerbescheides zu errechnen ist, hat die TGKK dieses im 
Falle einer Grenzgängerin, die in Bayern wohnt und nur einen deutschen Steuerbescheid vorwei-
sen konnte, erneut abgelehnt. Es wurde daher der Fall dieses AK Mitgliedes wieder vor Gericht 
gebracht, wo das Verfahren bereits in erster Instanz rechtskräftig gewonnen wurde.  

OLG Innsbruck gibt uns zum Kinderbetreuungsgeld Recht 

In diesem Fall ist die Arbeitnehmerin eine Grenzgängerin in Karenz (beschäftigt in Reutte) wäh-
rend ihr Mann in Deutschland beschäftigt ist. Sie leben mit ihren Kindern in Deutschland und 
haben sich die Karenz geteilt. Gemäß den geltenden EU-Vorschriften beantragten beide Eltern 
zuerst Elterngeld in Deutschland und anschließend in Österreich die Differenz zwischen der  
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niedrigeren deutschen Leistung und dem höheren österr. Kinderbetreuungsgeld. Die TGKK 
hat daraufhin für die Mutter die Differenzleistung so berechnet, dass sie auch das deutsche  
Elterngeld ihres Mannes von ihrer österr. Leistung in Abzug gebracht hat, zugleich aber ihrem 
Mann das österr. Kinderbetreuungsgeld verweigert hat. In diesen ursprünglich 2 verschiedenen 
Verfahren, welche vom Gericht aufgrund des inhaltlichen Zusammenhanges zu einem zusam-
mengelegt wurden, hat das OLG Innsbruck unseren Rechtsstandpunkt geteilt: Eine Anrechnung 
der deutschen Familienleistungen an den Vater bei der Berechnung der Differenzzahlung in  
Österreich ist nur dann möglich, wenn auch der Vater in Österreich die Differenz beantragen 
kann. Es ist somit die Familie als Ganzes in Österreich zur Differenzleistung berechtigt. Die Revi-
sion der TGKK wurde vom OGH im Falle der Mutter abgewiesen und ihr die Ausgleichszahlung 
zum Kinderbetreuungsgeld in voller Höhe zugesprochen. 

Die Frage, ob der Vater ebenfalls einen Anspruch in Österreich hat, hat der OGH jedoch dem 
Europäischen Gerichtshof vorgelegt. Hierbei unterscheidet der OGH, ob es sich um das einkom-
mensabhängige Kinderbetreuungsgeld oder um eine Pauschalvariante handelt. Bei letzterer ist 
es unstrittig, dass die Eltern als Ganzes betrachtet werden müssen und daher auch dem nicht in 
Österreich tätigen Vater ein Differenzanspruch zusteht. Bei der einkommensabhängigen Variante 
tendiert der OGH nun erstmals dahin, dies nur der Mutter, nicht aber dem Vater zuzusprechen. 
Diese Frage muss jetzt vom EuGH gelöst werden.

Allgemeine Serviceleistungen
Erhebungen und Tests  

Erhebungen, v.a. Heizöl-, Pellets- und Treibstoffpreise			   2

Preiserhebungen:

■■ Benzin-, Heizöl- und Pelletspreiserhebung

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen			   15

Organisation von Projekten und Grundlagenarbeit			   2

Steuerspartage in IBK und in den Bezirken			   12 Termine

Beratungen während der Steuerspartage			   970 Mitglieder

Summe der bearbeiteten Anträge während Steuerspartage			   1.510
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Erläuterungen zu den Projekten und Veranstaltungen 2017:

Steuerspartage 2017

Die Steuerspartage wurden heuer in der Zeit vom 1. März bis 4. April 2017 in allen AK Bezirks-
kammern und in Innsbruck zum 10. Mal durchgeführt. Die Arbeitnehmer in allen Bezirken neh-
men das Angebot der AK Tirol gerne an und freuen sich über die Unterstützung beim Ausfüllen 
der Arbeitnehmerveranlagung per Formular oder auch über Finanzonline. Die fixen Terminver-
gaben werden sehr positiv wahrgenommen, da so Wartezeiten weitgehend vermieden werden 
können. Unsere Mitglieder können so auf sehr effiziente und kompetente Weise den Steueraus-
gleich erledigen. Insgesamt haben dieses Angebot 970 Personen in Anspruch genommen, mit 
insgesamt 1.510 Veranlagungsjahren.

EU-Projekt „sole24ore“ –  
Fachqualifizierung für die 24-Stunden-Personenbetreuung

Das EU-finanzierte Projekt „sole24ore“, welches von der AK Tirol als Lead-Partner gemeinsam 
mit Partnern aus Österreich (BFI Tirol), Deutschland (TTG) und Italien (Eurocultura) durchgeführt 
wurde, konnte Ende 2017 abgeschlossen werden. Es umfasste ein gefördertes Budget von ins-
gesamt € 222.517,- aus dem Förderprogramm Erasmus. 

sole 24 ore

24-Stunden-
Personenbetreuung

sole 24 ore
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Aufgaben 

Pflichten

Modelle 

Finanzierung

Checkliste

Ein Großteil der Angehörigen wird zu Hause betreut und ge-
pflegt. Dies erfolgt vielfach mit Unterstützung von mobilen 
Diensten und 24-Stunden-Personenbetreuungskräften. Doch 
noch immer ist das Wissen über die Aufgaben der Betreuungs-
kräfte, den Unterschied zwischen Pflege und Betreuung oder 
die Förderungen hierfür wenig verbreitet. AK Experten infor-
mieren Sie darüber.

Dienstag, 6. Dezember 2016
18 Uhr in der AK Innsbruck
Anmeldung unter 0800/22 55 22 DW 1645 
oder gup@ak-tirol.com
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Anmelden zum Steuersparen
Rufen Sie an und sichern Sie sich als AK Mitglied Ihren persönlichen Steuertermin 

Mi. 15. März · AK Lienz, Beda-Weber-Gasse 22
Anmeldung erforderlich unter 0800/22 55 22 - 2017

Nach Terminvergabe erhalten Sie von AK Experten 
wertvolle Tipps und Hilfe beim Ausfüllen des Lohn-
steuerausgleichs oder der Online-Variante.

BEZIRKSKAMMER  LIENZ
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Im Zuge des Projektes wurden in den vergangenen 2 Jahren ein Ratgeber für Angehörige zur 
24-Stunden-Personenbetreuung, ein Curriculum für die Fachqualifizierung zur 24h-Personenbe-
treuung sowie Lernunterlagen mit gesamt 5 Modulen zu den Inhalten Land und Beruf, Haushalt 
und Ernährung, Betreuung und Aktivierung, Medizin und Pflege sowie Anleitung zur regionalen 
Küche erstellt und gesamt sechs Veranstaltungen in den drei beteiligten Staaten Österreich, 
Deutschland und Italien zum Thema organisiert.

Studie zum Kinderbetreuungsangebot  
in der Region Kufstein-Untere Schranne Kaiserwinkel

Im Zuge eines EU-finanzierten Leader-Projektes in der Region KUUSK (Kufstein, Untere Schran-
ne, Kaiserwinkel) wurde von der AK Tirol eine Erhebung zur Situation der Kinderbetreuung in die-
ser Region bei der Uni Innsbruck (Institut für Soziologie) in Auftrag gegeben. Diese Studie wurde 
mittels qualitativer Interviews und eines Fragebogens (Rücklauf 800 Personen!) durchgeführt. 
Die Repräsentativität ist im Vergleich zu Tirol- oder Österreichweiten Umfragen extrem hoch. 
Die Ergebnisse (wer in der Familie die Kinderbetreuung wahrnimmt und welche Rolle öffentliche 
Kinderbetreuungseinrichtungen spielen sowie die Beschäftigungssituation der Eltern und die 
Akzeptanz am Arbeitsplatz, etc.) wurden am 22.3.2017 im Rahmen einer Veranstaltung in der AK 
Kufstein präsentiert. 
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An dieser nahmen neben Präsident Erwin Zangerl auch LRin Dr. Palfrader, LA Dr. Ellinger, Bun-
desrätin Mag. Schreyer sowie diverse Bürgermeister der Region teil. Die Studie hat unter an-
derem ergeben, dass bis auf die Vormittage die Betreuung zum überwiegenden Teil durch die 
Mütter erfolgt, die wiederum dadurch nicht in der Lage sind, mehr als in Teilzeit zu arbeiten (die 
Vollzeitbeschäftigungsquote von Frauen liegt im Bezirk Kufstein bei nur 32 %).

Arbeiternehmerveranlagungen

Beratungserfolge			   € 2,045 Mio

Häufige Fragen zu den Arbeitnehmerveranlagungen waren:

■■ Rentiert es sich für mich überhaupt die Arbeitnehmerveranlagung einzureichen?
■■ Steht mir aufgrund meines täglichen Weges zur Arbeit das Pendlerpauschale zu?
■■ Ich habe Kinder – kann ich den Alleinverdienerabsetzbetrag beantragen?
■■ Welche Krankheitskosten sind von der Lohnsteuer absetzbar?
■■ Welchen Kinderfreibetrag kann ich für meine Kinder geltend machen?
■■ Ich habe im letzten Jahr Krankengeld / Arbeitslosengeld bezogen –  

muss ich das bei der Arbeitnehmerveranlagung melden?
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

30 Gesetzesbegutachtungen

 63.240  Beratungen

 11.710  persönlich

 46.550  telefonisch

 4.980  schriftlich

2.580 außergerichtliche Interventionen

12 neu eingebrachte Klagen /

Abmahnverfahren und Verbands-

klageverfahren

Gesamt € 14,343.190 erzielte 

Vertretungserfolge, davon

€ 1,433.290 erzielte 

außergerichtliche Vertretungserfolge

€ 409.900 erzielte gerichtliche 

Vertretungserfolge

€ 12,500.000 erzielter Erfolg iS. 

„Negativzinsen“/Verbandsklage

Informationsveranstaltung 

„Gesundheit, Ernährung und Bewe-

gung“ im AK Konsumentencorner

„Safer Internet Day“

Infoveranstaltung „Chemie im Essen – 

Bedrohung oder Panikmache?“  

Infoabend „Mythos Fat is bad“ - 

Wahrheit oder folgenschwerer Irrtum? 

2 Infoabende „Erben, Schenken 

und Vorsorgen“

32 Erhebungen und Tests

Konsumentenpolitik

LIGHTFIELD STUDIOS/Fotolia.com
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Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   14

Verordnungen			   15

Landesgesetze			   1

Im Jahre 2017 wurden zahlreiche Begutachtungen von Gesetzesentwürfen 
sowie Verordnungsentwürfen durchgeführt. 

Folgende Begutachtungen sind besonders zu erwähnen:

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die  
Tiroler Patientenvertretung geändert wird 

Die AK Tirol hat sich für die Beibehaltung einer (zusätzlichen) gesetzlichen Verpflichtung des 
Tiroler Patientenanwaltes bei Verdachtsfällen, welche im Rahmen seiner Tätigkeiten hervorkom-
men, ausgesprochen. Auch wenn aufgrund der Erfahrungen in der bisherigen Praxis eine ex-
plizite Meldepflicht der Tiroler Patientenvertretung nur eine subsidiäre Rolle zugekommen ist, 
können Sachverhalte hervorkommen, die außer bei der Tiroler Patientenvertretung bei keiner 
anderen Behörde oder anderen Einrichtung erkennbar sind. Ebenso sind die gemäß § 11 Tiroler 
Kinder- und Jugendhilfegesetz festgelegten Aufgaben der Kinder- und Jugendanwältin insge-
samt umfangreich und vielschichtig, auch mit konkreten Anknüpfungspunkten zur Tätigkeit des 
Tiroler Patientenanwaltes, wie etwa beim Schutz der Rechte und Interessen von Minderjährigen, 
bei der Unterstützung bei behördlichen oder gerichtlichen Verfahren etc.

Zusammenfassend hat die AK Tirol daher im Zuge der Begutachtung angeregt, die bisher beste-
hende spezielle Informationsverpflichtung der Tiroler Patientenvertretung weiterhin zu belassen. 
Im Zusammenhang mit dieser Begutachtung hat die AK Tirol hinsichtlich der Tätigkeit der Tiroler 
Patientenvertretung weitere Punkte angemerkt:

Die AK Tirol spricht sich für eine Stärkung der Tiroler Patientenvertretung aus. Es müssen der 
Tiroler Patientenvertretung ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Des Weiteren 
sollte die Tiroler Patientenanwaltschaft auch bei Problemen mit niedergelassenen Ärzten zustän-
dig sein, da in diesem Bereich nach Ansicht der AK Tirol ein entsprechendes Rechtsschutzdefizit 
besteht, welches ausgeglichen werden sollte. Ebenso wäre eine Verpflichtung für die Tiroler 
Patientenanwaltschaft vorzusehen, einen jährlichen Tätigkeitsbericht zu konzipieren und zu ver-
öffentlichen, dies, um Überblick über die Ergebnisse der Arbeit der Tiroler Patientenvertretung 
zu erhalten und auch aus Ergebnissen der einzelnen bearbeiteten Beschwerdefälle mögliche 
strukturelle Probleme zu erkennen, damit rasch entsprechende Verbesserungen in die Wege 
geleitet werden können.

Des Weiteren hat sich die AK Tirol für ausreichende bzw. erweiterte Finanzmittel für die Pati-
entenentschädigung gemäß dem Tiroler Patientenentschädigungsgesetz ausgesprochen. Das 
Tiroler Patientenentschädigungsgesetz sieht vor, dass im Wesentlichen der Patient selbst mit 
seinen Beiträgen den Patientenentschädigungsfonds speist, dies erscheint nicht sachgerecht. 
Weiters ist in diesem Zusammenhang anzuregen, dass die derzeit geltenden (maximalen) Ent-
schädigungssummen gemäß den Richtlinien für die Gewährung von Entschädigungsleistungen 
entsprechend angehoben werden. Derzeit sind ein Betrag in Höhe von EUR 35.000,- bzw. in 
besonders schwerwiegenden Fällen ein Betrag bis zu EUR 70.000,- pro Schadenfall vorgesehen. 

LIGHTFIELD STUDIOS/Fotolia.com
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Nach Ansicht der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol wären die genannten Entschädi-
gungssummen (zumindest) auf EUR 50.000,- bzw. (in besonders schwerwiegenden Fällen) auf 
EUR 100.000,- anzuheben. 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das  
Verbraucherzahlungskontogesetz geändert wird

Bankkunden wurden in den letzten Jahren regelmäßig vom Schalter zu den Automaten verwie-
sen, um Kosten zu sparen. Zusätzliche Extragebühren, wie etwa Bankomatgebühren, sind umso 
weniger verständlich, als aufgrund von laufenden Personaleinsparungen auch der Service der 
Banken immer weniger wird und immer mehr Arbeiten auf die Kunden selbst übertragen bzw. 
Kunden vermehrt vom Schalter an den Automaten verwiesen werden, die dies dann auch noch 
(zusätzlich) bezahlen müssen. Die Bank spart sich Personalkosten, aber der Bankkunde soll bei 
einem erhöhten Aufwand noch zusätzliche Kosten tragen, dies, obwohl er ohnedies regelmäßig 
Kontoführungsgebühren sowie diverse Spesen und Gebühren für unterschiedlichste Dienstleis-
tungen bezahlen muss und für Guthaben auf seinem Konto derzeit gar keine oder nur sehr 
geringe (Haben-)Zinsen erhält und bei einer Überziehung seines Kontos hingegen nach wie vor 
exorbitant hohe Sollzinsen verlangt werden.

Arbeitnehmer sind auf das Bestehen eines Kontos angewiesen, da im Arbeitsleben ein solches 
regelmäßig gefordert wird, es besteht daher de facto auch keine Ausweichmöglichkeit dazu.

Ebenso hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass immer mehr Bankfilialen geschlossen wer-
den und daher zu erwarten ist, dass auch die Anzahl der bankeigenen (eigenbetriebenen) Ban-
komaten weiter rückläufig sein wird. 

Die AK Tirol hat immer wieder einer (flächendeckenden) Bankomatgebühr eine klare Absage er-
teilt und in diesem Zusammenhang verlangt, dass in jedem Fall ein kostenloses Beheben des ei-
genen Geldes sicherzustellen ist. Bereits mit Vollversammlungsantrag in der 169. Vollversamm-
lung vom 20. Mai 2016 wurde der Gesetzgeber aufgefordert, entsprechende Rechtsgrundlagen 
zu schaffen, damit die Einführung einer (flächendeckenden) Bankomatgebühr verhindert und 
eine kostenlose Behebungsmöglichkeit des eigenen Geldes bei Banken sichergestellt werden 
kann.

Ebenso hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass immer mehr Bankfilialen geschlossen wer-
den und daher zu erwarten ist, dass auch die Anzahl der bankeigenen (eigenbetriebenen) Ban-
komaten weiter rückläufig sein wird. Es ist daher (auch gesetzlich) zu verhindern, dass Banken 
(flächendeckend) Bankomatgebühren bei Bargeldbehebungen am Bankomaten einführen bzw. 
verlangen können/dürfen.

Die AK Tirol fordert, dass es bei allen Instituten Möglichkeiten geben muss, ohne zusätzliche 
Kosten zu seinem (eigenen) Geld zu kommen und es zu keinerlei Einschränkung des Zugangs 
des Verbrauchers zu Bargeld kommt. Der Verbraucher muss sein, auf dem Zahlungskonto be-
findliches, faktisch unverzinsliches Buchgeld bei Bedarf jederzeit in Bargeld umwandeln können, 
ohne dafür – neben dem Kontoführungsentgelt oder dem Entgelt für die Ausstellung der Banko-
matkarte selbst – ein gesondertes zusätzliches Entgelt zahlen zu müssen.
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Zu den vorgeschlagenen Änderungen im Detail:

Eine Vereinbarung von Entgelten für einzelne Geldabhebungen soll dann (noch) möglich sein, 
wenn dem Verbraucher als Alternative auch ein Zahlungskonto zu einem Pauschalentgelt an-
geboten wird, bei dem mit diesem Entgelt auch alle Bargeldabhebungen abgegolten sind und 
der Verbraucher frei zwischen – zumindest diesen beiden – Kontotarifen wählen kann. Dadurch 
sollen Verbraucher, je nachdem, ob sie ihre Bankomatkarte häufig für Bargeldabhebungen an 
Geldautomaten verwenden oder nicht, den für ihre persönlichen Bedürfnisse jeweils passen-
den Kontotarif auswählen können. Nach Ansicht der AK Tirol ist das vom Gesetzgeber erklärte 
Ziel, die Gesamtkosten für Verbraucherzahlungskonten umfassend transparent zu machen 
und insbesondere sicherzustellen, dass keinerlei Zusatzkosten für Abhebungen bei Geldaus- 
gabeautomaten mehr verrechnet werden dürfen, grundsätzlich zu begrüßen. Dieses Ziel kann mit 
dem vorliegenden Entwurf aber nicht bzw. nur teilweise erreicht werden, da – unter bestimmten  
Voraussetzungen – weiterhin zusätzliche Gebühren für einzelne Bankomatbehebungen verlangt 
werden dürfen. Ebenso ist keine Regelung betreffend der dann weiterhin möglichen (zusätzli-
chen) Behebungsgebühren der Höhe nach vorgesehen. Somit könnte auch künftig – bei ent-
sprechenden Vereinbarungen („Aushandeln im Einzelnen“) – pro einzelner Behebung an einem 
Bankomaten eine (exorbitant hohe) Gebühr verlangt werden, die noch dazu der Höhe nach völlig 
offen bzw. ausschließlich im Gestaltungsspielraum des Bankinstitutes bleibt. Dies ist umso un-
verständlicher, da in den Kosten der Kontopakete bzw. Kontoangebote regelmäßig bereits Ge-
bühren für Behebungen berücksichtigt sind, sodass folglich bei einer Behebung dann letztend-
lich doppelte Gebühren bei einer Behebung anfallen können, dies auch bei einem bereits derzeit 
sehr hohen Kosten-, Gebühren- und Spesenniveau für Bankdienstleistungen.

Die AK Tirol spricht sich daher für ein generelles Verbot von (zusätzlichen) Bankomatbehebungs-
gebühren aus, es soll keine Möglichkeit einer Vereinbarung von Entgelten für einzelne Geldab-
hebungen vom Zahlungskonto des Verbrauchers an Geldautomaten mit einer vom kontoführen-
den Kreditinstitut zum (bereits kostenpflichtigen) Konto ausgegebenen Bankomatkarte geben, 
weiters wären in diesem Zusammenhang auch „mögliche Umgehungsversuche“, etwa durch 
Verrechnung einer Gebühr für die Buchungszeile bei einer Bankomatbehebung etc., durch den 
Gesetzgeber zu unterbinden. Jedenfalls aber wäre – als Minimalforderung – auch bei einem 
„Aushandeln im Einzelnen“ und der Möglichkeit, einen anderen Tarif zu wählen, der keine zusätz-
lichen Entgelte für Bargeldabhebungen am Bankomaten enthält, vom Gesetzgeber vorzusehen, 
dass eine bestimmte Anzahl von Bankomatbehebungen pro Monat (etwa mindesten 5 Behe-
bungen pro Monat) bei allen angebotenen Kontopaketen immer kostenfrei möglich sein muss, 
damit Arbeitnehmer (zumindest bis zu einer gewissen Anzahl an Behebungen) nicht zusätzlich 
bezahlen müssen, um zu ihrem eigenen Geld zu kommen. Weiters wären in diesem Zusammen-
hang unbedingt auch die (maximalen) Kosten für alle weiteren Behebungen der Höhe nach zu 
berücksichtigen bzw. jedenfalls – nach oben hin – zu begrenzen. Kosten in Höhe von € 1,95 pro 
Behebung (wie sie bereits derzeit bei Bankomaten von „Drittbetreibern“ verlangt werden) und 
zukünftig wohl noch höhere Behebungskosten, müssen verhindert werden.

Ebenso ist erforderlich, dass der Gesetzgeber entsprechende Regelungen hinsichtlich eines Ver-
botes einer (zusätzlichen) Bankomatgebühr bei allen Behebungen innerhalb der Europäischen 
(EU) vorsieht bzw. dies gesetzlich entsprechend klarstellt. Grundlegendes Ziel muss sein, dass 
für Behebungen des eigenen Bargeldes keine zusätzlichen Gebühren verrechnet werden. Es 
ist nämlich nicht angemessen, wenn der Verbraucher zusätzliche Kosten dafür bezahlen muss, 
dass er sein eigenes auf dem Zahlungskonto befindliches, in der Regel unverzinsliches Kapital 
dem Zahlungsdienstleister nicht weiter überlässt, sondern es zurückfordert.
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Es bleibt für das Bankinstitut in jedem Fall die Möglichkeit, bereits im Rahmenvertrag mit dem 
Verbraucher für die Ausstellung der Zahlungskarte ein Entgelt zu vereinbaren oder die zu er-
wartenden Kosten der Bargeldabhebungen bei der Kalkulation des mit dem Verbraucher ver-
einbarten Entgelts für die Kontoführung zu berücksichtigen. Diese Erwägungen sind auch klar 
den erläuternden Bemerkungen des vorliegenden Entwurfes zu entnehmen, sodass eben Aus-
nahmen von dieser grundsätzlichen Regelung nicht adäquat erscheinen. Auch ist nicht klar, ob 
sichergestellt werden kann, dass ein Verbraucher bei einem „im Einzelnen Aushandeln“ nicht 
nur eine „scheinbare Wahlmöglichkeit“ hat, sondern tatsächlich zwischen zwei grundsätzlich 
gleich guten Tarifmodellen gewählt werden kann, bei denen es vom jeweiligen Nutzungsverhal-
ten des Verbrauchers abhängt, welches der beiden Modelle für ihn letztendlich günstiger sein 
wird und insbesondere auch nicht, ob dies der Verbraucher – auch aufgrund der zu erwartenden 
Bewerbung bzw. Beratung zu den dann unterschiedlichen Modellen – bereits zum Zeitpunkt des 
Abschlusses des Rahmertrages entsprechend einschätzen kann.

Insgesamt wäre generell anzustreben, dass Banken vermehrt diverse „Pauschalkontoangebote“ 
anbieten, bei denen sämtliche, vom Verbraucher benötigte Leistungen in einem Pauschalpreis 
inkludiert sind und nicht diverse einzelne Leistungen (wie eben auch eine Bankomatbehebungs-
gebühr) mittels Einzelverrechnung – zusätzlich zum jeweiligen Basisentgelt – verrechnet werden. 
Dies würde auch die notwendige Transparenz beim Kontenvergleich erhöhen. 

Um den Verbraucher auch vor Entgelten zu schützen, welche unabhängige Betreiber von Geld-
automaten für Abhebungen mit der Bankomatkarte beanspruchen, ist im vorliegenden Entwurf 
weiters vorgesehen, dass der kontoführende und kartenausgebende Zahlungsdienstleister ver-
pflichtet werden soll, den Verbraucher von der Zahlung solcher Entgelte zu befreien. Insbeson-
dere bestünde andernfalls nämlich die Gefahr, dass in Zukunft Verbraucher, die hauptsächlich 
auf Geldautomaten unabhängiger Betreiber angewiesen sind, etwa weil sich in der Nähe ihres 
Wohnorts keine anderen Geldautomaten mehr befinden oder – bis auf wenige Ausnahmen – 
überhaupt (überwiegend) nur mehr „Drittanbieter“ zur Verfügung stehen und eigenbetriebene 
Bankomaten entsprechend „ausgedünnt“ werden, letztendlich (noch) höhere Entgelte für die 
Nutzung ihrer Bankomatkarte zahlen müssen. Die im vorliegenden Entwurf enthaltene Verpflich-
tung, den Verbraucher von allfälligen Entgeltansprüchen unabhängiger Dienstleister zu befreien, 
ist zu begrüßen.

Mitgliederinfo

Unter anderem wurden folgende Medienbeiträge publiziert,  
um die Mitglieder über diverse Aktivitäten der AK Tirol zu informieren:

■■ AK Tirol: Wieder sind gefälschte Rechnungen für angebliche  
Domain-Registrierung in Umlauf

■■ „Safer Internet Day“: AK Tirol und InfoEck informieren über Fallen  
und geben Tipps zur sicheren Internet-Nutzung

■■ Bankenmonitoring der AK Tirol zeigt: Schon bis zu 6,50 Euro für eine einzelne  
Bareinzahlung! AK Präsident Erwin Zangerl fordert Banken auf, manche Konditionen  
zu überdenken

■■ Achtung, Falle: Internet-Abzockfirma fordert 750 Euro und droht mit Zwangspfändung, 
Hausbesuch und Schlüsseldienst

■■ Angebliche Firma „Belladot“ will 360 Euro für „Telefonsexservice“ – AK warnt:  
Neue Erotik-Abzocke prellt Kunden auch in Tirol 
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■■ Teurer Einkauf in Tirol – Markenlebensmittel sind in Bayern oft viel billiger - AK Erhebung 
zeigt erneut Preisunterschiede von bis zu 170 Prozent:  
Auch die Wettbewerbsbehörde beobachtet mittlerweile die Preisentwicklung

■■ AK Test zeigt: Achterbahnfahrt bei Online-Preisen – Preise im Internet werden  
zunehmend intransparenter

■■ AK prüft Tirols Postpartner: Die Ergebnisse sind gemischt: Postpartner-Test zeigt:  
Gute Noten für Mitarbeiter, doch in vielen wichtigen Bereichen herrscht  
Verbesserungsbedarf

■■ AK fordert Ausdehnung der Kennzeichnungspflicht bei Fleisch: Herkunft soll auch bei  
Fertigprodukten und bei allen Arten von Fleisch nachvollziehbar sein

■■ AK Tirol erzielt erfreuliche OGH-Entscheidung für Kreditnehmer: Hypo Tirol Bank  
muss negative Referenzzinssätze bis zu einem Sollzinssatz von „Null“ berücksichtigen

■■ AK Tirol fordert heimische Banken auf, sich an OGH Urteil zu halten –  
AK Präsident Erwin Zangerl: Missmanagement der Banker darf nicht auf Kunden  
und Mitarbeiter abgewälzt werden

■■ Pickerl-Überprüfung beim Pkw: AK Erhebung ergibt Preisdifferenzen von bis zu 153 Prozent
■■ Achtung, Routenplaner-Betrug: Internet-Gauner fordern bis zu 750 Euro und 

drohen mit Hausbesuch, Pfändung, Schlüsseldienst und Polizei
■■ AK Test zeigt erneut enorme Preisunterschiede bei Schulartikeln – nur wer vergleicht,  

kann Geld sparen
■■ AK Präsident Erwin Zangerl fordert Verbesserung des Insolvenzschutzes bei Reisen
■■ Angeblicher Inkassodienst „Prozess Kasse“ verlangt 649,25 Euro und droht  

mit Mahnverfahren
■■ VKI-Studie im Auftrag der AK Tirol: Bei Lebensversicherungen wurden Intransparenz, 

hohe Gesamtkostenbelastung und teilweise trickreiche Produktgestaltung festgestellt
■■ Noch immer sind einzelne Drogerieartikel in Innsbruck eklatant teurer als in München.  

Die AK Tirol fordert die EU-Kommission zum Handeln auf
■■ AK Tirol warnt erneut vor frei erfundenen Forderungen einer selbsternannten  

„Prozess Kasse“
■■ Kampf gegen unlauteren Wettbewerb: Von wegen „bester Preis in Europa“ –  

Erfolg der AK Konsumentenschützer nach irreführender Media-Markt-Werbung
■■ Leihgebühr für Erwachsenenski pro Woche bis zu 269 Euro: AK Test zu Skiverleih  

und Skiservice zeigt enorme Unterschiede bei Preis und Leistung
■■ NIKI-Konkursantrag: AK Tirol informiert über die Rechtslage
■■ Mehr als 3.000 Tiroler Loipenkilometer im AK Check: Infrastruktur ist gut, die Loipen  

selbst meist kostenlos, nur wenige Tourismusverbände halten an ihrer Preispolitik fest
■■ Achtung Abzocke: AK Tirol warnt vor unseriösen Schlüsseldiensten

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Konsument			   7

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   119

Externe Vorträge und Schulungen			   5

Neuauflage der Broschüre „Tipps für einen unbeschwerten Urlaub“  
(gemeinsam mit Arbeitsrecht und Sozialpolitik)

Für diese informative Broschüre wurden (im Konsumentenschutzbereich doch recht umfangreiche) 
Neuerungen entsprechend eingearbeitet und an die Abteilung Öffentlichkeitsarbeit übermittelt.
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Broschüre „Mit dem Handy telefonieren“ (Neuauflage / Aktualisierung)

Die Broschüre wurde in ihrem konsumentenrechtlichen Teil überarbeitet und aktualisiert.

Projekte der Bildungsabteilung (Wissensleitfaden):  
„Online mit Köpfchen“ und „Schau aufs Geld“

Die Wissensleitfäden für beide Projektunterlagen wurden hinsichtlich der konsumentenrechtli-
chen Themen geprüft, aktualisiert bzw. ergänzt und adaptiert.

Neuauflage „Broschüre „Junge Konsumenten“

Die Broschüre wurde auf den aktuellen Stand gebracht. Mit dieser Bro-
schüre soll vor allem jungen Menschen ihre Rechte als Konsumenten 
näher gebracht werden. 

Auch Eltern finden darin wertvolle Hinweise. Informiert wird unter ande-
rem über Themen, wie die Tücken des Internets, worauf beim Umgang 
mit persönlichen Daten geachtet werden sollte, über gesetzliche Al-
tersgrenzen oder die drei goldenen Regeln für Konsumenten, die jeder 
beachten sollte.

Neuauflage der KSÖ-Broschüre „Sicher im Internet“

Im Rahmen der Kooperation mit dem Kuratorium Sicheres Österreich (KSÖ), TT, Land Tirol, Poli-
zei, RLB Tirol und AK Tirol wurden seitens der Abteilung auch heuer wieder zahlreiche inhaltliche 
Beiträge für den aktuellen KSÖ-Kooperationsfolder gestaltet. Dabei wurden Themenbereiche 
wie Fallen im Internet, gefährliche Viren per Mail oder Persönlichkeits- und Urheberrechte im 
Web etc. angesprochen und Informationen sowie Tipps gegeben.

Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

„Safer Internet Day 2017“ / Schwerpunktaktion 

Auf Initiative der Europäischen Kommission fand am 07.02.2017 der „Safer Internet Day“ als 
europaweiter Aktionstag statt. Aus diesem Anlass informierten AK Tirol (gemeinsam mit dem In-
foEck - Jugendinfo Tirol) mit einer umfangreichen Pressemitteilung über aktuelle Gefahren bei der 
Internetnutzung und sozialen Netzwerken und gaben Tipps, wie sich jugendliche und erwachsene 
Nutzer vor Gaunereien, Cybermobbing oder Internetabzocke effizient schützen können.

Teilnahme am „AK-Thementag“ (veranstaltet von der AK Jugendabteilung)

Mitarbeiter der Konsumentenpolitischen Abteilung haben dabei – mit den Erfahrungen aus der 
Beratungspraxis – zu den Themenbereichen Kostenfallen Handy und Internet, unseriöse Inter-
netseiten (Abzockseiten), Betrugsversuche über „gefakte Seiten“, Phising Mails etc. informiert 
und wertvolle Tipps zur Vorbeugung gegeben.

1

Junge 
Konsumenten
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Vernetzungstreffen „Safer Internet“ 

Die Abteilung war bei diesem wiederkehrend stattfindenden Vernetzungstreffen vertreten. Ziel 
des Treffens ist, einen Erfahrungs- und Wissensaustausch zwischen diversen Organisationen der 
außerschulischen Jugendarbeit in ganz Österreich zu ermöglichen. Dabei geht es insbesondere 
um Informationen und Einschätzungen zu aktuellen Entwicklungen rund um die verantwortungs-
volle Internet- und Handynutzung, v.a. durch Kinder und Jugendliche.

Kooperation / Partnerschaft mit dem Kuratorium Sicheres Österreich (KSÖ)  

Aufgrund des großen Erfolges in den Jahren 2012-2016 hat sich die Arbeiterkammer Tirol auch 
im Jahre 2017 als Projektpartner im Rahmen des KSÖ aktiv beteiligt. Die AK Tirol hat wiederum 
als Kooperationspartner (neben Land Tirol, Moser-Holding (TT), Tiroler Raiffeisenbanken, Tiroler 
Versicherung und Polizei) bei diesem großen Projekt wesentlich mitgewirkt und war in der inhalt-
lichen Umsetzung zahlreicher Fachbeiträge federführend und wurden in diesem Zusammenhang 
zahlreiche Fachbeiträge für die Neuauflage der KSÖ-Broschüre „Sicher im Internet“ konzipiert.

Kooperation AK Tirol mit Landesschulrat für Tirol / Maturareisen-Merkblatt  

Das von der AK Tirol erstellte Merkblatt „Vorsicht Fallen bei Maturareisen“ mit wichtigen konsu-
mentenrechtlichen Informationen und Tipps zur Sensibilisierung der Schülerinnen und Schüler 
wird – in Kooperation mit dem Landesschulrat für Tirol – auch heuer wieder den Maturaklassen 
übermittelt, um auf aggressive Werbemethoden, unzulässige Leistungsänderung vor Abreise 
und Mängel bei der Reisedurchführung der Anbieter aufmerksam zu machen.

In den Ausschuss-Sitzungen Konsument  
wurden vor allem folgende Themenbereiche behandelt:

In den ersten Sitzungen 2017 wurden die Planungen für das Jahresprogramm bzw. geplante 
Aktivitäten, Erhebungen und Tests mit den Ausschussmitgliedern besprochen und abgestimmt. 
In allen Sitzungen wurden die Ausschussmitglieder laufend über aktuelle inhaltliche Schwer-
punkte der Abteilung sowie über Erfahrungen aus der täglichen Beratungspraxis bzw. auch be-
sonders „auffällige“ Beratungsfälle oder unseriös bzw. gar betrügerisch agierende Unternehmen 
informiert, ebenso Vollversammlungsanträge sowie die entsprechenden Rückäußerungen dazu  
besprochen. Weiters wurde in den Sitzungen über besonders relevante Begutachtungen von 
Gesetzen und Verordnungen informiert und laufend über Vorhaben bzw. den jeweiligen Stand 
von Abmahn- bzw. Verbandsklageverfahren und Verfahren im Rahmen des freiwilligen Rechts-
schutzes (patientenrechtliche bzw. konsumentenrechtliche Musterverfahren) berichtet.

Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

Die AK Tirol ist im Aufsichtsrat und in der Mitgliederversammlung des Vereins für Konsumen-
teninformation (VKI) vertreten, weiters im Beirat zur Sicherung der Unparteilichkeit der BIO- 
Kontrollstelle BIKO Tirol.
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Externe Vorträge und Schulungen:

Vorträge - Kooperation KSÖ (Kuratorium Sicheres Österreich)

Im Rahmen der KSÖ-Kooperation 2017/18 haben vom 13. bis 15. November 2017 die ersten Be-
zirks-Informationsveranstaltungen stattgefunden. Zahlreiche Schulklassen der 3. und 4. Schul-
stufe und Lehrer aus den Bezirken Imst, Reutte und Landeck wurden bei drei Großveranstal-
tungen in Imst, Breitenwang und Zams von der Konsumentenrechtlichen Abteilung zum Thema 
„Sicherheit und Fallen im Internet – Vorsicht mit persönlichen Daten“ jeweils vor Ort informiert 
und für das Thema sensibilisiert. Insgesamt 1.800 Schüler sowie zahlreiche Lehrer sind der Ein-
ladung des KSÖ und den Projektpartnern gefolgt und haben merklich interessiert teilgenommen. 
Dabei waren in Imst ca. 550 Schüler und Lehrer, in Breitenwang rund 500 und in Zams mehr als 
750 Teilnehmer. Ganz am Anfang des jeweiligen Vortrages wurde auch die AK Tirol mit ihren zahl-
reichen Aufgaben und der „Konsumentenschutz“ kurz vorgestellt und beispielhaft die wertvolle 
Hilfe der AK Tirol für ihre Mitglieder skizziert. 

Ebenso wurden die AK-Broschüre „Junge Konsumenten“ und die KSÖ-Kooperationsbroschüre 
„Sicher im Internet“ (mit zahlreichen Beiträgen der Konsumentenpolitischen Abteilung) an die 
Schüler und Lehrer verteilt. Insgesamt waren die Veranstaltungen von einem kindergerechten 
Rahmenprogramm begleitet (Konzert mit Toni Knittel, Polizeihunde-Vorstellung, Geschwindig-
keitsmessungen mit der Laserpistole und Bremswegdemonstrationen u.a.), sodass die „ernsten 
und sachlichen Inhalte“ dazwischen offensichtlich gut transportiert werden konnten. Die Schüler 
folgten den Ausführungen sehr aufmerksam. Für das Frühjahr 2018 ist die Fortsetzung der Be-
zirkstour mit noch mehr Stationen und noch mehr Schülern und Lehrern im ganzen Land geplant.

Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Konsumentenrechtliche Beratungen der AK Mitglieder

	 IBK	 BK	       Summe 

persönliche Beratungsgespräche	 6.690	 5.020	 11.710

telefonische Beratung und Auskünfte	 33.340	 13.210	 46.550

schriftliche Anfragen / Beratungen	 4.630	 350	 4.980

Beratungen gesamt	 44.660	 18.580	 63.240

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

■■ Anfragen bzw. Beschwerden zum Themenbereich Finanzdienstleistung  
(Versicherungen, Banken, Kreditvermittler, Leasinggesellschaften,  
unseriöse „Finanzsanierungsunternehmen“ etc.)

■■ Rechtsfragen zu Kauf- und/oder Werkverträgen  
(Gewährleistung, Garantie, Schadenersatz, Produkthaftung)

■■ Rechtsfragen zu diversen Dienstleistungsverträgen  
(Handwerkerverträge, Fitnessverträge, Partnerschaftsverträge, Abonnementverträge etc.)
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■■ Rechtsfragen im Bereich Telekommunikation (insbesondere Handy und Internet)
■■ Rechtsfragen bei Fernabsatzverträgen (Rücktritt, Mängel, Gewährleistung/Garantie etc.  

bei telefonischen bzw. online abgeschlossenen Verträgen)
■■ Reiserechtsanfragen bzw. Reisebeschwerden (Reisemängel, Schadenersatz wegen  

vertaner Urlaubszeit, Stornoforderungen, Entschädigungsleistungen wegen Überbuchung 
bzw. Annullierung bei Flügen etc.)

■■ Rechtsfragen bei/nach Vertragsabschluss im gesamten Bereich des Zivilrechtes  
(Kostenvoranschläge, Mängel, Kündigung/Storno, Preis, Lieferverzug, Schadenersatz etc.)

■■ Anfragen und Beschwerden zu unseriösen Schlüsseldiensten
■■ Anfragen bei Forderungen nach Zahlungsverzug bzw. zu Mahnungen,  

Forderungen von Inkassobüros oder Rechtsanwälten
■■ Anfragen zu den Rechtsgrundlagen und der Höhe bei geltend gemachten  

Verzugsspesen und Verzugszinsen
■■ Anfragen und Beschwerden zu diversen betrügerischen Angeboten bzw. Beschwerden  

zu nicht nachvollziehbaren Forderungen und Forderungen ohne Rechtsgrund
■■ Anfragen zum Familienrecht (Scheidung, Unterhalt, Haftung für Schulden,  

Lebensgemeinschaften etc.)
■■ Anfragen zum Erbrecht (gesetzliche Erbfolge, Testament, Pflichtteilsansprüche,  

Schenkungen und Übergabe zu Lebzeiten etc.)

Außergerichtliche Vertretungen der AK Mitglieder, Interventionen

	 IBK	 BK	       Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle	 1.760	 820	 2.580

für die AK Mitglieder erzielte Vertretungserfolge in außergerichtlichen Interventionsfällen in €	 1,104 Mio	 0,329 Mio	 1,433 Mio 

Rechtsschutz

Streitige / Gerichtliche Verfahren  
im Rahmen des Freiwilligen Rechtsschutzes 

für die AK Mitglieder neu eingebrachte Klagen			   9

Neu eingebrachte Abmahnverfahren / Verbandsklagen			   3

abgeschlossene streitige / gerichtliche Verfahren			   7

für die AK Mitglieder erzielte Vertretungserfolge in gerichtlichen Musterverfahren 			   € 409.900

abgeschlossene Abmahnverfahren / Verbandsklagen			   4

Ergebnis Verbandsklage „Negativzinsen“			   € 12,5 Mio

Wichtige Verfahren / Klagen im Rahmen des freiwilligen Rechtsschutzes

OGH-Entscheidung im Verbandsklageverfahren der AK Tirol  
gegen die Hypo Tirol Bank i.S. „Negativzinsen“ 

Großer und medial österreichweit sehr beachtete positive Entscheidung für Kreditnehmer: Er-
freulicherweise hat auch der Oberste Gerichtshof (OGH) die Rechtsauffassung der Kammer für 
Arbeiter und Angestellte für Tirol bestätigt und festgestellt, dass negative Referenzzinssätze 
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(Euribor bzw. Libor) an die Kreditnehmer weitergegeben werden müssen. Der OGH stellte in 
diesem Urteil klar, dass bei Zinsgleitklauseln eine Entgeltsenkung in gleichem Ausmaß wie eine 
Entgeltsteigerung zu erfolgen hat, um den Verbraucherschutz zu gewährleisten. Eine einseitige 
Begrenzung der Zinsgleitklauseln nach unten, ohne eine gleichzeitige Begrenzung nach oben, ist 
daher rechtlich unzulässig. Auch der im Verfahren seitens der Banken argumentierte Hinweis auf 
mögliche wirtschaftliche Schwierigkeiten der Kreditinstitute blieb erfolglos, es darf somit keine 
einseitige Begrenzung der möglichen Entwicklung nur zu Gunsten des Kreditinstituts erfolgen.

Zusätzlich konnte auch die im Verfahren gerichtlich geltend gemachte Urteilsveröffentlichung in 
allen Punkten gewonnen werden. Die Entscheidung wurde – auf Kosten der Hypo Tirol Bank – in 
der Samstagsausgabe der „Tiroler Tageszeitung“ am 15.7.2017 veröffentlicht.

Mit diesem Verfahren konnte – erstmals in Österreich in einem Verbandsklageverfahren – höchst-
gerichtliche Judikatur zur Aktivlegitimation in der hier vorliegenden Konstellation (einseitige Aus-
legung einer gesetzmäßigen Klausel durch einen Unternehmer gegenüber einer Vielzahl von 
Verbrauchern per Kontomitteilung und daraus resultierende Vorgangsweise) und zur Frage der 
Auslegung einer Zinsgleitklausel, die aus der Summe eines Referenzzinssatzes und einem Auf-
schlag besteht, für den Fall, dass der Referenzzinssatz negativ wird, erzielt werden. Die Ent-
scheidung hat österreichweit für tausende Kreditnehmer und auch Banken (als Anbieter) eine 
wesentliche Bedeutung und konnten damit grundsätzliche ungeklärte Rechtsfragen höchstge-
richtlich geklärt werden. Medienberichten zu Folge müssen die Kreditinstitute einen Betrag von 
rund 360 Millionen Euro an falsch verrechneten Zinsen an die Kreditnehmer zurückerstatten 
(allein die Hypo-Tirol Bank hat einen Betrag in Höhe von rund 12,5 Mio Euro! an Rückzahlungen 
berechnet).

Dazu kommt noch der den Kreditnehmern zukünftig ersparte Betrag bei allen laufenden Kre-
ditverträgen, da alle betroffenen Banken die Zinsberechnungen der aktuellen OGH-Judikatur 
anpassen müssen und daher bei allen künftigen Zinsverrechnungen der noch (teilweise Jahre/
Jahrzehnte) laufenden Kreditverträge negative Referenzzinssätze vom vereinbarten Aufschlag 
abgezogen werden müssen.

Irreführende Werbung (Verstoß gegen das UWG) / Fa. MEDIA MARKT 

Media Markt warb für bestimmte Produkte mit dem „besten Preis in Europa“. Ein Konsument 
befand diese Bewerbung als irreführend und informierte die Experten der AK Tirol. Nach wei-
teren Recherchen und einer Klage wegen irreführender Werbung muss Media Markt die ver-
wendete Bewerbung unterlassen. Im Rahmen eines gerichtlichen Vergleiches hat sich Media 
Markt schließlich verpflichtet, es zu unterlassen, „den unrichtigen Eindruck zu erwecken, sie [...] 
böten bestimmte Produkte zu den europaweit jeweils günstigsten Preisen an, zu denen reguläre 
lagernde oder kurzfristig beschaffbare Neuware erhältlich wäre, [...] wenn diese Werbeaussage 
schon auf den Beginn des beworbenen Aktionszeitraums nicht mehr zutrifft [...] und/oder [...] 
beworbenen Produkte zu diesem Stichtag bei anderen Händlern in Europa zu einem geringeren 
Preis erhältlich waren.“

Konditionenaufschlag bei Fremdwährungskrediten 

Eine Tiroler Bank hat mehreren Kreditnehmern mitgeteilt, dass sich aufgrund der Entwicklung 
des Devisenkurses die wirtschaftliche Situation der Kreditnehmer verschlechtert habe und somit 
risikomindernde Vereinbarungen (wie etwa Konvertierung oder Verstärkung der Sicherheiten) ge-
troffen werden müssten. Falls derartige Maßnahmen nicht getroffen werden, werde gemäß den 
vereinbarten Vertragsbedingungen der Konditionenaufschlag des Kreditnehmers mit Wirkung 
zum 01.02.2017 um 0,5% erhöht. Da diese Vorgangsweise nach Ansicht der Abteilung rechtlich 
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in der von der Bank gewählten Form nicht zulässig ist, wurde die Bank aufgefordert, dieses 
rechtlich nicht gedeckte Vorgehen zu unterlassen. 

Der Vorstand der Bank hat anfangs als Rechtfertigung für die gewählte Vorgangsweise unter 
anderem die FMA-Mindeststandards (FMA-FXTT-MS) genannt, sowie auch auf zwei Klauseln in 
den Verträgen verwiesen, die das Vorgehen rechtfertigen würden. Nachdem die AK Tirol noch-
mals klargestellt hat, dass auch diese, seitens des Vorstandes der Bank vorgebrachten Argu-
mente das Vorgehen hinsichtlich der einseitigen Einführung eines „Konditionenaufschlages“ 
nicht rechtfertigen, hat der Vorstand der Bank im Zuge eines Gespräches mit AK Präsident Erwin 
Zangerl bestätigt, dass die angekündigte Vorgangsweise bzw. die Einführung eines Konditio-
nenaufschlages nicht durchgeführt wird und daher bei den betroffenen Kreditnehmern sämtliche 
bisherigen Konditionen gleich bestehen bleiben, es somit zu keinerlei Erhöhungen der Kondi-
tionen kommen wird. Es konnte somit nach Prüfung und Intervention der AK Tirol eine rasche 
außergerichtliche und für alle betroffenen Kreditnehmer vollständig positive Lösung in dieser 
Angelegenheit erzielt werden.

Freiwilliger Rechtsschutz / Klage gegen Maturareiseveranstalter 

Immer wieder sind Beschwerden gegen Maturareiseveranstalter zu verzeichnen, immer wieder 
wird von aggressiven Bewerbungen, regelmäßig hohen Reisepreisen und in der Folge zahlrei-
chen Mängeln bzw. Problemen bei der Durchführung der Reisen berichtet. Zur Geltendmachung 
eines konkreten Anspruches wurde seitens der AK Tirol freiwilliger Rechtsschutz für ein gericht-
liches Verfahren gewährt, da eine außergerichtliche Einigung in diesem Fall nicht möglich war. 
In dieser Rechtscausa wurde für zahlreiche Betroffene ein Entschädigungsbetrag in Höhe von 
1.750,40 Euro für diverse Mängel, wie mangelhafte Verpflegung, mangelhafte Unterbringung, 
mangelhaft erbrachte Zusatzleistungen usw. gerichtlich geltend gemacht.

Das Verfahren konnte letztlich mit einem sehr positiven Vergleich abgeschlossen werden. Die 
Betroffenen erhielten einen Entschädigungsbetrag in der Höhe von 150,- Euro pro Person, ins-
gesamt somit 1.200,- Euro. Das Ergebnis des Verfahrens war sehr positiv und hat die Notwen-
digkeit des gerichtlichen Vorgehens gegen diverse (Matura-)Reiseveranstalter bestätigt, welche 
außergerichtlich regelmäßig nur zu einer allenfalls minimalen, unzureichenden Entschädigungs-
leistung bereit sind.

Allgemeine Serviceleistungen
Erhebungen und Tests

Allgemeine Erhebungen und Tests			   32

Folgende Tests und Erhebungen sind im Speziellen zu erwähnen:

Grenzüberschreitende Preiserhebungen Lebensmittel und Drogerieartikel 

Die Konsumentenpolitische Abteilung hat zum wiederholten Male in Innsbruck und München 
die Preise ausgewählter identer Lebensmittel sowie ausgewählter identer Drogerieartikel erho-
ben und dabei wiederum durch nichts erklärbare eklatante Preisunterschiede festgestellt. Die 
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Ergebnisse dieser (vergleichenden) Preiserhebungen wurden entsprechend veröffentlicht und 
die zuständigen Behörden nachdrücklich aufgefordert, die sachlich nicht zu rechtfertigenden 
festgestellten „Österreich-Aufschläge“ (diskriminierende Preisgestaltung) abzustellen bzw. ent-
sprechende Legislativvorschläge auszuarbeiten, um Diskriminierungen von Konsumenten durch 
Handelskonzerne zu verhindern. 

Erhebung Dynamische Preisgestaltung (Nacherhebung)

Die Preise für ein- und dieselbe Dienstleistung können sich im Internet innerhalb weniger Minuten 
verändern. Manche sind personalisiert und je nach Endgerät, Tag und Ort unterschiedlich. Preis-
vergleiche werden damit erschwert und Transparenz geht verloren. Das zeigte die durchgeführte 
(Nach-)Erhebung von insgesamt 33 Preisabfragen von über 20 verschiedenen Endgeräten an 
sechs Tagen.

Erhebung der Getränkepreise in Tiroler Wirtshäusern (Nacherhebung)

Um die Getränkepreisentwicklung in Tirol im Blick zu behalten, erhob die AK Tirol auch 2017 
wieder Getränkepreise in 52 ausgewählten Wirtshäusern in allen Tiroler Bezirken. Im Vorjahres-
vergleich wurden die Durchschnittspreise je nach Getränk zwischen 0,41% und 8,70% erhöht. 
14 Betriebe nahmen keinerlei Preiserhöhungen vor. 

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten, Studien

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen			   13

Organisation von Projekten und Grundlagenarbeit			   4

Studie „die Tricks der Lebensversicherer“

Im Rahmen dieser Studie im Auftrag der AK Tirol wurden bei Lebensversicherungen Intranspa-
renz, hohe Gesamtkostenbelastung und teilweise trickreiche Produktgestaltung festgestellt. Die 
AK Tirol fordert Verbesserungen. Um einen Vergleich zu ermöglich und dem Verbraucher eine 
Entscheidungsgrundlage zu geben, ist es unabdingbar, die gesamte Kostensituation, inklusive 
Verlauf und Auswirkungen, darzustellen. Die Kalkulationsgrundlagen, die einem Tarif oder Ange-
bot zugrunde liegen, sind wichtig und entscheidend. Es müssen alle Parameter offen gelegt und 
transparent nachvollziehbar dargestellt werden. 

AK Präsident Erwin Zangerl: „Viele Konsumenten sind aufgrund der Komplexität der Produkte 
überfordert, die Enttäuschung nach Ablauf der Verträge ist oftmals groß. Wenn bei 30-jähriger 
Vertragslaufzeit, zusammen mit laufenden Verwaltungskosten, fünf Jahre lang fast 50 % des 
Geldes für die Bezahlung der Kosten verwendet werden, läuft etwas falsch.“ Eine Senkung der 
Gesamtkostenbelastung ist in allen Bereichen der Lebensversicherung notwendig, insbesondere 
auch bei den Verwaltungs- und Veranlagungskosten. Erforderlich wäre, klare rechtliche Rahmen-
bedingungen zu schaffen, um die Interessen der Konsumenten entsprechend zu wahren.
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Veranstaltung „Chemie im Essen“

Am 22.3.2017 fand die Veranstaltung „Chemie im Essen“ in der AK in Innsbruck (großer Saal) 
statt. Frau Mag. Hofi nger gestaltete einen sehr interessanten Vortrag und konnte im Anschluss 
zahlreiche Fragen des sehr interessierten Publikums fachkundig beantworten. Es konnten ca. 50 
Interessierte zu dieser Informationsveranstaltung begrüßt werden.

„Tag der Gesundheit und Ernährung“ im AK Konsumentencorner

Am 24.3.2017 hat die Veranstaltung „Ernährung und Gesundheit“ im AK Konsumentencorner 
stattgefunden. Insgesamt über 100 Interessierte konnten dabei begrüßt werden. Eine Diätologin, 
eine Physiotherapeutin, ein Sportmediziner und Fachleute von AK und VKI sowie der Apotheker-
kammer standen für Fragen und zur persönlichen Beratung zur Verfügung.

Veranstaltung „Erben, Schenken und Vorsorgen“ 

Im Rahmen von zwei Informationsveranstaltungen wurden die wichtigsten Fragestellungen zum 
Thema „Erben, Schenken und Vorsorgen“ behandelt und anhand praktischer Beispiele erläutert. 
Aufgrund der ab 2017 geltenden Änderungen in wesentlichen Bereichen des österreichischen 
Erbrechts bestand hoher Informationsbedarf. Ungebrochen stößt das Thema bei sehr vielen 
Konsumenten auf großes Interesse.

Maturareisen-Merkblatt

Wie in den vergangenen Jahren wurde auch im Jahre 2017 – unterstützt vom Landesschul-
rat für Tirol – ein „Maturareisen-Merkblatt“ erstellt. Bei diesem Merkblatt handelt es sich um 
wichtige konsumentenrechtliche Informationen und Tipps, die sich auch durch Anfragen bzw. 
Beschwerden Betroffener ergeben. Leider fallen gerade Maturareiseveranstalter immer wieder 
negativ durch aggressive Werbemethoden, unzulässige Leistungsänderungen vor der Abreise 
und Mängel bei der Reisedurchführung auf.

 Kostenlose Infoveranstaltung von AK und VKI Tirol!

Fr. 24. März 2017
von 9 bis 16 Uhr
AK Konsumentencorner
Maximilianstraße 9
Innsbruck

Fachleute von AK, VKI, WK und 
Apothekerkammer sowie eine 
Diätologin, eine Physiotherapeutin 
und ein Sportmediziner stehen 
für Fragen und zur persönlichen 
Beratung zur Verfügung.

Ernährung und Bewegung

Tag der 
Gesundheit

Blutdruck und

 Body-Mass-Index messen, 

Ernährung und Diäten,

 Sehtest, Sportmedizin 

u.v.m.
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Mi. 22. März, 19 Uhr
in der AK Tirol in Innsbruck
Maximilianstraße 7

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 1833 oder konsument@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

„Chemie“ im Essen: Unterschätzte Gefahr?
Lebensmittelzusatzstoffe (E-Nummern), Schadstoffe oder Arzneimittelrückstände in der 
Ernährung: Sind sie tatsächlich schädlich und eine Bedrohung oder ist die Diskussion nur 
Panikmache? Nährstoffspezialistin Mag. Karin Hofinger beleuchtet oft verharmloste, 
manchmal übertriebene und häufig unsachlich argumentierte Problemfelder. 

WIR SIND FÜR SIE DA!

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 3450 oder landeck@ak-tirol.com

Di. 19. September, 19 Uhr
in der AK Landeck
Malserstraße 11
Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

Schenken oder vererben?
Viele Menschen sind verunsichert, wie sie für ihre Nachkommen vorsorgen können, und 
fragen sich, welche Änderungen das neue Erbrecht seit 1. Jänner 2017 bringt. Notarsubstitut 
Dr. Christof Walser gibt u. a. Tipps zu Schenkung, Erbfolge, P� ichtteil, Testament oder Grund-
erwerbssteuer und erklärt, wie Sie teure Fehler vermeiden und die optimale Lösung � nden.

BEZIRKSKAMMER  LANDECK



DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

 18.380  Beratungen

 4.600  persönlich

 12.720  telefonisch

 1.240  schriftlich

770 außergerichtliche Interventionen

€ 108.810 erzielte außergerichtliche 

Vertretungserfolge

2 Klagen

2 abgeschlossene 

Verbandsklageverfahren

Betriebskosten-Check 

in den Bezirken

Wohn- 
und Mietrecht
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Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes,  
mit dem das Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 geändert wird

Mit der Novelle des Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes 1991 sollten vor allem Änderungen im 
Hinblick auf die im Gesetz enthaltenen Anforderungen an hypothekarisch gesicherte Kredite vor-
genommen werden. Die im Entwurf enthaltenen Änderungen wurden von der AK Tirol kritisiert.

Die Änderungen sahen vor, dass zukünftig auch Kredite mit einem Fixzinssatz über eine Dauer 
von mindestens zehn Jahren als anerkannte Finanzierungsform gelten soll. Dies wurde damit 
begründet, dass aufgrund des derzeit außerordentlich niedrigen Zinsniveaus am Kapitalmarkt 
verstärkt die Finanzierung mittels Fixzinssatz nachgefragt werde.

Der Entwurf verwies zwar auf die Voraussetzungen nach lit c Z1, 2 und 5 leg cit, denen zufolge 
ein Kredit etwa für den Erwerb einer Wohnung eine Laufzeit von 20 Jahren aufweisen muss, die 
Zinsen dekursiv berechnet werden und der Kreditgeber bei Gewährung einer Förderung für die 
Errichtung von Eigentumswohnungen einer entsprechenden Aufteilung des Pfandrechtes auf die 
Anteile der einzelnen Wohnungseigentümer zuzustimmen hat. Die eigentlich bedeutsame Frage 
der Höhe des Fixzinssatzes bei Kreditverträgen mit fixer Verzinsung war dem Gesetz aber nicht zu 
entnehmen. Es fehlte jegliche Regelung über die jeweils gültige Obergrenze für den Fixzinssatz.

Die geplante Bestimmung des § 6 Abs. 5 lit b TWFG wich vom bestehenden System des § 6 
TWFG ab, welches bisher von klaren Vorgaben für finanzierende Banken und Kreditinstitute ge-
tragen war. Die AK Tirol forderte daher die Einführung einer jeweils gültigen Obergrenze für den 
Fixzinssatz (angemessene Höhe zumindest zum Zeitpunkt der Kreditaufnahme) bei Krediten mit 
fixer Verzinsung in die Bestimmung des § 6 Abs. 5 lit b TWFG. Eine vorzeitige Tilgung eines fix 
verzinsten Verbraucherkredites hat in der Regel zur Folge, dass der Kreditnehmer eine Vorfällig-
keitsentschädigung an die Bank zu entrichten hat. Im Vergleich zu variabel verzinsten Krediten 
wurde somit für Verbraucher unter Umständen die vorzeitige Tilgung erschwert. Die AK Tirol 
regte daher an, in § 6 Abs. 5 lit b TWFG eine Regelung aufzunehmen, wonach Kreditverträge 
nach § 6 Abs. 5 lit b TWFG nur dann zulässig sein sollten, wenn diese ein unbeschränktes und 
kostenfreies vorzeitiges Tilgungsrecht für den Kreditnehmer vorsehen.

Gleichzeitig sah der Entwurf vor, dass bei Krediten mit variablem Zinssatz der Aufschlag auf den 
Referenzzinssatz von 1,75 % auf 1,5 % reduziert werden sollte, wobei im Fall eines negativen 
Referenzzinssatzes ein Wert von 0 % für die Berechnung des höchstzulässigen Sollzinssatzes 
herangezogen werden sollte. Die Rechtsfrage der Zulässigkeit einer Deckelung des Referenz-
zinssatzes von 0 % stand zu diesem Zeitpunkt im Zentrum der gerichtlichen Klärung durch den 
OGH. Die AK Tirol kritisierte die geplanten Änderungen, da mit dem Entwurf der endgültigen 
Klärung dieser Rechtsfrage vorgegriffen und eine Gesetzeslage geschaffen werden sollte, die 
womöglich höchstgerichtlicher Rechtsprechung zuwiderläuft.

Aufgrund der im Auftrag der AK Tirol geführten Verbandsklageverfahren wurden die Änderungen 
hinsichtlich der Voraussetzungen für Kredite mit variablem Zinssatz nicht in der geplanten Form 
umgesetzt, sondern die bestehende Variante beibehalten.

gevisions/Fotolia.com 
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Mitgliederinfo

2017 wurden zahlreiche Presseinterviews gegeben und Aussendungen durch die Abteilung erar-
beitet, insbesondere zu Themen wie leistbares Wohnen, zur Rechtslage bei Schimmel und kalter 
Wohnung, Schneeräumung und Richtwertmiete.

Hervorzuheben sind etwa:

Die Presseaussendung zur Mietvorschreibung und Mietnachforderung durch die JP Tirol 
GmbH & Co KG (ehemalige BUWOG-Wohnungen) samt Berichterstattung auf ORF.at und 
Tirol Heute

Im Juli 2017 erhielten mehrere Mieter ehemaliger BUWOG-Wohnungen ein Schreiben der neuen 
Eigentümerin JP Tirol GmbH & Co KG. Die Schreiben, die vom Verwalter versandt wurden, die-
nen einerseits einer Mietzinsanhebung, andererseits werden aber erhebliche Mietzinsnachfor-
derungen (36 Monate rückwirkend) geltend gemacht. Die Mietzinsnachforderungen betrugen im 
Einzelfall bis zu € 5.400,-. Die Vorgehensweise der neuen Eigentümerin, die noch bei Übernahme 
allen Mietern schriftlich zusicherte, dass sich nichts für sie ändern werde, war aus Sicht der AK 
Tirol nicht nachvollziehbar und jedenfalls teilweise nicht berechtigt. Die JP Tirol GmbH machte 
nämlich Forderungen geltend, die vor dem Zeitpunkt des Erwerbs der Liegenschaften lagen.

Neben der medialen Berichterstattung erfolgten außergerichtliche Interventionen, auf die der 
Verwalter zunächst nicht reagierte. Erst nach mehreren Urgenzen wurde kurz repliziert, ohne den 
Rechtsstandpunkt darzulegen. Vielmehr wurden die Mieter mit einem weiteren Schreiben wieder 
Mal zur Zahlung aufgefordert, widrigenfalls die Angelegenheit der rechtsfreundlichen Vertretung 
der JP Tirol GmbH & Co KG übergeben werde. Bislang wurden seitens der JP Tirol GmbH & Co 
keine rechtlichen Schritte gegen die Mieter eingeleitet, sodass die Klärung der Rechtsfrage noch 
nicht erfolgen konnte.

Presseaussendung zu einer weiteren Betrugsmasche auf Immobilienportalen

Im Rahmen der Beratungspraxis wurde vermehrt festgestellt, dass auf Immobilienportalen eine 
bislang noch nicht bekannte Betrugsmasche angewendet wird. So melden sich nun die Betrü-
ger mit tatsächlich bestehenden und auffindbaren Personen an, um etwa Mietwohnungen in 
Tirol günstig zu vermieten. Die Betrüger kommunizieren über die eMail-Adressen von tatsächlich 
existierenden Personen und mit eMail-Adressen bekannter (Tiroler) Unternehmen. Die Personen, 
deren Identitäten von den Betrügern missbräuchlich verwendet werden, stehen in keiner Verbin-
dung zu den Internetabzockern. Vielmehr geht die AK Tirol davon aus, dass die Identitäten der 
betroffenen Personen ohne deren Kenntnis kopiert werden und sich die Betrüger in Folge mit 
glaubwürdig erscheinenden Fake-Profilen auf den Immobilienportalen registrieren.

Nach längerem eMail-Verkehr werden Mietsuchende schließlich aufgefordert, eine Monatsmiete 
sowie eine sogenannte „Sicherheitsanleihe“ zu überweisen, obwohl sie die Wohnung selbst oder 
den Vermieter nie gesehen haben und nie ein Mietvertrag unterzeichnet wurde. Die AK Tirol rät 
in diesen Fällen dringend von einer Überweisung ab. Es droht der unwiederbringliche Verlust der 
getätigten Zahlung!
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Broschüren

Die Broschüren „Wohnrecht für Mieter von Genossenschaftswohnungen“ sowie „Studieren – 
Arbeiten Wohnen“ wurden überarbeitet. Es erfolgte der Nachdruck der Broschüre „Mietrecht für 
Mieter“, „Betriebskosten“, „Heizkostenabrechnung“, sowie des Merkblattes „Alles zur Kaution 
im Anwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes“.

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Recht			   5

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   29

Externe Vorträge und Schulungen			   2

Im Jahr 2017 fanden mehrere Sitzungen des Ausschusses Recht statt, wobei in der Sitzung vom 
18.04.2017 das Thema Wohnbeihilfe eingehend diskutiert wurde. Vor dem Hintergrund der Frage 
des „Leistbaren Wohnens“ wurde Herr Wilfried Hörtnagl vom Amt der Tiroler Landesregierung, 
Abteilung Wohnbauförderung, zu einem Vortrag zu den wohnrechtlichen Beihilfen eingeladen.

In seinem Vortrag ging Herr Hörtnagl insbesondere auf die für viele nicht nachvollziehbare Be-
rechnung des anerkannten Wohnungsaufwandes und des Familieneinkommens ein. In einem 
kurzen Exkurs wurde weiters auf das Verhältnis zwischen Mindestsicherung und der Wohnbei-
hilfe bzw. Mietzinsbeihilfe eingegangen. Laut Herrn Hörtnagl stellte gerade die Berechnung des 
Einkommens bei Personen ohne laufende Bezüge, die aber gleichzeitig Sozialleistungen erhal-
ten, eine gewisse Herausforderung dar.

Hinsichtlich der Berechnung des anerkannten Wohnungsaufwandes teilte Herr Hörtnagl mit, 
dass Tiroler GBV nun das Entgelt nicht pauschal, sondern aufgeschlüsselt darstellen würden. 
Die Aufschlüsselung des Entgeltes steht in einem direkten Zusammenhang mit den seitens der 
AK Tirol gegen die Tirol GBV geführten Abmahn- und Verbandsklageverfahren. Hervorzuheben 
ist dabei, dass die NHT die Forderung einer Aufschlüsselung des Entgeltes konstruktiv aufgegrif-
fen und die geforderten Änderungen freiwillig übernommen hat.

Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen  
und Aktivitäten sind besonders zu erwähnen:

Es wurde ein Vortrag zur Lage des Tiroler Wohnungsmarktes unter Berücksichtigung der Leistun-
gen der Tiroler Wohnbauförderung für die Tagung „Wohnbau zwischen Regulierung und Markt-
wirtschaft“ in Bozen (24. Mai 2017), veranstaltet von AFIIPL Arbeitsförderungsinstitut Bozen, der 
Trentino School of Management und der Arbeiterkammer Tirol, erstellt und präsentiert. Dabei 
wurde vor allem der Tiroler Miet- und Wohnungsmarkt und die demographische Entwicklung 
Tirols dargestellt sowie die in Tirol geltenden Bestimmungen (Bauordnung, Raumordnung und 
Wohnbauforderung) erklärt.
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Die bedeutendsten Gremien,  
in denen die Arbeiterkammer Tirol vertreten ist, sind:

Arbeitsgruppe der Tiroler Sozialpartner für Leistbares Wohnen

2017 wurde dem Landeshauptmann von Tirol das Endprotokoll des Gespräches zwischen den 
Experten des Landes Tirol sowie der Arbeitsgruppe übermittelt. Im Schreiben wurden noch ein-
mal die strittigen Punkte aufgezeigt und die teilweise formalistischen Standpunkte des Landes 
hinterfragt. In der Folge fand eine Wohnraum-Enquete, angeregt durch den Tiroler Landtag statt.

Landeselementarschadenskommission

Die Arbeiterkammer Tirol ist in der Landeskommission für private Elementarschäden vertreten. 
Die Kommission entscheidet im Auftrag der Tiroler Landesregierung über die Gewährung von Bei-
hilfen für private Elementarschäden. 2017 wurden insgesamt 166 Fälle bearbeitet und bei einer 
Gesamtschadenssumme von € 4.562.103,- Beihilfen im Ausmaß von € 1.471.100,- freigegeben.

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden etwa zu folgenden Themen durchgeführt:

In der BK Schwaz wurde ein Vortrag mit dem Titel „Fallen für Mieter und Vermieter“ gehalten, der 
von mehr als 70 Interessierten besucht worden ist. Weiters fand ein Vortragsabend zum Thema 
Miet- und Wohnrecht auch in der BK Lienz statt.

Di. 26. September, 19 Uhr
Volkshaus Lienz
Beda-Weber-Gasse 20

Anmeldung unter 0800/22 55 22 - 3550 oder lienz@ak-tirol.com

Auf Ihr Kommen freut sich

AK Präsident Erwin Zangerl

Fallen für Mieter und Vermieter
Wann gilt das Mietrechtsgesetz? Wie schauts aus mit Kündigung, Kaution oder Ausmalen? 
Was sind Betriebskosten? Wer bezahlt die Reparaturen und was tun bei Schimmel in der 
Wohnung? Das Mietrecht ist eine äußerst komplexe Materie. Worauf zu achten ist, 
und wie Sie Fallen vermeiden, erklärt die AK Wohnrechtsexpertin.

BEZIRKSKAMMER  LIENZ
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Individuelle Serviceleistungen
Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Wohn- und mietrechtliche Beratungen der AK Mitglieder
				  

	 IBK	 BK	       Summe 

persönliche Beratungsgespräche	 2.890	 1.710	 4.600

telefonische Beratung und Auskünfte	 10.820	 1.900	 12.720

schriftliche Anfragen / Beratungen	 980	 80	 1.060

Beratungen gesamt	 14.690	 3.690	 18.380

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

Mietrecht

■■ Prüfung von Mietverträgen
■■ Fragen zum Mietzins, Vergebührung des Mietvertrages und Vertragserrichtungskosten
■■ Prüfung von Betriebskosten- und Heizkostenabrechnungen
■■ Fragen zur Kündigung und Rückstellung der Mietwohnung (Ausmalen)
■■ Kautionsrückerstattung, Zurückzahlung des Finanzierungskostenbeitrages
■■ Fragen zu Erhaltungs- und Wartungsarbeiten im Mietrecht
■■ Tausch von Boilern, Heizthermen und sonstigen Wärmebereitungsgeräten
■■ Mietzinsminderung, Probleme mit dem Vermieter
■■ Mängel in der Mietwohnung, Schimmelbildung im Mietgegenstand
■■ Fragen zur Investition in die Mietwohnung
■■ Probleme mit dem Vermieter
■■ Anfragen zu Beihilfen und Förderungen (Mietzinsbeihilfe, Wohnbeihilfe)

Wohnungseigentum

■■ Prüfung von Wohnungseigentumsverträgen
■■ Überprüfung der Jahresabrechnung
■■ Fragen betreffend Wohnungseigentumsverwalter (Eigentümerversammlung,  

Rechnungslegung, Einsichtsrechte, Bestellung, Kündigung, Haftung)
■■ Fragen zur Beschlussfassung und Beschlussanfechtung im WEG
■■ Sanierung, Austausch von Fenstern, Lifteinbau udgl.
■■ Probleme mit „störenden“ Miteigentümern
■■ Anfragen zu Beihilfen und Förderungen (Wohnbeihilfe, Wohnbauförderung)

Heizkosten

■■ Überprüfung der Heizkostenabrechnung
■■ Wärme-Contracting und Fernwärme
■■ Anfragen zum Heizkostenabrechnungsgesetz

Kauf- und Übergabeverträge

■■ Prüfung von Kaufverträgen
■■ Zahlreiche Anfragen zu den Änderungen Grunderwerbsteuer 2016 
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Bauträger

■■ Prüfung zahlreicher Bauträgerverträge
■■ Gewährleistungsansprüche gegen Bauträger
■■ Baumängel
■■ Sicherungspflichten des Treuhänders
■■ Rücktritt vom Bauträgervertrag
■■ Wärme-Contracting und Fernwärme

Nachbarschaftsrecht

■■ Zahlreiche Beschwerden über störende, lärmende, grillende Nachbarn

Immobilienmakler

■■ Prüfung von Vermittlungsaufträgen
■■ Fragen zum Provisionsanspruch und Rücktritt vom Vermittlungsauftrag
■■ Fragen zu Pflichten des Immobilienmaklers

Außergerichtliche Vertretungen der AK Mitglieder, Interventionen

	 IBK	 BK	       Summe 

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle	 750	 20	 770

für die AK Mitglieder erzielte Vertretungserfolge in außergerichtlichen Interventionsfällen in €	 108.810		  108.810

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:

Kaution

Kaum ein Thema spielt in der mietrechtlichen Beratung der AK Tirol eine derart große Rolle wie 
die Frage der Kaution. Kein Wunder, hier geht es um viel Geld und bestehen zwischen Vermieter 
und Mieter oft Auffassungsunterschiede in der Frage der ordnungsgemäßen Wohnungsrück-
stellung. Nach wie vor verlangen zahlreiche Vermieter von ihren Mietern das Ausmalen am Ende 
des Mietverhältnisses und dies meist zu Unrecht. In mehreren Fällen musste festgestellt werden, 
dass gewerbliche Vermieter die Kaution entgegen den gesetzlichen Bestimmungen nicht rück-
erstatten.

Schimmel

Nach wie vor häufen sich Anfragen zum Thema Schimmelbildung, sodass in Verbindung mit 
Feuchte und Schimmel in der Wohnung zahlreiche Interventionen und die Geltendmachung 
von Mietzinsminderungsansprüchen für unsere Mitglieder erfolgt sind. Kann eine Mietwohnung 
nämlich nicht vertragskonform benützt werden, steht dem Mieter ein Recht auf vorübergehende  
Herabsetzung des Mietzinses zu. In der Beratungspraxis wird auch besonders Bedacht auf das 
im Falle einer Mietzinsminderung bestehende Risiko einer Räumungsklage genommen, und wer-
den Tipps zur Minimierung eines möglichen Klagsrisikos gegeben.
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Betriebskosten

Betriebskostenabrechnungen sind für Mieter oft Anstoß zum Ärgernis und es stellt sich für den 
Mieter oft die Frage, welche Kosten der Vermieter eigentlich weiterverrechnen darf. Gerade bei 
privaten Vermietern sind die Abrechnungen oft fehlerhaft. So werden gerade Mietern von vermie-
teten Eigentumswohnungen Rücklagen und Instandhaltungskosten weiterverrechnet.

Bauträgerverträge

Aufgrund des auch 2017 fortgesetzten Baubooms in Tirol wurden wieder zahlreiche Bauträger-
verträge sowie Kauf- und Wohnungseigentumsverträge geprüft. Die Prüfung dieser Verträge ist 
zeitaufwendig, verschafft der AK Tirol aber die Möglichkeit zur Überprüfung der Preislage am 
freien Wohnungsmarkt in Tirol. Ein signifikantes Sinken der Kaufpreise konnte nicht festgestellt 
werden, die Kaufpreise bewegen sich in Relation zu den Einkommen der Käufer nach wie vor auf 
höchstem Niveau.

Wohnungseigentum

Fragen zum Verwalter oder zur Beschlussfassung waren auch 2017 Inhalt zahlreicher Beratungs-
gespräche. Thematisch betreffen diese vor allem die Durchführung von Sanierungs- oder In-
standhaltungsmaßnahmen durch den Verwalter, die Verweigerung von Einsichtsrechten durch 
den Verwalter und allgemeine Auskünfte zu den rechtlichen Kompetenzen und Pflichten des 
Verwalters.

Rechtsschutz

Gerichtliche Verfahren im Rahmen des Freiwilligen Rechtsschutzes 

für die AK Mitglieder neu eingebrachte Klagen			   2

abgeschlossene gerichtliche Verfahren			   2

für die AK Mitglieder erzielte Vertretungserfolge in gerichtlichen Musterverfahren in €			   23.910

Erläuterungen zu den Rechtsschutzfällen 2017:

Abgeschlossene Rechtsschutzverfahren

2017 wurden zwei Rechtsschutzverfahren abgeschlossen, mehrere Rechtsschutzfälle sind wei-
ter gerichtsanhängig. 

Exemplarisch wird auf nachstehenden Fall verwiesen:

Für zwei Mitglieder als Mieter wurde freiwilliger Rechtsschutz gegen die Räumungsklage ihres 
Vermieters gewährt. Zusammenfassend bewohnt die Familie der AK Mitglieder ein Einfamilien-
haus in Tirol. Das Haus war zu Beginn des Mietverhältnisses bereits sanierungsbedürftig, sodass 
der Mietvertrag unter der Bedingung, dass der Vermieter die bestehenden Mängel saniert, ab-
geschlossen wurde. 
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Nach Beginn des Mietverhältnisses wurden die Schäden am Haus entgegen der Zusage vom 
Vermieter nicht mehr saniert, sodass eindringendes Wasser, Feuchtigkeit und Schimmel ein ord-
nungsgemäßes Bewohnen des Hauses sukzessive verunmöglichte.

Aufgrund des Gebäudezustandes untersagte die Bezirkshauptmannschaft in der Folge mit Be-
scheid dem Vermieter die Benützung des gesamten Hauses. Es bestand zumindest seit Beginn 
des gegenständlichen Mietverhältnisses für das gesamte Haus, jedenfalls aber für das erste 
Obergeschoß keine baurechtliche Benützungsbewilligung, was der Familie nicht bekannt bzw. 
ihnen vom Vermieter verschwiegen worden war. Wenig später trat aufgrund der Schimmel- 
bildungen letztlich die Kinder- und Jugendhilfe der Bezirkshauptmannschaft auf den Plan, wobei 
den Mietern nahegelegt wurde, das Haus aufgrund der bestehenden massiven Gesundheitsge-
fährdung zufolge der Schimmelbildungen umgehend zu räumen.

Vor diesem Hintergrund begann der Vermieter die Mieter zu einem Auszug zu drängen und wur-
de versucht, das Mietverhältnis „einvernehmlich“ zur Auflösung zu bringen sowie die Mieter 
zur Räumung des Hauses zu bewegen. Dass es für eine Familie mit 3 erwachsenen Personen,  
3 Kindern und 3 Hunden unter diesen Umständen nicht einfach sein würde, in kürzester Zeit ein 
Ersatzobjekt zu finden, ist ohne weiteres nachvollziehbar. Nachdem die Mängel dazu führten, 
dass der Familie nur mehr ein Wohnraum insgesamt zur Nutzung zur Verfügung stand, wurde 
von den Mietern zunächst die Miete reduziert und als diese Maßnahme ohne Wirkung blieb, die 
Mietzahlungen an den Vermieter gänzlich eingestellt. Da die Mietzahlungen ausblieben, brachte 
der Vermieter schließlich eine Räumungsklage gegen die Mieter ein.

Die Mieter stellten zunächst einen Antrag auf Verfahrenshilfe, der vom Gericht aber abgelehnt 
wurde. In der Folge brachte der Vermieter einen vorbereitenden Schriftsatz ein, in welchem er 
den Streitwert auf € 5.400,- plus Zinsen ausgedehnt hat. Die AK Tirol gewährte aufgrund der 
gesamten Rahmenbedingungen freiwilligen Rechtsschutz, um die Familie (die sich zu diesem 
Zeitpunkt bereits auf der Suche nach einem neuen Mietobjekt befand) zu unterstützen und vor 
einer drohenden Delogierung zu bewahren.

Aufgrund des Einschreitens der AK Tirol konnte schließlich im Verfahren ein für die Mieter posi-
tiver Vergleich erzielt werden. Statt des geforderten Betrages von € 5.400,- verpflichteten sich 
die Mieter zur Bezahlung eines Betrages von € 1.600,-, verbunden mit einer Ratenzahlungsver-
einbarung zu 17 monatlichen Raten. Gleichzeitig verblieb den Mietern ausreichend Zeit, um ein 
neues Mietobjekt zu finden, in das die Familie in der Folge übersiedelte.

Verbandsklageverfahren

2017 wurden zwei Verbandsklageverfahren zu Mietvertragsklauseln gemeinnütziger Bauträger 
zur Vorlage beim OGH gebracht und entschieden.

Verbandsklageverfahren gegen die Alpenländische Heimstätte  
Gemeinnützige Wohnbau- und Siedlungsgesellschaft mbH

Folgende Vertragsbestimmungen sind nach Ansicht des Höchstgerichts unzulässig: 

„Der Mietgegenstand darf nur zu Wohnzwecken verwendet werden. Eine andere Art der Benüt-
zung des Mietgegenstands ist nur mit Zustimmung der Vermieterin gestattet“ (Klausel 2). Die 
Klausel sei so zu verstehen, dass die Vermieterin vorgelagert schon allein entscheiden könne, 
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welche Tätigkeiten noch „Wohnzwecken“ zuordenbar seien, und welche nicht mehr, weshalb es 
im Ergebnis im Belieben der Vermieterin stehe, die von der Klausel geforderte Zustimmung zu 
erteilen oder zu verweigern. Dies spielt schon insofern eine Rolle, als eine Abgrenzung, ob noch 
der Wohnzweck im Vordergrund steht, schwierig sein kann. Wie schon die Vorinstanzen befand 
auch der OGH die Klausel für gröblich benachteiligend (§ 879 Abs. 3 ABGB). Dass für eine 
Umwidmung einer Eigentumswohnung (§ 16 WEG) die Zustimmung aller Wohnungseigentümer 
erforderlich ist, könne nicht zu einer anderen Beurteilung führen, zumal es hier um einen Mietver-
trag gehe, und nicht um die Rechte und Pflichten eines Wohnungskäufers. 

„Die Höhe der Entgeltbestandteile wird nach den Bestimmungen des Wohnungsgemeinnützig-
keitsgesetzes kalkuliert“ (Klausel 4). Die Vermieterin ist berechtigt und verpflichtet, eine nach 
den Bestimmungen des WGG samt Durchführungsverordnungen und dem Wohnbauförderungs-
gesetz sich ergebenden kostendeckenden Mietzins (inklusive Verwaltungskosten) zu begehren, 
wobei die nach den genannten Bestimmungen jeweils zulässigen Höchstsätze als vereinbart 
gelten, jedoch nicht überschritten werden dürfen. „Eine Anpassung des Mietzinses ist daher 
jederzeit unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zulässig, wenn dies zur Deckung der 
Finanzierungskosten und der Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Baulichkeit sowie der 
Kosten für die Wirtschaftsführung der Vermieterin (Verwaltungskosten) erforderlich ist, insbe-
sondere daher bei Neuordnung steuerlicher Maßnahmen und Gebühren, sowie Änderungen der 
Finanzierung oder der Bedingung der Darlehensverträge (Förderungszusagen)“ (Klausel 6).

Wie das Erstgericht erklärte auch der OGH beide Klauseln für intransparent, während das Beru-
fungsgericht zuvor nur Klausel 6 verboten hatte: Auch im Anwendungsbereich des WGG müssen 
Entgeltbildungsvorschriften hinreichend deutlich, also transparent sein (§ 6 Abs. 3 KSchG), es 
müsse demnach für einen durchschnittlichen Verbraucher verständlich sein, wie sich das Ent-
gelt zusammensetzt und gegebenenfalls ändern könnte. Diesen Vorgaben würden die beiden 
Klauseln nicht genügen: Aus Klausel 4 ergebe sich lediglich, dass das Entgelt nach dem WGG 
vereinbart werde, auch in Klausel 6 wird keine einzige Bestimmung des WGG genannt und nicht 
einmal klargestellt, ob ein kostendeckender Mietzins nach § 14 WGG oder ein richtwertorientier-
tes Entgelt iSd § 13 Abs 6 WGG gelten solle, weshalb die beiden Klauseln in ihrer Gesamtheit 
(also auch sofern sie regeln, wie sich das Entgelt ändern könnte) unzulässig sind: Es müssten 
zumindest jene Bestimmungen des WGG konkretisiert werden, auf denen die vertragliche Ent-
geltfestsetzung beruhe; weiters müssten auch die einzelnen Bestandteile, aus denen sich das 
Entgelt zusammensetzt, aufgeschlüsselt werden.

Dass Mietinteressenten vor Vertragsabschluss Unterlagen übermittelt wurden, aus denen  
Mietenkalkulationen und Berechnungsmethoden hervorgegangen wären, könne an dieser Beur-
teilung nichts ändern, da es auf die Vorgehensweise im Einzelfall im Verbandsverfahren nicht an-
komme und die Unterlagen im konkreten Fall dem Vertrag ohnehin nicht angeschlossen waren. 
Die Frage, ob die Intransparenz durch lückenlos angeschlossene Unterlagen mit Erklärungen 
beseitigt werden hätte können, kann daher offen gelassen werden. 

„Als für die Vermieterin wichtiger und bedeutsamer Kündigungsgrund gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 
MRG wird mangelnde Förderungswürdigkeit oder ein Verstoß gegen die beiliegenden Förde-
rungsbedingungen bzw. eine vertragswidrige Verwendung durch den Mieter, die zu einem Entzug 
der Wohnbauförderung führt, vereinbart“ (Klausel 11). Die Vereinbarung zusätzlicher, bestimmt 
bezeichneter Kündigungsgründe ist schon gemäß § 30 Abs. 2 Z 13 MRG grundsätzlich zulässig 
und auch für geförderte Wohnungen möglich. Ein solcher Kündigungsgrund muss aber für den 
Vermieter objektiv bedeutsam und den sonst in Abs. 2 leg cit angeführten Gründen zumindest 
nahe kommen. Zudem hat er sich an den Vorgaben des § 28 WFG (Wohnbauförderungsgesetz 
1984) zu orientieren, soweit es um die Bedeutsamkeit des Verhaltens des Mieters geht (also um 
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die Gewährung von Förderungen an die GBV). Welches Verhalten Mieter meiden sollten, um sich 
nicht der Gefahr der Kündigung auszusetzen, umschreibt die Klausel jedoch zu wenig präzise: 
Mieter könnten daher nur schwer einschätzen, wann sie nicht mehr als förderungswürdig ange-
sehen werden könnten und welches Verhalten zur Kündigung geförderter Kredite führen kann. 
Wie schon die Vorinstanzen beurteilt der OGH die Klausel daher als intransparent. 

„Der Mieter ist nicht berechtigt, den Mietgegenstand oder Teile davon, entgeltlich oder unent-
geltlich, „unterzuvermieten“, Dritten zur Verfügung zu stellen oder in sonst irgendeiner Weise 
weiter zu geben, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund gegen die Unterver-
mietung liegt insbesondere vor, wenn (...) eine in Anspruch genommene Förderung im Rahmen 
des Tiroler Wohnbauförderungsgesetzes die Nutzung des Mietgegenstands durch den Mieter 
voraussetzt“ (Klausel 19). Wie schon das Berufungsgericht (anders als noch das Erstgericht) 
erklärte auch der OGH die vorliegende Klausel für intransparent: Da zum einen jegliche Weiter-
gabe des Mietgegenstandes verboten werde – egal ob entgeltlich oder unentgeltlich – und zum 
anderen ein „Untervermietverbot“ näher konkretisiert wird, eine Abgrenzung im Hinblick auf die 
Formulierung der Klausel aber nicht möglich sei, werde Mietern ein unklares Bild ihrer Vertrags-
position vermittelt. 

Verbandsklageverfahren gegen die Gemeinnützige  
Bau- und Siedlungsgenossenschaft Frieden

Unzulässig sind nach Ansicht des OGH folgende Klauseln: 

„Als wichtiger und bedeutsamer Umstand für den Vermieter in Bezug auf die Auflösung des 
Nutzungsverhältnisses und damit als wichtiger Kündigungsgrund ist – neben den in den §§ 30ff 
MRG genannten – auch anzusehen, wenn der Mieter nach dem Tiroler Wohnbauförderungsge-
setz 1991 nicht förderungswürdig ist und aus diesem Grund der Vermieter Gefahr läuft, selbst 
erhaltene Förderungen zurückzahlen zu müssen oder beantragte Förderungen nicht zu erhalten. 
Die mangelnde Förderungswürdigkeit des Mieters kann sich nach den Förderungsrichtlinien zum 
Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 insbesondere daraus ergeben – dass der Mieter nicht 
binnen sechs Monaten nach Bezug des Nutzungsgegenstandes die Rechte an der davor be-
nützten Wohnung endgültig aufgibt und trotz Aufforderung die Nachweise darüber nicht vorlegt 
oder – dass der Mieter in seinem Förderungsansuchen unrichtige Angaben über sein Einkom-
men oder die Anzahl der einziehenden Personen gemacht hat, wenn er nach den wahren Verhält-
nissen die Förderung nicht erhalten hätte“ (Klausel 13).

Der OGH bestätigt im Grunde die Entscheidung des Berufungsgerichtes, wonach allein durch 
das bloß beispielhafte Anführen zweier Fälle mangelnder Förderungswürdigkeit nach den Förde-
rungsrichtlinien zum TWFG 1991 der durchschnittliche und damit juristisch ungebildete Mieter 
keine vollständige Information über die weiteren in der Klausel nicht ausdrücklich angeführten 
Kündigungsmöglichkeiten nach förderungsrechtlichen Bestimmungen erhält. Der OGH geht da-
von aus, dass dem Mieter nicht einmal der Auffindungsort der hinsichtlich ihrer Normenqualität 
nicht näher beschriebenen „Förderungsrichtlinien“ bekannt sein wird, sodass der Verbraucher 
daher darauf angewiesen ist, sich die benötigten Gesetzesstellen und Richtlinienbestimmungen 
„zusammenzusuchen“.

Die Wortfolgen „nicht förderungswürdig“, „mangelnde Förderungswürdigkeit“ und „Gefahr läuft“, 
sind eine zu wenig präzise Beschreibung dafür, welches Verhalten, welche Umstände und/oder 
welche künftigen Ereignisse zu einer Auflösung des Mietvertrages führen können. Daran ändert 
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auch der – als Konkretisierung des Begriffs der Förderungswürdigkeit gedachte – Hinweis auf 
das Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 und das Anführen zweier Beispielfälle nach den 
Förderungsrichtlinien zum Tiroler Wohnbauförderungsgesetz 1991 nichts. Die Klausel verweist 
dabei zur näheren Determinierung der fehlenden Förderungswürdigkeit zunächst auf das Gesetz 
als solches, in der nachfolgenden Darstellung nimmt sie hingegen auf dazu ergangene „Förde-
rungsrichtlinien“ Bezug. Insgesamt ist daher die Klausel intransparent im Sinne des § 6 Abs. 3 
KSchG und damit unzulässig.

„Der Vermieter kann seine Zustimmung zu einer wesentlichen Veränderung oder Verbesserung 
– sofern nicht ein Fall des § 9 Abs. 2 MRG vorliegt – von der Verpflichtung des Mieters zur 
Wiederherstellung des früheren Zustandes bei der Zurückstellung des Nutzungsgegenstandes 
abhängig machen“ (Klausel 38). Der OGH bestätigt die rechtliche Beurteilung der Vorinstanz 
und folgt der unsererseits vertretenen Auffassung. So sind auch solche Klauseln nach § 6 Abs. 
3 KSchG intransparent, wenn sie dabei dem Verbraucher ein unrichtiges Bild der Rechtslage 
vermitteln und geeignet sind, den Vertragspartner des Verwenders von der Durchsetzung seiner 
Rechte abzuhalten. 

Laut OGH ist dies konkret bei der gebotenen kundenfeindlichsten Auslegung der Klausel der Fall. 
Die Erkennbarkeit der Rechtslage wird dadurch beeinträchtigt, dass die Klausel den Eindruck er-
weckt, dass der Vermieter generell seine Zustimmung zu einer wesentlichen Veränderung oder 
Verbesserung von der Verpflichtung des Mieters zur Wiederherstellung des früheren Zustandes 
bei der Zurückstellung des Nutzungsgegenstandes abhängig machen könne und dass dies nur 
in (wenigen) Ausnahmefällen nicht möglich sei. Der bloße Hinweis auf § 9 Abs. 2 MRG lässt nicht 
erkennen, wie umfangreich die gesetzlichen Ausnahmetatbestände sind und dass der Vermieter 
eine Vielzahl von wesentlichen Veränderungen zulassen muss, ohne dass sich der Mieter zur 
Wiederherstellung zu verpflichten hat.

„Die Außenseite des Nutzungsgegenstandes wird nicht mit in Nutzung gegeben. Der Mieter darf 
daher daran grundsätzlich nichts verändern und insbesondere das äußere Erscheinungsbild des 
Bauwerkes nicht beeinträchtigen. Die Anbringung von Vorrichtungen und Aufschriften an Fassa-
den oder sonstigen allgemeinen Teilen des Bauwerkes ist ohne vorhergehende Zustimmung des 
Vermieters unzulässig“ (Klausel 40). Laut OGH vermittelt die beanstandete Klausel den Eindruck, 
dass alle Veränderungen an der Außenseite des Nutzungsgegenstandes der Zustimmung des 
Vermieters bedürfen. Dieser Eindruck entspricht nicht der geltenden Rechtslage, sodass die 
Klausel gegen § 6 Abs. 3 KSchG verstößt. 

Dass der Mieter, der Veränderungen eigenmächtig vornimmt, damit möglicherweise den Besitz 
des Vermieters stört, ändert nichts daran, dass die Klausel den Mieter über seine aus dem MRG 
erfließenden Rechte im Unklaren lässt. Auch der Hauptmieter, der eine wesentliche Veränderung 
ohne Anzeige und Einholung der Zustimmung des Vermieters vorgenommen hat, ist berechtigt, 
im außerstreitigen Verfahren nachträglich die Zustimmung des Vermieters einzuholen. Die Klau-
sel 40 ist demnach jedenfalls deshalb unzulässig, weil sie gegen das Transparenzgebot des § 6 
Abs. 3 KSchG verstößt.
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Allgemeine Serviceleistungen
Erhebungen und Tests

Erhebungen und Tests			   13

AK Mietpreisspiegel 2017

Die AK Tirol hat auch 2017 die aus der Beratungspraxis gewonnenen Mietpreise sowie die 
Mietangaben der in Tiroler Tagesmedien und Onlineportalen angebotenen Wohnungen erhoben.

Fortsetzung der Kooperation der ÖH Innsbruck mit der AK Tirol 

2017 wandten sich wieder zahlreiche Studierende im Rahmen der Kooperation mit Fragen zum 
Mietrecht an die AK Tirol. Nach wie vor stellt der Auszug einzelner Mieter aus einer WG ein gro-
ßes Problem dar. Ebenso häufig sind Fragen zur Mietzinsminderung wegen Schimmelbildung.

Vollversammlungsanträge

Für die 171. Vollversammlung der AK Tirol wurde ein Antrag mit dem Titel „Anwendbarkeit des  
§ 35 Mietrechtsgesetz auch auf befristete Mietverträge, die mit Zeitablauf enden“ erstellt. Aus 
der Beratungspraxis zeigt sich, dass gerade im Teilanwendungsbereich des MRG besonders 
häufig befristete Mietverträge abgeschlossen werden und sich Mieter vielfach nicht über die 
Rechtsfolgen eines auslaufenden Mietvertrages im Klaren sind. Zunächst übersehen zahlreiche 
Mieter die Tatsache, dass bei Mietvertragsabschluss das automatische Ende des Mietverhält-
nisses bereits vereinbart worden ist, woraus sich auch der späteste Zeitpunkt für die Rückstel-
lung der Mietwohnung an den Vermieter ergibt. Des Weiteren gehen Mieter irrtümlich davon 
aus, dass der Vermieter vor Auslaufen des Mietvertrages rechtzeitig einen Verlängerungswunsch 
bekanntzugeben hat.

Imst

Innsbruck-Land

Innsbruck-Stadt

Kitzbühel

Kufstein

Landeck

Lienz

Reutte

Schwaz

€ 6 € 7 € 8 € 9 € 10 € 11 € 12 € 13 € 14
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In anderen Fällen gehen Mieter zu Unrecht davon aus, dass der Mietvertrag vom Vermieter so-
wieso verlängert werden muss, insbesondere wenn es sich um eine Familie oder um Alleiner-
ziehende handelt. Unterbreitet der Vermieter kurz vor Ablauf des Mietvertrages dem Mieter eine 
Vertragsverlängerung, so ist dieses in vielen Fällen mit spürbaren Mietzinsanhebungen verbun-
den. In allen oben stehenden aufgezeigten Fällen verbleibt für die betroffenen Mieter wenig bis 
gar keine Zeit, um eine neue passende und finanzierbare Mietwohnung zu finden.

Im Interesse der Mieter sollte der Gesetzgeber daher die Möglichkeit schaffen, dass auch im  
Falle des Ablaufes eines befristeten Mietvertrages § 35 MRG sinngemäß angewendet werden 
kann. Der Vermieter sollte jedoch die Möglichkeit haben, die Anwendung des § 35 MRG abzu-
wenden, indem er bis spätestens 3 Monate vor Ablauf des Mietverhältnisses dem Mieter schrift-
lich mitteilt, ob und falls ja, zu welchen Konditionen das Mietverhältnis verlängert wird. 

Für die 172. Vollversammlung wurde ein Antrag mit dem Titel „Zweckbindung der Rück-
flüsse aus gewährten Wohnbauförderungsdarlehen – soziale Wohnbauoffensive“ erstellt.

Im Antrag wird noch einmal auf die negative Entwicklung des Tiroler Immobilienmarktes seit 
2007 hingewiesen. Der Markt ist nach wie vor von einem hohen Kaufinteresse geprägt, das den 
Erwerb einer Wohnung in der Landeshauptstadt und in manchen Bezirken nahezu unmöglich 
macht. Da diese prekäre Situation von den politisch Verantwortlichen lange Zeit unterschätzt 
wurde und bislang keine wirksamen Gegenmaßnahmen gesetzt worden sind, wurde ein weiteres 
Mal die Forderungen nach einer großangelegten sozialen Wohnbauoffensive angemeldet. 

Der Tiroler Wohnbauförderung als einem der zentralen Steuerungsinstrumente des sozialen 
Wohnbaus kommt hier eine tragende Rolle zu, um der Tiroler Bevölkerung wieder einen leistba-
ren Wohnraum zur Verfügung stellen zu können. Da nun mit 2018 der Wohnbauförderungsbeitrag 
zu einer ausschließlichen Landesabgabe mit Abgabenhoheit des Landes umgestaltet worden ist, 
wurde seitens der AK Tirol die Wiedereinführung der Zweckbindung des Wohnbauförderungs-
beitrages gefordert. Die neue Rechtslage sollte für eine wirksame soziale Wohnbauoffensive 
genützt werden, um der bestehende Marktlage wirksam entgegentreten zu können.

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Projekten und Grundlagenarbeit			   2

Betriebskosten-Check der Arbeiterkammer Tirol

Auch 2017 wurden von den Experten der Wohn- und Mietrechtsabteilung die Betriebskosten von 
AK Mitgliedern vor Ort in den Bezirken zusätzlich zu den regulären Beratungen der Arbeiterkam-
mer in Innsbruck geprüft. Die von der AK Tirol aufgezeigten Probleme (z.B. im Rahmen beschlos-
sener Anträge der Kammervollversammlung) hinsichtlich der Vereinbarung von Nutzungs- bzw. 
Instandhaltungskosten bestehen nach wie vor. So wurde wieder offensichtlich, dass im Bereich 
von Anlegerwohnungen und Mietgegenständen in Ein- und Zweifamilienhäusern erhebliche 
Rechtsunsicherheiten bestehen. Folglich werden Vereinbarungen getroffen, die letztlich durch 
ein Gericht ausgelegt werden müssen. Gerade bei vermieteten Eigentumswohnungen fällt weiter 
auf, dass die an die Eigentümer gerichteten Abrechnungen den Mietern als Jahresabrechnung 
unzulässigerweise vorgelegt werden.
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:
13 Gesetzesbegutachtungen25 Stellungnahmen zu Verordnungen und Studienplänen

14.640 Beratungen

2.484 positiv bearbeitete Anträge € 1.571 Mio für Aus- und Weiter-bildungsbeihilfen

790 Schüler 
bei 160 AK-geförderten, kosten-günstigen Nachhilfekursen im BFI

1.332 Schüler 
bei 59 Veranstaltungen „Wirtschaftsplanspiele“

4.440 Schüler 
bei 204 Veranstaltungen „Schau aufs Geld“

831 Schüler 
bei 47 Veranstaltungen „Bewerbungstraining“

6.245 My Future Mappen an Schulen verteilt

819 Schüler 
bei 41 Vorträgen an den Schulen
440 Personen 
bei 23 Veranstaltungen „Bibliotheksrecherche“

496 Kinder und Schüler beim Bilderbuchkino

106.820 Besucher in der AK Bücherei

338.300 Entlehnungen in der AK Bücherei (inkl. digital)

Bildung und Kultur

Rawpixel/Fotolia.com
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Kollektive Interessenvertretungen
Begutachtungen und Stellungnahmen

Bundesgesetze			   13

Verordnungen und Studienpläne			   25

Stellungnahmen zu Gutachten, Einzelfall- und sonstigen Entscheidungen			   3

Folgende Begutachtungen sind 2017 besonders zu erwähnen:

■■ Tiroler Schulorganisationsgesetze
■■ Dienstrechts-Novelle 2017 – Bildungsreform
■■ Bundesgesetz, mit dem das Hochschulgesetz 2005, das Schulorganisationsgesetz  

und das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz geändert wurden 
■■ Verordnung der Bundesministerin für Bildung über die Durchführung des  

automationsunterstützten Datenverkehrs in Verfahren vor den Schülerbeihilfenbehörden
■■ Verordnung mit der die Schulzeitverordnung geändert wird
■■ Verordnung über die Lehrpläne für Berufsschulen (Lehrplan 2016)
■■ Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft  

über die Vergabe von Studienabschluss-Stipendien

Mitgliederinfo

Presseaussendungen, Medienberichte, Interviews			   28

Broschüren (Neuauflagen und Überarbeitungen)			   12   

Die Ergebnisse der Nachhilfestudie und die Nachhilfekurse wurden von den Medien mit Interesse 
verfolgt und führten zu etlichen Presseanfragen bzw. Berichterstattungen in den Medien. Ein In-
terview zum Thema der Berufsorientierung wurde österreichweit ausgestrahlt und die Eröffnung 
der AK werkstatt fand sich ebenfalls in den Medien wieder. 

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Sitzungen Ausschuss Bildung			   7

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   159

Externe Vorträge und Schulungen			   21

Rawpixel/Fotolia.com
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Folgende Besprechungen bzw. Veranstaltungen und Aktivitäten  
sind besonders zu erwähnen:

Bei den Sitzungen mit den anderen Tiroler Fördergebern im Bereich der Bildung wurden immer 
wieder seitens der AK Tirol aktiv Anfragen für Förderungen neuer Bildungsangebote eingebracht.

Mit den Vorträgen zur stressfreien Lehrabschlussprüfung nehmen Berufsschüler die AK Tirol als 
eine sehr wichtige Informationsquelle für die bevorstehende Prüfung wahr. 

In den Ausschuss-Sitzungen Bildung wurden vor allem  
folgende Themenbereiche behandelt:

Anträge und Beschlüsse der Vollversammlung, Arbeitsschwerpunkte, Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfe, Nachhilfemonitoring, Studie Werkmeisterabsolventen, Berufsorientierungs-
mappen My Future, My Future Plus und Erweiterung AHS Oberstufe, die AK Tirol Bildungsbei-
hilfen, die Informationsveranstaltungen, die Bildungsberatung, die AK Bibliothek und Berichte 
von den diversen Veranstaltungen, Vorstellung der aktuellen Situation des bfi Tirol;

Die bedeutendsten Gremien, in denen die AK Tirol vertreten ist, sind:

■■ Kollegium des LSR für Tirol 
■■ MCI Beirat
■■ Generalversammlung und Vorstand MZT 
■■ FÖAM Gruppe (Förderung von Ausbildungsmaßnahmen)
■■ Arbeitsgruppe Berufsorientierung
■■ Vorstand VHS Tirol 

Externe Vorträge und Schulungen  
wurden v.a. zu folgenden Themen durchgeführt:

Im Rahmen der AK werkstatt wurden Tipps zur Lehrabschlussprüfung gegeben und schülerge-
recht die Grundlagen einer erfolgreichen Bewerbung besprochen. 

In etlichen Vorträgen konnten Lehrende und andere zukünftige Multiplikatoren auf das umfang-
reiche Angebot der AK Tirol aufmerksam gemacht werden. 
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Individuelle Serviceleistungen
Bildungsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Bildungsberatungen der AK Mitglieder
			   IBK	 BK	  Summe 

persönliche Beratungsgespräche			   1.440	 570	 2.010

telefonische Beratung und Auskünfte			   10.540	 1.270	 11.810

schriftliche Anfragen / Beratungen			   780	 40	 820

Beratungen gesamt			   12.760	 1.880	 14.640

2017 waren vor allem Beratungen zu folgenden Themen gefragt:

■■ Fragen zur beruflichen Zukunft, Aus- und Weiterbildung und finanziellen Fördermöglichkeiten,
■■ Fragen zu Bildungskarenz, Bildungsteilzeit, Fachkräftestipendium,
■■ Bildungsbeihilfen des Landes, der Arbeiterkammer und weiterer Förderinstitutionen, 
■■ Fragen zur Qualität von Bildungsangeboten, Anerkennung von Qualifikationen,  

Fernstudien- und Fernlehrangebote, 
■■ Erstanlaufstelle für viele AK Mitglieder bei schulpsychologischen  

oder schulrechtlichen Fragestellungen;

Außergerichtliche Vertretungen der AK Mitglieder, Interventionen

Themen der außergerichtlichen Vertretungen waren:

■■ Bildungskarenz
■■ Studienförderung
■■ Arbeitsmarktförderung

Bildungsförderungen, Bildungsmaßnahmen & Unterstützungen

AK Beihilfen für Aus- und Weiterbildung

 	 eingereichte Anträge	 positiv	 Förderhöhe 

Lehrausbildungsbeihilfen 

AK Bildungsbeihilfe für Lehrlinge	 687	 408	 € 210.392

Lehrabschluss im 2. Bildungsweg	 62	 53	 € 32.616

Berufsreifeprüfung	 189	 162	 € 173.436

Studienberechtigungsprüfung	 36	 30	 € 26.801

Zukunftsaktie	 67	 60	 € 11.066

Heimbeihilfe Kolpingheim (max.)	 26	 26	 € 33.267
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	 eingereichte Anträge	 positiv	 Förderhöhe 

Stipendien 

AK Bildungsbeihilfe für Studentinnen und Studenten	 1.350	 1.035	 € 658.582

Förderpreis wissenschaftliche Arbeiten	  		  € 3.098

AK Bildungsbeihilfe für Schülerinnen und Schüler	 1.125	 710	 € 398.364

Lehre mit Matura, Ersatzbeträge BFI			   € 23.560

 

Summe	 3.516	 2.484	 € 1,571.182

 

Schulwesen, Fachhochschule, Universität

BFI Schülernachhilfe Kurse			   160

Teilnehmer BFI Schülernachhilfe			   790

Die AK Tirol bietet seit vielen Jahren ergänzend zu privaten, oftmals teuren Nachhilfeanbietern, 
ein kostengünstiges und qualitativ hochwertiges Nachhilfeprogramm an, damit Nachhilfe für 
einkommensschwächere Familien noch einigermaßen leistbar bleibt. Durchgeführt werden die 
Nachhilfekurse vom BFI Tirol für Schüler ab der 5. Schulstufe, abhängig von der jeweiligen Nach-
frage und der Ferienzeit in den Fächern Mathematik, Deutsch, Englisch, Italienisch, Französisch, 
Latein und Rechnungswesen. 

Die AK Tirol verfolgt damit mehrere Ziele: einerseits sollen ganz allgemein Tiroler Familien mit 
Kindern entlastet werden, wobei es für AK Mitglieder wiederum Vergünstigungen gibt. Anderer-
seits soll dadurch aber auch der Chancenungleichheit entgegengewirkt werden, die durch den 
hohen Bedarf an Nachhilfe entsteht. Aus der Notwendigkeit vieler, außerhalb der Schulzeiten 
noch kostenpflichtig Nachhilfe in Anspruch zu nehmen, entsteht ein Ungleichgewicht zwischen 
einkommensstärkeren und einkommensschwachen Haushalten, da sich letztere die Nachhilfe 
oftmals nicht leisten können. 

Darüber hinaus setzt sich die Arbeiterkammer Tirol weiterhin für eine Ausweitung des Ganz-
tagesschulangebotes sowie eine Erhöhung der Durchlässigkeit im Bildungssystem ein, um lang-
fristig den Bedarf an Nachhilfe zu senken. Auch die Betrachtung der Lehrpläne und Unterrichts-
methoden könnte eine lohnende Aufgabe sein.

Allgemeine Serviceleistungen
Konzepte und Studien 
 
Nachhilfemonitoring

Die AK Tirol beteiligte sich wiederum an der österreichweiten Nachhilfestudie. Über das beauf-
tragte Institut wurden 400 Interviews durchgeführt. Am 1. Juni 2017 stellte die Bundesarbeits-
kammer im Rahmen einer Pressekonferenz die Ergebnisse des Nachhilfemonitorings vor und 
auch die Presseaussendung der AK Tirol fand reges Interesse in den Medien.
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Absolventenbefragung AK Werkmeisterschulen

Anlässlich des vierzigjährigen Bestandsjubiläums der AK Werkmeisterschulen am BFI im Jahr 
2018 wurde die Universität Innsbruck mit einer Befragung beauftragt. Damit sollte festgestellt 
werden, wie die beruflichen Karrieren der Absolventen in den einzelnen Fachrichtungen in Ab-
hängigkeit bestimmter Einflussfaktoren in den letzten Jahrzehnten verliefen. Damit sollte auch 
eine Einschätzung stattfinden, welchen Stellenwert die Werkmeisterschule im Vergleich zu an-
deren technisch-gewerblichen Ausbildungen angesichts bildungs- und arbeitsmarktpolitischer 
Diskussionen wie z.B. Fachkräftemangel und dem Trend zu maturaführenden Schulen hat.

Befragt wurden die Absolventen und Absolventinnen der AK Werkmeisterschulen am BFI Tirol 
seit dem Jahr 1978 in den Fachrichtungen Elektronik, Elektrotechnik, Informationstechnologie, 
Holztechnik, Maschinenbau und Mechatronik. Im Laufe des Februars 2018 ist mit dem Endbe-
richt zu rechnen. 

Organisation von Projekten,  
Veranstaltungen und Aktionen, Grundlagenarbeiten

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen

Organisation von Sitzungen und Veranstaltungen			   87

Veranstaltungen „Schau aufs Geld“			   204

Teilnehmer „Schau aufs Geld“			   4.440

Veranstaltungen „Wirtschaftsplanspiele“			   59

Teilnehmer „Wirtschaftsplanspiele“			   1.332

Veranstaltungen „FiT – Financial Training“			   14

Teilnehmer „FiT – Financial Training“			   251

Veranstaltungen „AK werkstatt als Labor“			   13

Teilnehmer „AK werkstatt als Labor“			   216

Veranstaltungen „Bewerbung leicht gemacht“			   22

Teilnehmer „Bewerbung leicht gemacht“			   349

Veranstaltungen „Bewerbung intensiv“			   11

Teilnehmer „Bewerbung intensiv“			   220

Veranstaltungen „Bewerbungscoaching“			   14

Teilnehmer „Bewerbungscoaching“			   262

My Future Mappen – Verteilung an Schulen			   4.304

My Future Plus Mappen – Verteilung an Schulen			   1.248

My Future AHS OS – Verteilung an Schulen			   693

Vorträge an Schulen			   41

Teilnehmer bei Vorträgen an Schulen			   819

AK Infoabende			   17

Teilnehmer AK Infoabende			   583
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Arbeitswelt und Schule – AK werkstatt

Die Bildungspolitische Abteilung kann im Bereich von Arbeitswelt und Schule auf ein sehr erfolg-
reiches Jahr 2017 zurückblicken, denn wir durften mit unserer AK werkstatt starten. Denken wir 
an eine Werkstatt, so ist dies ein Ort, an dem etwas geschieht, etwas geschaffen wird. 

Es ist die produktive Verbindung von Kopf und Hand. Weder Fließband- noch Büroarbeit, son-
dern die Umsetzung des Erdachten in eine reale Form. Aus einer Idee wird ein reales Werk – in 
der AK werkstatt können die Besucher etwas Reales erleben. Ob in einem Planspiel, einem 
Workshop, einem Bewerbungscoaching oder einem wissenschaftlichen Experiment – der Lern- 
und auch der Aha-Effekt ist garantiert!

Die AK Tirol bot für Schulklassen zu den verschiedensten Themen Vorträge und Workshops an 
und die große Nachfrage bestätigte unser Engagement und die Rückmeldungen zeigen ganz 
klar, wir leisten einen wertvollen Beitrag für die Bildung in Tirol.

Mit dem Ausbau unserer AK werkstatt wollten wir zwei Ziele erreichen:  
eine begleitende AK werkstatt und einen Leuchtturm.

Baubeginn: Dezember 2016

Baufertigstellung: Februar 2017
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Begleitende AK werkstatt

Im Vorschulbereich bieten wir mit unserem Bilderbuchkino ein attraktives Angebot für die  
Leseförderung an. Wenn überall die fehlende Lesekompetenz angeprangert wird, so jammern 
wir nicht mit, sondern bieten kostenlos an.

Für die Volksschüler und die Schüler bis zur 7. Schulstufe müssen wir den spannenden Anteil 
sehr hoch ansetzen. Ab der 8. Schulstufe und in den höheren Schulen und in den Berufsschulen ist 
die bunte Vielfalt unserer Angebote buchbar. Diese reichen von einfachen Vorträgen, wie jenen 
zur Lehrabschlussprüfung über die Schau-aufs-Geld Workshops und unseren beliebten Plan-
spielen, bis hin zum konkreten Bewerbungscoaching mit Videoanalyse und der Erstellung der 
Bewerbungsfotos. Unser Angebot seitens der AK Bibliothek ergänzt hier mit den Workshops zur 
aktiven Medienrecherche, und im speziellen zu den vorwissenschaftlichen Arbeiten.

Wir spannen einen großen Rahmen: vom Kindergarten bis zur höheren Schule. Somit begleiten 
wir die Kinder unserer Mitglieder bzw. unsere zukünftigen Mitglieder bereits von Beginn an und 
können ihnen vermitteln, dass sie sich jederzeit an uns wenden können. Mit dieser unaufdring-
lichen Begleitung schaffen wir es, dass die AK Tirol als kompetenter Partner für viele Fragen 
verinnerlicht wird. 

Leuchtturm 

Die AK Tirol darf nicht als Verwalter eines alten Systems wahrgenommen werden, sondern als 
Gestalter der Zukunft. Wir erforschen das Jetzt und machen Vorschläge für die Zukunft. 

Da wir die AK werkstatt als aktiven Raum für die Zukunft gestalten möchten, haben wir auch 
Techniken im Einsatz, die über den aktuellen Standard liegen. Für Schüler und Lehrer hinterlässt 
der Besuch bei uns einen bleibenden Eindruck und dazu bedienen wir uns auch der Technik. Ein 
interaktiver Bildschirm und die Möglichkeiten über Tablets an gemeinsamen Aufgaben zu arbei-
ten, ist genauso attraktiv wie die Möglichkeit, die Ergebnisse von Gruppenarbeiten sofort in das 
gemeinsame Ergebnis einbetten zu können. Auch die Rechnerleistung und das WLAN-Angebot 
ist auf die kommenden Jahre ausgerichtet. 

Die Videoanalyse bei einem Bewerbungscoaching ist normal, die Möglichkeit moderne Plattfor-
men zu zeigen und sich auch jeweils darin zu üben, sollte auch schon Usus sein. Die Chance, 
danach ein attraktives Bewerbungsfoto digital und in hoher Druckqualität zu bekommen, ist 
noch etwas Besonderes. 

Der Wissenschaft wird leider oft zu Recht vorgeworfen, im Elfenbeinturm zu sitzen. Dadurch 
überraschen publikumswirksame Darstellungen von wissenschaftlichen Tätigkeiten wie  
unser Schwerpunkt „AK werkstatt als Labor“ mit den Möglichkeiten von Tests und dem Einsatz  
modernster Mikroskope umso mehr. Natürlich geht unser Angebot auch mit weniger Technik und 
wir können trotzdem tolle Qualität liefern. Der „Wow-Effekt“ ist uns aber nur mit außergewöhnli-
cher Technik gewiss. Und mit diesem Effekt bleiben wir nicht nur mit den Inhalten in Erinnerung, 
sondern auch mit vielen positiven Emotionen. 
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Die AK Werkstatt muss ein Ort sein, an dem ich die Gegenwart verstanden habe und die Zukunft 
kennen lernen durfte. 

Seit März 2017 wurden laufend Einschulungen für die Vortragenden durchgeführt. Sie wurden 
dabei mit den technischen Gegebenheiten vertraut gemacht. Die Bedienung des Microsoft Sur-
face Hubs und die Interaktion der Tablets mit dem Hub über Miracast und One Drive wurden 
ausführlich erklärt und ausprobiert. Für einen professionellen Umgang mit der technischen Aus-
stattung während der Angebote konnte die AK werkstatt umfangreich zum Üben und Auspro-
bieren genutzt werden. 

Am 2. Mai startete die AK werkstatt mit der offiziellen Eröffnung. An diesem Tag konnten die Multi- 
plikatoren der Tiroler Schulen die AK werkstatt besichtigen und deren Angebote kennenlernen. 
Zudem gab es einen Vortrag vom Jugendforscher Mag. Bernhard Heinzlmaier. Die technische 
Ausstattung sowie die digitalisierte Anpassung vieler Formate begeisterten die anwesenden  
Pädagogen. Das zeigt sich seitdem nicht nur durch das äußerst positive Feedback, sondern vor 
allem auch an den zahlreichen Anfragen und Buchungen. 

Mit der Eröffnung der AK werkstatt wurde es möglich, ein breiter gefächertes Programm für  
Tiroler Schulen anzubieten. Neue Workshops sind unter anderem „Bewerbung intensiv“,  
„Bewerbungscoaching“, „FiT – Financial Training“ und „AK werkstatt als Labor“. Im November  

zur Eröffnung und Präsentation der AK werkstatt.

• Multi-Touch-Bildschirm

• Workshops und Trainings• Interaktiv arbeiten und lernen

• Bilderbuchkino 

• Planspiele

• Für alle Schulen

Dienstag, 2. Mai 2017, 17 Uhr
in der AK Tirol in Innsbruck, Maximilianstraße 7
Anmeldung bitte unter 0800/22 55 22-1515 oder ak-werkstatt@ak-tirol.com 

Mit Vortrag 

 „Generation Supercool“

Mag. Bernhard Heinzlmaier

Ein Angebot für Ihre Schule!
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Eröffnung und Präsentation der AK werkstatt am 2. Mai 2017
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wurde der zusammen mit der Universität Innsbruck entwickelte Workshop „FiT – Financial Trai-
ning“ an mehreren Testschulen erstmals durchgeführt. Dieser in vielerlei einzigartige Workshop 
unterstreicht die Wahrnehmung der AK Tirol durch die Schüler und Lehrenden als Vorreiter in 
punkto technischer Ausstattung und innovativer pädagogischer Konzepte. 

Weitere Angebote, die noch im Schuljahr 2017/18 starten werden, ist die Demokratiewerkstatt 
und das Planspiel zur Nachhaltigkeit. 

Damit ein Besuch in der AK werkstatt keine zusätzlichen Kosten für die Schüler bzw. ihrer Eltern 
verursacht, werden auch die Fahrtkosten übernommen. Diese sehr unkompliziert aufgestellte 
Abrechnung sorgt allgemein für großes Staunen und wird gerne angenommen. 

Berufsorientierung

Die Bemühungen der AK Tirol gehen in Richtung einer neutralen, professionellen, leicht zugäng-
lichen Berufsorientierung. Unsere diesbezüglichen Aktivitäten sind sehr umfangreich und reichen 
von der Ausbildung der Lehrenden, den Informationsabenden „14 Jahre was nun“ für Eltern und 
Schüler bis zu unseren Vorträgen an den Schulen zum Thema Bewerbung. 

Die AK Tirol ist ein aktiver Partner in der Arbeitsgruppe Berufsorientierung, wir unterstützen das 
Gütesiegel Berufsorientierung, den jährlichen Berufsorientierungstag, die berufsreise.at und ent-
wickeln und finanzieren sehr erfolgreich eigenes Unterrichtsmaterial. 
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My Future, My Future+, AHS Oberstufe

Seit 2013 bieten wir die My Future - Berufsorientierungsmappe der AK Tirol für die 7. und 
8. Schulstufe an. Mit dem Schuljahr 2015/16 konnten wir erfolgreich mit My Future+, unserer 
Mappe für die Polytechnischen Schulen starten und seit dem Schuljahr 2017/18 ist nun auch 
die AHS Oberstufe im Schuleinsatz. Gesamt wurden im Jahr 2017 4.304 Mappen von My future, 
1.248 Mappen von My Future+ und 659 Mappen My Future mit AHS Oberstufe ausgegeben.

AK Infoabende

Unter dem Titel „Lernen leicht gemacht“ stellten die beiden Vortragenden einfache, aber wirk-
same Lernmethoden und -strategien vor, die sowohl von Schülern, als auch von Studierenden 
und älteren weiterbildungsinteressierten Personen angewandt werden können. Bei der Veran-
staltung „Alles zu Gesundheits- und Sozialberufen“ wurden die Ausbildungsmöglichkeiten im 
Bereich Gesundheit, Pfl ege und Sozialbetreuung vorgestellt. In der Reihe „Auszeit für Weiter-
bildung“ werden die drei Förderinstrumente Bildungskarenz, Bildungsteilzeit und das seit 2017 
wieder eingeführte Fachkräftestipendium vorgestellt. 

Kultur
Ausstellungen im Bildungshaus Seehof   9

Auch im Jahr 2017 kam die AK Tirol ihrem kulturellen Auftrag nach und wählte aus zahlreichen 
Ausstellungsanfragen folgende Personen bzw. Personengruppen aus:

Gertrud Haidacher ................................................. 16. Jänner bis 10. Februar 2017
Elisabeth Zandanel und Birgit Lainer-Falch ........... 20. Februar bis 17. März 2017
Erika Breitenlechner und Franz Bode .................... 27. März bis 21. April 2017
Margit Piffer ........................................................... 8. Mai bis 2. Juni 2017
Franz Gollowitsch .................................................. 12. Juni bis 30. Juni 2017
Projekt Rückenwind .............................................. 10. Juli bis 4. August 2017
Renate Sedlmayr ................................................... 25. September bis 13. Oktober 2017
Marianne Hengl, Roll On ....................................... 16. Oktober bis 8. November 2017
Gertraud Hundegger ............................................. 13. November bis 8. Dezember 2017

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

MAL 2.

Vernissage 
Mo. 20. Februar 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
21. Februar bis 17. März 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Birgit Lainer-Falch
Elisabeth Zandanel

Gemeinschaftsausstellung

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

AUFGEBROCHENE ERDE

Vernissage 
Mo. 27. März 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
28. März bis 21. April 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Erika Breitenlechner
Franz Bode

Gemeinschaftsausstellung

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

„VIELSCHICHTIG“

Vernissage 
8. Mai 2017 · 19.30 Uhr

Ausstellung 
9. Mai bis 2. Juni 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

 Margit Piffer

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

„EIN LEBEN AUF MALERISCHEN SPUREN“

Vernissage 
12. Juni 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
13. bis 30. Juni 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Goggo

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

„LIGHT & DARK“

Vernissage 
Mo. 10. Juli 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
11. Juli bis 25. August 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Fotoschau

PHOTOS BY:
Maria Perktold

Caroline Baubin
David Nagele

Raoul Purtscheller
Jakob Stanger

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

„FARBEN-FORMEN-EMOTIONEN“

Vernissage 
Mo. 25. September 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
26. Sept. bis 13. Okt. 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Renate Sedlmayr

Eine Veranstaltung der 

Arbeiterkammer Tirol

„KUNST OHNE GRENZEN“

Vernissage 
Mo. 16. Oktober 2017 · 19 Uhr

Ausstellung 
17. Oktober bis 8. November 2017
Mo. bis Fr. von 10 - 17 Uhr

am Seehof  
Gramartstraße 10
Hungerburg

Gemeinschaftsausstellung

Manfred File
Lea Otter

Günther Steiner

Diverse Einladungen für die Ausstellungen am Seehof.
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Bibliotheken, Freihandbücherei
Entlehnungen			   239.950

Besucher			   106.820

Digitale Bibliothek – Entlehnungen			   98.350

Veranstaltungen, Lesungen in der AK Bücherei in Innsbruck			   10

Veranstaltungen „Bilderbuchkino“			   27

Teilnehmer „Bilderbuchkino“			   496

Teilnehmer bei Veranstaltungen, Lesungen in der AK Bücherei in Innsbruck			   840

Veranstaltungen „Bibliotheksrecherche“			   23

Teilnehmer „Bibliotheksrecherche“			   440

E-Medienberatungs-Veranstaltungen			   22

Teilnehmer E-Medienberatungs-Veranstaltungen			   100

Die Besucherzahl von fast 107.000 Personen zeigt die Wichtigkeit der AK Tirol mit ihrem attrakti-
ven Bibliotheksangebot. Im Jahr 2017 wurde das Angebot der Bestandsmedien ebenso erneuert 
wie das Angebot im Bereich der E-Bibliothek und auch der Veranstaltungen. 

Seit Mai 2017 verfügt die AK Bibliothek über ein neues und innovatives Angebot: Leser können 
mp3-Sprachkurse auf ihr Smartphone, den PC oder das Tablet herunterladen. Es stehen 38 
Kurse zu 16 verschiedenen Sprachen zur Auswahl. Bei den meisten Sprachkursen stehen auch 
noch Zusatzmaterialien in Form von E-Books zur Verfügung. Mit diesem innovativen Sprachver-
mittlungsangebot hat die AK Bibliothek einen in der österreichischen Bibliothekswelt bis dahin 
unbekannten Akzent setzen können.

Mit großem Interesse wurde wiederum die Umfrage zur Kundenzufriedenheit durchgeführt. 375 
Leser haben sich aktiv beteiligt und mit einer durchschnittlichen Zufriedenheit von 97,96 Prozent 
wurde der AK Bibliothek ein ausgezeichnetes Zeugnis ausgestellt. Insgesamt 369 von 375 Per-
sonen haben geantwortet, dass sie das Service der AK Bibliothek weiterempfehlen möchten. Die 
beiden Fragen nach der Beratungsleistung: „Die Bibliothekarin bzw. der Bibliothekar hat sich ge-
nügend Zeit für mich genommen“ und „Meine Fragen wurden zufriedenstellend und verständlich 
beantwortet“ haben 95,45 bzw. 96,24 Prozent der Befragten positiv bewertet. 

In der AK Bibliothek in Innsbruck wurden  
unter anderem folgende Lesungen durchgeführt:

Die vier Werkstattformate der Bibliothek „Bibliotheksrecherche-Workshop“, VWA (Vorwissen-
schaftliche Arbeit)-Workshop“, „E-Medien-Workshop“ und „Bilderbuchkino“ erfreuten sich im 
Jahr 2017 einer großen Beliebtheit. Insgesamt 995 Teilnehmende nahmen das Angebot an  
68 Veranstaltungen der AK Bibliothek wahr. 

Allen voran das Bilderbuchkino, das von Kindergärten und Kindergruppen aus mehreren Ge-
meinden Tirols, auch schon zum Teil wiederholt, besucht wurde. Großen Anklang fand dieses 
Angebot auch erstmals in den Sommermonaten Juli bis September, denn immer mehr Kinderbe-
treuungseinrichtungen stehen berufstätigen Eltern mit ihren Kindern im Sommer zur Verfügung. 
Insgesamt 25 Kindergärten und Volksschulen sowie zwei PHT-Volksschul-Studienklassen be-
suchten mit 496 Teilnehmern das AK Bilderbuchkino 2017.
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19 Schulklassen mit insgesamt 404 Schülern buchten einen Bibliotheks- oder VWA-Recherche-
workshop, um das AK Bibliotheksangebot optimal nutzen zu können.
22 E-Medien-Workshops wurden von 95 vorwiegend älteren Teilnehmern genutzt, um die digitale 
Handhabung von Medien zu erlernen oder zu optimieren.

Der Vortrag „Leichter leben – bewusst genießen“ mit Buchpräsentation des Kochbuchratgebers 
„Handbuch gesunde Ernährung“ am 8. März von Karin Hofinger, Nährstoff-Apothekerin und Er-
nährungsberaterin, weckte Lust auf gesunde Ernährung und Lebensweise.

Am 26. April begeisterte Eva Rossmann, österreichische Verfassungsjuristin, Journalistin, ge-
lernte Köchin und Sachbuchautorin, die sich schon seit einigen Jahren sehr erfolgreich dem 
Krimischreiben widmet, eine interessierte Zuhörerschaft. Sie stellte ihren neuen Krimi „Gut, aber 
tot“ vor, worin gesellschaftlich brisante Themen wie militanter Veganismus und Machenschaften 
im internationalen Tier- und Fleischhandel thematisiert werden. 

Am 28. April fand in der AK Bibliothek eine Autoren-Signierstunde zur Innsbruck-liest-Veranstal-
tung 2017 statt. Die Autorin Friederike Gösweiner signierte in der AK eine Stunde lang ihr Buch 
„Traurige Freiheit“. Die handsignierten Exemplare lockten viele Mitglieder in die Bibliothek. 

Am 21. Juni präsentierten Bernd Willinger, Fotograf, und Dr. Norbert Span, Astronom, Glaziologe 
und Fotograf, ihr neues Buch „Berge unter Sternen“, das im März im renommierten Knesebeck-
Verlag erschienen ist. Sie erzählten in ihrem fesselnden Vortrag von ihren mehr als 250 Nächten 
im hochalpinen Gelände.

Joe Fischler, bekannter Innsbrucker Autor, der mit seinen Veilchen-Krimis Bestseller gelandet 
hat, präsentierte am 26. September seinen brandneuen vierten Krimi aus der Veilchen-Reihe in 
der AK Tirol.

Am 30. November stellte die ORF-Moskau-Korrespondentin Carola Schneider ihr neues Buch 
„Mein Russland“ im Großen Saal der AK Tirol in Innsbruck vor. Carola Schneider zeichnet darin 
mit ihren berührenden Porträts von Menschenrechtsaktivisten, Künstlern, kritischen Journalisten 
und Putin-treuen Jugendlichen ein vielschichtiges Bild des Landes, das dem Westen oft fremd 
erscheint.
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Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1540 bzw. 1548 oder 
ak-buecherei@ak-tirol.com

Eintritt frei.

AK Tirol in Innsbruck 
Maximilianstraße 7

Mittwoch
26. April 2017
19 Uhr

Ist man ein besserer 
Mensch, wenn man 
sich vegan ernährt? 
Militante Fleisch-
verweigerer und 
aggressive Schweine-
züchter liefern 
sich ein Duell.

Eva Rossmann
„Gut, aber tot“
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Krimilesung

Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1540 bzw. 1548 oder 
ak-buecherei@ak-tirol.com

Eintritt frei.

AK Tirol in Innsbruck 
Maximilianstraße 7

Mittwoch
21. Juni 2017
19 Uhr

Die faszinierende Pracht 
des nächtlichen Sternenhimmels 
über majestätischen Bergen eingefangen 
in außergewöhnlichen Bildern.

Bernd Willinger 
& Norbert Span
„Berge unter Sternen“
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Buchpräsentation mit Vortrag

über majestätischen Bergen eingefangen über majestätischen Bergen eingefangen 

Eintritt frei.
 

Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1540 bzw. 1548

oder ak-buecherei@ak-tirol.com

Mittwoch
8. März 2017, 19 Uhr

AK Tirol, Innsbruck, Maximilianstraße 7

Durch die richtige Kombination 
von Lebensmitteln entsteht aus 

vertrauten Zutaten ein gesundes, 
ausgewogenes Essen. Kleine 

Kostproben inklusive!

Karin Ho� nger
„Leichter leben - gesund genießen“
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Buchpräsentation mit Vortrag

Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1540 bzw. 1548 oder 
ak-buecherei@ak-tirol.com

Eintritt frei.

AK Werkstatt
AK Tirol in Innsbruck, 
Maximilianstr. 7

Di.17. Okt. 2017
14.30 bis 16 Uhr

Eine Mitmach-
Lesung mit dem 
Koff er-Papier-Theater 
und anschließendem 
Zeichenworkshop 
für Kinder ab 
5 Jahren

Leonora Leitl
„Das Glück ist ein Vogel“

Mitmach-Lesung mit Zeichenworkshop 

Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1540 bzw. 1548 oder 
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Eintritt frei. 

Anmeldung erforderlich: 
0800/22 55 22-1548 bzw. 1540 oder 
ak-buecherei@ak-tirol.com

Die ORF-Korrespondentin 
zeichnet in ihren facetten-
reichen Porträts ein 
erhellendes Bild eines 
dem Westen oft  
fremden 
Landes.

Carola Schneider
„Mein Russland“

Lesung und Buchpräsentation
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Donnerstag
30. November 2017, 19 Uhr
AK Tirol in Innsbruck, Maximilianstraße 7
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Autoren-Lesung

www.ak-tirol.com

Dienstag, 26. Sept. 2017, 19 Uhr
AK Tirol, Innsbruck, Maximilianstraße 7

Joe Fischler 
TIROLER KRIMIABEND
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Eintritt frei. 

Anmeldung erforderlich 

unter 0800/22 55 22-1548 bzw. 1540 

oder ak-buecherei@ak-tirol.com
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Plakatsujets der AK Bücherei (Lesungen und Vorträge)
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Insgesamt wurden 2017 im Bildungshaus Seehof 385 Seminare veranstaltet und von 6.800 Teil-
nehmern besucht. 69 Kurse veranstaltete die Arbeiterkammer Tirol, 37 Kurse der ÖGB, 14 der 
Verein Biwest und 265 Kurse von externen Kunden.

Ein modernes Seminarzentrum

Der AK Seehof in Innsbruck präsentiert sich als modernes Seminarzentrum mit bestausgestat-
teten Schulungsräumen und tollen Zimmern an einem idealen Standort – hoch über Innsbruck, 
weitab von Verkehrslärm und Hektik der Stadt.

Seit Jahren wird der Seehof als offenes Bildungshaus geschätzt. Seine Räume werden nicht 
nur von AK und Gewerkschaften für Schulungen von Betriebsräten oder Gewerkschafts- 
funktionären genutzt, sondern auch von Bildungseinrichtungen und Ämtern sowie von privaten 
Veranstaltern oder Vereinen. Sogar die Deutsche Sportjugend war im Rahmen der 1. Olympi-
schen Jugend-Winterspiele 2012 in Innsbruck am Seehof zu Gast. Daneben ist das AK Bildungs-
haus bei Künstlern für Workshops oder Ausstellungen beliebt. Sommer für Sommer beherbergt 
er Hunderte Kinder im Rahmen der AK Ferienaktion. 

Das AK Bildungshaus ist für die verschiedensten Fortbildungen in jeder Hinsicht auf dem aktu-
ellsten Stand.  Es stehen 2 Seminarräume, 3 Clubräume und 1 Mehrzweckraum zur Verfügung. 
In Summe acht unterschiedlich große Schulungsräume – allesamt mit modernster technischer 
Ausstattung. Und die neue 164 Quadratmeter große Terrasse im ersten Stock lädt zur Pause 
unter freiem Himmel ein.

Unseren Gästen stehen 32 Zimmer – 20 Doppel- und 12 Einzelzimmer- ebenso stilvoll, wie mo-
dern ausgestattet zur Verfügung. Alle verfügen nun über neu adaptierte Badezimmer, Kabel-TV 
und einen Arbeitsbereich mit WLAN.

Alles in allem kann man das AK Bildungshaus Seehof für nationale und internationale Veranstal-
tungen und Seminare wärmstens empfehlen.

Bildungshaus Seehof
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Bezirkskammern 

Imst, Kitzbühel, Kufstein, 

Landeck, Lienz, Reutte, 

Schwaz und Telfs

DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

105.850  Beratungen

 40.500  persönlich

 63.320  telefonisch

   2.030  schriftlich

1.750 arbeitsrechtliche 

außergerichtliche Interventionen

820 konsumentenrechtliche 

außergerichtliche Interventionen

Vertretungserfolge außer-

gerichtlicher Interventionen:

Arbeitsrecht:  €  2.926.500

Konsumentenrecht:  €  328.710

Jugend und Lehrlinge:  €  38.900

148 Arbeitsrecht-Rechtsschutzakten

Ergebnis abgeschlossener arbeits-

rechtlicher Rechtsschutzakten:  

€ 565.980

110 Insolvenzakten

Für unsere Mitglieder lukrierte

Insolvenzgelder: € 457.470

858 Sozialrecht-Rechtsschutzakten
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Individuelle Serviceleistungen

Hauptaufgabe der Bezirkskammern ist die Beratungs- und Servicedienstleistung der Mitglieder 
vor Ort in den Bezirken. Neben der allgemeinen Beratungsleistung werden auch die Rechte 
der Mitglieder gegenüber Arbeitgebern, Unternehmen und Behörden vertreten. In letzter Konse-
quenz werden arbeits- und sozialrechtliche Beratungen zu Rechtsschutz-Fällen.

Rechtsberatungen und außergerichtliche Vertretungen

Beratungen der Arbeitnehmer / AK Mitglieder 

Thema der Beratungen  persönlich telefonisch schriftlich gesamt

Arbeitsrecht  20.360 31.260 930 52.550

Lehrlinge und Jugend  1.000 1.900 70 2.970

Sozialrecht  7.320 11.930 360 19.610

Steuerrecht  4.520 1.850 200 6.570

Konsumentenrecht  5.020 13.210 350 18.580

Wohn- und Mietrecht  1.710 1.900 80 3.690

Bildung und Kultur  570 1.270 40 1.880

BERATUNGEN GESAMT  40.500 63.320 2.030 105.850

Belehrungen von Lehrlingen gem. § 15 BAG bei vorzeitiger Beendigung des Lehrverhältnisses    231

Die Fragen der Mitglieder aus den verschiedenen Rechtsthemen betreffen dieselben Schwer-
punkte wie bereits in den Fachabteilungen erwähnt.

Außergerichtliche Vertretungen der Arbeitnehmer / AK Mitglieder, 
Interventionen

  ArbeitsR. Insolvenz Jugend KonsumR.

aus den persönlichen Beratungen entstandene Interventionsfälle  1.750 110 90 820

für die Arbeitnehmer erzielte Vertretungserfolge in €  2,927 Mio 457.500 38.900 328.700

Rechtsschutz

Gewährung von kostenlosem Rechtsschutz in gerichtlichen Verfahren

für die Arbeitnehmer eingebrachte Klagen aus Arbeitsrechtsthemen     148

Streitwerte der eingebrachten Klagen in €     0,706 Mio

abgeschlossene gerichtliche Verfahren      256

Streitwerte der abgeschlossenen Verfahren in € (inkl. Abschlüsse als Insolvenzakt)    0,990 Mio

für die Arbeitnehmer erzielte Vertretungserfolge in gerichtlichen Verfahren in € (inkl. Abschlüsse als Insolvenzakt)  0,566 Mio

für die Arbeitnehmer eingebrachte Klagen aus Sozialrechtsthemen     858
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Kollektive Interessenvertretungen

Sitzungen, Vorträge und Besprechungen

Vertretung der AK Mitglieder-Interessen in Sitzungen, Besprechungen, Veranstaltungen			   517

Externe Vorträge und Schulungen			   89

Allgemeine Serviceleistungen

Organisation von Projekten, Veranstaltungen und Aktionen,  
Grundlagenarbeiten

Infovorträge			   85

Teilnehmer Infovorträge			   4.470

Betriebstätigkeiten

Betriebsversammlungen, -sitzungen und -besuche			   84

Betriebsratssitzungen			   22

Betriebsrat sfonds-Revisionen			   98

 

Betriebsbesuche (§3a BAG-Verfahren, Arbeitsinspektor)			   209

Die anschließenden Beiträge der einzelnen Bezirkskammern sind alphabetisch geordnet.
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Tag für Tag stehen die Referenten der Bezirks-
kammer Imst rat- und hilfesuchenden Mitglie-
dern zur Seite. Um effektive Unterstützung 
bieten zu können, müssen Fakten erhoben, 
Hintergründe beleuchtet, Rechtsgrundlagen 
geprüft und Lösungsansätze erarbeitet werden. 
Es zeigt sich immer wieder, dass sich Arbeit-
nehmer durch unüberlegte Äußerungen oder 
Handlungen in scheinbar ausweglose Situatio-
nen manövrieren und dabei erheblichen finan-
ziellen Schaden erleiden. Die AK Tirol rät ihren 
Mitgliedern immer wieder (z.B. bei Arbeitsver-
trägen, Arbeitszeitaufzeichnungen, verlocken-
den Internetangeboten, usw.), vor Leistung 
einer Unterschrift oder einer elektronischen 
Zustimmung im Internet, den Inhalt sorgfältig 
zu lesen und diesen eventuell auch prüfen zu 
lassen. Unter Zeitdruck oder in Vorfreude auf 
die so dringend erhoffte Lösung eines berufli-
chen oder finanziellen Problems werden leider 
immer wieder voreilige und unüberlegte Verein-
barungen geschlossen. Eine Lösung lässt sich 
dann vielfach nur durch besondere Gesprächs-
führung mit dem Arbeitgeber oder mit dem Ver-
tragspartner herbeiführen.

Einvernehmliche Auflösung  
nach 26 Dienstjahren

Eine Arbeitnehmerin wurde von der Ge-
schäftsleitung zu einem Gespräch zitiert, bei 
welchem sie mit verschiedenen Vorhaltungen 
konfrontiert worden ist. Letztlich wurde sie vor 
die Wahl gestellt, die einvernehmliche Auflö-
sung mit sofortiger Wirkung zu unterschrei-
ben, oder gekündigt zu werden. Geschockt 
und im Glauben, dass sich eine einvernehm-
liche Auflösung besser macht als eine Kündi-
gung durch den Arbeitgeber, hat die AN der 
sofortigen Beendigung zugestimmt. die AN 
war sich nicht wirklich bewusst, auf welche 
Ansprüche sie dadurch letztlich verzichtet hat. 
Durch mehrere Telefonate mit dem Arbeitge-
ber ist es der AK Imst gelungen, diesen da-
von zu überzeugen, dass die Vorgehensweise 
höchst bedenklich ist und die Zahlung der drei 
monatigen Kündigungsfrist mehr als ange-
bracht erscheint. Nicht von ungefähr kommt 
die Forderung der AK Tirol, dass eine einver-

nehmliche Auflösung, welche vom Arbeitge-
ber ausgeht, vom Arbeitnehmer innerhalb ei-
ner bestimmten Frist widerrufen werden kann.

Entlassung nach 28 Dienstjahren

Dass es für eine erfolgreiche Problemlösung 
nicht nur umfassendes Fachwissen braucht, 
sondern der Rechtsberater auch über entspre-
chendes Einfühlungsvermögen und beson-
dere Gesprächsführung verfügen muss, das 
zeigte sich auch in jenem Fall, bei welchem 
ein Mitarbeiter nach 28-jähriger Betriebszu-
gehörigkeit berechtigt entlassen worden ist. 
In mehreren Gesprächen ist es den Beratern 
der BK Imst gelungen, den Arbeitgeber davon 
zu überzeugen, dass es nach so einer langen 
Beziehung nicht fair ist, nur den Zeitpunkt des 
Endes vor Augen zu haben, sondern auch all 
jenes bewertet gehört, was davor war. Der 
Arbeitgeber erklärte sich bereit, freiwillig die 
Hälfte (netto € 28.200,-) der gesetzlichen Ab-
fertigung zu bezahlen. 

Stornierung einer  
Ausbildungsvereinbarung

Unüberlegt und voreilig hat ein Arbeitneh-
mer eine Ausbildungsvereinbarung über das 
Internet abgeschlossen. Der junge Herr hat 
erst das Gymnasium und dann auch noch die 
Lehre abgebrochen. Seine Zukunft sah er im 
Abschluss eines Verkaufstrainings über das 
Internet. Die vertraglich vereinbarten Kosten 
beliefen sich auf € 14.771,-. Nach eingehen-
der Prüfung der Vertragsunterlagen und der 
Widerrufsbelehrung sahen die Berater der BK 
Imst keine Möglichkeit, den Vertrag erfolgreich 
anzufechten. Die finanzielle Notsituation des 
jungen Mitgliedes sehend, hat man dennoch 
den Vertragspartner kontaktiert, die besonde-
re Situation aufgezeigt und um eine kulante 
und für das Bildungsunternehmen imageför-
dernde Lösung gebeten. Der Geschäftsführer 
war letztlich bereit, den Vertrag durch Zahlung 
eines restlichen Vergleichsbetrages in Höhe 
von € 3.000,- vorzeitig aufzulösen. Dem Mit-
glied konnte so € 8.400,- gespart werden. 

Bezirkskammer Imst
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Beratungstätigkeit

Auch im abgelaufenen Jahr lag unser Tätig-
keitsschwerpunkt in der bestmöglichen Be-
treuung für alle rat- und hilfesuchenden Mit-
glieder. Die konstant stark nachgefragten 
Beratungsleistungen bestätigen die Notwen-
digkeit, der von der AK Tirol in den Bezirken 
angebotenen Serviceleistungen. Begrüßt wird 
die Tendenz der Mitglieder, Beratungen be-
reits im Vorfeld einzuholen. Beispielsweise 
konnten durch die präventive Prüfung von 
Dienstverträgen, insbesondere hinsichtlich 
undurchsichtiger All-In-Vereinbarungen, Kon-
kurrenzklauseln und Konventionalstrafen ar-
beitsrechtliche Problemstellungen verhindert 
werden.

Etwa ein Fünftel der Arbeitnehmer im Bezirk 
Kitzbühel sind in der Tourismusbranche be-
schäftigt. Hier gab es im Bereich der Saison-
betriebe häufig Probleme bei der Abrechnung 
der Überstunden, des Feiertagsarbeitsent-
gelts und der Urlaubsersatzleistung. Neben 
der Durchsetzung der Ansprüche für die ein-
zelnen Mitglieder ist es auch gelungen, die 
Betriebe für die Einhaltung der arbeitsrechtli-
chen Bestimmungen zu sensibilisieren. 

Diskriminierung wegen  
des Geschlechts

Bereits im Jahr 2014 wurde die Befristung ei-
ner Mitarbeiterin in der Pflege arbeitgeberseitig 
nicht verlängert. Der Grund für die Nichtüber-
nahme in ein unbefristetes Dienstverhältnis 
lag offensichtlich in der Schwangerschaft der 
Arbeitnehmerin, die stets zur Zufriedenheit 
der Vorgesetzten tätig war. Der jungen Mutter 
blieb es somit verwehrt, das einkommensab-
hängige Kinderbetreuungsgeld zu beziehen.

Mit Hilfe der AK Tirol hat die Arbeitnehmerin 
geklagt und gewonnen. Neben der Verpflich-
tung zur Zahlung der Differenzansprüche und 
des Schmerzensgeldes für die persönlich erlit-
tene Beeinträchtigung wurde auch festgestellt, 
dass die Arbeitgeberin für alle künftigen Schä-

den und Nachteile aus der diskriminierenden 
Nichtverlängerung des Arbeitsverhältnisses 
hafte. Mittlerweile hat die Arbeitnehmerin ihr 
zweites Kind geboren – trotz des angeführten 
Urteiles war die ehemalige Arbeitgeberin nicht 
bereit, für weitere Schäden zu haften und hat 
es wiederum auf eine Klage ankommen las-
sen. Durch die Unterstützung der AK Tirol 
konnten 2017 weitere EUR 28.000,- für die Ar-
beitnehmerin erstritten werden.

Sonstige Tätigkeiten und  
Veranstaltungen

Mehr als 80 % der pflegebedürftigen Men-
schen in Österreich werden zu Hause betreut. 
Ein Pflegefall in der Familie stellt die Betroffe-
nen vor viele Probleme. Gemeinsam mit dem 
Leaderverein Regio3 wurde daher das Projekt 
„Pflege von Angehörigen“ durchgeführt. Da-
bei handelt es sich um eine kostenlose Infor-
mationsserie, bei der Betroffene in mehreren 
Veranstaltungen zu speziellen Themen wie 
Demenz, 24-h-Betreuung, finanzielle Unter-
stützungen, das neue Erwachsenenschutz-
gesetz, Patientenverfügungen etc. informiert 
wurden. 

Wie funktionieren Lohnverhandlungen, was 
bedeuten die Begriffe „Armutsschere“ und 
„Sozialpartnerschaft“? Im Rahmen der Wirt-
schaftsplanspiele simulierten 122 Schüler 
der Polytechnischen Schulen und der Touris-
musschulen am Wilden Kaiser in der Bezirks-
kammer Kitzbühel komplexe wirtschaftliche  
Abläufe.

Bezirkskammer Kitzbühel
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Beratungstätigkeit

Im Jahr 2017 ist die Zahl der persönlichen 
Vorsprachen in der Bezirkskammer Kufstein 
im Vergleich zum Vorjahr wiederum deutlich 
angestiegen. Bei den klassischen Themen 
des Arbeitsrechts waren es vor allem verspä-
tete Lohnzahlungen, ungerechtfertigte Entlas- 
sungen, fehlende oder mangelhaft abgerech-
nete Überstunden, unterbliebene bzw. ver-
kürzte Auszahlung des 13. und 14. Monatsge-
halts, die neben vielen anderen Beschwerden 
an die Berater in der Bezirkskammer Kufstein 
herangetragen wurden.

Trotz vielfacher Beteuerung der Funktionäre 
und Interessensvertreter der Hotellerie und 
Gastronomie, dass sich die Arbeitsbedingun-
gen in der Branche deutlich gebessert hätten, 
mussten leider auch im Berichtsjahr wieder 
viele Fälle aus diesem Bereich bearbeitet und 
den Arbeitnehmern zur Durchsetzung ihrer be-
rechtigten Ansprüche verholfen werden. Da-
von betroffen waren vor allem Saisoniers, die 
entweder nicht entsprechend ihrer geleisteten 
Arbeitszeit entlohnt oder nicht entsprechend 
ihrer tatsächlichen Beschäftigungsdauer bei 
der Sozialversicherung angemeldet wurden.

Der schon länger feststellbare Trend der 
überproportionalen Zunahme der Bera-
tungsthemen außerhalb des Arbeitsrechts, 
insbesondere des Konsumentenrechts und 
des Miet- und Wohnrechts, hat sich auch im 
Berichtsjahr bestätigt. Von weit überhöhten 
Rechnungen von Schlüsseldiensten über Ge-
währleistung beim Autokauf bis hin zu nicht 
zurückbezahlter Mietkautionen reichen hier 
die Fälle, die von den Beratern für die Mitglie-
der bearbeitet wurden.

Veranstaltungen

Die beinahe monatlich stattfindenden Info-
abende zu den verschiedensten Fachgebie-
ten wie Aus- und Weiterbildung, Elternschaft, 
Gesundheit, Erb- oder Steuerrecht erfreuten 
sich auch 2017 großer Beliebtheit. Das Musik- 
Kabarett „Zugi meets Blues“ mit Markus Lin-
der und Hubsi Trenkwalder begeisterte das 
Publikum und wurde aufgrund der großen 
Nachfrage an drei verschiedenen Veranstal-
tungsorten im Bezirk Kufstein aufgeführt.

Eine Besonderheit stellte auch die in der Be-
zirkskammer Kufstein für drei Wochen beher-
bergte Wanderausstellung „Töpfe, Truppen, 
Taschenuhren“ dar, ein EU-gefördertes Pro-
jekt der EUREGIO Inntal-Chiemsee-Kaiserge-
birge-Mangfalltal, bei der seltene Fundstücke 
aus dem 16. Jahrhundert entlang des Inns in  
Tirol und Bayern gezeigt wurden. Zur Eröffnung 
konnte Euregio-Präsident Prof. Walter Mayer 
zahlreiche Ehrengäste und Bürgermeister der 
Region in der Bezirkskammer begrüßen.

Anlässlich der Präsentation der Studie „Kin-
derbetreuung im Fokus: Zum Verhältnis von 
Betreuungsangebot, Arbeitsmarkt und famili-
ärer Praxis“, ein EU-kofinanziertes LEADER-
Projekt, bei dem die AK Tirol als Projektträ-
ger fungierte, freute sich AK Präsident Erwin 
Zangerl, dass neben vielen Zuhörern auch 
Bundesrätin Nicole Schreyer, Landesrätin  
Dr. Beate Palfrader, LAbg. Dr. Bettina Ellinger 
und der Kufsteiner Bürgermeister und Ob-
mann der Leaderregion „Kufstein Umgebung, 
Untere Schranne, Kaiserwinkel“, Mag. Martin 
Krumschnabl, der Einladung in die Bezirks-
kammer Kufstein gefolgt sind. 

Bezirkskammer Kufstein
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Bezirkskammer Landeck

Die AK Bezirkskammer Landeck hat sich auch 
im Jahr 2017 als direkter, kompetenter An-
sprechpartner für die Anliegen der Arbeitneh-
mer vor Ort erwiesen. Das Beratungs- und 
Serviceangebot der Bezirkskammer Landeck 
wurde wieder von vielen Mitgliedern in An-
spruch genommen. Zahlreiche gut besuchte 
abendliche Infoveranstaltungen zu den ver-
schiedensten Themen haben regelmäßig eben-
so äußerst positives Feedback von den Besu-
chern erhalten wie etliche Vorträge für und an 
Schulen. Die Gremienarbeit wurde erfolgreich 
fortgesetzt. Der Schwerpunkt der Beratungstä-
tigkeit lag in den Bereichen Arbeits- und Sozi-
alrecht, gefolgt von konsumentenschutz- und 
steuerrechtlichen Anfragen.

Im Folgenden darf näher auf die arbeitsrecht-
liche Beratungs- und Vertretungstätigkeit ein-
gegangen werden. In diesem Bereich stehen 
immer wieder nicht ausbezahlte Überstunden, 
Zeitausgleich, Urlaubskonsum, freie Tage, „Mi-
nusstunden“, Zulagen und Zuschläge, etc. im 
Mittelpunkt der Anfragen der Dienstnehmer. 
Auch wenn sich daraus offene Ansprüche er-
geben, entschließen sich Dienstnehmer im-
mer wieder dazu, diese aus Angst vor einem 
Arbeitsplatzverlust nicht geltend zu machen. 
Die meisten arbeitsrechtlichen Interventionen 
ergeben sich sohin zeitnah zur Beendigung 
von Dienstverhältnissen, sei es aufgrund von 
Abmeldungen im Zusammenhang mit Kran-
kenständen, aufgrund von zeitwidrigen Be-
endigungen oder unrichtigen Endabrechnun-
gen. Überhaupt zeigt es sich, dass es generell 
sinnvoll ist, Lohnabrechnungen, insbesondere 
auch Endabrechnungen, durch die AK Tirol 
überprüfen zu lassen.

So waren sich im abgelaufenen Jahr zwei 
Dienstnehmer im Bezirk Landeck nicht sicher, 
ob die Höhe ihrer Abfertigung alt anlässlich ih-
res Ausscheidens vom Betrieb richtig berech-
net wurde. In beiden Fällen wurden Fehler bei 
der Berechnung erkannt, in einem Fall wurde 
ein regelmäßiger Naturalbezug (Firmenauto 
zur Privatnutzung) nicht in die Bemessungs-
grundlage zur Ermittlung der Abfertigung mit-
einbezogen. Im anderen Fall wurde ein Betrieb 

im Jahr 2002 von einem anderen Arbeitgeber 
übernommen, Beschäftigungszeiten in diesem 
Betrieb vor dem Jahr 2002 blieben jedoch bei 
der Ermittlung der Beschäftigungsdauer nicht 
berücksichtigt. In beiden Fällen konnte der Ar-
beitgeber durch eine außergerichtliche Inter-
vention vom Fehler der Berechnung überzeugt 
werden und erfolgten Nachzahlungen in Höhe 
von bis zu jeweils EUR 14.500,-.

Nicht in allen Fällen war jedoch eine außerge-
richtliche Erledigung möglich. In einem Fall, der 
beispielhaft für viele stehen kann, mussten An-
sprüche deshalb gerichtlich geltend gemacht 
werden, weil der Arbeitgeber irrig der Meinung 
war, einseitig einen bestehenden Arbeitsver-
trag ändern zu können. Ein solcher Irrtum kann 
auch häufig bei einseitiger Vorordnung des 
Konsums von Urlaub oder von Zeitausgleich 
beobachtet werden.

Im gegenständlichen Fall hat der Arbeitgeber, 
ohne mit dem Arbeitnehmer ein Einvernehmen 
zu erzielen, die wöchentliche Arbeitszeit des 
Arbeitnehmers einseitig reduziert und dem-
nach auch weniger Lohn ausbezahlt. Nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses wurde die 
Differenz zum ursprünglichen Lohn mit dem Er-
gebnis eingeklagt, dass der Arbeitgeber nicht 
nur diese Differenz, sondern darüber hinaus 
auch die Prozesskosten zu tragen hatte. Durch 
die 20 im Jahr 2017 abgeschlossenen Rechts-
schutzakten konnten insgesamt mehr als EUR 
50.000,- für die Mitglieder im Bezirk einbring-
lich gemacht werden. 
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Viel Arbeit, wenig Brot

Ein junger Osttiroler ist bei einer Eventfirma 
beschäftigt, die keinem Kollektivvertrag unter-
liegt, aber ständig auf Veranstaltungsachse im 
In- und Ausland ist. Aufbau, Eventbegleitung, 
Abbau - in 40 Wochenstunden kaum machbar. 
Immer wieder arbeitete er an sieben Tagen in 
der Woche und es kam schon öfters vor, dass 
inklusive Reisezeiten bis zu 90 Wochenstun-
den zusammenkamen.

Bezahlt wurde dem jungen Mann monatlich 
EUR 1.100,- netto, sowie der Aufwand für 
Verpflegung, Reise- und Nächtigungskosten. 
Überstunden wurden keine bezahlt und Auf-
forderungen des Arbeitnehmers auf Abgel-
tung seiner Überstunden wurden negiert bzw. 
abgelehnt.

Daher hat er sich an die AK Tirol gewandt. Eine 
schwierige Ausgangslage, möchte man mei-
nen. Nicht so für die Experten in der Bezirks-
kammer Lienz. Trotz schlechter Beweislage 
hat die AK Lienz sich der Sache angenommen. 
Im Raum standen neben arbeitsrechtlichen 
Ansprüchen auch Begriffe wie Lohn- und So-
zialdumping. In zähen Verhandlungen konnte 
schließlich ein Erfolg von EUR 5.929,- für den 
jungen Mann verbucht werden. 

Ihm ist klar, ohne die AK wäre er nicht zu sei-
nem Recht und daher auch nicht zu seinem 
Geld gekommen. 

Ein Austritt, der keiner war

Die Arbeitnehmerin war in einem angesehe-
nen Haubenlokal in Lienz in der Küche be-
schäftigt. Da es wegen der aufbrausenden Art 
des Chefs wiederholt Probleme gab, einigte 
man sich Anfang des Monats auf eine einver-
nehmliche Lösung zu Mitte des Monats. Ein 
paar Tage später kam es dann aber vor ver-
sammelter Küchenmannschaft zu wüsten Be-
schimpfungen durch den Chef. 

Er „warf“ unser Mitglied sozusagen aus der 
Küche. Die Beleidigungen hatten gesund-
heitliche Folgen und sie musste sich sogar in 
den Krankenstand begeben. Im Krankenstand 
(den sie natürlich gehörig gemeldet hatte) er-
fuhr sie dann, dass sie vom Arbeitgeber mit 
„unberechtigt vorzeitigem Austritt“ abge-
meldet worden war. Ausbezahlt wurden laut 
Lohnzettel auch nur der Grundlohn und ein 
paar Überstunden.

Die Intervention der AK Lienz legte klar, dass 
die Arbeitnehmerin keinen Austritt erklärt 
hat, die Vermutung eines solchen durch den 
Chef laut OGH nicht zulässig ist und er ihr 
die ausstehenden Ansprüche bis zum verein-
barten Ende Mitte des Monats zu zahlen hat. 
Schließlich konnte erreicht werden, dass der 
Arbeitgeber alles nachzahlte: Lohn, Über-
stundenpauschale, aliquote Sonderzahlung, 
Urlaubsersatzleistung für 7 Tage und unser 
Mitglied eine korrigierte Abmeldung auf „Kün-
digung durch den Dienstgeber“ erhielt. 

Monetärer Erfolg EUR 2.871,06.

Bezirkskammer Lienz



125AK Geschäftsbericht 2017

Auch im abgelaufenen Jahr konnten sich hilfe-
suchende Mitglieder für alle anfallenden An-
liegen an das Team der Bezirkskammer Reutte 
wenden. Die Berater standen nicht nur für 
Beratungen im Arbeitsrecht, sondern auch für 
Auskünfte im Konsumentenrecht, Miet- und 
Wohnrecht sowie Steuerrecht gerne mit Rat 
und Tat zur Seite. 

Hilfesuchend wandte sich auch ein Arbeitneh-
mer an das Team der Bezirkskammer Reutte. 
Er sprach vor, da er seit 1988 als Reinigungs-
kraft mit kurzen Dienstunterbrechungen bei 
einem Hotel beschäftigt war und seine End-
abrechnung überprüfen lassen wollte. Dabei 
fiel seinem Berater auf, dass die Abfertigung 
und das Jubiläumsgeld zu gering berechnet 
wurden. Bei mehr als 25-jähriger Betriebszu-
gehörigkeit würde dem Dienstnehmer ein Ab-
fertigungsanspruch in Höhe von 12 Monats-
entgelten und ein Jubiläumsgeld in Höhe von 
2 Monatsentgelten zustehen. Mehrere beim 
selben Arbeitgeber sich unmittelbar aneinan-
der schließende Arbeitsverhältnisse würden 
dabei zusammengerechnet werden. Nach 
erfolgreicher Intervention durch den Berater 
der Bezirkskammer Reutte konnte sich unser 
Mitglied über einen großen Geldbetrag sowie 
über ein qualifiziertes Dienstzeugnis freuen. 
Er bekam insgesamt 7 Monatsentgelte in der 
Höhe von ca. EUR 14.000,- im Nachhinein 
noch ausbezahlt.

Neben den täglichen Beratertätigkeiten war 
die Bezirkskammer Reutte auch in verschie-
denen Vorständen, wie zum Beispiel bei der 
Regionalentwicklung Außerfern, beim Verein 
Reuttener Sozialmarkt, etc. tätig. Ebenso wur-
den gemeinsam mit der Wirtschaftskammer 
Tirol zahlreiche § 3a BAG-Verfahren durchge-
führt und die Betriebe auf deren Befähigung 
zur Lehrausbildung begutachtet. Darüber 
hinaus standen die Mitarbeiter der Bezirks-
kammer Reutte im vergangenen Jahr den Be-
triebsratsvorsitzenden für Auskünfte aller Art 
zur Verfügung und führten mehrere Betriebs-
ratsfonds-Revisionen durch.

Veranstaltungen in der  
Bezirkskammer Reutte

Auch wurden in der Bezirkskammer Reutte 
zahlreiche Veranstaltungen zu diversen The-
men durchgeführt. Dabei durften die Info-
abende „Wenn ein Baby kommt …“, „Wich-
tiges für Grenzgänger“, „Patientenverfügung 
und Vorsorgevollmacht“ sowie „Schenken 
oder vererben?“ nicht fehlen.

Ein ganz besonderes Highlight war die Kunst-
ausstellung „Menschen hinterlassen Spuren“, 
die in Zusammenarbeit mit dem Elternverein 
VIANOVA organisiert wurde. Dabei präsen-
tierten Klienten sowie Assistenten ihre Werke 
der Öffentlichkeit. Zu bestaunen gab es nicht 
nur eindrucksvolle Bilder mit verschiedenen 
Maltechniken, sondern auch Ytong-Plastiken, 
Schnitzereien und Figuren aus Filz.

Zum ersten Mal fand die INFO4YOUth-Messe 
in der Sporthalle Reutte statt. Dabei hatten vor 
allem junge Menschen die Möglichkeit, Ange-
bote und Leistungen sozialer Einrichtungen im 
Außerfern näher kennenzulernen. 

INFO4YOUth wurde von der „Mobilen Ju-
gendarbeit Reutte“ in Zusammenarbeit mit 
der „Regionalentwicklung Außerfern“ und „Die 
Berater“ organisiert. Beim AK Tirol Stand wur-
den die Jugendlichen über die Aufgaben der 
AK Tirol informiert und erhielten ein kosten- 
loses Bewerbungsfoto. Darüber hinaus konn-
ten die Teilnehmer bei einem Gewinnspiel ein 
iPad mini gewinnen.

Weiters begrüßte das Team der Bezirkskam-
mer Reutte etliche Schüler zu Vorträgen und 
Wirtschaftsplanspielen. Dabei erhielten sie 
wertvolle Tipps für ihren weiteren Berufs- und 
Lebensweg. 

Bezirkskammer Reutte
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Die Bezirkskammer Schwaz konnte auch 
im Jahr 2017 wieder durch ein breites Bera-
tungs- und Serviceangebot bei den Mitglie-
dern punkten. Der Schwerpunkt der Beratun-
gen lag neuerlich im Bereich des Arbeits- und 
Sozialrechtes. Themen, wie die Kündigung 
von Dienstverhältnissen, die Nichteinhaltung 
von Kündigungsfristen, Entlassungen, Ab-
meldungen im Krankenstand, Rückforderung 
von Ausbildungskosten, fehlende Dienstzeug-
nisse, Fragen zur Dienstnehmerhaftung und 
Ähnliches waren Dauerbrenner in der täglichen 
Beratung. Nachdem das Beratungsangebot in 
der Bezirkskammer Schwaz aber noch weit da-
rüber hinausgeht, wurden z.B. auch zahlreiche 
Anfragen zum Thema Betriebskostenabrech-
nungen, Forderungen von Inkassodiensten, 
zum Arbeitslosengeld, Pension, Weiterbildung, 
Versicherungen, überhöhten Handyrechnun-
gen und Ähnlichem beantwortet.

Auffallend war auch die Vielzahl von Anfragen 
zu diversen Unterstützungsleistungen der un-
terschiedlichen Institutionen. Viele Personen 
sind auf diese Unterstützungen angewiesen 
und wurden von den Experten in der Bezirks-
kammer Schwaz dazu beraten. 

Kinderbetreuungsgeld - Neu

Für Geburten ab 1.3.2017 wurde das Kinder-
betreuungsgeld neu geregelt. Eltern können 
nunmehr zwischen dem Kinderbetreuungs-
geld-Konto oder dem einkommensabhängi-
gen Kinderbetreuungsgeld wählen. Zusätzlich 
gibt es einen Partnerschaftsbonus für Eltern, 
die sich das Kinderbetreuungsgeld in etwa 
gleich aufteilen. Gerade zu diesen neuen Re-
gelungen gab es dutzende Anfragen von Be-
troffenen und entsprechende Beratungen und 
Hilfestellungen. Immer wieder für Unsicherheit 
und Irritationen sorgt auch die Tatsache, dass 
das Kinderbetreuungsgeld als eine Geldleis-
tung völlig entkoppelt von den Regeln betref-
fend die arbeitsrechtliche Karenz ist. So kann 
auch bei Bezug des einkommensabhängigen 
Kinderbetreuungsgeldes bis zum ersten Ge-
burtstag des Kindes dennoch die Karenz nach 

dem Mutterschutzgesetz bis zum zweiten Ge-
burtstag des Kindes in Anspruch genommen 
werden. 

Häufige Irrtümer im Arbeitsrecht

Hartnäckig halten sich seit vielen Jahren Ge-
rüchte bei gewissen arbeitsrechtlichen Fall-
konstellationen. Die Experten der Bezirkskam-
mer Schwaz sind seit Jahren darum bemüht, 
diese Irrtümer aufzuklären und richtig zu stel-
len. So herrscht zum Beispiel die weitverbrei-
tete Auffassung, dass sowohl der Arbeitgeber, 
als auch der Arbeitnehmer zumindest über  
einen Teil des Urlaubs selbständig bestimmen 
kann. Tatsache ist, dass der Urlaub zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer immer einver-
nehmlich vereinbart werden muss.

Ebenso hält sich hartnäckig das Gerücht, dass 
man im Krankenstand nicht gekündigt wer-
den könne. Tatsache ist, dass eine Kündigung 
im Krankenstand durchaus möglich ist, der 
Arbeitgeber aber auch in diesem Fall Fristen 
und Termine einhalten muss. Darüber hinaus 
kann eventuell auch ein Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung über das Ende der Kündigungs-
frist hinaus bestehen bleiben. Abzuraten ist 
von einvernehmlichen Lösungen während des 
Krankenstandes. In diesem Fall können Arbeit-
nehmer bares Geld verlieren.

Ein weiteres Gerücht besagt, dass eine Kündi-
gung immer schriftlich erfolgen müsste. Auch 
dies ist nicht richtig und gilt eine Kündigung 
grundsätzlich auch dann, wenn sie mündlich 
oder per Boten ausgesprochen wird. Anders 
wäre es nur dann, wenn eine gegenteilige  
arbeitsvertragliche, kollektivvertragliche oder 
gesetzliche Regelung im Einzelfall vorliegt.

Die Experten der Bezirkskammer Schwaz ste-
hen bei Klärung all dieser Fragen ganzjährig 
zur Verfügung. 

Bezirkskammer Schwaz
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Die persönliche Beratung und Hilfeleistung 
der Bezirkskammer Telfs im Rahmen der Öff-
nungszeiten, aber auch spezifische telefoni-
sche Informationen und Unterstützungen zu 
allen von der AK Tirol angebotenen Themen-
bereichen waren erneut stark nachgefragt.

Im Beratungszweig des Arbeitsrechtes haben 
die häufigsten Anfragen natürlich finanzielle 
Ansprüche betroffen, wie die allgemeine Kon-
trolle von Lohn- und Gehaltsabrechnungen, 
die Abgeltung von Mehr- und Überstunden, 
die (richtige) Einstufung in den Kollektivver-
trag, diverse Fragen zum Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld sowie Abfertigung alt und neu. 
Zusätzlich bezogen sich sehr viele Auskünfte 
in diesem Teilgebiet auf die Auflösung von Ar-
beitsverhältnissen, Entgeltfortzahlung infol-
ge Krankenstand, Durchsicht und Erörterung 
von Arbeitsverträgen sowie auf das Thema  
Familiennachwuchs.

Im Sozialrecht sind insbesondere Anfragen im 
Bereich der Pensionen hervorzuheben. Neben 
allgemeinen Informationen und Ausfüllhilfen 
dazu, ist hier vor allem die Rechtsschutzge-
währung, also die Vertretung der Mitglieder 
vor Gericht hervorzuheben. Darüber hinaus 
betreffen viele Anfragen in diesem Gebiet 
ebenso das Krankengeld von der Sozialversi-
cherung und Leistungen aus der Arbeitslosen-
versicherung. 

Im Konsumentenschutz wurden wir in der Be-
ratung des Öfteren mit Anfragen zu Inkasso- 
büroschreiben, Problemen mit Telefonanbie-
tern bzw. Internetprovidern, Fitnessstudio- 
Verträgen, Forderungen von Partnervermitt-
lungsagenturen und dubiosen Schlüssel-
diensten konfrontiert. Daneben ist natürlich 
auch die Internetabzocke ein Dauerbrenner, 
da auch Konsumenten beinahe alles bequem 
online von zu Hause erledigen können.

Einen weiteren großen Beratungsschwerpunkt 
bildet das Steuerrecht und ist hier vor allem 
die Erledigung der jährlichen Arbeitnehmer-
veranlagung hervorzuheben. Immer mehr 
Mitglieder nehmen dieses Beratungsangebot 

dankend an und profitieren hierbei einfach 
und schnell jährlich von der Kompetenz der 
Arbeiterkammer in der Region.

Ferner werden auch Beratungsleistungen im 
Miet- und Wohnrecht sowie zur Aus- und Wei-
terbildung, insbesondere zur Förderung eben 
dieser erbracht und schließlich Arbeitnehmer 
im Rahmen einer Insolvenz ihres Arbeitgebers 
vor dem Insolvenzentgeltfonds vertreten.

Gremienarbeit und  
Infoveranstaltungen

Die aktive Mitarbeit im Regionalmanagement 
Wipptal (LEADER-Entscheidungsgremium), 
eröffnet die Möglichkeit, gezielt die Interessen 
der Arbeitnehmerschaft in diesem örtlichen 
Bereich zu vertreten. In diesem Sinne konnten 
bereits Projekte entsprechend umgesetzt wer-
den bzw. sind noch in Ausarbeitung.

Darüber hinaus hat die Bezirkskammer Telfs 
zahlreiche Informationsveranstaltungen zu 
Themen wie „Lug und Trug beim Essen“, „Ge-
sund mit alten Hausmitteln“, „Wenn ein Baby 
kommt“ und „Gesund bleiben im Stresszeit-
alter“ in Hall in Tirol, Wattens und natürlich in 
Telfs selber organisiert. Abgerundet wurde un-
ser Programm durch einen kulturellen Jahres-
abschluss und zwar durch eine „Krippenaus-
stellung“ zusammen mit den Krippenfreunden 
Telfs, bei der an allen drei Tagen zusammen 
rund 700 Personen der Bezirkskammer Telfs 
einen Besuch abgestattet haben.

Bezirkskammer Telfs
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DAS WICHTIGSTE IN KÜRZE:

326.015 Besuche mit 936.846 Seitenansichten auf www.ak-tirol.com

Drucklegungen von 81 Einzeltiteln: 

11 Mal Tiroler Arbeiterzeitung (Aufl age je Ausgabe: 360.000)

12 Mal AK Konsument (Aufl age je Ausgabe 270.000)

2 Mal Gesunde Arbeit (Aufl age je Ausgabe 4.500 Stück)

66 Broschüren (Aufl age gesamt 210.325 Stück)

Falter „Das leistet deine AK Tirol“ (Aufl age 43.000 Stück) 

Gesamtaufl age: Mehr als 7,4 Millionen Stück

Rund 9.285 telefonische Service-Kontakte zu Mitgliedern:

4.053 telefonische Beratungen von Mitgliedern

4.749 telefonische Beratungen von Jugend in Aktion

950 Kontakte mit Medienvertretern

195 Presseaussendungen

1.415 Berichte über die AK Tirol in den Medien

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Maksym Yemelyanov/Fotolia.com
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AK Kontaktoffensive 2017

Das Jahr 2017 stand ganz im Zeichen der großen AK Kontaktoffensive, mit der die Mitglieder 
bei unterschiedlichsten Initiativen und Veranstaltungen gezielt auf die Leistungen ihrer AK und 
die Bedeutung einer unabhängigen Interessenvertretung aufmerksam gemacht und darüber in-
formiert wurden, dass ihnen die AK Tirol mit ihren Experten bei unterschiedlichsten Anliegen mit 
Rat und Tat zur Seite steht.

Anlass dafür: Die massiven Angriffe auf die AK. Im Vorfeld der Nationalratswahlen 2017 war die 
AK zunehmend mit populistischen Halb- und Unwahrheiten konfrontiert, die jene wahlwerben-
den neoliberalen Gruppen verbreiteten, die die AK schwächen bzw. ganz abschaffen möchten. 

Tiroler Arbeiterzeitung

Der Information der AK Mitglieder war auch in der Tiroler Arbeiterzeitung als Medium der AK 
Tirol ein Schwerpunkt gewidmet. Für die Oktober-Ausgabe vor der Wahl wurde ein 16-seitiges 
Magazin als Beilage gestaltet. Es sollte den Mitgliedern als Entscheidungshilfe dienen und die 
AK und deren Positionen stärken.

Im Vorfeld dieser auch für die AK wichtigen Wahl wurden Sonderseiten mit den Fakten gestal-
tet, z. B. „Wieviel AK wollen Sie?“, „Mit der AK bist Du nicht allein“, „Schutz und Hilfe tirolweit“, 
„Ohne AK gibt es 3 Millionen Verlierer“, „Das leistet Deine AK Tirol“. Sie erschienen als Schaltun-
gen in verschiedenen Medien.

Zudem erschienen gemeinsame Inserate mit der WK Tirol, in denen WK Präsident Bodenseer 
und AK Präsident Zangerl auf die Bedeutung der Sozialpartnerschaft hinwiesen.

Im Rahmen der österreichweiten Kampagne der Bundesarbeitskammer erschienen am 16./17.9. 
Inserate in allen Tageszeitungen. Eine weitere Durchschaltung folgte am 14./15.10.

AK Schutzkarte neu

Die neue personalisierte AK Schutzkarte wurde im Jänner an rund 250.000 AK Mitglieder zusam-
men mit einem Brief des Präsidenten und der Broschüre „Unser Angebot für Sie!“ verschickt. 
Neben einem Überblick über die wichtigsten Angebote der AK Tirol enthält diese Broschüre auch 
eine Leistungsbilanz, mit der die Mitglieder über die Verwendung der Mitgliedsbeiträge informiert 
werden.

Veranstaltungsreihe „AK Comedy – Zugi meets Blues“

Am 15. Februar feierte die AK Comedy Musikshow mit Hubert Trenkwalder und Markus Linder 
und dem Programm „Zugi meets Blues“ in Langkampfen Premiere. Die Veranstaltung war überall 
im Land ein Riesenerfolg. 

Insgesamt sahen mehr als 3.500 aktive und pensionierte AK Mitglieder und deren Begleiter eine 
der Vorstellungen in Langkampfen, Kitzbühel, Rum, Nußdorf-Debant, Mils bei Imst, Höfen, Zirl, 
Schwaz, Landeck und Walchsee sowie bei den Zusatzvorstellungen in Völs und Kufstein.
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Die Mitarbeiter der Abteilung kümmerten sich um sämtliche Vorbereitungen – vom Engagement 
der Künstler über Reservierung der Säle und Besprechungen mit Caterern, Gestalten der Plakate, 
Bewerben der Veranstaltungen, halfen bei den Vorbereitungen und der Betreuung vor Ort mit.

Arbeitnehmerfest in Telfs am 8. Juli

Das Arbeitnehmerfest am 8. Juli beim Inntalcenter in Telfs war ein voller Erfolg: 1.500 Besucher 
konnten begrüßt werden, die sich über die Leistungen der AK informierten und sich bei einem 
abwechslungsreichen Programm, kühlen Getränken und Schmackhaftem vom Grill blendend 
unterhielten. In der Abteilung wurden sämtliche organisatorische Vorarbeiten erledigt, Plakate 
gestaltet, Künstler engagiert, Plätze und Zelte reserviert, Besprechungen mit Catering geführt 
etc. und die Veranstaltung vor Ort vorbereitet und betreut.

Verteilaktion im Sommer

Auch im Sommer 2017 machten die AK Kammerräte bei Verteilaktionen auf die Leistungen der 
AK für ihre Mitglieder aufmerksam. Für die Mitglieder gab es hochwertige AK Give-aways, wie 
Einkaufschips aus Metall, Kugelschreiber und die AK Broschüre „E-Nummern“. In einer zweiten 
Aktion ab Anfang Juli wurden in Schwimmbädern, an Badeseen und an den Wochenenden in 
der Abflughalle des Innsbrucker Flughafens u. a. AK Wasserbälle und die AK Broschüre „Tipps 
für einen unbeschwerten Urlaub“ verteilt.

Außerdem wurden dafür 43.000 Folder „Das leistet Deine AK Tirol“ gestaltet und gedruckt, auf 
denen die Leistungen der AK aufgezeigt werden, aber auch die Gefahren, die durch eine Schwä-
chung der Arbeitnehmervertretung drohen.
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Mo. 20. Februar
Rum 
Forum 
Rathausplatz 1

EINTRITT FREI INKL. JAUSE

Für AK Mitglieder mit Begleitung

AK Comedy-Musikshow

Würstel und Getränke

Einlass ab 18.30 Uhr

19.30 bis 21.30 Uhr

Für AK Mitglieder mit BegleitungANMELDUNG UNTER 0800/22 55 10

MARKUS LINDER & HUBSI TRENKWALDER 

ARBEITERKAMMER  TIROL

ZUGI meets BLUES
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Arbeitnehmerfest am Stiftsplatz in Hall am 23. September

Zum Arbeitnehmerfest in Hall kamen rund 1.900 Besucher und informierten sich über die An-
gebote und Leistungen ihrer Interessenvertretung. Sie ließen sich Grillhendln, Schnitzel, Weiß-
würste und Kaskrapfen schmecken und hatten viel Spaß bei den Auftritten der Grubertaler, der 
Alpenkavaliere und Hannah. Die Abteilung kümmerte sich um sämtliche Vorbereitungen, Geneh-
migungen, wie Platzreservierung, Vorbesprechungen mit Zeltverleih, Caterer, Engagement der 
Künstler etc. und betreute die Veranstaltung vor Ort.

AK ARBEITNEHMER

Vorbeikommen und mitfeiern im Festzelt mit Grillhendl, 
Würstl, Schnitzelburger, Pommes und kühlen Getränken.
Für alle AK Mitglieder und Angehörige kostenlos! (solange der Vorrat reicht) 

Wir freuen uns auf Euer Kommen! 

Mag. Gerhard Pirchner, AK DirektorErwin Zangerl, AK Präsident

FEST
AK ARBEITNEHMER

FEST
LIVE-MUSIK

SA 23. SEPT. · 10 - 15 UHR
Hall i. T. · Stiftsplatz · EINTRITT FREI!
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Die Grubertaler

Impressionen von den AK Arbeitnehmerfesten aus Telfs und Hall



132 AK Geschäftsbericht 2017
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Sonderbeilage der Tiroler Arbeiterzeitung zur Ferienaktion der Arbeiterkammer Tirol Nr. 1/2017

FERiEN
AKTION

Tolle Wochen für 7- bis 16-Jährige. Online vormerken 

Wer?

Mit Übernachtung

Ohne Übernachtung
Wann? Was?

Deine Sommer-Termine

37 wochen 
ferienspaß!

von 16. bis 30. März auf www.ak-tirol.com

2017

Tolle Wochen für 7- bis 16-Jährige. 

ferienspaß!

EN
TION

10.  - 14. Juli 
17.  - 21. Juli
24. - 28. Juli

7. - 11. August
14. - 18. August
21. - 25. August

9. - 15. Juli
9. - 15. Juli

16. - 22. Juli
16. - 22. Juli
16. - 22. Juli
16. - 22. Juli
 23. - 29. Juli 
23. - 29. Juli
23. - 29. Juli
23. - 29. Juli

30. Juli - 5. Aug.
30. Juli - 5. Aug.
30. Juli - 5. Aug.
30. Juli - 5. Aug. 
6. - 12. August 
6. - 12. August
6. - 12. August
13. - 19. August
13. - 19. August
20. - 26. August 
20. - 26. August
20. - 26. August
20. - 26. August

27. Aug. – 2. Sept. 
27. Aug. – 2. Sept. 
27. Aug. – 2. Sept. 
27. Aug. – 2. Sept.

15. - 22. Juli

29. Juli - 5. Aug.
12. - 19. Aug.

26. Aug. - 2. Sept.

9 - 12
7 - 12
7 - 12
7 - 12 
7 - 10
7 - 12

7 - 11
10 - 14

8 - 12 
7 - 11

11 - 14 
10 - 14
11 - 14
10 - 14
12 - 14 

7 - 11
7 - 11 
7 - 11

10 - 14
10 - 14 

9 - 12
11 - 14

7 - 12
11 - 14

9 - 12 
7 - 11
7 - 11 

11 - 14 
11 - 14
11 - 14
11 - 14 
10 - 14 

7 - 12

13 - 16
13 - 16
13 - 16 
13 - 16

Fußballwoche 1 (Anfänger) 
Abenteuerwoche 1
Abenteuerwoche 2 

Sportwoche 
Fußballwoche 2 (Anfänger) 

Abenteuerwoche 3 

Tierischer Spaß, Seehof 
Bauernhofwoche, OÖ

Theaterwoche, Seehof
Aktivwoche 1, Sbg. 

Erlebnis Unterland, Tirol
Dichten, Reimen, Slammen, Tirol 

Erlebniscamp 1, Seehof
Musikwoche, Tirol
Aktivwoche 2, Sbg.
Rauf auf die Alm, OÖ 

Erlebniscamp 2, Seehof
Wasserspaß Attersee, OÖ 

Junge Uni, Tirol 
Faszination Natur, Vbg.

Fußballcamp (Fortg.), Seehof  

Sport & Spaß am See 1, Ktn. 
Zirkus, Sbg.

Film, Kunst & Theater, Seehof
Sport & Spaß am See 2, Ktn.

Auf ins Grüne, Seehof
Ferien auf der Burg, Bayern
Sport & Spaß am See 3, Ktn.

Naturcamp, OÖ
Lern- und Spaßwoche, Seehof 

Tipidorf, OÖ
Bühnenstar, Ktn. 
Dance & Fun, Sbg.

Let´s talk English 1, Cornwall  

Let´s talk English 2, Cornwall   
Let´s talk English 3, Cornwall  

Let´s talk English 4, Cornwall  

Sonderbeilage der Tiroler Arbeiterzeitung zur Ferienaktion der Arbeiterkammer Tirol Nr. 1/2017
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Ohne Stress und rund um die Uhr zum Wunschprogramm!Ferienwoche auswählen und von 16. bis 30. März  
auf

online vormerken   
www.ak-tirol.com

Illustrationen: alle Piumadaquila/Fotolia.com

S eit vielen Jahren unterstützt 
die AK Tirol die Arbeit-
nehmerfamilien mit ihrer 
Ferienaktion. „Damit möch-

ten wir den vielen Eltern und Al-
leinerziehenden helfen, für die es 
leider immer noch ein Problem ist, 
eine hochwertige, und dennoch 
leistbare Betreuung für ihre Kinder 
in den Sommerferien zu organisie-
ren“, betont AK Präsident Erwin 
Zangerl. Die Nachfrage steigt von 
Jahr zu Jahr. Deshalb wurde das An-
gebot für 2017 auf insgesamt 37 Wo-
chen für verschiedene Altersgrup-
pen ausgebaut. Das vollständige 
Programm zum Herausnehmen 
fi nden Sie in dieser März-Ausgabe 
der Tiroler Arbeiterzeitung und 
auf der AK Homepage.
•  Heuer können Sie Ihr Kind bzw. 

Ihre Kinder von Donnerstag, 16. 
März, bis Donnerstag, 30. März, 

über einen eigenen Online-Zu-
gang auf www.ak-tirol.com rund 
um die Uhr und völlig stressfrei 
vormerken. Der Vormerkzeit-
punkt spielt für die Vergabe der 
Plätze wie schon in den letzten 
Jahren keine Rolle! 

Von 16. bis 30. März online 
vormerken auf www.ak-tirol.com

•  Voraussetzung für die Teilnahme 
eines Kindes an der Ferienaktion 
ist, dass zumindest ein Elternteil 
Mitglied der AK Tirol ist. Bitte 
die Sozialversicherungsnummer 
dieses Elternteils bereithalten.

•  Jedes Kind kann an maximal 
zwei Wochen teilnehmen, be-
achten Sie unbedingt die unter-
schiedlichen Altersgrenzen. Bei 
Wochen, die mehrmals stattfi n-
den, kann pro Kind nur eine Wo-
che gewählt werden. Angeführte 

Programmpunkte stellen nur 
eine Auswahl dar, wir behalten 
uns Änderungen vor, z. B. auf-
grund der Witterung. Wir weisen 
darauf hin, dass die AK Ferienak-
tion zur Entlastung der berufstä-
tigen Eltern gedacht ist und nicht 
für professionelle Kinderbetreu-
ungseinrichtungen.

•  Wir bitten um Verständnis, dass 
zum Zeitpunkt der Vormerkung 
eine verbindliche Zusage nicht 
möglich ist.

•  Zusagen erhalten Sie schriftlich 
bis Ende April 2017.

•  Der Selbstbehalt muss bis späte-
stens 31. Mai 2017 auf dem Kon-
to der AK Tirol eingelangt sein. 
Andernfalls ist eine Teilnahme 
des Kindes leider nicht möglich. 
Helpdesk: Tel. 0800/24 10 24

 Mehr auf ak-tirol.com

nnneeeiiiirrreeeeeeF neeeeeieeeeeeFe
Aktion

Impressionen von der AK Ferienaktion 2017
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AK Ferienaktion

Wie wichtig die Betreuungsangebote der AK für die Eltern sind, insbesondere für die Alleiner-
zieher, und welche Betreuungslücke im Sommer damit geschlossen wird, zeigt die Nachfrage 
nach der AK Ferienaktion, die ebenfalls in der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit organisiert wird. 
Insgesamt wurden 2017 für acht Ferienwochen 38 Themenwochen angeboten. 

■■ 6 Standwochen (ohne Übernachtung)
■■ 8 Seehof-Wochen
■■ 18 externe Wochen in Österreich
■■ 1 Woche in Bayern
■■ 5 Wochen in Cornwall

Das Programm zur Ferienaktion 2017 erschien auf vier Seiten in der März-Ausgabe der Tiroler 
Arbeiterzeitung und zeitgleich ab 16. März auf der AK Homepage. Ab diesem Tag konnten  
Eltern ihre Kinder zwei Wochen lang vormerken. Aufgrund der Dimension, die die AK Ferienaktion  
mittlerweile angenommen hat, und um den Eltern Stress und Wartezeiten am Telefon zu erspa-
ren, wurde für die Vormerkung 2017 erstmals eine Online-Plattform eingerichtet. Bei Fragen  
konnten sich die Eltern telefonisch über die Helpdesk-Nummer mit den Mitarbeitern in Verbin-
dung setzen.

Die Vormerkungen funktionierten problem- und stresslos. 92 % der Buchungen erfolgten online, 
großteils zwischen 18 und 20 Uhr. Die Zugriffe erfolgten zu knapp 40 % über Smartphones, zu 
etwas mehr als 10 % über Tablets und ca. 50 % über Computer.

Anrufe bezogen sich zumeist auf Umbuchungs- und Änderungswünsche bzw. Fragen zu einzel-
nen Ferienwochen.

Von den 1.561 vorhandenen Plätzen wurden schlussendlich 1.443 genützt (von 1.293 teilneh-
menden Kindern). Die freien 118 Plätze entstanden durch kurzfristige Absagen, bei denen nicht 
mehr nachbesetzt werden konnte, bzw. wurden nicht gebucht.

93 Betreuerinnen und Betreuer standen im Einsatz. 

Zur Einschulung fand vom 31. März bis 2. April im JUFA-Hotel in Steinach a. Br. ein Betreuer-
Wochenende statt. Dort wurden die Teilnehmer nicht nur in organisatorischen Belangen, Inhalten 
und Konzept geschult, sondern zusätzlich auch von externen Experten zu Themen wie Erste-
Hilfe-Maßnahmen für Kinder, Gruppendynamik sowie Mobbing & Gewalt.

Ab Herbst wurden die organisatorischen Nacharbeiten erledigt, Dienstzeugnisse ausgestellt, 
Nachbesprechungen mit Experten und den Zuständigen in den Unterkünften geführt, Feedback 
der Eltern eingeholt etc. Parallel fanden bereits die ersten Vorbereitungen für die Ferienaktion 
2018 statt.

Ende 2017 wurde die Programmierung eines eigenen Verwaltungsclients für die Ferienaktion in 
Auftrag gegeben. Diese Applikation soll weitere Synergien bei Online-Vormerkungen und für die 
gerechte Zuteilung der Ferienwochen ermöglichen. Zudem kann damit eine rasche und umfas-
sende Information der Eltern und Betreuer gewährleistet werden.
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Arbeitsbereiche
Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit unterstützt die Selbstverwaltung und damit das Kammer-
büro mit seinen Abteilungen sowie die Bezirkskammern beim Auftritt nach außen. Dies betrifft 
u. a. die Medienarbeit, aber auch das Organisieren von Veranstaltungen sowie das gesamte 
Marketing der AK Tirol.

Daneben wird in der Presse-Stelle die Tiroler Arbeiterzeitung (TAZ) bis zur Druckreife herge-
stellt – sie wird geplant, getextet, bebildert und produziert inklusive Layout, Bildbearbeitung 
und Druckdateien. 2017 erschienen elf Ausgaben der 12-seitigen großformatigen Zeitung. In der 
März-Ausgabe wurde wie schon im Vorjahr der innere Bogen für das Programm der AK Ferien-
aktion genutzt. Für die Oktober-Ausgabe wurde eine 16-seitige kleinformatige Beilage gestaltet.

Daneben werden AK Internetportal und Facebook-Seite betreut und befüllt.
Zusätzlich wickelte die Abteilung auch vollständig die AK Ferienaktion ab.

Hauptaufgaben:

■■ Erarbeiten von Texten und Unterlagen für Aussendungen bzw. für Printmedien, Radio  
und Fernsehen sowie für Homepage und Facebook-Seite der AK Tirol. Dies umfasst  
Themensuche, Recherche, Texten, Redigieren und Endkorrektur aller Veröffentlichungen  
der Arbeiterkammer Tirol.

■■ Betreuung der Medien und Koordination von Anfragen bzw. Stellungnahmen.
■■ Betreuung der AK Bezirkskammern bei Veranstaltungen, deren Bewerbung sowie in der 

Pressearbeit. Dafür werden neben Inseraten und Presseaussendungen auch Einladungen, 
PR-Texte, Plakate und Postkarten gestaltet.

■■ Befüllen und redaktionelle Betreuung der AK Tirol-Homepage und Zusammenarbeit  
mit der BAK.

■■ Fotoreportagen sowie Betreuung und Wartung von digitalen Aufnahmen  
für Medien, Arbeiterzeitung, Broschüren sowie AK Website.

■■ Führen eines Textarchivs, in dem sämtliche Berichte über die AK Tirol in allen Tiroler  
und österreichischen Medien gesichtet und gesammelt werden.

■■ Sämtliche Marketing-Aktivitäten inklusive Budgetieren, Erstellen, Konzipieren und  
Überwachen aller Maßnahmen der AK Tirol sowie Mitarbeit bei BAK-Kampagnen.

■■ Recherchen für Medien; Themensetzung; Strategie; Kontakte mit Medienvertretern.
■■ Betreuung der AK Mitglieder bei Anfragen zu Broschüren, Adressänderungen,  

Ausstellen der Schutzkarte etc. (4.053 Telefonate).
■■ Vergabe von Kundennummern für den Online-Zugang zum AK Konsument-Magazin.
■■ Gestaltung der Drucksorten für AK Bildungshaus Seehof, Betriebsrätekolleg  

und die neue AK Werkstatt, die 2017 eröffnet wurde etc.
■■ Veranstaltungsmanagement inklusive Organisation, Abwicklung, Koordination  

und Betreuung von AK Veranstaltungen im Haus und außerhalb.
■■ Organisation, Durchführung und Bewerbung für die AK Kinderferienaktion.
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Pressetätigkeit 2017
195 Presseaussendungen 
Die wichtigsten Inhalte betrafen die Bereiche Konsumentenschutz (29), Bildung (29), Selbstver-
waltung (26), Arbeitsrecht (11), Soziales (9), Wirtschaft (7), Wohnen (6), Jugend (4). Hinzu kom-
men 155 Aussendungen, die für Veranstaltungen bzw. als Mutationen für die einzelnen Bezirke 
getextet und verschickt wurden.

AK Bezirkskammern
Für insgesamt 161 Veranstaltungen in der AK Innsbruck und den 8 AK Bezirkskammern wurden 
Presseaussendungen getextet und damit die jeweiligen lokalen Medien informiert. Außerdem 
wurden im Anschluss 38 Nachberichte von Veranstaltungen an die Regionalmedien ausge-
schickt.

1 Pressegespräch
Pressekonferenz „Kinderbetreuung im Fokus: 
Zum Verhältnis von Betreuungsangebot, Arbeitsmarkt und familiärer Praxis“

Am 22. März fand in der AK Kufstein die Pressekonferenz zum Thema „Kinderbetreuung im Fo-
kus“ statt. Im Rahmen eines LEADER-Projekts, an dem auch die AK Tirol beteiligt ist, wurde da-
bei eine Untersuchung des Innsbrucker Uni-Instituts für Soziologie präsentiert. Die Abteilung war 
in die Vorbereitungen der PK eingebunden, u. a. auch in die graphische Gestaltung der Studie.

950 Pressekontakte mit Medienvertretern.

1.415 Berichte über die AK Tirol
erschienen in Tiroler und österreichischen Medien in Print, Hörfunk und Fernsehen. Sie betra-
fen die Bereiche Selbstverwaltung (522), Bezirke (357), Konsumentenschutz (214), Bildung (90),  
Arbeitsrecht (89), Wirtschaft (44), Wohnen (43), Jugend (32), Soziales (24).

12 Ausgaben des „AK Konsument“
Für die Konsument-Flappen jeder Ausgabe wurden jeweils aktuell Text und Layout gestaltet.

2 Tirol-Ausgaben Magazin „Gesunde Arbeit“
Für das Fachmagazin von ÖGB und AK wurden jeweils fünf Seiten mit Themen aus Tirol zugeliefert.

PR-Arbeit
Im Rahmen der PR-Arbeit wurden noch verstärkt interessenpolitische Anliegen der AK aufgegriffen 
und arbeitsrechtliche, steuerrechtliche, sozialrechtliche, bildungspolitische oder konsumenten-
rechtliche Themenbereiche behandelt. Vor allem wurde in den Veröffentlichungen auch hervorge-
hoben, welche Leistungen die AK für ihre Mitglieder und deren Familien erbringt und welche Vor-
teile und Unterstützungsangebote nur dank des solidarischen Mitgliedsbeitrags von österreichweit 
durchschnittlich rund 6,90 Euro überhaupt erst möglich sind.
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Print
Sonderseiten
Zu aktuellen Themen aus allen Bereichen der AK erschienen monatlich Sonderseiten in Krone, 
Tiroler Tageszeitung, Basics und Weekend sowie Artikel in der Plateauzeitung. Daneben wurde 
14-tägig in Basics ein PR-Text zu arbeitsrechtlichen, sozialrechtlichen, bildungspolitischen oder 
konsumentenrechtlichen Themen veröffentlicht. Zudem erschienen 14-tägig Artikel zu aktuellen 
Themen in der Oberländer Rundschau und den Bezirksblättern.

Sonderseiten wurden in je sechs Ausgaben von Echo und Tirolerin geschaltet sowie in fünf Aus-
gaben des Magazins 6020, im der Zeitung Haber Avrupa und in AktuelPlus.

Konsument
Der AK Konsument, der sich größter Beliebtheit bei den Mitgliedern erfreut, erscheint seit der  
Oktober-Ausgabe 2017 erstmals in einem neuen Layout. Die AK Tirol ermöglicht es, dass er wei-
terhin allen Tiroler Haushalten (mit Ausnahme der Werbeverzichter) kostenlos unadressiert mit der 
Post zugestellt wird – zumal in der Regel in fast jedem Haushalt zumindest ein AK Mitglied lebt. 
Daneben besteht für aktive AK Mitglieder exklusiv die Möglichkeit, sich kostenlos einen komplet-
ten Online-Zugang für den Konsument einzurichten. Die Freischaltung erfolgt auf Anruf bzw. eMail 
in der Pressestelle.

Gesunde Arbeit
Ab der Ausgabe 3/2017, die am 25. August erschienen ist, gab es eine eigene AK-Tirol-Mutation 
des Fach-Magazins „Gesunde Arbeit“ von Bundesarbeitskammer und ÖGB. Dafür wurden in der 
Abteilung auch Beiträge zu verschiedenen vorgegebenen Themen verfasst. Das Magazin erscheint 
vier Mal jährlich. Auf fünf Seiten jeder Ausgabe können Beiträge zum jeweiligen Themenschwer-
punkt aus den Ländern mutiert werden. Die AK Tirol stellt die Tirol-Ausgabe dieses Magazins 
ab der Ausgabe 3/2017 den Tiroler Sicherheitsvertrauenspersonen, Betriebsräten, Kammerräten, 
Betriebskörpern, Laienrichtern und Partnerorganisationen zur Verfügung (Auflage pro Ausgabe: 
4.500 Stück).

Die Beiträge aus Tirol werden in der Abteilung gestaltet und gemeinsam mit Bildern etc. der  
Redaktion in Wien übermittelt.

Schaltungen
AK Bezirkskammern
Für die 175 Veranstaltungen in der AK Tirol in Innsbruck und in den acht Bezirkskammern  
wurden neben einem eigenen Schaltplan auch 160 Inserate textlich und grafisch ausgearbei-
tet und gestaltet. Die Inserate erschienen in den jeweiligen Lokalausgaben der Tiroler Bezirks- 
blätter, in Oberländer Rundschau, Basics, Haller Blatt, R-19, Kufsteinblick, Osttiroler Boten sowie  
Kitzbüheler Anzeiger.
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Kino, TV, Radio
AK Spots
24 Kinospots. Pro Monat wurden zwei Kinospots gedreht (je einer zu den aktuellen Ausgaben 
von Arbeiterzeitung und AK Konsument) und in den Premierenkinos in Tirol ausgestrahlt. Die 
Spots liefen immer zwei Wochen lang.

36 Hörfunkspots. Zu jeder der 12 Ausgaben des AK Konsument – einer pro Monat – wurden 
je drei Spots produziert. Dazu kümmerte sich die Abteilung um Aufbereitung der Texte und Ab-
nahme der Produktion. Die Ausstrahlung erfolgte auf ORF Radio Tirol, Life Radio, Radio U1, 
Krone Hit Radio sowie Radio Osttirol und Welle 1.

AK Gespräche (Tirol TV): Neues Format „Unser Land“ bzw. „AK Tirol Tour“
Im Jänner 2017 startete auf Tirol TV ein neues Format – ein AK Special im Rahmen der Rei-
he „Unser Land“. AK Präsident Erwin Zangerl besuchte dafür mit Hubert Trenkwalder Betriebe 
in unterschiedlichen Bezirken. Im Mittelpunkt der Interviews standen die Situation der Arbeit- 
nehmer und die Schwerpunkte, die die AK Tirol setzt.

Internetportal www.ak-tirol.com
Internetauftritt
In Koordination mit der Bundesarbeitskammer und den Länderkammern werden im Rahmen des 
gemeinsamen österreichweiten Internet-Auftritts auch für das Internetportal der AK Tirol aktuelle 
Texte eingespeist. Dafür gab es mit den Mitarbeitern der Internet-Redaktionen laufend spezielle 
Schulungen und Treffen.

326.015 Besuche im Jahr 2017

Im Jahr 2017 wurden 326.015 direkte Aufrufe registriert. Der Nutzer verweilte dabei durchschnitt-
lich 2 Minuten, 58 Sekunden auf den AK Tirol-Seiten. Insgesamt kam es zu 936.846 Seitenan-
sichten und zu 43.999 Downloads.

Bereiche und Besucherzahlen:

Konsumentenschutz			   60.692

Arbeit und Recht			   59.172

Kontakt			   53.192

Bildung			   51.707

Bibliothek			   51.438

AK Bezirkskammern			   34.432

Broschüren, Merkblätter & Ratgeber			   30.214

Musterbriefe & Anträge			   25.819

Beruf und Familie			   25.224

Steuer und Einkommen			   22.846

Presse			   12.899

Veranstaltungen			   11.863

Rechner und Tools			   6.594

Jugend und Lehre			   5.526



138 AK Geschäftsbericht 2017

Die Top-Downloads 2017 waren:

AK Tirol Ferienaktion 2017			   3.078

Antrag „Bildungsbeihilfe für Studenten 2017”			   1.584

Musterbrief OGH-Entscheidung „Negativzinsen“			   1.653

Antrag „Bildungsbeihilfe für Studenten 2018“			   1.373

Musterbrief „Kündigung durch Arbeitnehmer“			   1.265

Mit dem Online-Auftritt waren folgende Aufgaben verbunden:

Redaktion und Betreuung 
Neben der laufenden Wartung der Seite wurden ständig neue Inhalte eingespeist, pro Tag  
wurden ca. drei bis fünf Aktualisierungen durchgeführt.

Monatlich wurden AK Newsletter sowie Newsletter als Ankündigung für das jeweils aktuell er-
scheinende AK Konsument-Magazin erstellt und verschickt.

Für Homepage und Facebook entstanden 2017 u.a. folgende Kurzfilme:

■■ Im Februar wurde ein Film über das AK Bildungshaus Seehof produziert.
■■ Im April wurde ein Film für den AK Workbrunch „Checkpoint Ausbildungsstand“  

am 19. April gestaltet.
■■ Am 31. Mai wurde ein Interview mit AK Präsident Erwin Zangerl aufgezeichnet.
■■ Filme wurden gestaltet zum AK Betriebsräte-Kolleg: Ein Beitrag mit allen Teilnehmern  

sowie einzelne Beiträge mit den Teilnehmern aus Salzburg, Tirol und Vorarlberg.
■■ Außerdem wurden anlässlich der AK Lehrlingsgala im Landhaus Filme über die besten  

zehn teilnehmenden Gruppen – inklusive der drei Sieger – gedreht: Siegerfilme entstanden 
zu den TFBS Garten, Raum & Mode (Kunstwerke, auf denen man gehen kann), Holztechnik 
Absam (Arbeitstisch Bison) und Lienz (Im Herzen die Natur). Weitere Filme wurden aufge-
nommen über folgende Berufsschulen, die es ebenfalls unter die Top-Ten geschafft haben: 
Bautechnik & Malerei Absam (Ganggestaltung); Elektrotechnik (Automatisiertes Haus);  
Handel & Büro Ibk. (Christkindlmarkt); Handel & Büro Kitzbühel (Sprungbrett);  
Handel & Büro Reutte (Ausserferner Simit); Lienz (Lehrlingsbibel)  
und Tourismus & Handel Landeck (Müll vermeiden).

■■ Für das Betriebsrätetreffen von AK und ÖGB wurden Video-Botschaften  
der Fraktionsvertreter aufgenommen.

Zudem wurde die hausintern gestaltete Warteschleife für die Monitore im Eingangsbereich  
regelmäßig aktualisiert.

AK Tirol auf Facebook

Im Social Network Facebook ist die AK Tirol mit einer eigenen Seite (Arbeiterkammer Tirol) ver-
treten, die Zahl der Abonnenten stieg auf rund 4.200. Hier wurden täglich aktuelle Themen, Tipps 
aus dem Konsumenten- und Arbeitsrecht, aktuelle Veranstaltungen etc. gepostet.
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Eigene Filme im Netz
Bei mehreren Workshops erhielten Mitarbeiter Schulungen zum Drehen und Schneiden von  
i-Videos. Erste Filme wurden bereits produziert und sind im Einsatz, vor allem auf Facebook.

Außerdem wurde für die AK Ferienaktion erstmals eine eigene Facebook-Seite eingerichtet und 
von den Mitarbeitern und Praktikanten laufend betreut.

Veröffentlichungen
Tiroler Arbeiterzeitung

Die Tiroler Arbeiterzeitung (TAZ) wird an alle Tiroler Haushalte verschickt, um die Menschen über 
die Positionen der AK Tirol und deren Bedeutung zu informieren, politische Entwicklungen auf-
zuzeigen und sie mit wichtigen Service- und Rechtstipps sowie Infos zu versorgen.

2017 erschien die Tiroler Arbeiterzeitung elf Mal: Für jeden Monat (außer August) wurde eine 
12-seitige großformatige Ausgabe produziert. Dafür wurden von den Mitarbeitern der Presse-
stelle die Inhalte definiert, Artikel getextet, bebildert, recherchiert, gekürzt bzw. umgeschrieben, 
korrigiert und drucküberwacht. Die gesamte Produktion inklusive Layout erfolgt bis zur Druck-
reife in der Abteilung.

Nach der erfolgreichen Premiere 2016 wurden in der März-Ausgabe erneut vier Seiten als Pro-
gramm für die Ferienaktion 2017 zum Herausnehmen gestaltet.

Im Hinblick auf die Nationalratswahl am 15. Oktober 2017 und die von manchen politischen Ver-
tretern geforderte Schwächung oder Abschaffung der AK wurde für die Oktober-Ausgabe eine 
16-seitige kleinformatige Beilage produziert. Darin wurden die Angebote und Leistungen der AK 
übersichtlich transportiert und auch ihre Bedeutung als Interessenvertretung der österreichweit 
mehr als 3,64 Millionen Mitglieder dargestellt.

2017 beteiligten sich Leser der Arbeiterzeitung rund 9.000 Mal an Gewinnspielen.

84 Prozent der AK Mitglieder erklärten bei der Befragung für die Trendstudie Mitgliederbetreu-
ung, dass sie die Arbeiterzeitung erhalten. 75 Prozent bezeichneten sie als sehr ansprechend  
(37 %) bzw. ansprechend (38 %). Insgesamt führte das market-Institut für die Befragung 9.400 
Betreuungsgespräche durch.

2017 erschienen in der Tiroler Arbeiterzeitung Beiträge zu folgenden Bereichen:

AK Politik und Selbstverwaltung			   167 Artikel

Thema Konsument			   176 Artikel

Arbeitsrecht			   97 Artikel

Sozialpolitik, Eltern und Pflege			   37 Artikel

Bildungsfragen			   36 Artikel

Wirtschaft			   49 Artikel

Jugend und Lehre			   30 Artikel

Wohnen und Miete			   25 Artikel

Sonstiges (u. a.Gewinnspiele)			   54 Artikel
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Broschüren, Falter, Briefe, Postkarten

Im Jahr 2017 erschienen 66 Broschüren, für die Korrekturen, Bildauswahl, Grafik, Ausschreibung 
und Drucküberwachung durchgeführt wurden (Gesamtauflage: 210.325 Stück).

Titel der Drucklegungen und der online verfügbaren Broschüren in alphabetischer Reihenfolge: 
Abfertigung alt; Abfertigung neu; AK aktuell (Predigt Josefsmesse); AK Bibliothek; AK Fortbil-
dungen für Gesundheits- und Sozialbetreuungsberufe 2018; AK Kammerräte-Akademie; AK 
werkstatt – Arbeitswelt und Schule; AK werkstatt – Falter; Altersteilzeit und Teilpension; Arbei-
ten in den Ferien; Arbeitnehmerrechte; Arbeitnehmerveranlagung; Arbeitspapiere; Arbeitsplatz 
Bildschirm; Arbeitsrecht griffbereit; Arbeitssuche - Arbeitswechsel; Arbeitszeit und Ruhezeit; Auf 
in die Lehre; Ausbildung Lehre; Ausbildungsprofil Kfz-Techniker; Betriebskostenabrechnung; 
Betriebspension; Betriebsrätekolleg; Betriebsübergang; Bildungsberatung; Bildungskarenz; 
Das Gesundheitsberuferegister; Das leistet deine AK Tirol (Falter – mehrere Versionen); Der freie 
Dienstvertrag; Ein Baby kommt; Elternfahrplan; Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall; E-Num-
mern; Evaluierung psychischer Belastungen; Fortbildung in Gesundheitsberufen; Frauen und 
Pensionskonto; Geringfügige Beschäftigung; Geschäftsbericht 2016; Jahresvoranschlag 2018; 
Josefi-Resolution; Junge Konsumenten; Leiharbeit; Lohnpfändung; Mehr Zeit für Weiterbildung 
(nur online für Homepage); Mietrecht für Mieter; Mit dem Handy telefonieren; My Future; My 
Future plus; My Future Oberstufe (+ Lehrerhandbücher); Pflichtpraktikum im Hotel- und Gastge-
werbe; Pflegebedarf, was nun?; Pflegetagebuch; Rechnungsabschluss 2016; Seehof (Folder in 
zwei Größen; Flügelmappe); Rechtsschutzbericht 2016; Sozialrechtliche Bestimmungen 2017; 
Steuer sparen 2017; Steuertipps für Eltern; Studie Kinderbetreuung im Fokus; studieren.arbei-
ten.wohnen; Teilzeitarbeit; Tipps für einen unbeschwerten Urlaub; Urlaub; Wohnrecht für Mieter 
für gemeinnützige Genossenschaften.

Postkarten und Plakate für Veranstaltungen werden seit 2015 auswärts gedruckt, dies ermög-
licht eine hochwertigere Ausführung. Direkt in der Abteilung werden diverse Urkunden erzeugt 
sowie die Formulare, z. B. für die Bildungsbeihilfe etc.

Mailings

2017 wurden für die unterschiedlichsten Zielgruppen folgende Mailings von der Abteilung 
produziert (Gesamtauflage: 42.450 Stück):

Lehrlinge im Friseurbereich: Die Trainingsabende, die oft auch außerhalb der Geschäftszeiten 
stattfinden, waren Thema eines Fragebogens, der im Jänner an Lehrlinge im Friseurbereich ver-
schickt wurde. Damit sollte abgeklärt werden, ob die für die Ausbildung nötigen Trainingsabende 
tatsächlich auch als reguläre Arbeitszeit abgerechnet werden (Brief, Fragebogen, Kuvert und 
Rücksendekuvert; der Versand erfolgte über die Jugendabteilung;  Auflage: 450 Stück).

Negativsteuer: Im Februar wurden alle Lehrlinge über die Negativsteuer informiert und wie sie 
diese im Rahmen der Arbeitnehmerveranlagung beantragen können. Auf einem Beiblatt waren alle 
Förderungen von Bund, Land und AK aufgelistet (Brief, Beiblatt, Kuvert; Auflage: 12.800 Stück).

Lehre im Metallgewerbe: Die Lehrlinge im Metallgewerbe erhielten im Februar ein Mailing, mit 
dem neben der Qualität der Ausbildung auch abgefragt wurde, ob die gesetzlichen und kol-
lektivvertraglichen Bestimmungen in den Betrieben eingehalten werden. Die Lehrlinge erhielten 
einen Umschlag mit Brief, Fragebogen, Rückkuvert und Broschüre „Informationen für Lehrlinge 
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im Metallgewerbe“ (Auflage: 2.600 Stück). Gleichzeitig erhielten auch 60 Lehrabschlussprüfer im 
Metallgewerbe diese Broschüre gemeinsam mit einem Brief.

Workbrunch: Im März wurde das Mailing zum Workbrunch „Checkpoint Ausbildungsstand – Beglei-
tung und Überprüfung von Lernprozessen in der Lehrlingsausbildung“, bestehend aus Brief, Post-
karte und Kuvert, an die Lehrbetriebe und deren Lehrbeauftragte verschickt. (Auflage 3.400 Stück).

Lehrlingswettbewerb – Gala: Für die Veranstaltung am 8. Juni wurde eine Postkarte gestaltet 
(Versand durch Jugendabteilung; Auflage: 250 Stück).

AK Thementag: Mit Brief und Postkarte wurden die Schulen im Mai zu den Workshops im Rah-
men des AK Thementags am 4. Juli eingeladen. Die Einladung richtete sich an Schüler ab der 
9. Schulstufe (Brief, Postkarte und Kuvert; Auflage: 100 Stück; Versand erfolgte durch Jugend-
abteilung).

Lehrabschlussevent am 10. Juni mit Lena in Kufstein: Als Anerkennung zum Lehrabschluss 
wurden die Lehrlinge mit einer Begleitperson zum Open Air Konzert mit Lena, Lemo und Flowrag 
in Kufstein eingeladen (Postkarte, Brief, Kuverts; Auflage: 2.500 Stück). Nach der Anmeldung 
wurden Ihnen die Eintrittskarten und Konsumations-Gutscheine zugeschickt.

Lehre im Tourismus: Die Lehrlinge im Tourismus wurden im Juli via Mailing kontaktiert, um sie 
über die wichtigsten Bestimmungen und die aktuellen Lehrlingsentschädigungen zu informieren 
und hier ebenfalls die Qualität der Ausbildung abzufragen. Sie erhielten einen Umschlag mit 
Brief, Fragebogen, Rückkuvert und Broschüre „Infos für Lehrlinge im Hotel- und Gastgewerbe“ 
(Auflage: 1.000 Stück).

Befragung Lehrabschlussprüfer: Auch die Prüfer, die als Beisitzer für die Lehrabschlussprü-
fungen nominiert wurden, erhielten im Oktober ein Kuvert mit Brief, Fragebogen und Rückkuvert, 
um deren Verbesserungsvorschläge für die Prüfung, aber auch für die Ausbildung zu erheben  
(Auflage: 340 Stück).

Startpaket für die Lehrzeit: Alle Jugendlichen, die im Herbst 2017 als Lehrlinge in einen Lehr-
beruf neu eingestiegen sind, erhielten im November ein Kuvert mit einem Brief, der Broschüre 
„Deine Rechte als Lehrling“, einer BFI-Broschüre und einer Postkarte, die über die kostenlose 
AK Nachhilfe für Lehrlinge informiert. Außerdem durften Sie sich ein Willkommensgeschenk aus-
suchen: Zur Wahl standen ein USB-Stick und ein Erste-Hilfe-Paket (Auflage: 3.000 Stück).

Lehre als Kraftfahrzeugtechniker: Aufgrund der hohen Durchfaller-Rate von bis zu über 50 % 
in diesem Lehrberuf wurde bei den Kraftfahrzeugtechniker-Lehrlingen mit einem Fragebogen 
erhoben, welche Inhalte des Berufsbildes ihnen bereits vermittelt wurden und welche Verbes-
serungsvorschläge sie haben (Brief, Fragebogen, Antwortkuvert; Auflage: 650 Stück; Versand 
erfolgte durch die Jugendabteilung).

AK Seminare für Betriebsräte – 2. Halbjahr 2017: Mit Brief, Formular für die Bildungsfreistel-
lung, Programmfolder und Kuvert wurden die Betriebsräte über das Ausbildungsprogramm im 
Sommersemester 2017 im AK Bildungshaus Seehof informiert (Auflage 2.500 Stück).

AK Seminare für Betriebsräte – 1. Halbjahr 2018: Mit Brief, Formular für die Bildungsfreistel-
lung, Programmfolder und Kuvert wurden die Betriebsräte im November über das Ausbildungs-
programm im Wintersemester 2018 im AK Bildungshaus Seehof informiert (Auflage 2.500 Stück).
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Arbeitszeitkalender 2018: Im Dezember wurde den Tiroler Lehrlingen zusammen mit einem 
Brief der Arbeitszeitkalender für 2018 zugeschickt. (Auflage 10.300 Stück).

Weitere Veranstaltungen
Neben den Veranstaltungen im Rahmen der Kontaktoffensive, die eingangs bereits angeführt 
wurden, gab es noch viele weitere, die ebenfalls von Mitarbeitern der Abteilung vorbereitet, or-
ganisiert und betreut wurden:

Josefsmesse (17. März), Josefitreffen und Resolution (16. März)

44 Vertreter von sozialen Vereinen und Organisationen kamen zum Josefitreffen am 16. März in 
der AK Tirol, an dem auch LR Christine Baur teilnahm. 

Bei diesem Treffen konnten sie die Resolution „Armut gefährdet Europa“ von AK Tirol, Diözese 
Innsbruck und ÖGB Tirol mitunterfertigen, die den zuständigen Stellen in Land, Bund und EU 
übermittelt wurde. Damit forderte die AK Tirol gemeinsam mit Diözese, ÖGB Tirol und Tiroler 
Sozialeinrichtungen ein klares Engagement im Kampf gegen Armut und Armutsgefährdung.
Die Abteilung kümmerte sich um die Gestaltung dieser Resolution sowie um die Betreuung der 
Teilnehmer und bereitete Unterlagen vor.

Am 17. März fand die traditionelle Josefsmesse von AK Tirol, Diözese Innsbruck und ÖGB  
Tirol in der Innsbrucker Jesuitenkirche statt. Den Gottesdienst zelebrierte Diözesan-Administra-
tor Msgr. Mag. Jakob Bürgler, für die musikalische Gestaltung sorgten Gail Anderson und Kurt  
Wackernell.

Zum Tag des Heiligen Josef, Schutzpatron 

der Arbeit, und Tiroler Landesfeiertag, laden 

die AK Tirol und die Diözese Innsbruck 

herzlich ein zur JosefsMesse mit Diözesan-

Administrator Msgr. Mag. Jakob Bürgler.

Freitag
17. März 2017
um 19 Uhr 
Jesuitenkirche
Karl-Rahner-Platz 2, Innsbruck

GAIL ANDERSON & 
GOOD VIBRATIONS
Im Anschluss an den Gottesdienst 
Agape vor der Kirche mit 
Fastensuppe

Wir freuen uns auf Ihr Kommen.

„Von Mensch zu Mensch“ 

GOSPELMESSE MIT

Josefs  
MESSE
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Impressionen von der Josefs Messe 2017 (Jesuitenkirche)
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Die Mitarbeiter erledigten alle organisatorischen Vorarbeiten, das Engagement der Künstler, den 
Auftrag an den Caterer, der die Fastensuppe für die Gläubigen anlieferte, den Blumenschmuck 
und gestalteten die Drucksorten. Sie halfen auch am 17. März mit bei den Vorbereitungen, der 
Betreuung während der Messe und beim Abbau.

Betriebsrätekolleg

Im April startete im AK Bildungshaus Seehof das 4. AK Betriebsrätekolleg – ein 14-wöchiger 
Vollzeit-Lehrgang mit je 6 Teilnehmern aus Tirol, Vorarlberg und Salzburg. Träger des Betriebs-
rätekollegs ist der Verein biwest der Arbeiterkammern Salzburg, Vorarlberg und Tirol. Die Abtei-
lung bereitete Info-Material vor, betreute die Eröffnung, zu der auch die AK Präsidenten Siegfried 
Pichler (Salzburg), Hubert Hämmerle (Vorarlberg) und Erwin Zangerl sowie ÖGB-Präsident Erich 
Foglar kamen, berichtete vom Lehrgang in der Arbeiterzeitung, gestaltete 4 (mutierte) Filmbei-
träge etc.

Eröffnung AK werkstatt

Am 2. Mai wurde die neue AK werkstatt in der AK Tirol eröffnet. Präsident Erwin Zangerl freute 
sich sehr, Landesrätin Dr. Beate Palfrader und viele Schulinspektoren, Direktoren und Lehrer be-
grüßen zu können. Sie folgten nicht nur aufmerksam dem Impulsreferat „Generation Supercool: 
Was die Jugend wirklich braucht, um glücklich zu sein“ von Jugendforscher Mag. Bernhard 
Heinzlmaier, sondern ließen sich auch höchst interessiert an mehreren Stationen die vielen Ange-
bote zeigen, die dank moderner Technologien in der AK werkstatt möglich werden. Die Abteilung 
hatte im Vorfeld die Bauarbeiten fotografisch dokumentiert, für die Eröffnung Drucksorten und 
Beschriftungen vorbereitet, ein Catering organisiert und betreute die Veranstaltung.

Sommerfest am Seehof

Am Freitag, 30. Juni, fand ab 18.30 Uhr das traditionelle Sommerfest der AK Tirol mit mehr als 
450 Gästen am Seehof statt. Das Team der Öffentlichkeitsarbeit half bei der Vorbereitung, küm-
merte sich um die gesamte Organisation, wie Zeltaufbau, Tontechnik, diverse Genehmigungen 
und Catering und half bei der Veranstaltung mit.

Messe-Loge im ORF-Radio-Tirol-Oktoberfestzelt, 4. bis 8. Oktober

Für das beliebte ORF-Oktoberfestzelt im Rahmen der Innsbrucker Herbstmesse wurde wieder 
eine Loge für die Leser der Tiroler Arbeiterzeitung reserviert. In der Tiroler Arbeiterzeitung wur-
den für jeden Tag je 15 Mal 2 Logenplätze verlost. Das Echo der Leser war enorm. Die Abteilung 
kümmerte sich um Reservierung sowie Besprechungen mit dem Caterer. Die Gewinner wurden 
aus hunderten Einsendungen ermittelt und die Gewinnmitteilungen samt Logen-Armband und 
Bons für Essen und Getränke verschickt. Mitarbeiter der Abteilung betreuten die Logen-Gäste 
und standen ihnen als Ansprechpersonen zur Verfügung.

Betriebsräte-Treffen in der Messe Innsbruck am 29. September  
im Zelt bei der Olympiaworld

Zum Betriebsräte-, Kammerräte-, Ehrenamtlichen- und Gemeinderäte-Treffen am 29. September 
konnten von den AK Vertretern rund 1.000 Gäste begrüßt werden. Die Mitarbeiter der Öffentlich-
keitsarbeit kümmerten sich um sämtliche organisatorische Vorbereitungen, Besprechungen mit 
Caterer, Engagement von Künstlern und Moderator und gestalteten Einladungen und Eintritts-
karten. Außerdem wurden die Anmeldungen entgegengenommen und danach die Eintrittskarten 
verschickt. Auch am Veranstaltungstag halfen sie mit und betreuten die Veranstaltung.
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EU-Jugendprojekte

AK Tirol goes international

Es wurden 5 Cornwall-Wochen im Rahmen der AK Kinderferienaktion angeboten. So konnten ins-
gesamt 48 Jugendliche je eine Woche bei einem Jugendaustausch in Großbritannien verbringen.

„AK Tirol goes international“ ist ein Angebot für Jugendliche von 13 bis 25 Jahren und schließt 
altersmäßig an die Kinderferienaktion an: Bei Jugendbegegnungen im Ausland können junge 
Menschen aus verschiedenen Nationen Themen bearbeiten, die sie bewegen. Daneben gibt es 
Fortbildungen für Jugendarbeiter und engagierte Erwachsene.

AK Rückenwind

Das Projekt AK Rückenwind für junge Menschen zwischen 17 und 30 Jahren wurde 2017 fort-
geführt. Es wurde eine Kooperation mit dem Verein Cubic abgeschlossen, der die inhaltliche 
Abwicklung übernahm.

Rückenwindprojekt „Imaging Sustainability“ in Cornwall
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Insgesamt konnten 25 Freiwillige an 15 europäischen Projekten in Finnland, Malta, Portugal, 
Spanien und Großbritannien teilnehmen. Damit ist die AK Tirol weiterhin ein bedeutender Anbie-
ter von europäischen Mobilitätsprojekten für Junge zwischen 17 und 30 Jahren. Das Interesse 
von Jugendlichen, Eltern und Einrichtungen war groß – und zeigt, wie wichtig innovative und 
barrierefreie Angebote für den problematischen Übergang von der Schule zum Beruf sind.

Das Projekt Rückenwind wird seit 2013 von der AK Tirol angeboten. Es basiert auf einem non-
formalen Bildungsprogramm für junge Erwachsene, dem EU-Förderprogramm „ERASMUS+ Ju-
gend in Aktion“. Der Fokus liegt dabei auf Jugendlichen mit weniger hohem Ausbildungsgrad 
sowie auf bildungs- und arbeitsmarktfernen Jugendlichen. Sie erhalten Möglichkeiten zur Iden-
titätsfindung, für verbesserte körperliche Mobilität und psychische Stabilisierung, zur Verbes-
serung der schulischen und beruflichen Integration sowie zur Entwicklung neuer bzw. besserer 
Lebensperspektiven. 

Reise, Unterkunft, Verpflegung, Sprachkurs, Taschengeld und Versicherung sind in den Projek-
ten inkludiert. Die Kosten tragen das EU-Programm Erasmus+ Jugend in Aktion und die AK Tirol.

2 internationale Seminare zur Weiterentwicklung von Jugendprojekten:

Beim Seminar „Social Work on the Hand of Rückenwind“ vom 14. bis 16. März 2017 trafen 
sich am Seehof 20 Vertreter von internationalen Rückenwind-Projektpartnern zu Erfahrungsaus-
tausch und Methodenentwicklung. 

Beim „Evaluationsseminar“ am Seehof von 22. bis 26. Mai 2017 trafen sich 16 Projektver-
antwortliche der wichtigsten EU-Projektpartner der AK Tirol für die Evaluation der bisherigen  
Rückenwindprojekte und zur Projektplanung für 2017/2018.

„Last Fisherman“
Im März wurde der von der AK Tirol geförderte Film beim „Ocean Film Festival“ in San Francisco 
ausgezeichnet. Auch in lokalen Medien wurde darüber berichtet.

Evaluation Rückenwind-Projekte
Die Evaluation wurde von der Fakultät für Soziale und Politische Wissenschaften an der Univer-
sität Innsbruck mittels qualitativer Interviews durchgeführt. Mittlerweile liegen die durchwegs 
positiven Ergebnisse vor.

Rückenwind: System-Check durch die Nationalagentur
Zwei Vertreter der Nationalagentur waren im November für einen System-Check in der AK. Dabei 
wurden Abwicklung und Abrechnung eines nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Projektantra-
ges mit 3 Unterprojekten detailliert durchleuchtet. Im Prüfbericht wurde die beispielhafte inhaltli-
che, organisatorische und finanzielle Durchführung positiv hervorgehoben.

Fotoausstellung am Seehof
Im November 2016 arbeiteten Tiroler Jugendliche beim Rückenwind-Projekt „Culture 3“ mit 
James Stier, einem Fotografen und Regisseur von „Last Fisherman“, einen Monat lang an einem 
Foto-Projekt in Cornwall mit. Im Juli und August war die Fotoausstellung „Light & Dark“ am 
Seehof zu sehen. Dort wurden die Fotografien der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ausgestellt.
Die Vernissage wurde am 10. Juli 2017 von Kammerrat Klaus Purner und James Stier eröffnet.
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TirolerInnen auf der Walz – Berufspraktikum im Ausland
Unter dem Motto „TirolerInnen auf der Walz“ läuft seit 9 Jahren ein von der AK Tirol initiiertes 
EU-Projekt, das gemeinsam mit der Standortagentur Tirol durchgeführt und von der Europäi-
schen Kommission unterstützt wird. Es ermöglicht Lehrlingen und jungen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, bis zu ein Jahr nach dem Lehrabschluss ein gefördertes Praktikum in allen 
EU-Mitgliedsstaaten, den EWR-Ländern Norwegen, Liechtenstein und Island sowie in der Türkei 
und Kroatien zu absolvieren. 

Rückenwindprojekt „Imaging Sustainability“ in Cornwall
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Für Berichtslegung, Informationstransfer und zur Qualitätssicherung finden regelmäßig Abstim-
mungsgespräche zwischen der Standortagentur und der Teamleitung „Jugend in Aktion“ statt. 
2017 nutzten 133 junge Tirolerinnen und Tiroler (127 Schüler, 5 Lehrlinge und 1 Junger Arbeit-
nehmer) dieses Angebot. Aufgrund der großen Nachfrage soll die Anzahl der Praktikantenplätze 
für 2017 ausgebaut werden.

TirolerInnen auf der Walz: System-Check durch die Nationalagentur
Zwei Vertreterinnen der Nationalagentur waren im Jänner für einen System-Check bei der Stand-
ortagentur, um Abwicklung und Abrechnung eines nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Pro-
jektantrages detailliert zu durchleuchten. Es gab keinerlei Beanstandungen.

Mitgliederbetreuung

Give-aways

Für diverse Infoabende, Seminare und Veranstaltungen im Rahmen der Kontaktoffensive der  
AK Tirol wurden Haftblock-Sets, Feuerzeuge, Kugelschreiber, Einkaufschips, Pfefferminzbon-
bons, Gummibärchen, Luftballons, Wasserbälle, Lanyards und Polo-Shirts bestellt, die an die Mit- 
glieder verteilt wurden.

Quartalsanalyse

Im Zuge der market-Quartalsumfrage wurden bei knapp 3.600 Telefonkontakten die Zufrieden-
heit mit der AK und ihren Leistungen und Angeboten abgefragt. Mehr als 90 Prozent der Befrag-
ten zeigten sich vollauf zufrieden, besonders mit der direkten Betreuung (wenn nötig) sowie mit 
der Information und den Inhalten der Tiroler Arbeiterzeitung.

Repräsentative Umfrage

Von 18. bis 28. April 2017 führte das market-Institut im Auftrag der AK Tirol eine repräsentative 
Umfrage unter 400 Tirolerinnen und Tirolern ab 16 Jahren durch (statistische Schwankungsbreite 
+/- 5 Prozent). Themen waren neben der fortlaufenden Abfrage grundlegender Stimmungspara-
meter auch aktuelle Schwerpunktthemen, wie die Arbeitszeitflexibilisierung.
Ein paar herausragende Ergebnisse:

■■ Bei der Frage, wer die besten Ideen für die Zukunft Tirols hat, liegt die AK mit 32 %  
weiter unangefochten an der Spitze – gefolgt von Landesregierung und ÖVP mit je 26 %. Am 
wenigsten vertrauen die Tiroler auf die Zukunftskonzepte von Industriellenvereinigung (9 %), 
Kirche und Neos (je 7 %).

■■ Auch wenn von neoliberaler Seite ständig die Abschaffung der Pflichtmitgliedschaft von 
Kammern gefordert ist, wissen die Tiroler, was sie an der AK haben. So ist die Akzeptanz in 
Tirol sehr hoch, vor allem in der Gruppe der 16- bis 29-Jährigen (68 %). Deutlich mehr als die 
Hälfte der Befragten unterstützen und akzeptieren die Pflichtmitgliedschaft. 82 % wissen um 
die automatische Pflichtmitgliedschaft Bescheid.

■■ Mehr als die Hälfte der Tiroler schätzen die AK als unverzichtbare Organisation – der Wert 
wird nur noch von Krankenkasse (77 %) und den Blaulichtorganisationen (68 % für Rotes 
Kreuz, Samariterbund; 64 % für die Freiwillige Feuerwehr) übertroffen.
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IFES-Umfrage

Von September bis November wurden im Auftrag der AK vom Meinungsforschungsinstitut 
IFES österreichweit 5.039 AK Mitglieder befragt, 500 davon in Tirol. Zwei Drittel der Befragten  
lobten die AK ausdrücklich, etwa gleich viele haben schon einmal eines der Serviceangebote 
in Anspruch genommen. 71 % sind mit der Kammerumlage von österreichweit durchschnittlich 
6,90 Euro pro Monat einverstanden. 64 % halten sie für gerade richtig oder sogar zu niedrig 
angesetzt.

Arbeitsklimaindex
Außerdem ist die AK Tirol seit Oktober 2017 Partner des Arbeitsklima-Index. Hier werden viertel-
jährlich aktuelle Fragen zu AN-Themen eingeholt.

Telefonische Mitgliederbetreuung

Für die Trendstudie Mitgliederbetreuung wurden 2017 vom market-Institut insgesamt rund 9.400 
Betreuungsgespräche geführt. Diese belegen die kontinuierliche hohe Qualität der Leistungen 
der AK Tirol. Auch die Stimmungslage der Mitglieder war von einer sehr hohen Zufriedenheit mit 
der AK Tirol gekennzeichnet.

	6 % 	 gaben an, dass sie Kontakt zur AK Tirol aufgenommen haben.
	19 % 	 der Kontakte betrafen laut Angaben der Befragten Anliegen im Bereich 
		  Pension/Invalidität/Altersteilzeit/Krankenstand/Krankenkasse,
	18 % 	 arbeitsrechtliche Angelegenheiten,
	12 % 	 Kündigung/Arbeitslosigkeit/Abfertigung/Konkurs der Firma,
	8 % 	 Entgelt/Abrechnung/Überstunden/Kurzarbeit sowie
	8 % 	 Fragen zum Konsumentenschutz.

Noch höher als 2016 war die Zufriedenheit der Kontaktsuchenden mit den Leistungen der AK: 
Waren 2016 noch 84 Prozent der Befragten sehr zufrieden und 7 Prozent zufrieden, so stieg 
der Anteil der sehr Zufriedenen 2017 auf 86 Prozent, der Wert der Zufriedenen blieb 2017 mit  
7 Prozent konstant. 

Im Rahmen der telefonischen Betreuung wurden AK Mitglieder zwischen 16 und 19 Uhr telefo-
nisch kontaktiert und zu ihrer Zufriedenheit befragt.
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Der Jahreswechsel steht vor der Tür. Deshalb 

möchte ich Ihnen im Namen aller AK Mitar-

beiter und Kammerräte ein frohes Weih-

nachtsfest und alles Gute für 2017 wünschen. 

Die AK Tirol steht Mitgliedern auch im neu-

en Jahr zur Seite, wenn es einmal nicht glatt 

läuft im Arbeitsleben oder als Konsument, 

bei Fragen zur Aus- und Weiterbildung, zu 

Steuerausgleich, Lehre oder Pension, mit An-

geboten für Kinder und Jugendliche und der 

AK Bibliothek. Ihr solidarischer Mitgliedsbei-

trag machts möglich!

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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TEST
Schadstoffe  
in Grüntee

Jänner

Kennen Sie schon die vielen Leistungen der 

AK Tirol? Von Beratungen im Arbeitsrecht 

oder für Konsumenten über Bildungsbei-

hilfen bis hin zu Nachhilfe-Kursen oder Kin-

derferienbetreuung: Bei der AK Tirol sind 

Sie an der richtigen Adresse. Ein weiteres 

beliebtes Angebot sind die Steuerspartage, 

die heuer ab März in allen Bezirken stattfi n-

den. Sichern Sie sich am besten gleich Ihren 

Beratungstermin und holen Sie sich Ihr Steu-

erguthaben zurück! Mehr auf der Rückseite 

des Heftes.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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Palmöl
 Das umstrittene Fett

Februar

3 /2017

 Der richtige 

RECHTSSCHUTZ

Sparen bei Strom und Gas 
413 Euro im Schnitt

Ob Rezeptgebühr, Pensionen oder Ge-

ringfügigkeitsgrenze: Es gibt viele Wer-

te im Sozialbereich, die sich mit 1. Jänner 

2017 geändert haben. Außerdem gilt für 

alle Geburten ab 1. März das neue Kinderbe-

treuungsgeld-Konto. Damit Mitglieder alle 

Neuerungen bei Gebühren, Selbstbehalten, 

Einkommensgrenzen etc. gleich zur Hand 

haben, gibts von der Arbeiterkammer Tirol 

den Falter „Wichtige sozialrechtliche Be-

stimmungen 2017“. Mehr dazu auf der Rück-

seite des Heftes.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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4 /2017

Nicht mehr lange, dann ist wieder Urlaubs-

zeit. Und wohin auch immer die Reise geht: 

Wer bei der Vorbereitung ein paar Tipps der 

AK Experten berücksichtigt, kann sich viel 

Ärger und manche Enttäuschung ersparen. 

Einige Details zu Buchung und Flug fi nden 

Sie auf der Rückseite des Heftes. Viele wei-

tere wichtige Informationen zum Thema 

Urlaub stehen rund um die Uhr auf unserer 

Homepage www.ak-tirol.com bereit.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com

 

WAS HILFT  
WIRKLICH?

Medikamente bei  
 Verdauungsbeschwerden

TEST

4 /2017

April

8 /2017

Gerade in der Ferienzeit gehören eBooks und 
Bücher für viele einfach dazu. Sei es, um sich 
entspannt in einen Roman zu vertiefen oder 
um sich auch in der Sprache des Urlaubs-
landes verständigen zu können. Da ist es gut 
zu wissen, dass in der Bibliothek der AK Ti-
rol in Innsbruck rund 80.300 Medien wie Bü-
cher, Fachzeitschriften, mp3-Hörbücher und 
DVDs kostenlos entlehnt werden können, 
zahlreiche auch als Downloads. Mehr dazu 
lesen Sie auf der Rückseite des Heftes.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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BUNTSTIFTE
GIFT IM STIFT

TEST

5 /2017

Der Schutz der Konsumenten zählt neben 

dem Arbeits- und Sozialrecht zu den Kernauf-

gaben der AK. Deshalb stehen den Mitglie-

dern auch in diesem Bereich bei Problemen 

top-geschulte Juristen zur Seite. Gleichzeitig 

ist es uns wichtig, zur Bewusstseinsbildung 

beizutragen – mit Qualitätstests, Preiserhe-

bungen und Information, etwa mit dem Ma-

gazin AK Konsument, das die Tiroler Mitglie-

der diesen Monat wieder kostenlos erhalten. 

Mehr auf der Rückseite des Heftes.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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Na, Mahlzeit

TEST

5 /2017

Mai

6 /2017

Bis spätestens 30. Juni erhalten wieder vie-
le Mieter die Betriebskostenabrechnungen 
fürs abgelaufene Jahr. Allerdings zeigt sich in 
den Anfragen der AK Mitglieder, dass längst 
noch nicht alle Aufstellungen auch korrekt, 
vollständig und nachvollziehbar sind. Weil 
aber vielen Betroff enen die Kontrolle schwer 
fällt, helfen die AK Mietrechtsexperten ab 
20. Juni auch heuer wieder beim Betriebs-
kostencheck in allen Bezirken. Mehr dazu 
auf der Rückseite des Heftes.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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Die Sieger im großen  
 BUTTER-TEST
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Juni

7 /2017

Wenn Schüler Nachhilfe brauchen, kommt 
diese die Eltern meist teuer zu stehen. Das 
belegt die aktuelle Studie der AK, nachzule-
sen auf www.ak-tirol.com Deshalb ermög-
licht die AK Tirol den Mitgliedern mit ihrer 
Sommerschule im August wieder tirolweit 
günstige Nachhilfe in sieben Hauptfächern. 
Daneben setzt sie sich auf politischer Ebene 
für Verbesserungen ein und fordert den Aus-
bau von schulischer Nachmittagsbetreuung 
und Förderunterricht.

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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INSTALLATEURE
Große Rechnung  
für kleine Sache

TEST

Juli August

September

Liebe Tirolerin,  
lieber Tiroler!

Der Konsumentenschutz zählt zu den Kernaufgaben der AK. 
Denn jeder Mensch ist Konsument und immer mehr Kon­
sumenten werden von dubiosen Firmen über den Tisch ge­
zogen. Deshalb profitieren die Tiroler AK Mitglieder von den 
unabhängigen Experten der AK. Ihr Rat ist kostenlos. Notfalls 
ziehen sie für ihre Klienten auch vor Gericht. 2016 leisteten 
die Tiroler Konsumentenschützer über 76.000 Beratungen 
und erkämpften 1,8 Millionen Euro für die Mitglieder. 

Die NEOS wollen nicht nur die Rechte der Arbeitnehmer  
beschneiden, sondern auch den Konsumentenschutz  
abschaffen. Wenn sie und ihresgleichen  
Erfolg haben, ist Schluss mit Rechtstipps, 
Testberichten, Beratungen und Prävention. 
Dann regiert der Markt allein. Wollen  
Sie das? Die aktuelle Ausgabe des  
KONSUMENT zeigt auf 52 Seiten 
deutlich, was auf dem Spiel steht. 
 

Ihr AK­Präsident 

Erwin Zangerl 

www.ak­tirol.com

Supermarkt­Preise 
Wer ist am günstigsten?

Verein für Konsumenteninformation  I  € 5,–

Das österreichische Testmagazin  10/2017
KONSUMENT

abschaffen. Wenn sie und ihresgleichen 
Erfolg haben, ist Schluss mit Rechtstipps, 
Testberichten, Beratungen und Prävention. 
Dann regiert der Markt allein. Wollen 
Sie das? Die aktuelle Ausgabe des 

Oktober

Liebe Tirolerin,  
lieber Tiroler!

Bildung ist die solide Basis für ein erfolgreiches Berufsleben  
und müsste allen offenstehen. Aber die AK Schulkosten  - 
erhebung belegt jedes Jahr wieder: Tatsächlich ist der per  
Gesetz kostenlose Schulbesuch für viele Familien eine enorme 
finanzielle Belastung. So mussten Eltern vergangenes Jahr im 
Schnitt 730 Euro pro Kind und Jahr für Exkursionen, Ski- und 
Sprachkurse, Nachhilfe etc. zahlen, in der AHS-Oberstufe durch-
schnittlich sogar 1.170 Euro. Deshalb können sich viele Familien 
eine höhere Ausbildung der Kinder gar nicht leisten! Aber die  
Arbeiterkammer zeigt solche Entwicklungen nicht nur auf, sie  
unterstützt ihre Mitglieder auch aktiv: mit Bildungsbeihilfen,  
die nicht nur für Schüler, sondern auch für Lehrlinge  
und Studenten gelten sowie für jene, die im  
2. Bildungsweg einen Abschluss machen  
wollen. Jährlich vergibt die AK Tirol so  
rund 1,6 Millionen Euro an Beihilfen,  
damit Junge und Berufstätige die  
Chance für eine optimale Ausbildung  
haben. Mehr dazu auf der Rückseite. 
 

Ihr AK Präsident 

Erwin Zangerl 

www.ak-tirol.comLebensversicherungen 
So wird getrickst 

Verein für Konsumenteninformation  I  € 5,–
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und Studenten gelten sowie für jene, die im 
2. Bildungsweg einen Abschluss machen 
wollen. Jährlich vergibt die AK Tirol so 
rund 1,6 Millionen Euro an Beihilfen, 

Chance für eine optimale Ausbildung 
haben. Mehr dazu auf der Rückseite.

November

Liebe Tirolerin,  
lieber Tiroler!

Tag für Tag setzt sich die AK für die Arbeitnehmer ein. Genau 
deshalb möchten neoliberale Kreise die Solidarbeiträge dezi­
mieren bzw. die gesetzliche Mitgliedschaft abschaffen – und so 
die AK als Schutzhaus der Arbeitnehmer schwächen. Doch nur 
durch diese durchschnittlich 7 Euro an automatischem Beitrag 
pro Monat ist ein Rundum­Service, wie es die AK bietet, für alle 
Mitglieder möglich. Dieser Beitrag macht die AK stark und un­
abhängig! Diese Unabhängigkeit steht nun auf dem Spiel und 
damit der Schutz von 3,6 Millionen Arbeitnehmern in Österreich. 
Doch der solidarische Beitrag, den die Beschäftigten leisten, 
schützt nicht nur sie, sondern er schützt auch den sozialen  
Frieden. Denn Sozialpartner und AK garantieren faire Kollektiv­
vertragsverhandlungen, geregelte Arbeits­
zeiten und gerechte Löhne. Dies alles zu  
opfern und einen Staat zu schaffen, in dem 
die Arbeitnehmer immer weniger Schutz 
mehr haben und ihre Löhne sinken, dagegen 
werden wir uns wehren! Denn viele 
haben noch immer nicht begriffen, 
welche Tragweite eine Abschaffung 
der Sozialpartnerschaft hätte….  

Ihr AK Präsident 

Erwin Zangerl 

www.ak­tirol.comTEST Autospengler 
Eine Delle, viele Preise 

Verein für Konsumenteninformation  I  € 5,–
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vertragsverhandlungen, geregelte Arbeits­
zeiten und gerechte Löhne. Dies alles zu 
opfern und einen Staat zu schaffen, in dem 
die Arbeitnehmer immer weniger Schutz 
mehr haben und ihre Löhne sinken, dagegen 

Dezember

9/2017

Ein heißer Sommer neigt sich seinem Ende 
zu. Aber in der AK Tirol herrscht auch wäh-
rend der Urlaubszeit Hochbetrieb, weil sich 
viele Mitglieder hilfesuchend an die AK Ex-
perten wenden. Außerdem werden pro Jahr 
rund 1.500 Kinder und Jugendliche im Rah-
men der AK Ferienaktion bei spannenden 
Themen-Wochen betreut. Hitzig wird es zu-
dem im Vorfeld der Nationalratswahlen, die 
mit allerhand Wahlkampfgetöse ihre Schat-
ten voraus werfen. Lesen Sie mehr auf der 
Rückseite des Heftes!

Ihr AK Präsident

Erwin Zangerl

www.ak-tirol.com
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Mogelpackungen
VERKAUFTE 
LUFT

AK Konsument 
Ausgaben 2017 
(Titelseiten)
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F lexible Arbeitszeiten dürfen 
keine Einbahnstraße zum 
Nutzen der Betriebe sein. 
Auch die Arbeitnehmer 

müssen davon profi tieren“, sagt AK 
Präsident Erwin Zangerl zur aktu-
ellen Arbeitszeitdebatte. „Überstun-
den müssen Überstunden bleiben, 
denn Zeit ist Geld. Im Kollektivver-
trag soll es wie bisher branchenge-
rechte Lösungen geben. Es braucht 
ausreichend Ruhezeiten und selbst-
bestimmte Freizeit zur besseren 
Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie sowie den Rechtsanspruch auf 
eine Woche Weiterbildung pro Jahr. 
Statt überlanger Arbeitszeiten muss 
auch aus gesundheitlichen und be-
schäftigungspolitischen Gründen 
eine gerechtere Verteilung der Ar-
beit angestrebt werden, die leich-
tere Erreichbarkeit der sechsten Ur-
laubswoche sowie langfristig eine 
Arbeitszeitverkürzung. Wir wollen 

auch eine Verbesserung bei der 
Teilzeit mittels 50 % Zuschlag ab 
der ersten Stunde Mehrarbeit.“

Wie sehr die Arbeitszeitdebatte 
die Menschen beschäftigt, zeigen 
die Reaktionen unserer Leser. Hier 
ein Auszug. 

Franziska M.: „Ich bin froh, in 
Innsbruck zu arbeiten und zu woh-
nen. Sonst könnte ich meine Voll-
zeitstelle als Bürokraft aufgeben. 
Glücklicherweise habe ich für mei-
ne Tochter einen Kinderbetreuungs-
platz, der bis 18 Uhr geöffnet hat.“ 

Robert S.: „Ich bin Pendler, mei-
ne Arbeitszeit beträgt bereits jetzt 
täglich neun Stunden: Ich stehe um 
5 Uhr früh auf, frühstücke und fahre 
rund 45 Minuten zur Arbeit. Meine 
Normalarbeitszeit ist von 6.30 Uhr 
bis 16.15 Uhr. Ich komme um 17 
Uhr nach Hause, bis ich was ge-
gessen habe und geduscht bin, ist es 
18 Uhr. Das heißt, mein derzeitiger 

Zeitaufwand für die Arbeit beträgt 
bereits 13 Stunden und schon bei 
einer Überstunde werden daraus 
14 Stunden. Bei einem möglichen 
Zwölf-Stunden-Arbeitstag von 5 
bis 21 Uhr hätte ich dann einen 
Zeitaufwand von 16 Stunden. Wie 

weltfremd ist die Wirtschaft eigent-
lich, so etwas zu verlangen, was ein 
Arbeitnehmer ein Arbeitsleben lang 
nicht leisten kann?“ 

Franz L.: „Ich bin 57 Jahre, 
hebe am Tag mehrere Tonnen Ma-
terial von Hand, da ist oft schon am 
Nachmittag mein Akku leer. Wie soll 
man da noch länger arbeiten?“ 

Egon H.: „Ich bin für eine kür-
zere Arbeitszeit. Ich arbeite mit 
Metall und auch in der Gießerei 
bei einer Ofentemperatur von 750 
Grad. Hier sollten einmal diejeni-
gen Industriekapitäne arbeiten, die 
für eine fl exiblere Arbeitszeit sind, 
und von uns Arbeitern einen Zwölf-
Stunden-Arbeitstag verlangen.“ 

Reinhold S.: „Wir leisten schon 
jetzt fl exible Arbeitszeit von jähr-
lich 118 Stunden Mehrarbeit ohne 
Überstundenzuschlag. Bei einer 
Verlängerung von 38,5 auf 40 Stun-
den sind das im Jahr weitere 78 
Stunden zusätzlich. Und dann be-
stimmt noch der Betrieb, wann ich 
meinen Zeitausgleich zu konsumie-
ren habe!“  Siehe auch Seite 3

Geht es nach der Wirtschaft, soll die 
täglich zulässige Höchstarbeitszeit 

auf zwölf Stunden ausgedehnt werden, 
am besten ohne Überstundenzuschläge. 
Die Bundesregierung hat die Sozial-
partner beauftragt, bis Ende Juni ein 
Paket zur Flexibilisierung der Arbeitszeit 
zu vereinbaren, wobei die Interessen 
von Wirtschaft UND Arbeitnehmern 
zu berücksichtigen sind. Aus Sicht der 
Arbeitnehmer kann das nur heißen: Ein 
Zwölfstundentag ohne Ausgleich geht 
nicht. Denn die Flexibilisierung darf 
nicht dazu führen, dass Einkommen 
geschmälert werden. 52 Millionen Über-
stunden werden weder ausbezahlt noch 
als Zeitausgleich vergütet. Allein diese 
unbezahlten Überstunden entsprechen 
30.000 Vollzeit-Arbeitsplätzen. Dazu 
kommt, dass viele Vollzeitbeschäftigte 
kürzer arbeiten wollen. Geredet werden 
muss daher auch über Arbeitszeitverkür-
zung: Von der Wochenarbeitszeit, über 
attraktive Modelle, wie die Wahlmög-
lichkeit zwischen mehr Lohn oder mehr 
Freizeit, bis hin zur 6. Urlaubswoche für 
alle, die bereits 25 Jahre lang gearbeitet 
haben. Auch das Recht der Beschäf-
tigten, länger oder kürzer arbeiten zu 
wollen, gehört zu unseren Vorschlägen. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Flexibel im Sinne
der Beschäftigten

KOMMENTIERT

„Flexible Arbeitszeiten 
müssen allen etwas 
bringen – vor allem 

den Beschäftigten, nicht 
nur den Betrieben.“

Erwin Zangerl, AK Präsident

Arbeit besser aufteilen,
statt länger zu arbeiten

Bessere Aufteilung. Laut WIFO ist jeder vierte Arbeitnehmer mit seiner Arbeitszeit unzufrieden, 18 % würden lieber weniger arbeiten, 9 % gerne mehr. 

Gestalten. Flexiblere oder gar längere 
Arbeitszeiten dürfen nicht zulasten der 
Beschäftigten gehen. Eine vernünftige 
Aufteilung auf mehrere Schultern wäre 

gesünder und brächte Arbeitsplätze.

Foto: freshidea/Fotolia.com

Diözese Innsbruck und AK Tirol laden 
am Freitag, 17. März, 19 Uhr in die 

Innsbrucker Jesuitenkirche zur traditio-
nellen Josefsmesse. Den Gottesdienst un-
ter dem Motto „Von Mensch zu Mensch“ 
zelebriert Diözesan-Administrator Msgr. 
Mag. Jakob Bürgler. Gail Anderson & 
Good Vibrations sorgen mit Gospels für 
die musikalische Gestaltung. Für Tirol 
ist der Heilige Josef gleich in zweierlei 
Hinsicht von besonderer Bedeutung: 
Wir feiern und verehren ihn als Schutz-
patron der Arbeiter und gleichzeitig auch 
als Landespatron. Im Anschluss an den 
Gottesdienst sind alle Messebesucher vor 
der Kirche zur Agape mit Fastensuppe 
eingeladen.

Gospelmesse 
zum Josefstag

ARBEITERZEITUNG

ZUM MITFEIERN

mit extra-beilage zur grossen ak ferienaktion 2017

Besonders viele Berufswechsler gibt 
es in der Gastronomie, so eine Stu-

die der Statistik Austria. Nur acht Prozent 
der 25- bis 34-jährigen Beschäftigten in 
der Gastronomie bleiben länger als zwei 
Jahre auf einer Stelle, Saisonbeschäftigte 
schon herausgerechnet. Die AK meint: 
Gerade in der Gastronomie sind die 
Klagen über harte Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsrechtsverstöße hoch. Hier 
sollten die Betriebe einiges verbessern. 
Bei gutem Arbeitsklima und fairer Bezah-
lung bleiben die Mitarbeiter. Und es gibt 
zahlreiche gute Betriebe, die auf ihre 
Mitarbeiter schauen – beim Arbeitsklima, 
den Arbeitszeiten und der Bezahlung. 
Also: Nachmachen statt jammern.

Mit einer Schwangerschaft ergeben 
sich viele Fragen. Antworten gibt 

es beim kostenlosen AK Infoabend 
„informiert.eltern.werden“ am Montag, 
26. Juni, ab 18 Uhr in der AK Tirol in 
Innsbruck, Maximilianstraße 7. Über 
„Schwangerschaftsbegleitung“ informiert 
Hebamme Laura Jenwewein. „Ein Kind 
verändert vieles“ erklärt Psychologin 
Mag. Robin Menges. Danach erläutert 
Dr. Martina Agreiter (AK Tirol) „Das Recht 
der Eltern am Arbeitsplatz“ und referiert 
anschließend zu „Kinderbetreuungsgeld 
NEU und Finanzielles rund um Geburt 
und Baby“. Anmeldung unter 0800/22 
55 22 – 1645 oder eltern@ak-tirol.com

Für Schnellentschlossene gibt es noch 
Restplätze bei der heiß 

begehrten AK Ferienakti-
on! Zur Auswahl stehen 
folgende Wochen mit 
Übernachtung: 
9.7. – 15.7.: Tierischer 
Spaß (für 7- bis 11-Jährige, Ort der 
Woche: Tirol); Bauernhofwoche (10 – 
14, OÖ) 
16.7 – 22.7.: Theaterwoche (8 – 12, 
Tirol), Erlebnis Unterland (11 – 14, 
Tirol), Rap!-Slam!-Perform! (13 – 15, 
Tirol)
23.7. – 29.7.: Musikwoche (10 – 14, 
Tirol) 
30.7. – 5.8.: Junge Uni (10 – 14, Tirol) 

6.8. – 12.8.: Zirkus (7 – 12, Salzburg) 
20.8. – 26.8.: Auf ins Grüne (7 – 

11, Tirol), Ferien auf der Burg 
(7 – 11, Bayern), Naturcamp (11 
– 14, OÖ) 

27.8. – 2.9.: Bühnenstar (10 – 
14, Kärnten), Dance 

& Fun (7 – 12, 
Salzburg).

Außerdem gibt 
es noch Plätze für 

die Woche Fußball und Klettern für 
Anfänger (ohne Übernachtung!) für 9- 
bis 12-Jährige. 
Infos und Anmeldung unter der Hotline 
0800/24 10 24. Mehr auf ak-tirol.com

Gute Betriebe, gute Mitarbeiter Ab in den Urlaub: Restplatz sichern
AUFGEFALLEN
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E s ist eine schwierige Zeit, 
in der sich junge Menschen 
zurechtfinden sollen. Das be-
stätigen Experten, wie Mag. 

Bernhard Heinzlmaier vom Insti-
tut für Jugendkulturforschung. Er 
beklagt, „dass es kein Ankommen 
mehr in einer Sphäre der relativen 
Sicherheit gibt. Während die Men-
schen in den 70er Jahren wollten, 
dass es ihre Kinder einmal besser 
haben, sind heute viele überzeugt, 
dass ihre Kinder es einmal schlech-
ter haben werden. Junge schauen 
skeptisch in die Zukunft. Die unbe-
schwerte Freude an dieser hat man 
ihnen genommen.“

Heinzlmaiers Einschätzung spie-
gelt sich in den jüngsten AK Stu-
dien wider. Schon mit der Schule 
kommen die ersten Enttäuschun-
gen. Wer mit dem Stoff Probleme 

hat, braucht Nachhilfe. Die können 
sich aber nicht alle Eltern leisten. 
Und weil es an schulischer Nach-
mittagsbetreuung und Förderun-
terricht mangelt, bleibt wohl so 
manches verkannte Genie im Ver-
borgenen.

„Die AK fordert seit Jahren den 
Ausbau dieser Angebote“, betont 
AK Präsident Erwin Zangerl. „Mit 
unserer Nachhilfestudie liefern wir 
den Beweis: An Schulen mit Nach-
mittagsbetreuung sinkt der Nachhil-
febedarf dramatisch (siehe Seite 11)!

Sichere Zukunft? Auch das 
Stimmungsbarometer der AK Ti-
rol passt ins Bild: Befragt zu den 
Zukunftsthemen für die Landes-
politik, nannten 65 % Schaffung 
und Sicherung von Arbeitsplätzen 
(neben Transitverkehr und Flücht-

FERIENAKTION

TIROLER
ARBEITERZEITUNG
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Die Parteien erstellen derzeit die 
Kandidaten-Listen für die anste-

henden Wahlgänge. Wirtschaft und 
Industrie haben viel Geld, ihre Favoriten 
in Stellung zu bringen. Unser Ziel ist es, 
möglichst viele Arbeitnehmervertreter 
auf allen Parteilisten zu verankern. 
Denn sie wissen am besten, wie es den 
Menschen im Land geht. Sie achten 
darauf, dass jene Gruppen, die finanziell 
noch in der Mitte stehen, nicht weiter 
abrutschen. Gleichzeitig treten sie für 
jene ein, die armutsgefährdet oder in 
wirklich bescheidenen Verhältnissen 
leben müssen. Deshalb ist es auch 
wichtig zu schauen, ob vorgeschlagene 
Kandidatinnen und Kandidaten im 
Sinne der Arbeitnehmer sozial aktiv 
waren und sind, etwa in Vereinen und 
Organisationen.

 Es geht aber auch um die Frage, wie 
künftige Mandatare mit dem Schüren 
von Neid, Hass und Hetze vor allem in 
den sozialen Netzen umgehen. Und 
es wird entscheidend sein, wie die 
einzelnen Kandidaten und ihre Parteien 
zur Arbeiterkammer als gesetzliche 
Interessenvertretung stehen. Denn 
jene Parteien und Politiker, die die AK 
abschaffen oder finanziell aushungern 
wollen, möchten nur die Rechte und den 
Schutz der Arbeitnehmer schwächen. 
Und dagegen werden wir uns im Sinne 
der Arbeitnehmer wehren!

AK Präsident Erwin Zangerl

Kandidaten auf  
dem Prüfstand

KOMMENTIERT

Foto: Ateleier211/Fotolia.com

lingsproblematik). 64 % wünschen 
eine Senkung der Lebenshaltungs-
kosten, 62 % mehr Wohnraum,  
59 % sind Pensionen wichtig,  

 56 % höhere Löhne und 55 % die 
Bildungspolitik. Und gerade in der 
Gruppe der 16- bis 29-Jährigen ist 
der Anteil jeweils hoch oder sogar 
überdurchschnittlich hoch!

„Hier zeigen sich ihre Nöte und 
Sorgen. Die Erwartungen der Jun-
gen sind ja nicht unverschämt: Sie 
möchten einen Arbeitsplatz, eine 
Existenz gründen können, wohnen 
und ein wenig teilhaben am Wohl-
stand statt ständiger Unsicherheit“, 
so AK Präsident Zangerl.

„Auch deshalb dürfen wir den 
Weg des solidarischen Handelns 
nicht verlassen! Die Politik darf 
den Sozialstaat, die Sozialpartner-
schaft und alle Errungenschaften 
zum Wohl der Beschäftigten nicht 
einfach zum Spielball neoliberaler 
Kräfte werden lassen. Deren Stoß-
richtung ist klar. Ohne solidarische 
Sicherheit und ohne AK und Ge-
werkschaften als schlagkräftige 
Interessenvertretungen sind die Be-
schäftigten deren Willkür ausgelie-
fert.“  Mehr auf  Seite 3

Illustartion: Piumadaquilla/Fotolia.com

Beschäftigte 
brauchen 

Zukunft
Neue „alte“ Werte. Stabilität, Verlässlichkeit: 

Es sind gerade traditionelle Werte, die 
verunsicherten jungen Menschen wichtig sind. 
Auch deshalb dürfen Sozialstaat, Solidarität 

und Interessenvertretungen nicht zum 
 Spielball neoliberaler Kräfte werden.

„Ohne AK und  
Gewerkschaften wären 

die Beschäftigten  
neoliberaler Willkür 

ausgeliefert.“
Erwin Zangerl, AK Präsident

Infos für werdende 
Mamas & Papas 

INFORMIERT.ELTERN.WERDEN

Je näher die Nationalratswahl rückt, 
desto unsauberer agieren neos und 

FPÖ in ihrem Kampf gegen die Arbeiter-
kammer. Und das verunsichert viele Be-
schäftigte. Auch so manche, die von den 
Angeboten der AK Tirol bereits profitiert 
haben oder denen die AK schon zu ihrem 
Recht verholfen hat.

Doch genau darauf, auf Verunsiche-
rung, zielen die neoliberalen Parteien ab. 
Ihnen ist derzeit jedes Mittel recht, um 
die AK schlecht zu machen. Dabei geht es 
ihnen nur darum, die Arbeitnehmerrechte 
auszuhöhlen. So vermitteln FPÖ und neos 
den Eindruck, dass sich die Arbeitnehmer 
durch die Abschaffung des Solidar-
beitrags Unsummen sparen könnten, 
und verschweigen tunlichst, dass jedes 
Mitglied im Schnitt nur rund 7 Euro pro 
Monat bezahlt (816.000 Arbeitsuchende, 
Karenzierte, Präsenz- und Zivildiener, 
Lehrlinge und geringfügig Beschäftigte 
sind überhaupt vom Beitrag befreit!). 

Noch verlogener ist die Behauptung, 
dass ein Aus für die automatische  
Mitgliedschaft oder eine Kürzung der Bei-
träge nicht das Ende der AK seien. Werden 
die Beiträge halbiert, müsste das gesamte 
Leistungs- und Förderungsangebot der AK 
reduziert werden. Auf der Strecke bleiben 
dann vor allem die, die sich keinen Anwalt 
und keine teure Versicherung leisten kön-
nen. Deshalb wägen Sie ab, welcher Partei 
Sie am 15. Oktober mit Ihrer Stimme Ihr 
Vertrauen schenken!

AK Präsident Erwin Zangerl

Mutig in die
neuen Zeiten

KOMMENTIERT
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WAS IST DEMENZ?

Mehr als 80 % der pflegebedürftigen 
Menschen in Österreich werden 

zu Hause betreut. Deshalb startet die 
AK Tirol in Kooperation mit dem Freiwil-
ligenzentrum Pillersee/Leukental eine 
Veranstaltungsreihe zu Pflege und betreu-
ungsbedürftige Menschen. Die Auftakt-
veranstaltung zum Thema „Demenz“ mit 
MMag. Manuela Baum-Tamerl und Mag. 
Anita Mair, Lichtblicke, Demenzhilfe Tirol 
findet am 2. Nov. um 19 Uhr im Kaiser-
saal St. Johann i. T. statt. Anmeldungen in 
der AK Kitzbühel unter 0800/22 55 22 – 
3252 oder an kitzbuehel@ak-tirol.com Die 
weiteren Veranstaltungen auf ak-tirol.com

D ie kommende Nationalrats-
wahl wird eine Richtungs-
entscheidung für unser 
Land. Wer darüber nach-

denkt, die Sozialpartnerschaft de fac-
to abzuschaffen, so wie es die neos 
oder die Freiheitlichen vorhaben, der 
denkt nicht weit. AK Präsident Erwin 
Zangerl: „Den Polit-Zündlern ist der 
soziale Friede egal. Bei den Wahlen 
können die Arbeitnehmer ein klares 
Signal setzen, dass sie diesen sozia-
len Frieden in unserem Land bewah-
ren wollen. Denn wer die Kammern 
abschaffen will, möchte in Wirklich-
keit, dass die Millionen Beschäf-
tigten und die tausenden Klein- und 
Mittelbetriebe ohne Schutz dastehen. 
Die großen Konzerne und Finanz-
lobbys richten sich ihre Angelegen-
heiten schon alleine. Am 15. Oktober 
geht es auch darum, wie es mit dem 
Schutz der Beschäftigten in Öster-
reich in Zukunft aussieht. Negativ 
aufgefallen sind aus Sicht der Sozi-

alpartner – der Arbeiterkammer und 
der Wirtschaftskammer – die Forde-
rungen und Aussagen der FPÖ und 
der neos, die sich ganz klar für ein 
Ende der automatischen Mitglied-
schaft in den Kammern sowie für 
eine Kürzung der AK Mitgliedsbei-
träge ausgesprochen haben. 

Zangerl: „Wer solche Forderungen 
erhebt, ist für uns nicht wählbar. 
FPÖ  und neos nehmen damit ganz 
bewusst in Kauf, dass die Beschäf-
tigten ohne Schutz bleiben. Dabei 
schreien gerade jene am lautesten 

nach einer Abschaffung, die vor 
Wahlen am innigsten um die Gunst 
der Arbeitnehmer als die mit Ab-
stand größte Gruppe der Stimmbe-
rechtigten buhlen.“

Sie entscheiden. Im Raum steht 
die Abschaffung der gesetzlichen 
Mitgliedschaft in den Kammern und 
die Kürzung der AK Umlage. Das 
wäre eine existenzielle Schwächung 
der Arbeiterkammer und damit der 
Mitglieder selbst, weil die AK ihre 
Leistungen, den Rechtsschutz und 
die Vertretung gegenüber der Poli-
tik nicht mehr in der jetzigen Form 
erbringen könnte. Deshalb haben 
wir die Parteien (jene, die derzeit 
schon im Nationalrat vertreten sind 
und die wieder antreten) nach ihren 
Antworten auf aktuelle Anliegen der 
Beschäftigten sowie zu ihrem Ver-
hältnis zur AK gefragt. 

Die Antworten finden 
Sie auf den Seiten 6 und 7

Spiel mit dem Feuer. Geht es nach FPÖ und neos, sollen die Arbeiterkammern weg. Damit wären 3,6 Millionen Arbeitnehmer ohne Schutz und dem freien Markt ausgeliefert.

„Wer die Kammern 
abschafft, schwächt 

Millionen Beschäftigte 
und tausende Klein- 
und Mittelbetriebe.“

Erwin Zangerl, AK Präsident

Trotz Arbeit 
droht Armut 

Inforeihe zum
Thema Pflege

NEUE STUDIE
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Polit-Zündlern ist
sozialer Friede egal
Zur Wahl. Der 15. Oktober wird zur Richtungsentscheidung über 
die Sozialpartnerschaft. FPÖ und neos wollen die AK schwächen 

oder abschaffen. Die Beschäftigten wären dann ohne Schutz.

TIROLER
ARBEITERZEITUNG

Wer arbeitet, muss Armut nicht 
fürchten, lautet ein Versprechen 

unserer Arbeitsgesellschaft. Leider wird 
dieses Versprechen in vielen Fällen 
nicht eingehalten. Dies bestätigt auch 
eine neue Studie des Instituts für 
Höhere Studien, Wien, das im Auftrag 
des Landes die Situation in Tirol unter 
die Lupe nahm. Das Ergebnis: Jeder 
bzw. jede Zwanzigste ist trotz Arbeit 
von Armut gefährdet. Insgesamt sind 
das beinahe 17.800 Personen – ein 
Hinweis auf einen beträchtlichen Nied-
riglohnsektor in Tirol. Ohne Sozialtrans-
fers würde die Zahl der Menschen in 
Tirol, die trotz Arbeit kein Auskommen 
finden, noch wesentlich höher liegen, 
denn das Sozialsystem spielt bei der 
Armutsbekämpfung eine entschei-
dende Rolle. Beim kostenlosen Vortrag 
mit Diskussion „Arm trotz Arbeit“ – am 
Mittwoch, 11. Oktober ab 15.30 Uhr 
in der AK Tirol in Innsbruck, Maximi-
lianstraße 7, präsentiert Dr. Marcel 
Fink vom Institut für Höhere Studien 
Wien, interessante Details. Anmeldung 
unter 0800/22 55 22 – 1480 oder 
wirtschaftspolitik@ak-tirol.com

alpartner – der Arbeiterkammer und 
der Wirtschaftskammer – die Forde-
rungen und Aussagen der FPÖ und 
der neos, die sich ganz klar für ein 
Ende der automatischen Mitglied-
schaft in den Kammern sowie für 
eine Kürzung der AK Mitgliedsbei-

Zangerl: „Wer solche Forderungen 
erhebt, ist für uns nicht wählbar. 
FPÖ  und neos nehmen damit ganz 
bewusst in Kauf, dass die Beschäf-bewusst in Kauf, dass die Beschäf-bewusst in Kauf, dass die Beschäf
tigten ohne Schutz bleiben. Dabei 
schreien gerade jene am lautesten 

nach einer Abschaffung, die vor 
Wahlen am innigsten um die Gunst 
der Arbeitnehmer als die mit Ab
stand größte Gruppe der Stimmbe
rechtigten buhlen.“

Sie entscheiden. 

. Geht es nach FPÖ und neos, sollen die Arbeiterkammern weg. Damit wären 3,6 Millionen Arbeitnehmer ohne Schutz und dem freien Markt ausgeliefert.

„Wer die Kammern
abschafft, schwächt 

Millionen Beschäftigte 
und tausende Klein- 
und Mittelbetriebe.“

t-Zündlern ist
sozialer Friede ega

Der 15. Oktober wird zur Richtungsentscheidung über 
die Sozialpartnerschaft. FPÖ und neos wollen die AK schwächen 

oder abschaffen. Die Beschäftigten wären dann ohne Schutz.

Mit der Kraft von mehr als 3,6 Millionen!

Halten wir zusammen und schützen das, was wir in 70 Jahren erkämpft haben:

… es um den Schutz  der Beschäftigten und ihrer Familien geht.

… sich sonst niemand mehr für die Rechte der Arbeitnehmerin Österreich einsetzt.

… weil es sonst über drei Millionen Verlierer gibt.

JA ZUR AK, WEIL …

JA ZUR AK, WEIL …
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Eine gute Nachricht für die mehr 
als 100.000 Beschäftigten in den 

Gesundheitsberufen: Auf Initiative 
der AK ist es gelungen, sie von der 
ursprünglich vorgesehenen Registrie-
rungsgebühr zu befreien. Diese hätte die 
Betroffenen in Summe bis zu 9 Millionen  
Euro gekostet. Die Registrierung wird 
mit Mitte 2018 beginnen und für die 
Beschäftigten mehr Wertschätzung ihrer 
Qualifikationen bringen. 

Damit werden erstmals die beruf-
lichen Qualifikationen bzw. Aus- und 
Weiterbildungen der jeweiligen 
Berufsangehörigen gegenüber Pati-
enten, Dienstgebern und Interessierten 
sichtbar. Gleichzeitig dient sie der Qua-
litätssicherung. Mit der Registrierung 
wird ein europäischer Standard erreicht, 
nationale und internationale Mobilität 
werden dadurch erleichtert. Bei Arbeit-
geberwechsel müssen Berufsangehörige 
Zeugnisse und andere Nachweise nicht 
mehr vorlegen. Die Arbeiterkammer, 
der die Registrierung der unselbständig 
Beschäftigten übertragen wird, wird für 
ihre Mitglieder diese mitgliedernah, 
serviceorientiert, unbürokratisch und 
kostenlos übernehmen.

Lärmgeplagte: 
Bitte melden!

Registrierung 
ohne Gebühr

Foto: HSB-Cartoon/Fotolia.com
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Halbe Milliarde für
Mitglieder erkämpft

Immer da. Die AK wird gebraucht: 2016 wurden rund  
2 Millionen Beratungen - pro Arbeitstag 8.000 - durchgeführt 

und eine halbe Milliarde Euro für die Mitglieder erkämpft.

Unlängst präsentierten die Arbeiter-
kammern, was sie 2016 für ihre 

österreichweit mehr als 3,64 Millionen 
Mitglieder geleistet haben: Zwischen 
Boden- und Neusiedlersee gab es 2 
Millionen Beratungen, von denen mehr als 
1,348 Millionen auf die Bereiche Arbeit, 
Soziales und Insolvenz entfielen, 372.000 
auf den Konsumentenschutz, 206.000 
auf das Steuerrecht und 43.000 auf den 
Bereich Bildung. Insgesamt konnten die 
Experten 532 Millionen Euro für Mitglieder 
erkämpfen – nach Pleiten, bei Problemen 
am Arbeitsplatz, in Pensions- und Steuerfra-
gen oder für Konsumenten. Das zeigt 
nicht nur, dass wir gebraucht 
werden, sondern dass wir 
da sind! In der AK erhält 
jedes Mitglied Hilfe durch 
Experten, Information 
und bei Bedarf auch 
Rechtsschutz. Für einen 
durchschnittlichen so-
lidarischen Beitrag von 
knapp 7 Euro pro Monat 
– und maximal 14,44 Euro. 
816.000 Mitglieder, wie 
Arbeitsuchende, Eltern in 
Karenz, Lehrlinge und ge-
ringfügig Beschäftigte, sind 
vom Beitrag überhaupt 
befreit.

Daneben erfüllt die 
AK auch eine wichtige 
politische Aufgabe. So 
wurden im Vorjahr 
589 Gesetze und 
Verordnungen 
begutachtet und 
Stellungnahmen 
abgegeben, um 
die Interessen der 
Beschäftigten zu 
wahren. Sie profitie-
ren auch von jüngsten 
Erfolgen, die auf das Engagement 
der AK zurückzuführen sind, wie 
Lohnsteuerreform, Fachkräftestipen-
dium oder Verbesserungen beim 
Lohn- und Sozialdumping. Außerdem 
vertritt die AK mit dem ÖGB  die 
Interessen der Beschäftigten gegen 
die starken Unternehmerverbände.

Das sind nur einige von vielen 
guten Gründen, warum es die AK 
braucht. Als starke Standesvertre-
tung, in der jeder einen kleinen Bei-
trag leistet und dafür ein Vielfaches 
an  Leistung zurückbekommt. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Deshalb braucht 
es die AK

KOMMENTIERT AK INITIATIVE

AK ERFOLG

Lärm ist für viele Menschen mittlerwei-
le zu einer unerträglichen Belastung 

geworden, die sich massiv auf die körper-
liche und geistige Gesundheit auswirkt. 
Aber ohne Rücksicht darauf wurde jüngst 
die Baulärmverordnung novelliert und 
zu Ungunsten von Arbeitnehmern und 
Anrainern geändert. Denn die Novelle 
bringt keine Reduktion des Lärms, son-
dern verschlimmert ihn. Die Arbeiterkam-
mer Tirol begibt sich nun auf die Suche 
nach den schlimmsten Lärmverursachern. 
Egal ob Bau-, Verkehrs- oder Fluglärm: 
Unter der eMail-Adresse laerm@ak-tirol.
com können Betroffene unerträgliche 
Lärmquellen melden und ihre Probleme 
vorbringen. Die Tiroler Arbeiterkammer 
wird die Beschwerden sammeln und an 
das Land übermitteln, um die politisch 
Verantwortlichen für die Anliegen der 
Bürger zu sensibilisieren.

E s sind kleine, und 
es sind große Anlie-
gen, mit denen sich 
viele der 3,6 Millio-

nen Mitglieder im Vorjahr 
österreichweit an ihre 

Arbeiterkammern ge-
wandt haben. Etwa 

Franziska, die sich 
mit ihrem Partner 

auf einen unbe-
schwerten Ur-

laub gefreut 
hatte und 
nichts als Är-
ger erlebte. 

Für sie wurden 
knapp 2.000 Euro 

vom Reiseveran-
stalter hereingeholt.  

Oder Josef, der von 
seiner Firma nach 20 

Jahren zu Unrecht ent-
lassen wurde: Für ihn er-
kämpfte die AK 23.000 

Euro. 

Für die Mitglieder. 
„Wir werden gebraucht 
und wir sind da, wenn 
wir gebraucht wer-
den.“ Das sagten 
die AK Präsidenten 
Rudi Kaske (Wien) 
und Erwin Zangerl 

(Tirol) als Vertre-
ter der Bundesar-
beitskammer bei 
der Präsentation 
der Leistungsbi-
lanz des Jahres 
2016: „Jedes 
Mitglied, unab-

hängig von seinem Beitrag, bekommt 
bei Bedarf den besten Anwalt, Infor-
mationen und Rechtsschutz, Hilfe 
im Beruf und Vertretung gegenüber 
Wirtschaft und Politik.“ 

Wir werden gebraucht. Es sind 
beeindruckende Zahlen, die die AK 
vorlegt: Mehr als eine halbe Milli-
arde Euro haben die neun Arbeiter-
kammern in Österreich im Vorjahr 
für ihre Mitglieder erkämpft. Weil 
das Gehalt nicht ausbezahlt wurde, 
weil Überstunden nicht korrekt ab-
gerechnet wurden oder Entlassungen 
zu Unrecht erfolgten. Oder weil sie 
den Steuertipps der AK Experten 
folgten oder als Konsumenten im Pa-

ragrafendschungel nicht allein-
gelassen wurden. Ebenso 

bei der richtigen Einstufung 
zum Pflegegeld oder der er-
folgreichen Klage auf Zuer-
kennung der Pension. 

Immer da, die AK. Selbst 
die rund 816.000 AK Mit-
glieder, die vom AK Beitrag 

befreit sind, haben Anspruch 
auf das volle Leistungspaket. 

Die Arbeiterkammern haben in 
ganz Österreich ein dichtes Netz 

an Beratungszentren geknüpft: Rund 
2 Millionen Beratungen – pro Ar-
beitstag rund 8.000 – wurden so im 
Jahr 2016 durchgeführt.

Die Fakten. 532 Mio. € haben die 
Arbeiterkammern den Mitgliedern 
2016 gebracht. 272 Mio. € entfielen 
auf Arbeits-, Insolvenz- und Konsu-
mentenschutz. 220 Mio. € wurden 
in Sozialgerichtsverfahren heraus-
geholt. Die AK Steuersparaktion 
brachte den Mitgliedern rund 40 
Mio. €. Für Weiterbildung wurden 
4,6 Mio. € ausbezahlt. 

 Siehe dazu Seiten 2 + 3

„Der AK Beitrag für 
maximalen Schutz 
beträgt im Schnitt 

knapp 7 Euro 
pro Monat “

Erwin Zangerl, AK Präsident

Foto: Elnur/Fotolia.com
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AK Präsident Erwin Zangerl

Höhere Löhne 
für 40.000 Tiroler

KOMMENTIERT Mit der Kraft von mehr als  
3,6 Millionen Mitgliedern

Kostet wenig, bringt viel. Wer die AK schwächen will, schwächt die unabhängige 
Interessenvertretung der Beschäftigten. Die automatische Mitgliedschaft sichert starke 

Arbeiterkammern in schwierigen Zeiten und schützt die Rechte der Beschäftigten. 

D ie Österreicherinnen 
und Österreicher halten 
die AK für unverzicht-
bar. Das ergeben laufen-

de Umfragen und Analysen. Seit 
Jahren erhält die AK im Vergleich 
zu anderen Organisationen Bestno-
ten. Dennoch wird sie jetzt in den 
Wahlkampf hineingezogen. Die au-
tomatische AK Mitgliedschaft, die per 
Gesetz geregelt ist, soll abgeschafft wer-
den. Die Existenz der Kammern und der 
Sozialpartnerschaft und die Mitgliedsbeiträ-
ge werden in Frage gestellt. AK Präsident 
Erwin Zangerl: „Wer die automatische 
AK Mitgliedschaft in Frage stellt, hat ein 
klares Ziel: Die Arbeiterkammer und damit 
auch die Rechte unserer Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer zu schwächen. Die 
Methode, eine der vertrauenswürdigsten 
und wichtigsten Organisationen in Öster-
reich in den Wahlkampf hineinzuziehen 
und damit die Menschen zusätzlich zu 
verunsichern, ist zutiefst abzulehnen.“

Stark, weil automatisch dabei. Die 
AK ist stark, weil sie mehr als 3,6 Milli-
onen Beschäftigte in Österreich vertritt. 
Und die AK setzt sich ein: Gegen horrende 
Mieten, gegen ausufernde Arbeitszeiten, 
unfaire Arbeitsbedingungen, gegen den 
Kahlschlag bei den Sozialsystemen, für mehr 
und fair bezahlte Arbeitsplätze, für bessere Bil-
dungschancen. Und mit mehr als 2 Millionen 

Beratungen pro Jahr sorgt sie da-
für, dass die Beschäftigten zu ihrem 
Recht kommen: Am Arbeitsplatz, im 
Konsumentenschutz, bei Miet- und 
Wohnrechtsfragen und bei der Steu-
erveranlagung. Mehr als 530 Milli-
onen Euro erkämpften die Arbeiter-

kammern für ihre Mitglieder im Jahr 
2016, mehr, als an Mitgliedsbeiträgen 

geleistet wurde. Zudem kämpft die AK 
für die Interessen der Beschäftigten, etwa 
bei der Durchsetzung der Lohnsteuersen-

kung um fünf Milliarden Euro und durch 
die Begutachtung von jährlich fast 600 Ge-
setzen in Österreich und auf EU-Ebene. 

Bewährte Sozialpartnerschaft. Das 
Modell der Sozialpartnerschaft wird in 
ganz Europa geschätzt und hat Österreich 
zu einem der reichsten Länder gemacht. 
Die AK ist unverzichtbarer Teil davon. 
Selbst die staatliche Betriebsansiedlungs-

agentur ABA, die Investoren nach Öster-
reich bringen will, macht Werbung mit dem 

sozialen Frieden. Ohne Kammermitglied-
schaft wäre aber auch die Allgemeingültig-
keit von Kollektivverträgen gefährdet, weil 
die Betriebe nicht mehr Mitglied der Wirt-
schaftskammern sein müssten. Die Sozial-

partner sind die soziale Klammer in unserem 
Land, davon profitieren Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer, und sie sichern unseren Wohlstand 
und den sozialen Frieden.  

 Lesen Sie mehr auf den Seiten 2+ 3

Die Grundsatzeinigung beim Thema 
Mindestlohn zwischen Arbeitgeber- 

und Arbeitnehmervertretungen beweist: 
Die Sozialpartnerschaft lebt. Durch die 
konstruktive Zusammenarbeit beim 
Mindestlohn wurde ein wichtiger Mei-
lenstein für viele Beschäftigte erreicht. 
Davon werden allein 40.000 Tirolerinnen 
und Tiroler profitierten. 

Die Sozialpartnerschaft steht aber 
auch für tragfähige Lösungen, von 
denen zwei Seiten profitieren sollen. 
Das Thema Ausweitung der Arbeitszeit 
ist zu vielschichtig und hat zu weitrei-
chende Auswirkungen auf das Leben 
der Arbeitnehmer-Familien, um einem 
generellen 12-Stunden-Arbeitstag ohne 
entsprechende Verbesserungen – etwa in 
Form von mehr Freizeit, Zeitzuschlägen 
oder anderen Ausgleichsmaßnahmen 
wie der sechsten Urlaubswoche oder Bil-
dungskarenz – zuzustimmen. Leider war 
bei diesen Punkten noch keine Einigung 
zu erzielen. Aber es wird weiter an einer 
für beide Seiten zufriedenstellenden 
Lösung gearbeitet. Denn die Qualität 
einer Vereinbarung zählt mehr als die 
Einhaltung eines Termins. Noch dazu 
eines Zeitplanes, der den Sozialpartnern 
von einer inzwischen gescheiterten Bun-
desregierung aufs Auge gedrückt wurde. 

KONSUMENT

Der Schutz von Haus und Wertge-
genständen ist aktueller denn je.  

Das brandneue Konsument-Buch „Vor 
Einbruch schützen“ bietet Aufklärung zur 
effektiven Abwehr von Dieben, Einbre-
chern und Räubern. Die Leser erhalten 
einen umfassenden Überblick über 
Schutzmaßnahmen und praktische Tipps 
für richtiges Verhalten. Das Buch ist in 
Zusammenarbeit mit Sicherheitsexperten 
entstanden. Es informiert über alle elek-
tronischen und mechanischen Systeme, 
neue Gefahren durch das Internet und 
erinnert daran, dass gute Nachbarschaft 
ebenfalls Sicherheit schafft. Ein Serviceteil 
mit nützlichen Web-Seiten, Adressen von 
Beratungsstellen und Darstellung der 
wichtigsten Gaunerzinken rundet das 
reich bebilderte Buch ab. Mehr unter vki.at

Vor Einbruch 
schützen

Foto: Photobank/fotolia.com
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TIROLER
ARBEITERZEITUNG

Alle Errungenschaften, auf die die Ar-
beitnehmer und ihre Familien heute 

bauen, mussten demokratisch erkämpft 
werden. Die Arbeiterkammer und die 
Gewerkschaften haben Österreichs 
Arbeits- und Sozialgesetzgebung grund-
legend verbessert und den Menschen 
Wohlstand und Sicherheit gebracht: 
Etwa wichtige Kollektivverträge, Sozial- 
und Pensionsversicherungsgesetze, 
Urlaubsanspruch und Urlaubsgeld. Dazu 
Weihnachtsgeld, Krankengeld, Über-
stunden- und Mehrarbeitszuschläge, 
jährliche Gehaltserhöhungen, Arbeit-
nehmerschutz und Arbeitsinspektorate, 
Kampf gegen Lohn- und Sozialdumping, 
Mutterschutz, Karenz, Pflegefreistellung, 
Bildungskarenz, Altersteilzeit, Arbeits-
zeiten, die nicht krankmachen, Betriebs-
räte, betriebliche Mitbestimmung und 
Kontrollrechte. All das wird derzeit von 
der Politik in Frage gestellt. Man will 
das Rad der Zeit zurückdrehen und den 
Arbeitnehmern den Schutz nehmen, 
unter dem Motto: Ein freier Markt 
braucht keine Regeln. Als schwächstes 
Glied bleiben die Arbeitnehmer auf 
der Strecke. Das größte Hindernis all 
dieser angeblichen Modernisierer sind 
noch die Arbeiterkammern und die 
Gewerkschaften. Sie zu schwächen oder 
gar mundtot zu machen, steht ganz 
oben auf der politischen Agenda dieser 
Parteien. Vorwärts in die Vergangenheit, 
dagegen werden wir uns im Interesse 
der Beschäftigten zu wehren wissen. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Vorwärts in die 
Vergangenheit?

KOMMENTIERT

BERUFSSTART

Die AK Tirol sucht für folgende Lehr-
berufe Arbeitnehmerbeisitzer für 

Lehrabschlussprüfungen:
Kosmetik & Fußpflege | Florist/in | Maler/in 
Die Prüfer müssen über eine fachliche 
Qualifikation verfügen, die zumindest 
dem Niveau einer Lehrabschlussprüfung 
aus dem Berufsbereich der Ausbildung 
entspricht, und müssen den Beruf aktiv 
ausüben. Bei Interesse setzen Sie sich 
bitte direkt mit der Jugendabteilung der 
AK Tirol unter 0800/22 55 22 – 1566 bzw. 
jugend@ak-tirol.com in Verbindung.

Leistung, die Wert hat !
Echte Nettozahler. Tirols Arbeitnehmerschaft kann auf eine eindrucksvolle Bilanz verweisen. 

325.600 Beschäftigte haben 511 Mio. Arbeitsstunden und 22 Mio. Überstunden geleistet!

Neben der enormen Leistung, die 
die Beschäftigten Tag für Tag 

am Arbeitsplatz erbringen, ist auch 
die ehrenamtliche Tätigkeit für viele 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
eine Selbstverständlichkeit. Geschätzte 
3,3 Millionen Österreicherinnen und 
Österreicher leisten wöchentlich rund 
15 Millionen Stunden unbezahlt zum 
Wohl unserer Gesellschaft. Ob im 
Rahmen von Nachbarschaftshilfe, bei 
Rettungsdiensten, Hilfsorganisationen, 
Feuerwehren, Sportvereinen und kirch-
lichen Einrichtungen – den Großteil 
dieser ehrenamtlichen Tätigkeiten 
erbringen dabei die Arbeitnehmer. Ins-
gesamt beläuft sich die wöchentliche 
Stundenzahl auf rund 8 Millionen, bei 
der Nachbarschaftshilfe kommen pro 
Woche rund 7,5 Millionen Stunden 
zusammen. Das hat eine Ifes-Studie 
ergeben. 

Jeder Zweite hilft 
ehrenamtlich

Abschlussprüfer 
dringend gesucht

W irtschaftsleistung ist ein 
oft gebrauchter, aber sel-
ten hinterfragter Begriff. 
Wer erbringt eigentlich 

diese Leistung? Es sind die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, die 
mit ihrer Arbeit, mit ihren Steuern 
und Sozialabgaben das ganze Werk 
namens Österreich am Laufen hal-
ten. Die Arbeitnehmer sind die Net-
tozahler in Österreich.

Nachgerechnet. Tatsache ist: Die 
Arbeitnehmer-Familien sind die 
Leistungsträger unseres Staates. Von 
den Löhnen und Gehältern, die sich 
die Beschäftigten durch ihre Arbeit 
tagtäglich hart verdienen müssen, 
und von ihren Beiträgen und Steu-
ern profitieren in unserem Land alle. 
Dazu kommt, dass die Arbeitnehmer 
ihr hart Erarbeitetes fast zur Gänze 
wieder in die heimische Wirtschaft 
investieren. Bei den Steuereinnah-
men des Staates sind die beiden größ-
ten Brocken die Lohn- und die Mehr-
wertsteuer. Die Lohnsteuer wird zur 
Gänze von den Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmern aufgebracht, die 
Mehrwertsteuer zum Großteil. Die 
Einnahmen des Staates aus diesen 
beiden Steuern sind in den letzten 
Jahren kontinuierlich gestiegen. Die 
Einnahmen aus den Gewinnsteuern 
sind dagegen gesunken. Und es gibt 
Leistungen, die zur Gänze oder zum 
Großteil von den Arbeitnehmern 
finanziert, aber von allen Bevölke-
rungsgruppen in Anspruch genom-
men werden. 

Ob Pension, Krankengeld, Wohn-
bauförderung, Familienbeihilfe oder 
Kinderbetreuungsgeld – die Arbeit-
nehmer bekommen nichts geschenkt, 
sie haben sich alles hart erarbeiten 
müssen. AK Präsident Erwin Zangerl 
findet klare Worte: „Die Arbeitneh-

mer halten die Wirtschaft am Lau-
fen. Sie sind Österreichs Nettozahler. 
Umso befremdlicher ist es, wenn die 
Politik die Beschäftigten als Beihil-
fenempfänger und die Wirtschaft sie 
zum Kostenfaktor abstempelt.“

Enormer Einsatz. Betrachtet man 
die Leistungsbilanz, die allein Ti-
rols Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer im letzten Jahr vorweisen 
können, ergeben sich unglaubliche 
Summen: 325.600 Beschäftigte er-
brachten 510,6 Millionen Arbeits-
stunden. Darin inkludiert sind 22,2 
Millionen Überstunden von 57.800 
Beschäftigten, davon blieben 4,9 
Millionen Stunden unbezahlt! Die 
durchschnittliche wöchentliche Ar-
beitszeit betrug bei Vollzeit 41,7 
Stunden, bei Teilzeit 20,4 Stunden. 

Mit diesem Einsatz erwirtschaf-
teten Tirols Beschäftigte insgesamt 
10,8 Milliarden Euro brutto. 1,62 
Milliarden Euro lieferten sie an 
Lohnsteuer ab und weitere 1,72 Mil-
liarden Euro an Sozialversicherungs-
beiträgen.

„Die Arbeitnehmer 
halten mit ihren 

Steuern den Staat  
am Laufen.“

Erwin Zangerl, AK Präsident

ARBEIT FÜR GEMEINSCHAFT
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Hoffnungslos überfordert – dieses 
Prädikat kann man getrost all jenen 

heimischen Politikern verleihen, die 
unaufgeregt zusehen, wie Tirol und 
vor allem die Landeshauptstadt zur 
Spielwiese von Spekulanten verkom-
men. Langsam aber sicher haben sich 
ausländische Privatleute, Firmen und 
Fonds Tirols bemächtigt und können 
so auch die Preise diktieren. Die 1.200 
Tiroler BUWOG-Wohnungen, die nach 
Luxemburg gingen, und hunderte 
Innsbrucker Wohnungen, die in den 
letzten Jahren an Südtiroler verkauft 
wurden, werden die ohnehin hor-
renden Mietpreise weiter anheizen. 
Wie dramatisch die Situation bereits ist, 
zeigt ein Österreichvergleich: Innsbruck 
liegt bei den Mietpreisen nicht nur vor 
allen anderen Landeshauptstädten, 
sondern sogar noch vor fast allen Wiener 
Gemeindebezirken. Dass angesichts 
dieser Tatsache die Verantwortlichen 
nicht wissen, wie viele Ausländer in Inns-
bruck Immobilien gekauft haben, lässt 
Schlimmes befürchten. Denn wenn wir 
das Grundrecht Wohnen verspielen, in 
das jetzt ohnehin schon der Großteil des 
Einkommens investiert werden muss, 
dann haben wir endgültig verspielt.

AK Präsident Erwin Zangerl

Es geht ja nur um 
unsere Zukunft

KOMMENTIERT

SCHWAZ & IMST

Noch immer holt sich nur jeder dritte 
Arbeitnehmer die zu viel bezahlten 

Steuern vom Finanzamt zurück. Dabei 
kann eine Gutschrift bei der Arbeit-
nehmerveranlagung mehrere Hundert 
Euro bringen! Doch was können Sie 
abschreiben? Wichtige Infos erhalten alle 
Interessierten bei den kostenlosen und 
praxisnahen Vorträgen „Tipps und Tricks 
zum Steuerausgleich “.  Am Di. 21. Febru-
ar erklären in der AK Schwaz Mag. Fabian 
Klammer und am Do. 2. März in der AK 
Imst AK Vizepräsident Reinhold Winkler 
jeweils ab 19 Uhr, wie sich Arbeitneh-
mer Bares sparen können. Anmeldung 
erforderlich unter 0800/22 55 22 und der 
Durchwahl 3150 für Imst bzw. 3737 für 
Schwaz oder per mail an imst@ak-tirol.
com oder schwaz@ak-tirol.com 
 Mehr zum Thema auf Seite 9

Der große 
Ausverkauf

Akut. Hunderte von Wohnungen in Innsbruck wurden in den letzten 
Jahren als reine Spekulationsobjekte ins Ausland verkauft. Und 

während die Mieten unerschwinglich werden, sieht die Politik nur zu.
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Wer in Innsbruck ein Objekt mieten 
will, muss tief in die Tasche greifen 

und sich eines bewusst sein: Von allen 
Landeshauptstädten ist Wohnen in Miete 
nur im ersten Wiener Gemeindebezirk 
teurer (15,8 €/m2; sehr guter Wohnwert). 
Innsbruck liegt mit 12,1 €/m2 an zweiter 
Stelle, gefolgt von Salzburg (11,8 €/m2) 
und, bereits mit einigem Abstand, Linz 
(9,0 €/m2) und Graz (8,9 €/m2). Relativ 
billig wohnt es sich noch in Klagenfurt 
(7,6 €/m2) und St. Pölten (7,4 €/m2). 

Auch bei Eigentum im Erstbezug sieht 
es nicht besser aus: Lediglich sechs 
Wiener Gemeindebezirke sowie Salzburg 
liegen vor Innsbruck, bei Kauf von 
gebrauchtem Eigentum liegt Innsbruck 
nach Wien (hier wiederum nur sechs 
Bezirke!) sogar auf Platz 2.

Innsbruck: Ein 
teures Pfl aster

Tipps zum
Steuerausgleich

IMMO-PREISED er Innsbrucker Wohnungs-
markt ist in Bewegung – vor 
allem, was die Preise be-
trifft, die unaufhaltsam nach 

oben steigen. Wohnraum ist nach wie 
vor knapp und Neubauwohnungen 
sind für Normalsterbliche mittler-
weile fast unerschwinglich. So kos-
tete im Jahr 2006 ein Quadratmeter 
Neubauwohnung im Schnitt 2.600 
Euro, 2011 waren es über 3.000, 
2014 über 4.000 Euro. Für Objekte 
in sehr guter Wohnlage wurde 2015 
sogar die 5.000-Euro-Schallmauer 
geknackt – 300.000 Euro für eine 60 
Quadratmeter große, neue Wohnung: 
Eine stolze Summe, die sich der 
Großteil nicht mehr leisten kann. Da-
bei ist ein Ende der Steigerungsraten 
noch gar nicht in Sicht. 

Was für Einheimische eine Hor-
rorvision ist, ist für Investoren aus 
dem Ausland ein Segen. So haben 
sich in den vergangenen Jahren hun-
derte Südtiroler Wohnungen in der 
Tiroler Landeshauptstadt gesichert. 

Als Anlage- und Spekulationsob-
jekte, versteht sich, denn die Situa-
tion ist nach wie vor günstig, zumal 
die beim Kauf zu leistende Mehr-
wertsteuer vom österreichischen Fi-
nanzamt rückerstattet wird. So wird 
gekauft, was auf den Markt kommt.

Dies beweist auch eine Analyse 
der AK, die drei aktuelle Wohnbau-
projekte in Innsbruck geprüft hat. So 
gingen beim Projekt „Leben am Son-
nenhang“ in der Höttinger Au 80 der 
140 Wohnungen allein an Südtiroler 

(57 %), von den 50 Wohneinheiten 
im Leopold-Haus beim Pechepark 
gingen 22 nach Südtirol (44 %) und 
von den 12 Wohnungen der Skyloft 
Invest GmhH in der Museumstraße 
waren es gar 7. Rechnet man die An-
leger aus Deutschland, der Schweiz 
oder Ostösterreich hinzu, verschiebt 
sich das (Un)verhältnis noch weiter.

Für AK Präsident Zangerl eine 
Entwicklung, der endlich ein Riegel 
vorgeschoben werden muss. „Ich 
gönne jedem seine Wohnung, aber 
wenn man sie nur deswegen kauft, 
um gute Rendite zu machen, dann 
hört sich der Spaß auf. Solche Spe-
kulationsgeschäfte, die zu Lasten 
unserer Arbeitnehmer gehen, müs-
sen schnellstens unterbunden wer-
den. Wohnen ist ein Grundrecht und 
kein Feld für Spekulanten.“ Zangerl 
fordert deshalb die Politik auf, end-
lich Maßnahmen zu setzen und die 
Spekulation mit Wohnobjekten unat-
traktiv zu machen. 

 Mehr dazu auf den Seiten 2 und 3

„Wenn man 
Wohnungen nur 

deswegen kauft, um 
gute Rendite zu 

machen, dann hört 
sich der Spaß auf.“

Erwin Zangerl, AK Präsident

Foto: Gina Sanders/fotolia.com
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Unsere Demokratie lebt seit mehr 
als 70 Jahren von Frieden, Freiheit, 

Wohlstand und Sicherheit. Die Arbei-
terkammer steht für gelebte Solidarität, 
für Gerechtigkeit, sozialen Ausgleich, 
für Schutz und Hilfe. Die Arbeitnehmer 
können sich auf diese Schutzfunktion 
verlassen. Wie groß die Zustimmung ist, 
zeigt die jüngste Tirol-Umfrage. Da liegt 
die Arbeiterkammer Tirol als Einrichtung 
mit den besten Zukunftsideen klar auf 
Platz eins. Noch viel wichtiger ist: Die 
Arbeitnehmer wissen, was sie an ihrer 
AK haben, und wer ihnen in der Not 
schützend zur Seite steht. Deshalb ist die 
Arbeiterkammer neben der Gebietskran-
kenkasse, den Rettungsorganisationen 
und der Freiwilligen Feuerwehr jene 
unersetzbare Einrichtung, auf die die 
Menschen am wenigsten verzichten 
wollen. All diese Organisationen 
haben eines gemeinsam: Sie handeln 
solidarisch. Das ist es, was die Menschen 
brauchen. Es ist die klare Antwort auf 
jene neoliberalen Kreise, die unseren 
Sozialstaat entsorgen und durch ein 
System jeder gegen jeden ersetzen 
wollen. Solidarität ist unser Maßstab, an 
dem wir die politischen Parteien in den 
nächsten Monaten messen sollten. 

AK Präsident Erwin Zangerl

Solidarisch statt
jeder gegen jeden

KOMMENTIERT

AK FORDERUNG

Der Betriebskostenkatalog des Miet-
rechtsgesetzes schützt den Mieter 

vor der Weiterverrechnung von Instand-
haltungskosten oder Reparaturrücklagen. 
Dennoch enthält er diverse Kostenarten, 
die verrechenbar sind, oft zur Überraschung 
der Mieter. Die AK fordert diesbezüglich 
eine rasche Änderung im Gesetz. Denn 
Vermieter können etwa im Wege der Be-
triebskostenabrechnung die Grundsteuer 
sowie Verwaltungs- und Versicherungskos-
ten auf den Mieter abwälzen. Diese Posten 
stellen jedoch keine Betriebskostenarten 
dar. Deshalb fordert die AK, den Betriebs-
kostenkatalog so zu reformieren, dass als 
Betriebskosten nur jene gelten, die der 
Mieter unmittelbar verursacht. Grundsteu-
er, Verwaltungs- und Versicherungskos ten 
sind aus dem Katalog zu streichen. 
 Mehr zum Thema auf Seite 10

Foto:kostyha/Fotolia.com

Für Schnellentschlossene gibt es noch 
Restplätze bei der heiß begehrten 

AK Ferienaktion! Zur Auswahl stehen 
folgende Wochen mit Übernachtung: 
9.7. – 15.7.: Tierischer Spaß (für 7- bis 
11-Jährige, Ort der Woche: Tirol); 
Bauernhofwoche (10 – 14, OÖ) 
16.7 – 22.7.: Theaterwoche (8 – 12, Tirol),
Erlebnis Unterland (11 – 14, Tirol),  
Rap!-Slam!-Perform! (13 – 15, Tirol)
23.7. – 29.7.: Musikwoche (10 – 14, Tirol) 
30.7. – 5.8.: Junge Uni (10 – 14, Tirol) 
6.8. – 12.8.: Zirkus (7 – 12, Salzburg) 
20.8. – 26.8.: Auf ins Grüne (7 – 11, Tirol), 
Ferien auf der Burg (7 – 11, Bayern), 
Naturcamp (11 – 14, OÖ) 
27.8. – 2.9.: Bühnenstar (10 – 14, 
Kärnten), Dance & Fun (7 – 12, Salzburg)
Infos und Anmeldung unter 
der Hotline 0800/24 10 24.
 Mehr auf ak-tirol.at

Freie Plätze 
für Kinder

Entlastung 
für Mieter

FERIENAKTIOND ieses höchst zwiespältige 
Ergebnis liefert die jüngste 
Umfrage unter der Tiroler 
Bevölkerung. Darin wurden 

401 Tirolerinnen und Tiroler zu den 
aktuellen gesellschaftlichen und poli-
tischen Themen befragt.
 

Hohe Zufriedenheit
Resümee: Die Tirolerinnen und Ti-
roler sind mit ihrem eigenen Leben 
hochzufrieden, 35 Prozent sind „sehr 
zufrieden“ und 55 Prozent „zufrie-
den“. Ein so guter Wert ist schon 
lange nicht mehr festgestellt worden. 
Hingegen rasseln die Werte für die 
politischen Parteien – vor allem auf 
Bundesebene - in den Keller. Bei der 
Frage, welche Organisation in Ös-
terreich unverzichtbar ist, nehmen 
die Parteien den letzten Platz ein. 
Als unverzichtbar werden hingegen 
die Gebietskrankenkasse, das Rote 
Kreuz und der Samariterbund, die 
Freiwillige Feuerwehr sowie die Ar-
beiterkammer gesehen. Noch eindeu-
tiger wird das Ergebnis bei der Frage: 
„Wer hat die besten Ideen für die Zu-
kunft Tirols?“ Hier liegt die Arbeiter-
kammer Tirol klar an erster Stelle. 

Note 1 für AK Tirol
Interessant ist auch der Vergleich hin-
sichtlich der Einschätzung der Arbeit 
der Bundesregierung und jener der 
Landesregierung: Obwohl die Um-
frage im April durchgeführt wurde 
– also noch vor der dem Bruch der 

Koalition – waren nur 2 Prozent mit 
der Arbeit der Bundesregierung „sehr 
zufrieden“, 32 Prozent „auch noch 
zufrieden“, hingegen 65 Prozent - 
also fast zwei Drittel - „weniger“ bis 
„gar nicht zufrieden“. Mit der Arbeit 
der Landesregierung ist es beinahe 
umgekehrt. Hier zeigten sich immer-
hin 10 Prozent „sehr zufrieden“ und 
56 Prozent „auch noch zufrieden“, 33 
Prozent - also ein Drittel - „weniger“ 
bis „gar nicht zufrieden“.

Bei der Leistungsbeurteilung der 
Tiroler Politiker nach Schulnoten 
(Noten 1 und 2 zusammengerech-
net) führt LH Günther Platter (55 %) 
vor AK Präsident Erwin Zangerl (45 
%), gefolgt von LR Beate Palfrader 
(34 %) sowie LHStv. Ingrid Felipe 
und LR Patrizia Zoller-Frischauf (je 
30 %).

Für AK Präsident Erwin Zangerl 
liegen die Gründe für das schlechte 
Abschneiden der Bundespolitik auf 
der Hand: „Die politischen Parteien 
auf Bundesebene verlieren endgültig 
ihre Glaubwürdigkeit und ihren Zu-

spruch, wenn sie weiterhin nur auf 
ihre eigene Befi ndlichkeit schauen, 
statt auf die Nöte, Wünsche und Sor-
gen der Bürger. Das ist das eigentlich 
Schlimme. Wir haben endlich den 
Umschwung geschafft. Die Kon-
junktur springt an. Das Wirtschafts-
wachstum ist deutlich mit bis zu plus 
2 Prozent nach oben korrigiert wor-
den, und die Arbeitslosenzahlen ge-
hen zurück. In dieser Aufschwungs-
phase ist es geradezu leichtfertig 
und skandalös, mit welcher Igno-
ranz und mit welcher Sturheit auf 
Bundesebene die Parteien nur noch 
eigene Ziele mit übelster Wadlbei-
ßerei verfolgen. Jetzt ist die Bundes-
politik gefordert, sich als Motor zu 
sehen und diesen Aufschwung mit 
den richtigen politischen Maßnah-
men zu unterstützen!“

Aufschwung nutzen
Zangerl: „AK und ÖGB waren 
der Motor für den Wirtschaftsauf-
schwung. Mit unserer Forderung 
nach einer radikalen Senkung der 
Lohnsteuer haben wir unser Land 
wieder nach vorne gebracht und 
den Menschen Hoffnung 
gegeben. Doch das ist 
nur der erste Schritt. 
Wir brauchen noch die 
Abschaffung der kalten 
Progression, um langfris-
tig den Aufschwung zu si-
chern. Leider herrscht genau 
jetzt Stillstand im Bund.“ 
 Mehr dazu auf den Seiten 6 und 7

„Die Parteien verlieren 
weiter an Zuspruch, 

wenn sie nur auf sich 
schauen, statt auf die 
Sorgen, Wünsche und 

Nöte der Bürger.“
Erwin Zangerl, AK Präsident

Foto: Tatyana Gladskih/Fotolia.com

Tirol unter 
der Lupe

Umfrage. Die Tiroler sind mit ihrem
 Leben sehr zufrieden. Sorgen bereiten die 
Arbeitsplätze, der Transitverkehr sowie die 
hohen Wohn- und Lebenshaltungskosten. 

Während die Arbeiterkammer mit den
besten Zukunftsideen auf Platz 1 landet, 
rangieren die Parteien am letzten Platz.

TIROLER
ARBEITERZEITUNGARBEITERZEITUNG

Jetzt Betriebskosten checken:Die AK Experten helfen!Mehr auf Seite 10

E s ist ein Bild mit Symbolcha-
rakter: Mit Vorschlaghammer, 
Bolzenschneider und Kra-
watte ausgestattet, blicken 

die beiden neos-Nationalräte Sepp 
Schellhorn und Gerald Loacker grim-
mig in die Kamera. Denn sie bezeich-
nen sich als „Kammerjäger“ und ihre 
Botschaft ist unmissverständlich: Sie 
sehen sich geboren, um die Arbeiter-
kammern zu beschneiden*, und damit 
die Rechte von 3,6 Millionen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern in 
Österreich. Wäre das Thema nicht 
so ernst, könnte man über die Mini-
Djangos lachen, die sich neben ei-
ner fragwürdigen Optik auch einer 

ungus tiösen Sprache bedienen. Denn 
nicht nur die AK Funktionäre und 
Mitarbeiter sind für die pinken Kam-
merjäger Ungeziefer, das es auszu-
merzen gilt, auch die Beschäftigten 
kommen – natürlich stillschweigend 
– unter den Hammer: Denn ohne AK 
gibt es keinen Schutz und keine Hilfe 
mehr für die Arbeitnehmer im Land. 
Die Unterstützung bei arbeits- und 
sozialrechtlichen Problemen würde 
entfallen, ebenso der Rechtsschutz 
bis hin zur Hilfe für in Not geratene 
Menschen (sie he auch Seite 2).  

Argumente, wer dann bei Proble-
men am Arbeitsplatz bis hin zu Lohn-
verhandlungen eingreifen soll, blei-
ben die Nationalräte gefl issentlich 
schuldig. Und Antworten braucht es 

aus ihrer Sicht auch keine, denn die 
von der Industrie unterstützten Par-
teien möchten vor allem eines: die 
Wirtschaft entfesseln. Ein starker 
Arbeitnehmerschutz und ein Inte-
ressensausgleich stehen diesem Pro-
gramm natürlich im Weg. Was folgt, 
ist fl exibel zu arbeiten, wann immer 
und solange es nötig ist, eine Aus-
höhlung des Kündigungsschutzes 
und ein Rückschritt in längst über-
wunden geglaubte Zeiten. Dabei ist 
der Plan einer entfesselten Wirtschaft 
auf dem Rücken der Arbeitnehmer 
eine Milchmädchenrechnung. Wäre 
dem so, hätten Länder, in denen die 
Beschäftigten weniger Schutz ge-
nießen, einen dauerhaften und unge-
ahnten Aufschwung zu verzeichnen. 

In Wirklichkeit ist das Gegenteil der 
Fall: Beschäftigte sind der Willkür 
des „freien Marktes“ ausgeliefert und 
können oft von einem einzigen Ein-
kommen nicht leben. Und die Kluft 
zwischen Arm und Reich vergrößert 
sich unaufhörlich. Dafür den sozialen 
Frieden und die Existenzen tausender 
Beschäftigter in Österreich auf das 
Spiel zu setzen, ist ein mehr als frag-
würdiges politisches „Programm“. 

Ohnehin sind die „liberalen“ Wirt-
schaftsprogramme zu großen Teilen 
Wählertäuschung. Denn gerade der 
„kleine Mann“, für den sich neos und 
auch FPÖ so vollmundig einsetzen, 
ist bei genauerer Betrachtung dieser 
Programme der große Verlierer.   
 Lesen Sie mehr auf den Seiten 2 und 3

TIROLER
ARBEITERZEITUNG
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Halten die uns
für ganz blöd?

KOMMENTIERT
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Die Abschaffer der Pfl ichtmitglied-
schaft bei den Kammern sind 

sehr aktiv unterwegs. Vor allem jetzt, 
in Wahlkampfzeiten. Und sie hoffen 
auf eine Regierungsbeteiligung, um 
den ihnen so verhassten sogenannten 
„Kammerzwang“ endlich abschaffen 
zu können. Zuerst sollen die Beiträge 
(diese betragen bei der AK Tirol durch-
schnittlich 7 Euro monatlich) reduziert 
werden, dann sollen die Kammern 
überhaupt weg. Vor allem die lästige 
Arbeiterkammer ist einigen Politikern 
ein Dorn im Auge: Sie wollen keine 
Vergleiche mehr zwischen ihnen und 
der Glaubwürdigkeit der AK. 

Was bei einer Reduzierung des 
Angebotes und der Abschaffung aller 
Kammern jedoch gilt: Die Großen und 
Mächtigen werden sich mit ihren fi nanzi-
ellen Mitteln sofort zusammenschließen. 
Übrig bleiben werden die Kleinen und 
die Jungen. Das gilt für Landwirte und 
Selbständige ebenso wie für Ingenieure, 
Architekten, Anwälte und Ärzte. Und 
natürlich für die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. Sie brauchen für ihren 
Beruf, für ihr Leben, ganz besonders, eine 
starke, kritische und repräsentative Ein-
richtung. In dem Moment, in dem die AK 
nicht mehr alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vertritt, gilt sie nicht mehr 
als repräsentativ! Dann ist ihre Wirkung 
dahin. Nicht umsonst sagt ein Abschaf-
fungsvertreter auch: Dann sollen sich die 
Beschäftigten halt privat rechtsversichern! 
Wisst ihr schon, was das kostet? Wie 
schnell eine solche private Versicherung 
aussteigt? Und wie gut die Vertretung 
in einem komplizierten Arbeits- oder 
Sozialgerichtsprozess ist? Oder beim 
Konsumentenschutz oder Mietrecht? Die 
AK kann da nicht einfach aussteigen! Sie 
muss und wird bis zum Letzten kämpfen. 
Und sie wird – im Gegensatz zu den 
Privatisierten – ihre Erfahrungen auch in 
die Gesetze einbringen und Einfl uss auf 
die Politik nehmen. Zum Vorteil der über 
3,6 Millionen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Österreich. Dass dies 
einige Politiker nicht mögen – eh klar. 
Aber gerade von denen lassen wir uns die 
AK nicht wegnehmen. Blöd wären wir!

Ohne AK droht 
Beschäftigten 

der Crash!
Wahlkampf. Mit Vorschlaghammer und 
Bolzenschneider gehen die neos gegen 

die Arbeitnehmer und ihre Vertretung vor. 
Aber auch die FPÖ tritt gegen die AK

und die Arbeitnehmer auf. Beide zeigen 
damit, was sie von den Rechten der 

Beschäftigten halten: nämlich nichts. 

S ie haben Ihre Schulausbildung 
irgendwann abgebrochen? 

Kein Problem, das Abendgym-
nasium in Innsbruck bietet 
individuelle Wege zur Reifeprü-
fung. Wenn Sie mind. 17 Jahre 
alt sind und einen Pfl ichtschul-
abschluss haben, schaffen Sie 
die Matura in durchschnittlich 
4 Jahren, auch als Fernstudi-
um und berufsbegleitend. 
Schulerfolge aus höheren 
Schulen werden angerech-
net und können die Studien-
zeit entsprechend verkürzen. 
Keine Privatschule, keine 
Studiengebühren!

Termine und Anmeldung 
Weitere Infos in den Bezirkskam-

mern zu folgenden Terminen, 
Anmeldung unter 0800/22 55 
22 und der jeweiligen DW. 
AK Schwaz: 4.10.2017 
ab 19 Uhr, DW 3737
AK Landeck: 9.10.2017 
ab 19 Uhr, DW 3450

AK Telfs: 17.10.2017 
ab 19.30 Uhr, DW 3850
AK Kitzbühel: 24.10.2017 
ab 19 Uhr, DW 3252
AK Imst: 30.10.2017 

ab 19 Uhr, DW 3150
AK Kufstein: 7.11.2017 
ab 19 Uhr, DW 3350

Immer öfter wenden sich Mitglieder nach 
persönlichen Schicksalsschlägen an 

den AK Unterstützungsfonds. Denn die AK 
Tirol steht den Arbeitnehmern und deren 
Familien auch in harten Zeiten zur Seite. 
Egal welches Problem, das Team vom AK 
Unterstützungsfonds weiß weiter.

Termine und Anmeldung
Im September und Oktober beraten die 
Experten in den Bezirken. Eine Anmeldung 
ist erforderlich unter 0800/22 55 22 und 
der jeweiligen DW.
 
AK Imst: Mo.25. 9., 11 – 13 Uhr, DW 
3150 | AK Landeck: Di. 26. 9., 11 – 13 
Uhr, DW 3450 | AK Schwaz: Mi. 27. 9., 

11 – 13 Uhr, DW 3737 | AK Telfs: Do. 28. 
9., 11 – 13 Uhr, DW 3850 | AK Lienz (dzt. 
im Volkshaus): Mo. 2. 10., 11 – 14 Uhr, 
DW 3550 | AK Reutte: Di. 3.10., 11 – 14 
Uhr, DW 3650 | AK Kufstein: Mi. 4.10., 
11 – 14 Uhr, DW 3350 | AK Kitzbühel: 
Do. 5. 10., 11 – 13 Uhr, DW 3252.

Das sollten Sie mitbringen 
Alle erforderlichen Unterlagen zum Grund 
Ihres Ansuchens sowie Einkommens-
nachweise und Belege zu den monatli-
chen Fixkosten (in Kopie). Es gibt keine 
unmittelbare Auszahlung! Die Vergabe-
kommission entscheidet wöchentlich. Bei 
Zahlungsfristen, wie z. B. Mietrückständen, 
unbedingt rechtzeitig tätig werden!

Am Abend zur Matura Arbeiterkammer hilft in Notfällen
WEITERBILDUNG UNTERSTÜTZUNGSFONDS

Parteien wollen Kammern killen

*  Siehe dazu Standard vom 10.8.2017

Foto: iko/Fotolia.com

Dr. Lothar Müller, 
Sozialethiker 

MEIN RECHT AUF 
EINE LEISTBARE MIETE.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

arbeiterkammer.atDAFÜR STEHT MEINE AK.
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Satte 15 Euro Miete pro Quadratmeter 
ohne Betriebs- und Heizkosten: Das 

ist ein Durchschnittspreis, der in Tirol kei-
ne Seltenheit ist. Wer Glück hat, ergattert 
eine gemeinnützige oder unbefristete 
Wohnung mit moderatem Mietpreis. 
Wer Pech hat, muss alle drei Jahre die 
Unterkunft wechseln und ist der Spe-
kulation des freien Wohnungsmarktes 
ausgesetzt. So wird beim Wohnen die 
soziale Kluft immer größer. Natürlich 
kann man den Menschen, vor allem den 
Jungen, raten, dass sie sich Eigentum 
schaffen sollen. Aber wer hat soviel Geld, 
wenn ihm nicht die Familie unter die 
Arme greift? Die Nationalbank liefert 
dazu interessante Zahlen: Wer 500 Euro 
im Monat spart, kommt in 30 Jahren auf 
210.000 Euro. Dies entspricht derzeit 
einer Garconniere in Innsbruck. Nimmt 
man den mittleren Sparbetrag aller 
Haushalte mit 200 Euro, dann kommt 
der eifrige Sparer auf 84.000 Euro. Zuwe-
nig, um sich Eigentum zu schaffen. Die 
Rechnung ist einfach: Wer durchschnitt-
lich verdient, hat kein Geld für Eigentum, 
sondern muss sein Erspartes für Notfälle 
vorhalten. Eine rosige Eigentums-Zu-
kunft für die Arbeitnehmer-Familien 
sieht anders aus. Wenn das Grundrecht 
auf Wohnen den Spekulanten und 
Investoren überlassen wird, darf sich 
keiner wundern, wenn Arbeitnehmer in 
billigere Regionen abwandern. Einfach, 
weil sie sich Wohnen in Tirol nicht mehr 
leisten können. Ohne soziale Wohnpoli-
tik droht Nomadentum.

AK Präsident Erwin Zangerl

Wohnpolitik statt 
Nomadentum

KOMMENTIERT

Neues Programm: „Doppelbuchung“
GEWINNEN

Doppelt gebucht! Markus Linder und Hubert Trenkwalder 
begeistern Sie in der neuen AK Comedy-Show „Doppelbu-

chung“ mit musikalischen und kabarettistischen 
Gags und Einlagen. Genießen Sie das neue 

AK Comedy-Programm direkt in Ihrer Nähe: 
Ab 5. Februar machen Linder & Trenkwalder 

Station in Schwaz, Hopfgarten, Mils b. 
Imst, Kufstein, Wattens, Zirl, Völs, 

Wörgl, Nußdorf-Debant, St. Johann 
i. T., Rum, Innsbruck, Landeck und 
Höfen. Die AK Comedy Musikshow 
„Doppelbuchung“ ist kostenlos für 
AK Mitglieder mit Begleitung samt 
Jause. Rasch telefonisch anmelden! 

  Alle Details auf Seite 11

Eine besinnliche 
Adventzeit, 
schöne Feiertage   
im Kreise Ihrer Lieben und viel Glück 
und Gesundheit für 2018 wünsche ich Ihnen 
im Namen aller AK Funktionärinnen und 
Funktionäre sowie Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. 

Herzlichst, Ihr
 

AK Präsident Erwin Zangerl
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Das bekannte Tiroler Kammerorchester 
„InnStrumenti“ sorgt auch heuer beim 

Neujahrskonzert für wundervolle Melodien: 
Am Samstag, 6. Jänner 2018, um 11 Uhr 
im Congress Innsbruck, Saal Tirol. Das 
Konzertprogramm enthält u. a.  Werke von 
Komponisten mit einem Jubiläum im 
Jahr 2018.  Wenn Sie Karten gewinnen 
wollen, mailen Sie an ak@tirol.com, 
schicken Sie ein Fax an 0512/5340 – 
1290 oder schreiben Sie an AK Tirol, 
Maximilianstraße 7, 6020 Innsbruck, 
Stichwort: „Neujahrskonzert“ (Ein-
sendeschluss 22.12.). Name, Adresse 
und Telefon nummer nicht vergessen. 

Neujahrskonzert

E s gibt viele Gründe, eine Woh-
nung zu suchen: Ein neuer Ar-
beitsplatz etwa, eine Hochzeit 
oder Familienzuwachs. Doch 

damit beginnt auch schon ein oft 
nervenzerreißender Spießrutenlauf. 
Von der Suche nach dem passenden 
Angebot über das Bangen, ob man 
sich mit dem Vermieter auch einigen 
kann, bis hin zum zeit- und kosten-
intensiven Umzug. Was finanziell auf 
Mieter in Tirol zukommt – abgese-
hen von den österreichweit höchsten 
Mieten – lesen Sie hier:

Mietvertrag 
Die Vertragserrichtung durch einen 
Anwalt kostet abhängig von der Miet-
höhe bis zu zwei Monatsmieten. Bei 
mietengeschützten Wohnungen dür-
fen Mieter keinesfalls mit Vertrags-
errichtungskosten belastet werden, 
da der Abschluss eines Mietvertrages 

eine typische Verwaltungstätigkeit 
darstellt und dieser Aufwand in der 
Verwaltungskostenpauschale inklu-
diert ist. 

Die AK fordert, dass dies für 
alle Mieter gelten soll.

Maklerprovision
Wer einen Makler braucht, muss 
Provisionskosten von bis zu zwei 
Bruttomonatsmieten (= Nettomiete 
plus Betriebskosten exkl. USt., zu-
züglich 20 % USt.) in Kauf nehmen. 
Die Provision beträgt bei unbefri-
steten oder auf mehr als drei Jahre 
befristeten Mietverträgen maxi-
mal zwei Bruttomonatsmieten. Bei 
einem bis maximal drei Jahre befris-
teten Mietvertrag beträgt die Pro-
vision eine Bruttomonatsmiete, im 
Fall einer Vertragsverlängerung oder 
Umwandlung in ein unbefristetes 
Mietverhältnis fällt in der Regel eine 

weitere Provision von einer halben 
Bruttomonatsmiete an.

Die AK fordert, dass nur der 
Auftraggeber – das ist übli-

cherweise der Vermieter – gegen-
über dem Makler provisionspflich-
tig ist. Es ist nicht einzusehen, dass 
der Makler auch vom Mieter eine 
Provision kassiert, obwohl er in der 
Regel für und zum Vorteil des Ver-
mieters tätig wird.

Kaution 
Kaum ein Mietverhältnis, bei dem 
der Vermieter zur Sicherstellung sei-
ner Forderungen nicht eine Kaution 
verlangt. Meist beträgt die Kauti-
on drei  Bruttomonatsmieten, kann 
aber bis zu sechs Bruttomonatsmie-
ten ausmachen. Aber selbst bei ei-
ner durchschnittlichen Kaution sind 
Mieter zu Mietbeginn mit Kosten 
in Höhe eines gebrauchten Klein-

wagens konfrontiert (siehe Beispiel 
Seite 2). 

Auch hier sieht die AK Re-
formbedarf: Die Kaution ist 

auf maximal zwei Bruttomonats-
mieten zu beschränken.

Betriebskosten 
Neben der Miete sind Betriebskosten 
zu bezahlen, unter anderem für Was-
ser, Kanal, Müll, Strom und stetig 
steigende Energiekosten. Aber Ach-
tung: Diese Nebenkosten können 
unter Umständen fast die Hälfte der 
monatlichen Wohnungskosten aus-
machen. 

Die AK fordert, dass Kosten, 
die ausschließlich dem Ver-

mieter dienen – wie Grundsteuer, 
Gebäudebündelversicherung und 
die Verwaltungskosten – aus dem 
gesetzlichen Betriebskostenkatalog 
gestrichen werden.    

GRATIS ZUR AK COMEDY-SHOW

! ! 

! 

! 

Foto: AlpEvents
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Tiroler Arbeiterzeitung
Ausgaben 2017 
(Titelseiten)

April MaiMärz
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A rbeit und Leistung müssen 
in der Gesellschaft wie-
der zählen“, verlangt AK 
Präsident Erwin Zangerl. 

„Leider finden immer weniger Ar-
beitnehmer mit ihrem Einkommen 
das Auskommen, obwohl sie ex-
trem viel leisten. Das ist nicht hin-
zunehmen und eine ernste Gefahr 
für den sozialen Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft. Arbeit muss 
sich wieder lohnen. Das ist der 
Leitspruch der Arbeiterkammer für 
heuer. Wenn möglichst viele Men-
schen von ihrer Arbeit auch leben 
können, dann würde das viele Pro-
bleme in unserem Land mit einem 
Schlag lösen: Die Arbeitslosigkeit 
und die Kosten würden sinken, die 
Beiträge in die Versicherungs- und 
Pensionssysteme würden steigen, 
die Steuerleistungen zunehmen. 
Dies alles brächte eine Konjunktur-
belebung quer über alle Branchen.

Im letzten Jahr haben AK und 
ÖGB die größte Lohnsteuer-Sen-

kung erreicht und den Menschen 
bleibt seither netto mehr zum Le-
ben. Die Steuerreform brachte fünf 
Milliarden für Österreichs Arbeit-
nehmer, mehr als 300 Millionen 
für Tirols Beschäftigte. Arbeitneh-
mer mit einem durchschnittlichen 
Gehalt ersparen sich so bis zu 900 
Euro im Jahr! 

Der erhoffte Effekt ließ nicht 
lange auf sich warten: Mehr Kauf-
kraft und dadurch mehr privater 
Konsum haben die Wirtschaft an-
gekurbelt, die Prognosen für das 
heurige Jahr sind optimistisch. 
Auch am Arbeitsmarkt schlägt die-
ser Effekt durch: Erstmals seit der 
Wirtschafts- und Finanzkrise gehen 

die Arbeitslosenzahlen zwar nur 
langsam, aber doch kontinuierlich 
zurück. Es müsste daher auch im 
Interesse von Wirtschaft und In-
dustrie liegen, gute Arbeit und gute 
Gehälter anzubieten, die ein men-
schenwürdiges Leben ermöglichen. 

Statt Kürzungsdebatten braucht es 
Aufbruchsstimmung und weitere 
Maßnahmen zur Konjunkturbele-
bung. Mehr gute Arbeitsplätze 
mit höheren Löhnen sind die bes-
te Antwort auf Diskussionen zur 
Mindestsicherung, zu Pensionskür-
zungen und Spar-Dogmen.“

Wie dringend nötig anständige 
Einkommen sind, zeigt auch die 
jüngste Lohnsteuer-Statistik. Dem-
nach verdienen Tirols Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer öster-
reichweit am wenigsten. So lag der 
durchschnittliche Monats-Netto-
bezug hierzulande mit 1.377 Euro 
um 7,7 % niedriger als bundesweit. 
Selbst ganzjährig Vollzeitbeschäf-
tigte verdienen in Tirol pro Monat 
um 300 Euro netto weniger als 
Wiener. Zangerl: „Hier müssen 
das Land, die Wirtschaftsvertreter 
und die Gewerkschaften jetzt den 
Hebel ansetzen, um dieses Lohn-
Minus abzubauen.“
 Mehr dazu auf den Seiten 3 und 4

2017: Arbeit 
muss sich 

jetzt wieder 
lohnen!

AK Präsident Erwin Zangerl

Mit aller Kraft für  
Schutz & Sicherheit

KOMMENTIERT

Liebe AK Mitglieder, wir wollen Ihnen 
auch im heurigen Jahr bei Ihren 

Sorgen und Anliegen im Berufs- oder 
im Familienleben so gut wie möglich 
helfen und zur Seite stehen. Gemeinsam 
verbindet uns ein starkes solidarisches 
Miteinander. Das ist mancherorts leider 
nicht mehr selbstverständlich. Es gibt 
Strömungen, die Egoismus und Ellbogen-
Mentalität predigen. Doch wenn jeder für 
sich ist, bleibt er allein. Mit der AK gibt es 
Schutz, Hilfe und Solidarität. Das wissen 
die Arbeitnehmer zu schätzen und haben 
uns neuerlich die Bestnote verliehen. Die 
AK ist dank Ihrer solidarischen Pflicht-
beiträge ein starkes Schutzhaus für die 
Beschäftigten. Nur durch Ihren Beitrag 
sind wir in der Lage, Ihre Interessen 
bestmöglich durchzusetzen. Auch dafür 
möchte ich mich bei Ihnen herzlich be-
danken. Jedes AK Mitglied ist uns gleich 
wichtig. Deshalb erhalten Sie dieser Tage 
per Post Ihre persönliche Schutzkarte mit 
den wichtigsten AK Anlaufstellen. Denn 
Tirols Arbeitnehmer brauchen auch in 
Zukunft eine starke AK, die drauf schaut, 
dass es gerecht zugeht. Eine Standesver-
tretung, in der jeder Einzelne zählt. Eine 
Gemeinschaft, in der jeder seinen Beitrag 
leistet und dafür auch beste Leistung 
bekommt: Eine unabhängige AK, die nur 
den Beschäftigten verpflichtet ist und auf 
die Verlass ist.

ERREICHT

Ihre Arbeiterkammer Tirol wird Ihnen 
auch heuer wieder das Testmagazin 

„Konsument“ kostenlos zur Verfügung 
stellen. Damit werden Ihnen weiterhin 
Monat für Monat die interessantesten 
Preis- und Produkttests sowie rechtlich 
aufschlussreiche Sonderthemen per Post 
ins Haus geliefert. „Kritische, informierte, 
preis- und leistungsbewusste Konsu-
menten sind der AK Tirol ein wichtiges 
Anliegen. Deshalb wurde unsere Aktion 
Gratis-Magazin Konsument auf ein 
weiteres Jahr verlängert. Exklusiv und 
österreichweit einzigartig für Sie von 
Ihrer Arbeiterkammer Tirol “, freut sich 
AK Präsident Erwin Zangerl über dieses 
Spezialservice.

Die AK machts möglich und schickt 
zwei kongeniale Musiker im Februar 

und März mit der AK Comedy-Musik-
show durch ganz Tirol. Bei „Zugi meets 
Blues“ begegnen Ihnen der waschechte 
Tiroler Hubsi Trenkwalder (im Bild re.), 
Sänger, Akkordeon-Virtuose, Volksmusi-
kant (Die Trenkwalder) und Radio- bzw. 
Fernseh-Moderator und der gebürtige 
Vorarlberger und Wahltiroler Markus Lin-
der, Kabarettist, Entertainer, Moderator, 
Schauspieler (4 Frauen und 1 Todesfall) 
und begnadeter Blues-Musiker (New 
Orleans Festival). Gemeinsam begeben 
sich die beiden Künstler auf die Suche 
nach den Wurzeln der populären Musik. 
Erleben Sie eine unterhaltsame musika- Fo
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„Arbeit und Leistung 
müssen wieder etwas 
zählen. Das geht nur 
mit deutlich höheren 

Löhnen in Tirol.“
Erwin Zangerl, AK Präsident

Gute Arbeit. Wenn in Tirol möglichst viele 
Beschäftigte von ihrer Arbeit leben können, 
löst das schlagartig viele Probleme. Es ist 
Zeit für höhere Löhne in allen Branchen.

Foto: Minerva Studio/Fotolia.com

AK MUSIKSHOW AUF TIROL-TOUR
„Zugi meets Blues“ mit Linder & Trenkwalder

lische Revue mit Liedern von AC/DC und 
Joe Cocker über Bryan Adams bis hin zu 
Louis Armstrong und Sting. Erfahren Sie 
die wahren Hintergründe über die Super-
Hits der Pop-Musik, die letztlich alle ihren 
Ursprung in Tirol oder Vorarlberg hatten. 
Die Comedy-Show macht Station in Lang-
kampfen, Kitzbühel, Rum, Nußdorf-De-
bant in Osttirol, Imst, Höfen im Außerfern, 
Zirl, Schwaz, Landeck und Walchsee. Der 
Eintritt ist für AK Mitglieder mit Beglei-
tung frei, inklusive Würstel-Jause und 
Getränken.  Ab 16. Jänner telefonisch 
anmelden unter der Nummer 0800/22 
55 10. Die Plätze sind begrenzt. 
Das gesamte Programm und die Tourdaten 
zum Nachlesen finden Sie auf Seite 12.

Jänner Februar

Juli/August SeptemberJuni

November DezemberOktober
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A rbeit und Leistung müssen 
in der Gesellschaft wie-
der zählen“, verlangt AK 
Präsident Erwin Zangerl. 

„Leider finden immer weniger Ar-
beitnehmer mit ihrem Einkommen 
das Auskommen, obwohl sie ex-
trem viel leisten. Das ist nicht hin-
zunehmen und eine ernste Gefahr 
für den sozialen Zusammenhalt in 
unserer Gesellschaft. Arbeit muss 
sich wieder lohnen. Das ist der 

kung erreicht und den Menschen 
bleibt seither netto mehr zum Le
ben. Die Steuerreform brachte fünf 
Milliarden für Österreichs Arbeit

2017: Arbeit 
muss sich 

jetzt wieder 
lohnen!

Gute Arbeit. W
Beschäftigte von ihrer Arbeit leben können, 
löst das schlagartig viele Probleme
Zeit für höhere Löhne in allen Branchen.
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Österreichweite Aktionen

BAK-Kampagnen

Internet

Schon 2017 starteten die Vorbereitungen für den neuen Internet-Auftritt der Arbeiterkammern, 
der 2018 österreichweit umgesetzt werden soll. Mitarbeiter der Abteilung nahmen an mehreren 
Meetings in Wien teil. 

Für den Auftritt der AK in den sozialen Netzwerken nahmen Mitarbeiter der Abteilung ebenfalls 
an Workshops in Wien und Vorarlberg teil.

Kampagnen
 
Außerdem erschienen am 16./17. September im Rahmen einer österreichweiten Kampagne  
Inserate in allen Tageszeitungen. Eine weitere Durchschaltung folgte am 14./15. Oktober.

Um die Bedeutung der AK in der Öffentlichkeit zu verankern und ihre Positionen während der 
laufenden Regierungsverhandlungen zu betonen, startete im November österreichweit eine Wer-
bekampagne, die unter dem Slogan „Mein Recht auf...“ die wichtigsten Forderungen und Posi-
tionen der AK beinhaltet.

Dazu wurden Inserate in den Printmedien und in der Tiroler Arbeiterzeitung sowie Spots im Fern-
sehen, sowohl im ORF, als auch in den Österreich-Fenstern der Privaten (SAT 1, RTL, ATV, Puls 4, 
Sixx u.a.) gestaltet. Gestartet wurde am 4./5.November. Die Werbefilme liefen bis 19. November 
und in einer zweiten Welle von 26. November bis 8. Dezember. Die Themen der TV-Spots betra-
fen faire Bezahlung und geregelte Arbeitszeiten.

Verstärkt wurde der Auftritt mit Hörfunkspots in Ö3 sowie in den wichtigsten Radiosendern. Die 
Radiospots betrafen 4 Themen: Faire Bezahlung, Gerechtes Steuersystem, Geregelte Arbeitszei-
ten und Leistbare Miete und liefen von 13. bis 24. November, nach einer Woche Pause wiederum 
noch eine Woche. Im Laufe der Kampagne wurden weitere Spots produziert – zu den Themen 
Recht auf Ausbildung (Lehrling), Pensionen, Konsumentenschutz, Arbeit, die nicht krankmacht.
Im Bereich Online lag ebenfalls ein Schwerpunkt auf diese Kampagne, auf den eigenen AK Sei-
ten, auf Facebook sowie auf diversen Online-Portalen.
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ak-tirol.comDAFÜR STEHT MEINE AK.

MEIN RECHT  AUF 
EIN GERECHTES 
STEUERSYSTEM.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

MEIN RECHT  
AUF EINE GUTE 
AUSBILDUNG.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

MEIN RECHT  AUF 
ARBEIT, DIE NICHT 
KRANK MACHT.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

MEIN RECHT  AUF 
FAIRE BEZAHLUNG.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

MEIN RECHT  AUF 
EINE LEISTBARE MIETE.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

MEIN RECHT 
AUF GEREGELTE 
ARBEITSZEITEN.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

MEIN RECHT  AUF EINE 
SICHERE PENSION.
DAFÜR STEHT MEINE AK.

GERECHTIGKEIT MUSS SEIN

ak-tirol.com

Sujets der Kampagne „Mein Recht auf ...“
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